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Denkichrift über das Syſtem des Srafgeſetz 
Entwurfes. 


Vorbemerkung. 


Bi den Betathungen der Commiſſion, welche gegenwärtig 
für die Revifion des K. Saͤchſ. Criminalgeſetzbuchs — richti— 
ger: für die Bearbeitung und Herſtellung eines neuen Straf- 
geſetzbuchs — in Thätigkeit ift, find Zweifel über die fyftema: 
tifche Anordnuug des vorhandenen Stoffes entanden, und diefe 
Zweifel haben den Anlaß zu Abfaffung der gegenwärtigen Denk: 
fchrift gegeben, durch welche der Referent der Commiſſion die 
von ihm vorgefchlagene Eintheilung des Strafgeſetzbuchs nad) 
folgenden Rubriken : 1) Verbrechen, 2) Bergehen und 3) Po- 
lizeiübertretungen, in Ehug nimmt. Obſchon die „Denkſchrift“ 
zunächſt und urſprünglich nur für die Mitglieder der Commiſſion 
beſtimmt war, ſo hat doch der Vorſtand des Juſtizminiſteriums, 
der zugleich Vorſitzender der Commiſſion iſt, der unterzeichneten 
Redaction die Erlaubniß zu deren Veröffentlichung ertheilt, da: 
mit auf diefem Wege aud) andern Sachkundigen, welche die 
Wichtigkeit der hier behandelten, obwohl mehr formellen als 
materiellen Frage erfennen, Gelegenheit geboten werde, ihre 
Anfichten darüber auszufprechen und ſo die envliche Beſchluß⸗ 
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nahme vorbereiten zu helfen. — Die Einwendungen, auf deren 
Abwehr die „Denkſchrift““ berechnet ift, wird allerdings der 
Lefer aus dem Inhalte der legteren felbft entnehmen müffen, da 
es unthunlich erfcheint, Die bereits vorhandenen Vorlagen felbft 
hier mitzutheilen. Aber auch ohne im Befig ver legtern zu fein, 
wird man fich leicht überzeugen, daß die vorgefchlagene neue 
Anordnung die erheblichiten Abweichungen von dem Syſteme 
unferes bisherigen Griminalgefegbucyhes varbieten muß, und 
daß faft feines der Capitel des bisherigen zweiten Theiles Be— 
ftand haben kann, ohne eine an der darin enthaltenen 
Materialien zu erfahren, 

Diejenigen, welche über diefen Gegenftand ihre Stimmen 
abzugeben geneigt find, erfuchen wir, ihre Zufendungen bal- 
digſt an den OARath Dr. Siebdrat in Dresden zu richten; 
die Aufnahme in die Spalten diefer Zeitfchrift kann jedoch, da 
der Zwed nur mehr ein vorübergehender ift, im Voraus nicht 
zugefagt werben. a 
# | Die Redartiom, 


Die Bedenken gegen die vorgefchlagene Eintheilung des 
Strafgefegbuches find, wenn ich nicht irre, von Haufe aus 
eigentlich daraus hervorgegangen, daß man ſich mit der mate- 
vielen Grundlage diefer Eintheilung, der Unterſcheidung 
zwiſchen Verbrechen und Vergehen, nidt befreunden 
konnte, und ich muß fie von dieſem Standpunfte aus aller: 
dings als begründet anerfennen. Eine blos formelle Grund: 
lage — die Verſchiedenheit der procefjualiihen Behandlung 
"nämlich — würde jene Eintheilung des Strafgefegbuchs nicht 
rechtfertigen, fie ift daher von mir auch keineswegs haupfſaͤch⸗ 
lich berüctfichtigt worden, wie ich denn z. B. die politiſchen 


Bergehen, obgleich fie mit Hülfe der Jury abgenrtheilt wer- 
den follen, in den zweiten Theil des Strafgeſetzbuches ver: 
wiefen habe*). Auch vie bloße Höhe der Strafe würde feine 
gemügende Orundlage, weder zur Unterfcheidung von Verbre— 
hen und Vergehen, noch zu einer Eintheilung des Strafgefe- 
buches abgeben. Denn bei einer gerechten Strafabmeſſung wird 
die Höhe der Strafe oft durch Umftände beftimmt, die auf das 
Weſen der Handlung nicht den mindeften Einfluß haben, wie 
3. B. jugendliches Alter, mangelhafte Zurehnung, Rüdfall, 
Höhe des Betrags u. ſ. w. Gelbft die Art der Strafe muß 
bisweilen von Umftänden abhängig gemacht werden, die das 
Weſen der Handlung nicht ändern, und ed würde daher z. B. 
unangemeffen fein, aus den mit Zuchthaus zu beftrafenden 
Handlungen eine befondere Klaffe zu machen, und diefelben in 
einem gefonderten Theile zufammenzuftellen. Daher hat die 
franzöfifche Gefeggebung, welche die Competenz der Jury ledi⸗ 
gli) davon abhängig madt, ob eine peine afflictive ou infa- 
mante bevorſteht, zwar zugleich die Benennung erime und delit 
hiermit in Verbindung gebracht, aber doch, gleich ven ihr nach— 
gebildeten Gefeggebungen, billig Anftand genommen, hierauf 
eine Eintheilung des Strafgeſetzbuches zu gründen. 

Aber auch zur Competenzbeftimmung würde fich die bloße 
Höhe der Strafe oder der Strafart nicht eignen, da, wenig: 
ftend nad) den bisher in Deutfchland üblich gewejenen Straf: 
abitufungen, häufig eine und diefelde Handlung vor die Jury 
oder vor das Bezirfögericht gehören würde, jenachdem fie den 
Umftänden nach höhere oder niedere Strafe nach ſich zieht, dies 
aber nicht felten erft von dem Ausgange des Proceſſes abhängig 


*) Ich erinnere hierbei daran, daß auch die Abgrenzung zwifchen dem 
zweiten und dritten Theile keineswegs blos durch das Verfahren beftimmt 
wird. Kleine Diebftähle, leichte Körperverlegumgen und Infurien wird man 
ohne Zweifel dem Einzelrichter zuweiſen, ohne fie deshalb unter die „Poli— 
zeiübertrefungen’’ aufnehmen zu wollen, und andererjeits wird Bettelei und 
Landſtreicherei wohl unftreitig zu den Polizeiübertretungen gerechnet werben, 
obwohl die deshalb nach Befinden eintretende Einlieferung in eine Correc— 
tionsanftalt nicht der Entſchließung des Einzelrichters überlaffen werben kann. 
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ift. Die franzöfifdhe Gefeßgebung, welche dieſes Princip ‚be: 
folgt, ift eben dadurch zu der erorbitanten Härte gefommen, Die 
ihr fo Häufig zum Vorwurfe gemacht wird. Sie hat ſich genö- 
thigt gefehen, jedes erime durchaus mit einer peine afflietivd 
ou infamante zu bedrohen, und daher kommt es, daß z.B. 
jeder ausgezeichnete Diebftahl, bis zum geringften Betrage 
herab, nad) Art. 386 — 389 des Gode pénal mit r&elusion be- 
ftraft wird, deren geringfte Dauer Art. 21 auf 5 Jahre. feftjegt. 
Insbeſondere ift ed ald eine nothwendige Conſequenz dieſes 
Principe anzufehen, daß der Berjuch (Art. 2) und die Theil- 
nahne am Verbrechen (Art. 59) in der Regel dem Verbrechen 
jelbft gleich geachtet wird, daß alfo jelbjt bei Verbrechen ,- die 
mit abfoluter Strafe (der Todesftrafe) bedroht find, deshalb 
nad) dem Code penal nicht auf eine niedrigere Strafart herab: 
gegangen werden fann. Mill man Diefe Härte, Die, dem, deut: 
hen Gerechtigfeitsgefühle gewiß nicht zuſagen würde, vermei— 
den, fo muß man. pie Gompetenz , der. Jury nothwendig dahin 
erweitern, daß fie alle diejenigen Handlungen umfaßt, Die 
wenigftens im höchſten Maape mit der dem Aſſiſenge— 
richt vorbehaltenen Strafart bedroht find. Thut man dies aber, 
johatman bereits der Sache nadı den Unterſchied 
zwifhen Berbrehen und Bergehen adoptirt, denn 
man hat an die Exiſtenz gewiffer Handlungen, unabs 
hängig von der im egnereten Falle deshalb eintretenden Strafe, 
eine criminalrechtlich bedeutende Folge — den Eintritt des, ei: 
gentlichen Criminalprocefies — geknüpft, und eben dadurch die 
Handlungen, von welchen dies gilt, zu einer eriminalrechtlich 
ausgezeichneten Klaſſe ftrafbarer Handlungen. dai. zu Ber: 
brechen gemadt. Man würde aljo aus rein praftifchen Grün— 
den dahin geführt werden, den Unterſchied zwiſchen Verbrechen 
und Vergehen, wenn er nicht ſchon vorhanden wäre, zu. schaffen. 

Immerhin würde aber: dieſe Unterſcheidung etwas Will: 
fürliches haben, wenn fie fidy blos nach der Straf höheé rich— 
ten follte, wenn 3. B. ale Handlungen, die im höchften Maaße 
mit mehr ald 6 Jahr Arbeitshaus bedroht, wären, für Berbre- 
hen erklärt würden, Ja fie würde auf diefer Grundlage nicht 


einmal durchführbar fein, da auch bei geringeren Vergehen nach 
den Umſtäuden — bei Concurrenz und Rüdfall — eine höhere 
Strafe eintreten kann. 

Minder willkürlich dürfte fie ſchon dann erfcheinen, wenn 
fie ſich nach der Strafart richtet, zumal wenn dieſe Strafart 
eine folche ift, die einer Handlung, weldhe auch nur im höhe: 
ren Grade damit bedroht iſt, jenen entehrenden Charafter bei— 
fegt, woran wir bei dem Worte „Verbrecher““ zu denken pfle— 
gen, Auch wird hierdurch die Ausführbarfeit gefichert, da in 
der Regel felbft Concurrenz und Rüdfall. keinen Uebergang in 
eine höhere Strafart begründen, umd, wenn man au snahms- 
weife (bei Diebftählen) einen folchen Uebergang wegen Rück— 
falls geftatten will, auch die Competenz der Jury füglicy ans: 
nahmsweiſe für diefen Hal von dem Vorhandenſein der Bedin— 
gungen dieſes Uebergangs abhängig gemacht werden kann. 

Bollfommen gerechtfertigt muß aber jene Unterfcheidung 
ſich darftellen, wenn fich nachweiſen läßt, daß diefelbe in der 
hiftorifchen Entwidelung des Strafrechts, in den Anfichten des 
Bolfs und in der Natur der Sache begründet iſt. | 

Die Unterfheidung zwifchen Verbrechen und Vergehen zieht 
ſich befanntlich durch die ganze Geſchichte des deutfchen Straf: 
rechtes hindurch. Sie beruht hier ebenfalls auf einer doppelten 
Grundlage, einer formellen und einer materiellen. Formell 
gründet fie ſich auf den Unterfchied zwifchen der eigentlichen Cri⸗— 
minalgerichtsbarfeit (Blutbann, hohe Zent) und anderen Straf: 
gewalten (Civilgerichts barkeit bei Heinen Diebftählen, In: 
jurien, geringen Thätlichkeiten u, f. w., geiſtliche Gerichts- 
barfeit bei Unzuchtsfälfen, Meineid, Gottesläfterung u. f. w., 
Marftgerichtsbarfeit bei falſchem Maaß und Gewicht und 
dergl.), materiell lehnt ſich der Begriff des Verbrechens an 
diejenigen Handlungen, die in der Alteften Zeit die Todesſtrafe 
(daher Blutbann), oder, wenn man noch weiter auf die Urver: 
hältniffe des germanifchen Volkslebens zurüdgeht, die Friedlo: 
figfeit (das faidam portet in den lateinifch gefchriebenen Volks— 
rechten des fechiten und fiebenten Jahrhunderts) nach fid) zogen. 
Bergl. darüber Wilda, das Strafrecht der Germanen. Diefes 


— 


Inſtitut der Friedloſigkeit ift für den Begriff der Criminalſtrafe, 
wie er ſich ſpaͤter entwickelt hat, von ganz beſonderer Bedeutung: 
Sie war ihrem Weſen nach Todesſtrafe, nur daß die Vollzieh— 
ung dem Verletzten, der Familie, der Gemeinde, theils als ein 
Recht, theils als eine Pflicht, überlaſſen war. In einem der 
von Wilda mitgetheilten alten Rechtsbücher ging man ſo weit, 
daß ein Friedloſer ſeinen Frieden wiedergewann, wenn er nach⸗ 
weiſen konnte, 12 andere Friedloſe etſchlagen zu haben. Indem 
man aber dem für friedlos Erklärten in gelindern Fällen Zeit 
ließ, das Land zu meiden, indem man ſodann die Dauer der 
Friedloſigkeit ſelbſt auf einen gewiſſen Zeitraum beſchränkte, ent⸗ 
wickelte ſich daraus die Landesverweiſung (Acht, Bann, beide 
Worte mit Nebenbedeutungen, die aber die urſprüngliche Ver— 
wandtſchaft mit der Landesverweiſung nicht verkennen laſſen) 
mit ihren verſchiedenen Abſtufungen. Daher die Erſcheinung, 
daß bis zum Jahre 1838 ſelbſt ſechswöchentliche Gefängniß— 
ftrafe in der ſächſiſchen Jurisprudenz ald eine Griminalftrafe ber 
trachtet wurde, jobald fte ‚Ratt geitiger Landesverweifung ’’ 
erfannt war. 


Die praftifche Bedeutung jenes Unterfchiedes ift mehr und 
mehr verloren gegangen, weil einerfeits die formelle Grundlage 
defielben, bis auf einen unbedeutenden Ueberreft in den Erb— 
gerichtefällen, verſchwand, andererſeits aud) feine materielle 
Grundlage bedeutende Movificationen erlitt. Diefe beftehen 
darin, daß 


... 1) eine Menge von Handlungen, die jonft für Verbrechen 
galten, mit Strafen bedroht wurden, die, befonders nach Eins 
führung der Zuchthausftrafe, wenigftens in der Meinung des 
Volks nicht als peinliche angejehen wurden, 3. B. die gerin- 
geren Fälle des fonft peinlichen Diebftahle und anderer Eigen: 
-thumsverbrechen, der Ehebruch, die Gottesläfterung (Fälle, 
die eigentlich der kirchlichen Strafgewalt angehörten, aber ſchon 
früh auf die Griminalgerichte übergegangen waren) u. a. m., 


+2) daß andere Fälle, die man früher nicht für Verbrechen 
gehalten hatte, mit peinlichen Strafen bevroht wurden, 
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namentlich: Landfriedensbruch, Aufruhr, manche Arten des 
Betrugs und der Injurie u. |. w., 

3) daßüberhaupt eine Menge newer Bergehen entftanden, 
vie theild mit peinlichen,, theils mit nicht peinfichen Strafen 
belegt wurden, als: Duell, Wilbdiebftahl, Amtsvergehen ver: 
fchiedener Art u. ſ. w. 

Wenn nun aber demungeachtet ſich der Unterfchied 
zwifchen Verbrechen und Bergehen nicht nur in der Sprache, 
fondern in der ganzen Denfungsweife des Volles — man würde 
Denjenigen gewiß, wo nicht ftrafen, dod) bitter tadeln, der 
einen wegen Duell, Injurien, Ehebruch Beftraften einen „Ver—⸗ 
brecher““ nennen wollte — erhalten hat, fo liegt darin gewiß 
eine dringende Aufforderung für ein zeitgemäßes und volfsthüm- 
liches Strafgefegbuch, diefen Unterfchied aufzunehmen und aud) 
äußerlich ald einen einflußreichen hervortreten zu laffen, fobald 
fih nur dafür eine neue praftifhde Grundlage. 
finden läßt. 

Diefe praktifche Grundlage it formell durch die Einfühs 
rung der Jury gewonnen, und auch materiell ift fie vor: 
handen, da es in der That eine Reihe Rrafbarer Handlungen 
von fo eigenthümlich befchwerender Art gibt, daß fie ſich füg- 
lich), noch abgefehen von der Strafe und der ftrafrechtlichen Bes 
handlung, als eine befonderd ausgezeichnete Klaffe der ftraf: 
baren Handlungen, als Verbrechen, bezeichnen laflen, und 
auch von der öffentlichen Meinung unzweifelhaft dafür angefe: 
hen werben. Jener befchwerenvde Charakter befteht darin, daß 
fie ihrer Ratur nad, und nicht blos wegen befonders hinzutres 
tender erſchwerender Almftände, entweder eine Niebrigfeit der 
Gefinnung, eine Entartung des fittlichen Gefühls, eine Roheit 
des Gemüths, oder eine gänzliche Nichtachtung der Grundlagen 
alles Rechtslebens verrathen, und diefen Charakter wird man 
bei denjenigen Handlungen, die ich im erften Theile des Ent: 
wurfs als Verbrechen aufgenommen habe, vielleicht mit eins 
zelnen Ausnahmen, über deren Stellung ſich nody fprechen läßt, 
ſchwerlich vermiffen. 

Auch den ausgezeichneten Eigenthumsverbrechen kommt 
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jener Charakter, vielleicht: mit Ausnahme einzelner ganz fingu= _ 


lärer Fälle, die man bei Aufftellung eines. Geſetzes — einer 
Regel — nie berüdfichtigen fann, gewiß au, während einfache 
Eigenthumsvergehen zwar immer für entehrend gelten müſſen, 
und auch durch den Einfluß, der ihnen in dem allgemeinen, Be- 
ftimmungen über die Strafen namentlicdy auf die Folgen derſel— 
ben eingeräumt ift, als folche bezeichnet werden , im Allgemei- 
nen. aber doch mehr aus Schwachheit, aus unbewachter Hab: 
und Genußfucht, und anderen — ſittlichen Fehlern 
hervorgehen. 

Soll aber der inne und entehrende Charakter jener 
Handlungen juriftifch bedeutfam und für das Nechtöbewußtfein 
faßlich hewvortreten, jo muß das Gejeb 

1). dieſe Handlungen durch eine befondre Benennung — 
als ‚„„Berbrechen‘’ — vor den übrigen —— — 
auszeichnen, es muß 

2) unabhängig von der Strafe im conereten Falle, ge— 
wife entehrende Folgen daran fnüpfen, was durch die obgedad): 
ten Beitimmungen über die Folgen der Strafen ebenfalls. ge: 
fchieht, e8 muß aber auch 

3) durch. die Art der Strafe, mit welcher diefe Handlun— 
gen wenigftens in: den ſchwerſten Fällen beftraft werden Fön: 
nen (Zuchthaus: und demfelben: gleichgeltende Strafen); ie: 
nen bejchiwerenden und entehrenden Sharalter — bezeich⸗ 
nen, und muß endlich 

4) von ihrer: Eriftenz,, wenigſtens * Regel: nad), den 
Eintritt des eigentlichen Sriminalprocefies abhängig machen. 

Man fommt alſo durch den Begriff des Vebrechens ſelbſt und 
feine innere Nothwendigkeit zu denfelben Folgerungen, zu denen 
wir. oben: durch das praktifche Bedürfniß bei Einführung der 
Jury hingeführt wurden, und es ſoll alfo feineswegs, der Jury 


zu 2iebe, der, Unterſchied zwiſchen Verbrechen und Vergehen euft 


eingeführt: oder erft erfunden werden, jondern die Einführung 
der Jury fol vielmehr als ein günftiges Ereigniß benutzt wer⸗ 
den, um eine Unterfcheidung wieder ind Leben zu rufen, die in 
Ermangelung einer praktifchen Grundlage dafür und der geſetz— 


lichen Anerkennung, gänzlich verloren zu gehen droht, die aber 
tief in der Gefchichte und in der ganzen Denkungsweiſe des Vol⸗ 
kes begründet ift, und für deren Fefthaltung auch die erheblich- 
ften legislativen Gründe — Gründe der Gefeßgebungspolitif — 
fpredhen. Denn mit dem Unterfchiede zwiſchen Verbrechen und 
Bergehen geht auch jener tiefe fittlidhe Abfcheu vor den: Verbre: 
hen verloren, der beffer, ald alle Strafen, geeignet ift, Sitte 
und Gefeg im Volke aufrecht zn erhalten und zu fräftigen. Die 
leider jebt fo weit verbreitete Anſicht, daß die Strafe, nicht das 
Verbrechen, entehre, wird begünftigt, wenn der Staat bie 
ftrafbaren Handlungen nur nad). ver Höhe der Strafe abituft, 
und der gemeine Mann, welcher fieht, daß auch das ſchnell ent⸗ 
flohene Schimpfwort, der leicht entzüundete Schentenerceß, die 
eulpofe Zödtung, die er mehr als ein Unglüd betrachtet, vom 
Geſetz als Verbrechen bezeichnet wird, kommt leicht auf den 
Gedanfen, daß es mit dem Verbrechen wohl überhaupt nicht fo 
viel auf fi) haben möge. Man wende nicht ein, daß dadurd - 
andrerfeitd die Gleichgiltigfeit. gegen das Vergehen befördert 
werde. Der Eindrud des Strafbaren bleibt immer, ja felbft 
der einer Höheren Strafbarfeit wird erhalten, twenn Dem zwei— 
ten Theile des Geſetzbuchs noch ein dritter, von den Polizei— 
übertretungen,, nachfolgt. | 

Daher haben denn in der That, ſchon bevor man an die 
Einführung der Jury gedacht hat, die gewichtigften Stimmen 
ſich für die Wiederauffrifchung des Unterfchiedes zwifchen Ber: 
brechen und Vergehen verwendet: Faſt bei jeder neuen Geſetzge⸗ 
bung ift diefe Brage von Neuen zur Sprache gefommen, allein 
ohne Erfolg, weil ed an einer praftifchen Grundlage fehlte und 
daher alle Berfuche an der Unausführbarfeit fcheitern mußten, 
‚Denn in der höheren Strafbarfeit allein, oder in der Spruch⸗ 
Eompetenz der höhern Gerichte, fonnte man eine ſolche Grund— 
lage nicht finden, da der Begriff des Verbrechens, wenn er ein 
jeldftjtändiger und fruchtbarer fein foll, von der Höhe der Strafe 
in concreto unabhängig fein muß, die Gompetenz der Sprud)- 
behördenaber fich mehr oder weniger nad) der Strafe in con- 
ereto richten mußte. Es kommt Hinzu, daß alle unfere Erimi- 
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nälgefeßbücher fich mehr oder weniger an die Gorolina anfchlie: 
Ben, die ein eigentliches Sriminalgefeg fein follte, und nur 
hier und da gelegentlich eines nicht criminellen Vergehens ge- 
dachte. Nur alimälig hat fich feitdem der Kreis dieſer nicht 
eriminellen aber vor die Eriminalgerichte gezogenen Bergehen 
fo erweitert, daß man daraus eine befondere Abtheilung des 
Strafrechtes machen fann, ſobald dazu ein praktiſches Bedürf— 
niß und eine praftifche Grundlage vorhanden if. Wir aber 
würden und dem gerechten Borwurfe ausfegen, die Anforders 
ungen der Zeit und der Sache verfannt zu haben, wenn wit die 
gute Gelegenheit vorübergehen laſſen wollten, das Strafgefeg 
auf feine urfprünglichen, nationalen und weſentlichen, durch 
Sitte und gefhichtliche Erinnerung geheiligten Grundlagen zu: 
rückzuführen. 

Soll aber der Unterſchied zwiſchen Verbrechen und Ver: 
gehen in das lebendige Rechtsbewußtſein des Volkes überge: 
hen, und dadurch zu den wohlthätigen Folgen führen, die man 
ſich hiervon verfprechen darf, jo ift e8 ſchon aus dieſem Geſichts⸗ 
punkte. nöthig, die Handlungen, die man als Verbrechen be: 
zeichnen will, überfichtlich zufammenzuftellen, und dadurch au— 
genfällig vor allen anderen auszuzeichnen. Die Verbrechen müf- 
jen den eigentlichen Eriminalcoder bilden, der kurz und leicht 
ſaßlich fein muß, fo. daß er, wie der Katechismus, zum Bolfs- 
buche werden und dem Gedaäͤchtniſſe leicht eingeprägt werden 
fan. Insbeſondre fol diefer Griminalcoder ein Lehrbuch für 
diejenigen werden, die fünftig berufen fein werben, zu der Ver: 
urtheilung wegen Verbrechen mitzuwirken, nicht damit fie im 
Gericht felbft die einſchlagenden Stellen bald auffinden können 
— dies würde zu einer alphabetifchen Ordnung führen, würde 
aber eine überflüffige Sorge fein, da die Gefhwernen die ein- 
fehlagenden Artikel aus der Anklagefchrift und ver Belehrung 
des Präfiventen erfahren — fondern damit fie ſich vorher, ehe 
fie in die Sitzung kommen, ohne zu großen Aufwand an Zeit 
und Mühe mit den Grundſatzen bekannt machen können, die bei 
ihrem Beruf vorzugsweiſe zur Anwendung kommen. Richt ale 
ob fie fih nun hierauf durchaus zu befchränten hätten — fie 
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können ja, bei eventwell auf ein Vergehen gerichteter Anklage, 
in den Fall kommen, auch über Vergehen urtheilen zu müſſen — 
allein es wird bier ungefähr derfelbe Fall eintreten, wie bei un- 
feren Criminalrichtern binfichtlicd des Criminalgefegbuchs und 
anderer Strafgefege, des Zoll: und Steuerftrafgefepes, des Mir 
litärftrafgefeßbuchs u. f. w. Mit jenem find fie vertraut, mit 
diefen nicht unbefannt. Es ift aber gewiß von großer Wichtigs 
feit, daß die Geſchwornen nicht ohne alle Vorbegriffe vom 
Strafrecht in die Sigung hineinfommen. Sie können ja ohne 
diefelben nicht einmal den Deductionen des Staatdanwalts und 
des Bertheidigerd folgen. Es ift aber auch wichtig und wins 
ſchenswerth, daß fie diefe Vorbegriffe aus dem Gefege felbit 
und nicht etwa aus — oft fehr mangelhaften — Privatzufam: 
menftellungen fchöpfen. Ja felbft für den Juriften wird der 
Gebraud, des Strafgeſetzbuchs durch jene Eintheilung keines— 
wegs.erfchwert, ſondern in manchen Beziehungen erleichtert. 
Man hat eingewendet, er werde oft Beftimmungen, die er beis 
fanmen zu finden gewohnt ift, an verfchiedenen Orten aufſu— 
hen müfjen. Wäre diefer Einwand gegründet, nun jo wäre 
dies wohl nur eine Feine mechanifche Mühe, die wegfallen 
wird, jobald man fich an die neue Ordnung gewöhnt hat, und 
die ſich der Juriſt wohl gefallen laffen fünnte, wenn dafür 
feinem jüngeren, der Unterftügung bebürftigeren Gollegen, dem 
Geſchwornen, die Arbeit erleichtert wird. Etwas Anderes frei: 
lich wäre ed, wenn dadurch die innere Verbindung der Materien 
geftört, mithin das Berftändniß erfchwert würde. Dies ift ein 
Punkt, auf den ich fpäter zurücdfommen werde. Dagegen bie: 
tet die neue Eintheilung auch dem Juriften den Vortheil, daß 
er die Beftimmungen, die er, entweder als Affifenrichter, oder 
im Bezirksgericht grade anzuwenden hat, im erften und im ziweis 
ten Theile beifammen findet. Allein dies ift bei Weiten nicht 
der wichtigfte Vortheil. Man vergegenwärtige fich nur, welche 
ganz andere Bedeutung, als bisher, Fünftig die Competenzfrage 
haben wird, Bisher brauchte ſich der Richter nicht fehr darüber 
den Kopf zu zerbrechen, ob eine wichtigere oder minder widhti= 
ge Criminalſache vorlag. In dubio befegte er die Gerichtsbank, 
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in dubio verfchicte er Die Acten an das Appellationsgericht, in 
dubio machte das Appellationsgeriht das Urthel. Allein fünf: 
tig kommt e8 darauf an, daß feine That der Beurtheilung der 
Jury entzogen werde, die nach dem Geſetz vor diefelbe gehört, 
daß aber auch wegen Feiner That der weitläufige und koſtſpie— 
lige Griminalproceß eingeleitet werde, wegen deren ed nicht nö: 
thig ift. Jedem Richter, jedem Staatsanwalte müfjen daher 
die Handlungen , die vor die Jury gehören, ſtets gegenwärtig 
fein. Im erften Theile des Strafgeſetzbuchs findet er diefelben 
beifammen, und was etwa dabei nod) zu beachten ift, entnimmt 
er aus einer einfachen Eompetenzbeftimmung, die etwa fo laus 
ten wird: 

Bor die Aſſiſen gehören . » 

1) alle im:erften Theile des Strafgeſetzbuchs aufgeführten 
Handlungen (mit wenigen fpeciell aufzuführenden Ausnahmen), 

2) alle Bergehen, wenn die wegen eined Verbrechens er: 
hobene Anklage zugleidy oder eventuell auf ein Vergehen ge: 
richtet ift, 

3) die im Art... . . des zweiten Theiled genannten (po: 
litifchen) Vergehen. 

Würden dagegen im Strafgefegbuche die Verbrechen mit 
den Vergehen vermifcht aufgeführt, fo müßten in der obigen 
Beftimmung unter 1) wenigftens 100 Artifel citirt werden, und 
eben fo.viel Gitate müßte die Beftimmung für die Gompetenz 
der Bezirfögerichte enthalten. Sid) diefe zu merfen, würde na= 
türlich ganz unmöglich fein, und der Jurift würde fi) daher 
felbft ein Berzeichniß der Verbrechen machen müffen, um fie ſich 
zu imprimiren, was ihm durch die überfichtliche Darftellung im 
erften Theile erfpart wird. *) 


*) Man würde nicht einmal damit ausreichen; ftatt der Artifelnummern 
die Namen der Berbrerhen und resp. der Vergehen aufzuführen, denn viele 
Artikel enthalten nur Modificationen der Hauptbeflimmung wegen eines Ver⸗ 
brechens. So find in dem Befeke, die Einführung des mündl. und öffentl, 
Strafverfahrens mit Schwurgericht in den Provinzen Starfenburg und Ober: 
heffen betreffend, vom 28. Oct. 1848. Art. 11. obgleich es die vor die 
Affifen gehörigen Handlungen mit ihren Namen bezeichnet und einige allge 
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Diefe praktischen Vortheile fiheinen mir unverkennbar und 

unbeftreitbar zu fein, allein id) kann nichts dawider haben, 
‚wenn man ihnen eine untergeordnete Wichtigfeit beilegt, fo 
lange man der. Meimung ift, daß die Eintheilung auf feinem To: 
giſch richtigen Grunde beruhe, und den Zufammenbang der 
Materien, mithin das Verftändniß ftöre. Diefer Einwand 
wäre der beveutendite, allein ich glaube ihn ala einen völlig un: 
begründeten nachweiſen zu Fönnen. 

Berfteht man unter einem logifchen Prinrip ein folches, 
aus welchem fich die Aufeinanderfolge der Säße, wie bei einem 
mathematifchen oder philofophifchen Syfteme mit logifcher Noth: 
wendigkeit herleiten läßt, fo gibt es für den ſpeciellen Theil 
des Strafrechis Fein folches Princip. 

- Man nehme einen Eintheilungsgrund, welchen man wolle; - 
die Form der Handlung (Berbrechen durch Gewalt oder durch 
Lift); den Gegenftand des Verbrechens (Verbrechen gegen Die 
Perfon und gegen das Eigenthum); die Perſon des Verlegten 
(Staatsverbrehen und Privatverbrechep) ; die ‘Berfon des. Ver: 
brecherd. (Amtsverbrechen und gemeine Verbrechen); immer 
wird man bei der Durchführung auf Verbrechen kommen, bei 
denen fich, diefe Eintheilungsgründe durchkreuzen, oder Die einen 
ganz für ſich beftehenden Charakter haben (Duell, die ‚meiften 
fleifchlihen Bergehungen, Bigamie,, Gottesläſterung u. f. w.) 
und Daher unter feinen der angenommenen Eintheilungsgründe 
paſſen. Jede Eintheilung hat daher etwas Willfürliches, bei 
jeder wird zulegt nur eine gewilfe Ideenaſſociation über die 
Stellung diefed oder jenes Verbrechens entfcheiden, Die man 
leicht, wenn man ſich daran gewöhnt hat, für eine nothwendige 
hält, während fie Doch eben nur eine willfürliche it. Es faun 
Dies auch nicht anders fein, da. Verbrechen erfahrungsmäßig 
gegebene Größen find, die eben, weil fie aus Willfür und Ge- 
feßlofigfeit hervorgehen, fich unter ein durchgreifendes logisches 
Geſetz nicht bringen laſſen. Nur im Rechte — daher audy im 


meine Kategorien vorausſchickt, noch 50 Artikel des Strafgeſetzbuchs beſon⸗— 
ders allegirt, 
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Criminalrechte, fo weit es reines, nicht angewendetes Recht ift, 
d. h. in feinem allgemeinen (philofophifhen) Theile — nicht 
aber im Unrechte, in den verfchiedenen Formen des Verbrechens 
nämlich, herrſcht das Gefeg der Logif. Will man aber das, 
was: fein logifches Gefeg in fid) trägt, einem ſolchen unterwers 
fen, fo fann dies nur ein felbftgemachtes, alfo ein willfürkiches 
fein, und es läßt fich daher behaupten und an den vorhandenen 
foftematifchen Gejegbüchern nachweifen, daß jede Eintheilung 
um fo willfürlicher werden muß, je mehr fie fich das Anfehn 
gibt, aus einem logifchen Princip in dem obigen Sinne her 
vorzugehen. 

Wil man aber erfahrungsmäßig gegebene Gegenftände 
nad) einem Princip eintheilen, fo muß man diefes Princip aus 
ihrer Natur entnehmen. Die Natur des Verbrechens aber ift 
eine pfuchologifch-ethifche. Wie man nun die Naturgegenftände 
in drei Reiche-theilt, das Minerafreich, das aus einer einfachen 
Miſchung der Elementarftoffe hervorgeht, das Pflanzenreich, 
dein eine zuſammengeſetzte Mifhung zum Grunde liegt, und 
das Thierreich, wo ſich zu der Mifchung der Stoffe noch: ein 
inneres individuelles Lebensprincip hinzugeſellt, fo ergibt ſich 
aus der pſychologiſchen Natur der ftrafbaren Handlungen die 
Eintheilung in Bolizeiübertretungen, Vergehen und Verbrechen. 
Jene beruhen auf dem einfachen Ungehorfam gegen das pofitive 
Geſetz; bei den Vergehen tritt eine Bernachläffigung des fittli- 
hen Principe, eine Hingebung an ungeregelte Triebe und Nei— 
gungen hinzu, bei den Berbreihen aber offenbart fich ein poftti- 
ves böfes Princip, das im Individuum ein der vernünftigen 
Natur deffelben feindfeliges Leben gewonnen hat, und von dem 
das Individuum beherrfcht wird. Geht man nun in der ſyſte— 
matifchen Anordnung weiter fort, fo würde man bei der Dar» 
ftelfung der einzelnen Naturreiche die dahin gehörigen Species 
aufzuführen und bei jeder derfelben von den Werkzeugen der Er: 
nährung, der Bewegung, der Fortpflanzung zu handeln haben: 
Eben fo handelt man bei den einzel en Verbrechen von ihrem 
Begriff, ihren Unterarten, ihren Erſchwerungs- und Milders 
ungsgründen, ihrer Vollendung und nad) Befinden ihrem: Vers 
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ſuch und den etwa befonders ftrafbaren Vorbereitungshandlun⸗ 
gen. Unpaſſend aber würde es fein, wenn, man in der Natur: 
geſchichte etwa aus allen drei Reichen zuerft Diejenigen Thiere, 
Pflanzen und Mineralien zufammenftellen wollte, welche durch 
Biftgehalt dem Leben des Menſchen gefährlid werden, dann 
diejenigen, die ihm eine der Gefundheit nachtheilige, und Die 
- jenigen, die ihm eine wohlthätige Koft gewähren, oder für die 
Induftriebrauchbar find, ja jelbft wenn man auch nur die Dar- 
ftellung der thierähnlichen Pflanzen mit der der pflanzenähnlichen 
Thiere verbinden wollte. 
Es fehlt aljo der Eintheilung in Verbrechen, Bergehen 
und Bolizeiübertretungen keineswegs an einer leitenden Idee, 
einem Princip, nur daß dieſes PBrincip Fein rein logiiches, fon: 
dern, der Natur der Sache gemäß, ein empirifches ,. insbefon- 
dere piychologifches ift. Wollte man dieſes Princip nit gelten 
lafjen, jo würde man eben die Eintheilung nach einem inneren - 
Principe ganz aufgeben und nad) einem äußeren Eintheilungs- 
grunde ſuchen müffen, und dieſer könnte dann nur entweder ein 
biftorifcher oder ein praftifcher — nad) den materiellen und fors 
mellen Folgen der Berbrechen, den Strafen und dem Proceſſe — 
fein, und. dieſe äußeren Eintheilungsgründe würden ebenfalls 
wieder fämmtlich auf die drei Hauptkategorien: Verbrechen, 
Vergehen und Polizeiübertretungen zurücdführens on sun iu5« 
Hierzu fommt, daß dieſes Princip das einzig durchführ- 
bare ift. Ich verftehe hierunter nicht eine confequente Durch⸗ 
führung bis in alle Einzelheiten. Diefe ift nur bei einem Logis 
hen Princip, mithin nur bei ſolchen Gegenftänden möglich, 
weldye die Anwendung eines logifchen. Princips geſtatten (die 
Mathematif, die Philofophie, das reine Recht). Kommt man 
bei. der Daritellung des Thierreichs auf Pflangenthiere, jo wird 
man ed nicht vermeiden können, Diefer ihrer Eigenfchaft mit den 
nöthigen Erläuterungen zu, gedenken, und fo ver Darftellung des 
zweiten Theilcs vorzugreifen.. So fommt man auch im erften 
Theile des. Strafgeſetzbuchs auf Handlungen, die, wiewohl fie 
ſich auf Verbrechen beziehen, doch nicht felbft Verbrechen find 
(gewiſſe vorbereitende Handlungen, welche ftrafbar find, cul- 
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pofe Handlungen, Begünftigung u. f. w.). Daß dieſe Hand- 
(ungen nicht Verbrechen find, diefer wegative Sag muß 
jedenfalls ſchon im erften Theile ausgefprochen werden; es 
würde aber doch mehr als pedantifch fein, wenn man lediglich 
um einer äußeren Confequenz willen hierbei ftehen bleiben, und 
die Bemerkung, daß fie aber doc, als Vergehen ftrafbar 
find, unterdrücken wollte, es dem Leſer anheim ftellend, dies 
aus der Vergleichung des zweiten Theiles zu entnehmen. Aehn: 
fiche Heine Inconfequenzen werden bei jeder Eintheilung: zum 
Borfchein fommen. Allein um wie viel größer und auffallenvder 
ift die Inconfequenz, wenn man in einem das ganze Gebiet 
des Strafbaren umfafienden Strafgefegbuche Verbrechen und 
Bergehen mit einander verſchmilzt, die Polizeiübertretungen 
aber geſondert behandelt. Einen. inneren Grund hierzu wird 
man fchwerlih angeben fönnen, und id. möchte auch hier dar⸗ 
auf aufmerkffan machen, daß die Bedenken gegen. Die vorges 
fchlagene Eintheilung ‚aus einer Zeit herrühren, wo man-eben 
nur an eine Umarbeitung des Griminalgefesbuches dachte, und 
von dein dritten Theile, welcher hinzugefügt werben foll, und, 
da die Bolizeiftrafgewalt- auf die Gerichte übergeht, mothwens 
dig Hinzugefügt werden muß, noch nichts wußte, ' Nun frage 
ich aber, ob die Meberfichtlidykeit gewinnen wide, ‚wenn man 
dem Gapitel von den Staatsverbrechen die polizeilichen Beftim: 
mungen gegen Unbotmäßigkeit, gegen nächtliches Herumtreiben, 
Lärmen und Singen; dem Kapitel von der Tödtung die polis 
zeilichen Verbote des Anftreichens von Spielwaaren mit giftigen 
Subftanzen, des Aufitellens von Blumenftöden auf unverwahr- 
ter Benfterfimfen u. f. w. 5 dem Kapitel von der Brandftiftung 
die polizeilichen Vorfchriftenwegen der Verwahrung des Lichts 
in Ställen, Böden und Flachskammern, wegen Aufbewahrung 
von Schießpulver, wegen der Streihzündhölichen uw. ſ. w.; 
dem Kapitel von Raube die polizeilichen Borfchriften des Räns 
bermandats; dem Kapitel vom Diebitahle und der Partirerei 
die polizeilichen Beſchränkungen des Trödelhandels un ſ. w. 
u. f. ww. hinzufügen wollte. Sind etwa dieſe polizeilichen Vor— 
ſchriften ſo ganz hetetogener Natur? Man fehe nur das Räuber: 
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mandat, das Feuermandat, das Mandat ‚, wegen Abtreib:, 
Umbring- und Wegfegung der Leibesfrüchte”, das Banferottir 
mandat an, wo fie allenthalben wirklich mit den eriminalrecht: 
lichen Beftimmungen verbunden werden. Sie find fo wenig bes 
terogener Natur, daßgewiß bei fehr vielen derfelben Zweifel entfie- 
hen wird, ob fie in den zweiten oder in den dritten Theil aufzu— 
nehmen feien. Namentlich gehn die Beftimmungen wegen gefähr: 
licher Handlungen durch alle drei Theile hindurch, und gerade hier 
würde, wenn man cinmal die Abtheilung in drei verfchiedene 
Gruppen verwirft, auch zu einer Abtheilung in zwei Gruppen 
(Verbrechen und Vergehen auf der einen und Bolizeiübertret- 
ungen auf der andern Seite) nicht der mindefte logifche Grund 
aufzufinden fein. 

Aber auch für die Bearbeitung wirde das Aufgeben der 
Eintheilung in drei Theile, wenn man einmal den Unter: 
ſchied zwifchen Verbrechen und Vergehen mit feinen praftifchen 
Folgen fefthalten will, zu großen Schwierigfeiten und Unzu— 
träglichfeiten führen. Namentlich die Bearbeitung eines allge: 
meinen Theils für beide Klaffen zugleich ift kaum ausführ: 
bar. Die Commiſſion hat fich bereits von der Nothiwendigfeit 
überzeugt, von den ftrengen Grundfägen, die für Verbrechen 
gelten, für die Vergehen manche Ausnahmen zu machen. Die 
Strafbarfeit des Verſuchs ift bei Verbrechen die Regel, bei 
den Bergehen wird fie vielleicht zur Ausnahme werden. Der 
Verſuch mit untauglicen Mitteln, — an einem Gegenftande, 
woran dad Verbrechen nicht begangen werden kann, muß bei 
Verbrechen als ftrafbar anerkannt werden, bei Vergehen 
wird man dies vielleicht gar nicht, oder dod) nur ausnahme- 
weije gelten laffen, und daffelbe dürfte wohl, wenn aud) unter 
gewiflen Einfchränfungen, aud) bei den ftrafbaren Borbereit: 
ungshandlungen (Berbindung und Aufforderung zum Berbre: 
hen) und bei der reinen Begünftigung der Fall fein. Denkt man 
ſich nun einen allgemeinen Theil, der die Grundſätze über Ver: 
brechen und Vergehen umfaßt, fo müßte er ungefähr jo lauten: 
Art. 99. „Ein Verbrechen und ein Vergehen (und eine 
Polizeiübertretung) iſt vollendet, wenn’ u. ſ. w. Art. 61. 

Neue Jahrbücher f. fächf. Strafrecht. VI. 1. 2 
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„Hat bei einem beabfichtigten aber unvollendet gebliebenen Ver: 
brechen oder Vergehen ver Verbrecher die Handlung ıc, be 
gonnen, fo ift er eines Verfuchs für ſchuldig zu achten +, und 
es müßten num die ſaͤmmtlichen Vergehen, bei denen dies nicht 
gelten foll, als Ausnahme Hinzugefügt werden. Art. 64. „Dem 
einfachen Verfuche ift e8 bei Verbrechen gleich zu achten ꝛc., 
bei Bergehen ift diefer Fall ftraflos” wi f. w. u. f. w. Wie 
fchwerfällig würde dadurd) die Darftellung, und wie würde die 
Ueberficht erſchwert werden. Wird aber das Geſetzbuch in drei 
Theile getheilt, fo ſtellt man ganz einfach im erften Kapitel des 
erften Theiles die allgemeinen Grundfäge über Verbrechen 
zuſammen, ohne ſich um die Vergehen zu Fümmern, im zweiten 
Theile wird dann, ftatt fie zu wiederholen, auf diefe Grund: 
fäße verwieſen und die Davon geltenden Ausnahmen werden bei 
gefügt. Achntich'verhält’es fi mit den Beftimmungen über die 
Anzeige bei auf Antrag ftrafbaren Vergehen. Sie fommen eben 
nur bei Vergehen (auch bei den Polizeiübertretungen nicht) in 
Betracht , und es wird daher dem Lefer, der fic in das Straf: 
gefegbuch einftudiren will, die Meberficht erſchwert, wenn man 
ihm zumuthet, diefe Beftimmungen in einem alle mögliche ſtraf— 
bare Handlungen umfaffenden allgemeinen Theile ſich anzueig- 
nen, md die Vergehen, auf welche fie ſich beziehen, aus der 
ganzen ungefonderten Maffe der ftrafbaren Handlungen zufam: 
menzufuchen: Auch bei der Einreihung einzelner Vergehen kommt 
man im Berlegenheit, da fie fich oft nur gezwungen mit einem 
Verbrechen in Verbindung fegen laſſen. Ich erinnere an die 
Berleitung zur Defertion, die Befreiung von Gefangenen, den 
Hausfriedensbruch, die Selbſtverſtümmlung. Doc dies führt 
mich auf die Hauptfrage: | | 

ob denn der innere Zufammenhang der Materien wirklich 

durch die vorgefchlagene Eintheilung geftört wird? 

Darauf fommt es ohne Zweifel hauptfächlich an, und ich muß 
mir ſchon, da dieſe Frage einmal angeregt ift, ein tieferes Ein- 
gehen in die foftematifche Anordnung ver einzelnen Theile er- 
fauben, muß aber grade hier Horzugsweife darauf rechnen, daß 
an fich der gewohnten Ideenaſſociationen möglichſt ent- 
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äußere und nicht das Gewohnte mit dem Nothiwendigen und 
Raturgemäßen verwechfele ; daß man ferner eine Anordnung nicht 
blos um deswillen mit Mißtrauen betrachte, weil fie nicht 
jedem Verbrechen alle Handlungen, die fich irgend damit in 
Berbindung bringen laffen, unmittelbar nachfolgen läßt, da es 
fi) ja eben darum handelt, ob diefe äußere Verbindung eine 
nothwendige fei, und ob nicht durch die Sonderung eben fo 
werthvolle, ja vielleicht wichtigere Gefichtspunfte Der Ideenver⸗ 
fnüpfung gewonnen werben. 

Im dritten Kapitel des erften Theiles*) habe ich die Ver: 
brechen gegen den Staat und die öffentliche Ordnung zuſammen⸗ 
gefaßt, deren Spige der Hochverrath ift. Alle diefe Verbrechen 
ftehen in einer engen Verbindung mit einander, namentlich da- 
durch, daß fie ſich nur durch die modificirte Willensrichtung 
unterfcheiden und bei einer feinen Aenderung diefer Willens- 
richtung (der Abficht) ſämmtlich in Hocverrath übergehen fün- 
nen. Für die Beurtheilung diefer Verbrechen ift dies gewiß 
höchſt wichtig. Es ift auch diefer Geſichtspunkt durch die Faf- 
fung der einzelnen Artifel hervorgehoben, allein weit anſchau— 
licher wird er gewiß dadurch, daß diefe Verbrechen in ununters 
brochener Aufeinanderfolge in einem Kapitel verbunden find. 
Bei einer logisch» fyftematifchen Anordnung im obigen Sinne 
würden nun die im 2, Kapitel des zweiten Theiles aufgeführten 
Vergehen großentheils zwiſchen jenen einzelnen Verbrechen des 
dritten Kapiteld im erften Theile eingeſchoben werden müſſen. 
Dadurch würde alfo jene Aufeinanderfolge geftört, jener einfluß- 
reiche Gefichtspunft der Beurtheilung verbunfelt werben. Ja es 
fönnten nicht einmal füglich alle dieſe Verbrechen in einem Ka: 
pitel beifammen bleiben, fondern fle müßten, wie im Grimis 
nalgefesbuche, in drei, oder wenigftens in zwei Kapitel gejon+ 
dert werden. Und was würde dadurch gewonnen? Stehn etwa 


=) Das erfte und zweite Kapitel enthält, nad} einer Einleitung, welche 
die allgemeinen Beftimmungen über die Anwendimg des StGBuchs und das 
Strafſyſtem aufftellt, die allgemeinen Grundfäge über Verbrechen und deren 
Beſtrafung. bc, . 
2 * 


die Vergehen im 2. Kapitel des zweiten Theild mit jenen Ver: 
brechen in fo enger Verbindung, daß fie ohne einen Hinblick 
auf jene nicht richtig beurtheilt werden koͤnnen? Iſt Widerſetz— 
ung eines Einzelnen gegen die Diener der Obrigfeit oder gegen 
obrigfeitlide Perfonen wirklich ſchon eine Art Aufruhr? Es 
können allerdings, ich gebe dies zu, Bälle vorfommen, wo 
diefe Verbrechen nahe aneinander angrenzen. Haben Mehrere 
ſich widerfegt, fo Fann es jehr zweifelhaft fein, ob bloße Wider: 
fegung Einzelner oder Aufruhr vorliege. Allein ähnlidye Ueber— 
gänge kommen bei allen Verbrechen vor. So kann es jehr 
zweifelhaft fein, ob Raub oder Diebitahl, ob Verfuc des Rau- 
bes oder der Nothzucht vorliege. Wird man aber deshalb dar: 
auf beftehen, daß Diefe Verbrechen in einem Kapitel. behandelt 
werden? Zudem find die Fälle der obigen Art höchſt feltene Aus— 
nahmefälle. Dagegen bei einer aufrührerifhen Zufammentott- 
ung, bei einem thätlichen Angriffe auf den Regenten muß alle: 
mal die Frage erwogen werden, ob nicht eine hochverrätherifche 
Abfiht zum Grunde gelegen habe. 

Ferner der Auflauf! Die VBerwandtfchaft des Auflaufs mit 
dem Aufruhr ift in der That nur eine ganz äußerlihe und un— 
wefentliche, die darin befteht, daß bei beiden eine Menfchen- 
menge verfammelt ift, mit andern Worten, daß beim Aufruhr 
gewöhnlicy auch zugleich ein Auflauf ftattfindet. Allein ihrem 
Weſen nad) find beide Begriffe ganz verſchieden, da der Auf: 
ruhr eine verbrecherifche Abficht vorausfegt, der Auflauf aber 
an fih gar fein Verbrechen ift, fondern nur andere 
dabei begangene Vergehen erſchwert. Durch die Zufammen, 
ftellung beiver wird diefes Verhältniß verdunfelt und das Cri⸗ 
minalgefegbuc hat dadurch felbft zu der irrigen Auffaffung Ber: 
anlafjung gegeben, daß der Auflauf felbft ſchon etwas Straf: 
bares ſei. 

Die Verpflihtung zur Anzeige müßte entweder 
bei den einzelnen Verbrechen, wo fie ftattfindet, oder im allge 
meinen Theile erwähnt werben. Erſteres wäre widrig weitläuf- 
tig, leßteres unpaflend, weil fie eben nur bei gewiſſen Vers 
brechen ftattfindet. Aber fie ift eine befondre ftaatsbür- 
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gerlihe Pflicht, deren Bernadhläffigung daher ein Ber- 
gehen gegen den Staat conftituirt, und aus diefem Geſichts— 
punfte findet fie, gleic) andern ihr nachfolgenden Vergehungen, 
einen paffenden Platz im erften fperiellen Kapitel des zweiten 
Theiles. | 
Ich habe diefes Kapitel überfchrieben „Von den Vergeh— 
ungen gegen die öffentlihe Ordnung und die ftaatsbürgerlichen 
Pflihten‘’. Ich hätte mic) vielleicht mit der leßteren Bezeich- 
nung begnügen Fönnen. Denn jene Pflichten beftehen 1) in 
dem Gehorſam gegen die Organe der Staatögewalt, 2) in 
der Unterftügung derfelben (durch Anzeige und Verbinder: 
ung von Verbrechen), 3) darin, daß man fid) den befonderen 
ftaatsbürgerlichen Verpflichtungen nicht entziehe, und end: 
lic 4) dag man auch indirect (durch Begünftigung foldyer, die 
ſich jenen Pflichten entziehen wollen, durch Verbreitung beun- 
ruhigender Gerüchte 2c.) der öffentlihen Ordnung nicht entge: 
genwirfe. Unter diefe Kategorien fallen alle im zweiten Ka— 
pitel des zweiten Theiled aufgeführten Vergehungen. Sie ftehn 
daher allerdings in einer inneren logifchen Verbindung mit ein- 
ander, während fie mit gewiffen Verbrechen nur in eine Außer: 
liche, oder in gar feine Verbindung zu bringen find, wie nament— 
li die Berleitung zur Defertion, die Befreiung von Oefan- 
genen, die Selbftverftümmlung, die ja eben nur dadurch ftraf- 
bar wird und werben fann, daß fie in der Abſicht, fich einer 
Verpflichtung zu entziehen, begangen wird. Ich glaube alfo 
für die Verbindung diefer Vergehungen in einem Kapitel aller: 
dings einen Logifchen und einen fruchtbaren Geſichtspunkt ges 
wonnen zu haben, fruchtbarer, und wenigftend eben fo frucht- 
bar, ald wenn man Widerfegung gegen die Obrigfeit mit dem 
Aufruhre zufammenftellt, während man ja doch bloße Unbot- 
mäßigfeiten, die ebenfalls nad) Befinden in Aufruhr übergehn 
fönnen, im dritten Theile, alfo getrennt vom Aufruhr, be: 
handeln muß. 

Im vierten Kapitel des erften Theils habe ich Tödtungen, 
ſchwere Körperverlegungen und ſchwere Lebensgefährbungen 
(durch Vergiftung von Brunnen, Beſchaͤdigung von Eiſenbahnen 


u. f. w.) zufammengefaßt*). Die nahe Verwandtſchaft dieſer 
Berbrechen liegt auf. der Hand. Sie tritt felbft in der analogen 
Behandlung bei der Beurtheilung des Cauſalzuſammenhanges, 
des Affeets, der Raufhändel hervor, und die Anſchauung kann 
daher durch ihre Zufammenftellung gewiß nur gewinnen, Zus 
gleich treten bei den hier in Brage fommenden Handlungen drei 
gemeinjchaftliche Gefichtspunfte 

der Lebensgefahr, 

der Gewaltthat, 

der förperlichen Verlegung 
hervor. 

Im zweiten Theile habe ich num diefe Gefihtspunfte (Kap. 
3. 4. und 5.) von einander gefondert. Hat dadurd nun etwa 
die Ueberfichtlichfeit und der Zufammenhang gelitten? Ich glaube 
nicht, wofern man nur nicht den äußeren Zufammenhang mit 
dem inneren verwechfelt. Ich glaube vielmehr, daß es grade 
nicht umwichtig ift, eimerfeits die Verſchiedenheit, andrerfeits 
die Verwandtfchaft diefer Geſichtspunkte hervortreten zu laffen, 
die nur in den ſchwerſten Formen als eine wirkliche Bereinigung 
derfelben erfcheint. Denn ein mörderifcher Ueberfall ift ſowohl 
eine lebensgefährliche, als eine gewaltfame und eine körperlich 
verlegende Handlung. Dagegen eine einfache Körperverlegung 
nennt man weder eine Gewaltthat nod) eine Lebensgefährbdung, 
eine culpofe Tödtung ift weder Körperverlegung noch Gewalt: 
that, eine einfache Einfperrung wird man nicht als gefährliche 
Handlung oder Körperverlegung bezeichnen. 

Man fcheint namentlich daran Anftoß genommen zu haben, 
daß ich im dritten Kapıtel des zweiten Theiles (von lebend: und 
gemeingefährlichen Handlungen) mehrere culpofe Vergehen auf: 
genommen habe. Allein grade hier glaube id), daß das Anz _ 


®) Die folgenden Rubriken des erften Theiles find: Rap. 5. Brandftift- 
ung und re Kap. 6. Raub und gewaltfame Erpreflung ; 
Kap. 7. Nothzucht 2c.; Kap. 8, Verbrechen gegen die perfönliche Freiheit 
(Einkerferung, Menfchenraub, Entführung) ; Kap. 9. Verbrechen gegen Ne: 
ligion, Ehre und Sitte (Meineid, faliche Anklage, Blutſchande und Doppels 
ehe); Kap. 10. Eigenthumsverbrechen (ausgezeichneter Diebitahl, Betrug, 
Erpreffung und Veruntrauung); Kap. 11. Verbrechen gegen den öffentlichen 
Gredit (Banferott und Münzverbrechen). 
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ftößige nur in dem Ungewohnten liegt. Iſt denn wirklich cul: 
pofe Tödtung jo nahe mit dem Morde und dem Todtfchlage, 
culpofe Erregung einer Feuersbrunft jo nahe mit der Brandftifts 
ung verwandt? Nur in dem zufälligen Erfolge liegt hier die 
Verwandtichaft. Das eigentlidy Strafbare liegt in der Gefähr- 
lichkeit der Handlung, und aud) die Strafe ift daher mehr nad 
dem Grade der Gefährlichkeit der Handlung, ald dem zufälligen 
Umfange des Erfolgs abzumeffen, Es wird daher durch die von 
mir gewählte Anordnung ein richtigerer Gefichtspunft eröffnet, 
eine richtigere Beurtheilung vorbereitet, ald wenn man Die culs 
pofe Tödtung als ein Anhängfel des Mordes, die culpofe Er: 
regung einer Feuersbrunft als ein Anhängfel der Branpftiftung 
behandelt. Zugleich wird dadurch, in der vorausgehenden all⸗ 
gemeinen Beftimmung über Handlungen von befonders gefähr: 
licher Art, eine paſſende Grundlage zur Straferhöhung in be- 
jonders fchweren Fällen der culpa gewonnen. 

Daß Verheimlichung der Schwangerſchaft an ſich nur in 
einer zufälligen Verbindung mit dem Kindesmorde fteht, wird 
Jeder zugeben. Es ift faft nur ein Polizeivergehn — eine ges 
fährlihe Handlung. Auch das öfterreichifche Geſetzbuch hat ihr 
ihren Platz im zweiten Theile angewiefen. Stellt man fie zum 
Kindesmord, fo muß man confequent aud) den polizeilichen 
Strafgeboten zur Berhütung des Kindermordes (Nachfrage und 
Anzeige bei der Obrigkeit) dieſe Stelle anweifen. 

Die im vierten Kapitel des zweiten Theiles zuſammenge— 
ftellten gewaltthätigen Handlungen ftehen ebenfalls in 
einem unverfennbaren Zufammenhange. Nur einige derjelben 
würden ſich dem achten Kapitel des erften Theiles mit Leichtig- 
feit anfchließen, die übrigen müßten ohnehin wohl ein bejon- 
dres Kapitel bilden, was immer, auch bei einer fogenannten 
foftematifchen Anordnung, als ein Ausläufer derjenigen Kapitel 
erfcheinen würde, die von fpeciellen Gewaltthaten (Raub, Er: 
preffung und Nothzucht) handeln”). | 


*) Nach dem Feuerbach' ſchen Syſteme ift die Gewalt ein fogenanntes 
fubfidiäres, vages Verbrechen, 


Die geringeren Körperverlegungen (Kap. 5.) würden fich 
zwar den fchwereren leicht anfchließen. Allein es findet zwischen 
beiden eine fo beftimmte Grenze ftatt, daß die Trennung wenig» 
ftend gewiß nichts Störendes hat, und für das fittliche Urtheil 
des Volks fogar erfprießlich werben kann. Für die Auffaffung 
des im eriten Theile aufgeführten Falles, wo der Gebrauch 
eines gefährlichen Inftrumentes und ein bleibender Nachtheil 
vorausgefegt wird, ift es gewiß vortheilhaft, wenn die ver⸗ 
wandten, nicht vor die Jury gehörigen Fälle, wo nur das Eine 
oder dad Andere ftattgefunden hat, davon gänzlich gefondert 
werben. 

Kapitel6. und, (Beleidigungen und Duell) müßten ohne: 
hin bei jeder Anordnung befondre Kapitel bilven, ihre Abſon— 
derung von den Verbrechen kann daher fein Bedenken erregen. 

Im Kapitel 8. kann nur der leichtfinnige Eid einen Anſtoß 
erregen. Ich meinerfeitd würde nichts dawider haben, wenn 
man ihn, der nahen Verwandtichaft halber, in das Kapitel 
vom Meineide mit aufnehmen wollte. Denn das Verhältniß 
ift hier allerdings ein andred, als bei der culpofen Tödtung. 
Der Erfolg, rein objectiv betrachtet, ift hier, wie beim Mein- 
eide, ein voraus gewollter und gewußter, und es ift nur ber 
verfchiedene Grad der Gewiffenlofigfeit, welcher den Unterfchied 
begründet. Allein eine Gefahr für die Beurtheilung ift aud) bei 
der Trennung diefer unterfchiedenen Falle nicht zu beforgen. 

Das 9. Kapitel (fleifchliche Vergehungen) würde ebenfalls, 
auch bei einer fogenannten logifhen Anordnung, beifanmen 
bleiben, und nur vielleicht durch die Beſtimmungen über Blut- 
ſchande vermehrt werden. 

Aber die Eigenthumsvergehen! Ich gebe gern zu, daß ich 
um der Eigenthumsvergehen willen die Eintheilung in drei 
Theile nicht gewählt haben würde, da ein fpecieller ent 
fheidender Grund zur Sonderung bier nicht vorhanden ift. 
Allein id) fann auch andrerfeitö nicht zugeben, daß die Ueber» 
fichtlichfeit dadurch geftört, die Beurtheilung erfchwert wird, 
man müßte denn die blos mechaniſche Mühe in Anjchlag brin— 
gen, daß derjenige, der die ganze Lehre im Zufammtenhange 
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leſen will, oder derjenige, der ſich bei der Beftrafung eines 
einfachen Eigenthumsvergehens den Begriff, der ſchon im -erften 
Theile angegeben werden muß, und die Strafe vergegenwärti: 
gen will, das 10. Kapitel im erften und das 10. Kapitel im 
zweiten Theile auffchlagen muß, Was aber die Beurtheilung 
anlangt, fo ift wenigftens in einem Punkte die Sonderung fo- 
gar erfprießlih. So fehr ich mich bemüht habe, die jo mannig— 
faltigen Straffategorien des Criminalgeſetzbuchs zu vereinfachen, 
fo habe ich doch nicht mit weniger als drei Kategorien ausrei- 
chen fönnen: 

1) einfadye Eigenthumsvergehen , 

2) einfache Eigenthumsvergehen mit erfchwerenden Um— 

ftänden , 

3) ausgezeichnete Eigenthunsvergehen. 

Kur die legteren find Verbrechen. Ständen aber die Kategorien 
unter 2. und 3. bei einander, fo würde gewiß mancher Ge— 
fhworne irre werden, und auch die Fälle unter 2. zu den aus— 
gezeichneten, zu den Verbrechen zählen. 

Endlih das 11. Kapitel des zweiten Theiles*’) und dad 
Kapitel von den Amtsvergehen, würden bei jeder möglichen 
Eintheilung gefonderte Kapitel bilden müffen. 

Üeberblidt man nun den 2. Theil im Ganzen, fo hat man 

1) fieben Kapitel (das 4. 6., 7., 8., 9., 11. und 12.), 
die ohnehin von dem übrigen Material gefondert werden müffen, 
und wobei es ſich nur etwa von der Aufnahme oder Nichtauf: 
nahme einzelner Beltimmungen handeln Fönnte; 

2) zwei Kapitel (das 2. und 3.), wo die Sonderung, mei: 
nem Dafürhalten nach, auf richtigeren und natürlicheren, oder 
doc mindeftend eben fo natürlichen logifchen Gefichtspunften 
beruht, als jede mögliche Berbindung mit einem entfprechenden 
Verbrechen; nur 

3) bei zwei Kapiteln (dem 5. und 10.) mag man allenfalls 
fagen, (wenn man die für die Sonderung angeführten fpeciellen 


*) Ungefähr dem funfzehnten Kapitel des CGBuchs entfprechend. 


KRüdfihten nicht gelten laffen will) daß die natürliche Berbind- 
ung der neuen Eintheilung zum Dpfer gebracht worden fei. 
Wenn dies nun aud) wirflid der Fall wäre, wenn feldft 
feine Unzuträglichfeiten hieraus hervorgingen, fo würde fid) 
doc) immer noch fragen, ob ſich nicht bei einer rein logifchen Ein- 
theilung — die fi) dann aber unbedingt auch auf die Polizei— 
übertretungen erftreden müßte — eben jo viele, nur andere 
Unzuträglichfeiten ergeben würben, ob nicht die Unzuträglid)= 
feiten, welche man findet, durch einzelne Abänderungen zu 
heben feien, und wenn man auch dies verneinen müßte, ob 
nicht der Zwed des Fleinen Opfers wohl werth fei. ‘Darüber 
kann nur der Gefamntteindrud entjcheiden, den eine Betracht: 
ung der Sache im Ganzen und nad) allen den verjchiedenen 
Seiten hin, welche fie darbietet, zurüdläßt. Dieſe Betracht- 
ung der Sache im Ganzen ift ed, wozu ich Durch gegenwärtige 
Denkſchrift Stoff und Gelegenheit zu geben wünfchte, 


Dresden, den 29, Nov. 1848, 


u. 


Zu Artikel 245, 246 des Criminalgefeßbuches. 
Bom Hern Geh.» Juftizrathe ꝛc. Dr. Groſſ. 


Sn Nr. 9. des Wocenblattes für merfwürdige Rechtsfälle vom 
Jahre 1848 ift ein intereffanter Rechtsfall erzählt, weldyer die 
Frage abhandelt, ob es ein nach Art. 245 und 246 zu beftra= 
fender Betrug fei, wenn Jemand wiffentlid) ein bereits mit ei: 
nem Gewinn herausgefommenes Lotterieloos von einem Gollec: 
teur erfauft. Das betreffende Appellationdgericht verurtheilte 
den Käufer, welchen ed der Kenntniß von dem bereits auf das 
2008 gefallenen Gewinn für überführt erachtete, zu einjähriger 
Arbeitshausftrafe, und die ungemein ausführlichen Gründe 
diefes Erfenntniffes beruhen im Wefentlichen darauf, daß ein 
zwifchen dem Käufer und Verfäufer eines Kotterieloofes einges 
gangener Vertrag die bloße Hoffnung eines möglichen, zur Zeit 
des Handelsabſchluſſes noch völlig ungewiffen künftigen Gewin- 
nes zum Gegenftande habe, mithin, wenn dem einen der Con» 
trahenten bereit bei dem Abſchluſſe des Handels befannt war, 
daß er durch den Kauf nicht bloße Hoffnung auf einen fünftigen 
Gewinn, fondern den fchon zur Eriftenz gefonmenen Gewinn 
jelbft erlangt, der andere Eontrahent aber den Gegenftand des 
Geſchäfts als noch von einem bloßen Glüdszufalle abhängig 
vorausfegt, auf Seite des legtern ein auf den wefentlichften 
Gegenftand des Handels, die Fdentität des Kaufobjects ſich 
beziehender Irrthum vorhanden fei und die Verhältniffe, unter 


denen der Angefchuldigte gehandelt, von der Art gewefen, daß 
er fich zur Angabe der Wahrheit rechtlich verpflichtet achten 
mußte, da nach ausdrüdlicher Torfchrift der Gefege (1. 12. Dig. 
de hered. velact. vend.) zurRechtsgültigfeit der auf einem blo— 
gen Zufall beruhenden Geſchäfte die Ungewißheit beider Con— 
trahenten vorausgefegt, das Verfchweigen der hierüber bereits 
erlangten Gewißheit aber als eine argliftige und betrügerifche 
Handlungsweife bezeichnet wird. Auf geführte anderweite Ber: 
theidigung fegte zwar das Oberappellationsgericht aus Grün— 
ven, welche hier weiter nicht in Betrachtung fommen, die ein— 
jährige Arbeitshausftrafe auf eine viermonatliche herab, er: 
fannte aber immer nod) die Handlung des Angefchuldigten für 
ein Verbrechen, indem in den Entfcheidungsgründen angeführt 
wurde, daß die Eingehung des Lotteriegefhäfts nur fo lange 
rechtlich denfbar fei, als nicht durch erfolgte Verlooſung die 
Möglichkeit, zu gewinnen, der Gewißheit darüber Play gemacht 
habe, und mithin für den Käufer, welcher den Erfolg der Ber: 
loofung bereits Fennt, die bloße Möglichkeit eined Gewinns 
oder Berluftes nicht mehr eriftire, er alfo, indem er den Gegen: 
ftand des Kaufs ald Loos bezeichnet, gegen die Wahrheit die 
Möglichkeit eines Gewinnes oder Berluftes vorgebe. Allein, 
nachdem das Juftizminifterium auf ein: eingereichtes Begnadi— 
gungsgefuc dem Angejchuldigten eine nochmalige Vertheidigung 
geftattet hatte, ſprach das Dberappellationsgericht in einem 
anderweiten Erkenntniſſe denfelben geitalten Sachen nach völlig 
frei, wobei in den Entjcheidungsgründen hauptjächlich Folgen: 
des angeführt wurde. „Man könne nicht ohne Unterfchied jede. 
zum Nachtheil eines Dritten gereichende Unterdrüdung der Wahr: 
heit, deren Jemand bei einem Bertragsverhältnifie abfichtlich 
fi) ſchuldig gemacht hat, als einen criminalrechtlich ftrafbaren 
Betrug anfehen, wobei freilich die Frage, welches die Merf- 
male feien, durch welche fich die mit einer öffentlichen Strafe 
zu belegenden Betrügereien von denjenigen unterfcheiden, die 
nur privatrechtliche Nachtheile mad) ſich ziehen, Feine allgemein 
gültige und unbedingte Beantwortung darbiete, insbefondere 
da, wo. ed fih nicht um eine Täuſchung durch pofitive Hand: 


lungen, fondern um einen fogenannten negativen Betrug durch 
Vorenthaltung der Wahrheit handelt. Der Gegenftand des Irr⸗ 
thums fönne nicht allein über die Strafbarfeit desjenigen ent- 
fcheiden,, der denfelben aufheben fonnte und nicht aufhob, viel- 
. mehr müffe vor Allem zugleid der rechtöverlegende Character 
der Wahrheitsverfhweigung außer Zweifel gefegt fein. Denn 
wenn nicht die rechtliche Verbindlichkeit, die Wahrheit zu jagen, 
begründet fei, begründe dad Verſchweigen derfelben, wenn auch 
in argliftiger Abficht, nicht das Vergehen des Betrugs. Aber 
felbft, wenn die Berbindlichfeit, die Wahrheit zu fagen, 
begründet fei, werde dadurch nur die rechtliche Möglich— 
feit, nicht die Nothwendigfeit der Beitrafung begründet, 
welche von andern Vorausfegungen abhinge; und follte daher 
auch die rechtliche Möglichfeit der Strafe außer Zweifel fein, fo 
fei e8 nichtödeftoweniger nothwendig, ebenfalls die Zwedmäßig- 
feit und Unentbehrlichfeit derfelben ins Auge zu faffen, weil 
angenommen werden müfle, daß auf einem Gebiete, wo fo 
viele Zweifel fi darbieten, der Geſetzgeber felbft zu einer be 
dingten Strafandrohung, wie der Artikel 246 des Eriminalge: 
ſetzbuchs enthält, nicht feine Zuflucht genommen haben würde, 
wenn er eine ſolche nicht wegen der Beichaffenheit der Handlung 
zugleich im öffentlichen Intereffe für nothwendig erachtet hätte ; 
f. Andreas Bifini Beiträge zur Criminalrechtswiſſenſchaft, Bd. J, 
Nr. H, 8.5, 6 und $. 8 am Ende. Gehe man bei Beurtheils 
ung des vorliegenden Falles hiervon aus, fo erfcheine, wenn 
fhon die Handlungsweife des Inculpaten moralifch und civil- 
rechtlich nicht gebilligt werben könne, doch die Frage, ob derfelbe 
dadurch auch zugleich eines ftrafbaren Betrugs im Sinne des 
Art. 246 ſich ſchuldig gemacht Habe, gar fehr zweifelhaft, bei 
welchem in der Sache felbft liegenden, nicht zu befeitigenden 
Zweifel einer Freifprechung des Angeflagten geftalten Sachen 
nad) jedenfalld der Vorzug vor einem condemnatorifchen Er: 
kenntniſſe gegeben werden müſſe.“ 

Es ift nicht zu leugnen, daß, von allem Andern zur Zeit 
abgefehen, der Schluß diefer Entfcheidungsgründe fehr auffäl- 
lig erfcheint. Denn der angezogene Grundſatz, in Criminal: 
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fachen bei entftehendem Zweifel über die Schuld des Angeflag- 
ten der mildern, für denfelben günftigern Meinımg den Vor— 
zug zu geben, dürfte doch wohl nur dann in Anwendung'gu 
bringen fein, wenn ein ſolcher Zweifel die factifhen, die Schuld 
oder Unfchuld des Angeklagten begründenden Umſtände betrifft. 
Wenn aber die der Unterfuchung zu Grunde liegenden That— 
ſachen außer allem Zweifel gefegt find, wie im: vorliegenden 
Falle, indem in feinem einzigen Urthel ein Bedenken’ dagegen 
ausgefprochen ift, daß Der Angefchuldigte von dem bereits auf 
das erfaufte Loos gefallenen Gewinn Kenntniß gehabt habe, 
fo dürfte es ſchwerlich zuläffig fein, ein freifprechendes: Urtheil 
auf die Ungewißheit des erfennenden Richters über: die Ausleg— 
ung der in Anwendung zu dringenden Geſetze zu gründen. 
Ebenſo bedenklich erfcheint der zwifchen der rehtlihen Mög: 
lichfeit und der Nothwendigkeit einer Beftrafung ge: 
machte Unterfchied. Iſt nach den Beftimmungen des Gefetes 
und der unzweifelhaften Befchaffenheit der Handlung; weldye 
dem Geſetz unterliegt, Die Beftrafung rechtlich möglich, fo ift 
fie im Intereffe der öffentlichen Gerechtigfeit auch nothiwendig, 
und wenn der in den Entjheidungsgründen angezogene Schrift: 
ftelfer den Eintritt der Unterfuchung und Beftrafung davon ab: 
hängig machen will, daß „die Verletzung des Rechts auf Wahr: 
heit mit einer den allgemeinen Rechtszuftand erfchütternden pfy- 
chologiſchen Gewalt bewirkt werde’, fo findet dies wahrſchein— 
lich feinen Grund darin, daß in dem öfterreichifchen Eriminals 
rechte, auf welches fich feine Bemerkungen vorzüglich beziehen, 
die Beftimmung des fächftfchen Eriminalgefegbuches ermangelt, 
nad) welcher bei Vertragsverhältniffen eine Unterfuhung wegen 
Betrugs nur auf Antrag des Befhädigten anzuftellen ift. In 
Beziehung auf diefe Beftimmung ift zu bemerfen, daß in dem, 
vom Yuftigminifterium urſprünglich ‚vorgelegten  Entwurfe des 
Eriminalgefeßbuches der Artı 246 (233 de8 Entwurfs) lautete: 
„Bei zweifeitigen, auf gegenfeitigen Bortheil gerichteten Ver— 
trägen find jedoch Täuſchungen, weldhe die Gültigkeit des Ber: 
trags nicht aufheben, einer ftrafrechtlichen Ahndung nicht unter: 
worfen‘. Gegen diefe Faffung wurde bei den Berathungen 
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hierüber das Bedenken geltend gemacht, daß hiernach die Zu: 
läffigkeit der Unterfuchung eigentlid von einem civilrechtlichen 
Erfenntniffe abhängig gemacht werde, und es angemeffener ers 
feheine, dem Griminalrichter beftimmte Vorſchriften über vie 
Bertragsverhältniffe zu geben, unter welchen eine Unterfuchung 
wegen eines bei dem Vertrage vorgefommenen Betrugs zuläffig 
fei, und es wurde deshalb in dem den Ständen vorgelegten 
Entwinfe nachftehende Faffung angenommen: „der Betrug au= 
fer Verträgen ift allegeit, bei Verträgen aber alsdann ftrafbar, 

1) ‚‚wenn bei einem zweifeitigen, auf gegentheiligen Bor: 
theil gerichteten Bertrage die Täufchung oder Benugung des 
Irtthums des Andern auf weientliche Gegenftände des Vertrags 
ſich bezieht, und in Folge derfelben rechtswidrigen Vortheil ges 
zogen oder Schaden geftiftet worden ift; 

2) wenn bei einfeitigen Verträgen der Eine den Andern 
durch Täufhung zu Eingehung des Bertrags verleitet und da= 
dur in Schaden gebracht hat.’’ 

Die ftändifche Deputation der 1. Kammer wollte fid) aber 
damit nicht einverftanden erflären, indem fie vorftellte, daß 
beide gegebene Beftimmungen in der Hauptfache auf daffelbe 
hinausliefen, in beiden Fällen der Betrug nur dann geftraft 
werden jolle, wenn er ald causum dans zu betrachten, der Ver: 
trag folglich nach civilrechtlichen Grumdfägen nichtig ift, und 
diefes fowohl dann eintrete, wenn der Betrug wefentliche Ge- 
genftände betrifft, al8 wern er überhaupt auf Berleitung zur 
Eingehung des Vertrags ging, weshalb ed bedenklich fei, durch 
einen folchen doppelten Ausdrud den Richter auf einen eigentlich 
nicht vorhandenen Unterfchied zu führen, und es brachte unter 
diefen Motiven die Deputation in dem erftatteten Bericht unter 
Einverftändniß der Regierungscommiffarien die frühere Faſſung 
jedoch in negativer Form folgendermaßen in Vorfhlag: „Bei 
Verträgen ift ein Betrug nur dann flrafbar, wenn er nad) civil: 
rechtlichen Grundfägen die Aufhebung des Vertrags bewirken 
würde“, auch wurde dieſe Faffung von der erften Kammer an- 
genommen. Dagegen war die Deputation der 2. Kammer bei 
der Baflung des vorgelegten Entwurfs verblieben, hatte auch 


den Zufag vorgefchlagen : es iſt jedoch bei Vertragsverhält- 
niffen ‚eine Unterfuchung. wegen Betrugs nur auf-Antrag des 
Beſchädigten anzuftellen’’, damit, wie in. den Motiven bemerkt 
ift, das richterliche Amt. nicht auf eine unüberfehbare Weife mit 
Unterfuchungen wegen Beichädigungen und Bevortheilungen 
überlaftet werde. ‚Docd) fcheint hier die Motive nicht ganz. rich- 
tig aufgefaßt zu fein, da wohl nur in ſehr feltenen Fällen, unter 
dergleichen Berhältniffen eine Unterfuhung obne Beranlafjung 
von Seiten des Verlegten von Amtswegen eröffnet wird, und 
der eigentliche Grund. ift deutlicher in dem anderweiten Bericht 
der Deputation der erften Kammer, worin dieſer Zufaß zur An: 
nahme empfohlen wird, mit den Worten ausgefprodhen: ‚um 
läftigen Einmifchungen in Privatverhältnifje porzubeugen‘’, in: 
dem man die Beforgniß hegte, daß manche Richter. vielleicht 
aus Privatrüdfichten aus den Beftimmungen des Artifeld Gele- 
genheit nehmen möchten, wegen ihnen befannt geworbener Täu— 
fchungen bei Verträgen eine Unterfuchung anzuftellen. Wenn 
aber außer dem Verbote, in dergleichen Fällen von Amtswegen 
mit der Unterfuchung zu verfahren, in Beziehung auf zweifeitige 
Berträge ald Bedingung der Zuläffigfeit der Unterfuchung er— 
fordert ift, daß die Täufhung oder Benugung des Irrthums 
des Andern auf weſentliche Gegenſtände des Vertrags gerichtet 
ſein müſſe, ſo geſchah dieſes wohl weniger um deswillen, weil, 
nach den Worten der Entſcheidungsgründe, der Geſetzgeber eine 
bedingte Strafandrohung wegen der Beſchaffenheit der Hand» 
fung: zugleich im öffentlichen Interefje für nothwendig erachtet 
hätte. Der in den Entjheidungsgründen hierbei angezogene 
Schriftiteller, deſſen Anficht fonac) das Dberappellationsgericht 
zu der, feinigen macht, behauptet, daß der Betrug bei Verträ- 
gen nur dann ftrafbar jei, „wenn nicht blos eine doloſe, einem 
Dritten Nachtheil dringende Untervrüdung der Wahrheit vor: 
handen fei, fondern die Verlegung des Rechts auf Wahrheit 
mit einer den allgemeinen Rechtszuftand erfchütternden piycho- 
logiſchen Gewalt (geiftigen Kraft) bewirkt wird, was offenbar 
dann gefchieht, wenn Jemand zu feinem Nachtheile duch Aus 
ßerlaͤch exiſtirende Gründe ‚genöthigt wird, Etwas 


irriger Weife, die gegen das richtige Erkennen für wahr anzus 
nehmen, was derfelbe ohne den veranlaßten Irrthum nicht ans 
- erfannt oder angenommen, fondern bei Erfenntniß der Wahr- 
beit verworfen haben würde, oder aber, wenn mit folder lifti- 
gen Verlegung der Wahrheit die öffentliche Treue und 
der Glaube getäufcht wird.“ Er verlangt aljo zur Eriftenz 
eines ftrafbaren Betrugs bei Verträgen einen, die unternom: 
mene Täufchung unterftügenden äußerlich exiftirenden Grund, 
oder, wie er fih an einer andern Stelle ausbrüdt, eine po» 
tenzirte Täufchung, wie nad) den von ihm angegebenen Bei- 
fpielen durch Beibringung einer falſchen Urkunde oder auf ähn- 
liche Weife gefchieht. Diefes dürfte jedoch wenigftens nach Säd): 
fiihem Criminalrecht keineswegs zuzugeben fein. Bei den Ber: 
handlungen über den Entwurf des Criminalgefegbuchs zwifchen 
der Regierung und den Ständen ging man von der Anficht aus, 
daß die Beichränfung der Strafbarfeit des Betrugs auf wefent- 
liche Gegenftände des Vertrags nothwendig fei, um chicanöfen 
Denunciationen wegen der namentlid) bei dem Kaufcontracte fo 
häufig vorfommenden umtichtigen oder übertriebenen Anpreif: 
ungen oder anderen unweſentlichen Täuſchungen zunorzufommen ; 
man hatte aber feinen Zweifel darüber, daß eine abfichtliche, 
auf das Wefentlihe des Vertrags ſich beziehende Täuſchung 
auch ohne einen hinzutretenden, dieſelbe unterftügenden, Außer: 
lich eriftirenden Grund ftrafbar fein werde, wie denn 3. B. ein 
Weinhändler, welcher eine aus allerlei unfchäplichen Ingredien- 
zen künſtlich zufammengefegte, wie Wein ausfehende und beis 
nahe auch fo ſchmeckende Miſchung für Wein verfauft hatte, in 
allen Inftangen wegen Betrugs für ftrafbar erachtet worden ift. 

Diefer Bedenken gegen das Formelle des fraglichen Ober⸗ 
appellationsgerichtserfenntniffes ungeachtet, fcheint aber doch 
dafjelbe materiell richtig zu fein, nicht wegen einer vorhandenen 
Ungewißheit über die Auslegung des Strafgefehes, ſondern 
weil wirklich eine Zuwiderhandlung gegen dafjelbe nicht ftatte 
gefunden hatte, Im vorkiegenden Falle war zu Begründung 
eines Straferkenntniffes gegen den Käufer erforderlich: 1) Die 
Täuſchung oder Benupung des Irrthums des Berkäufers in 
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Beziehung auf einen wefentlichen Gegenftand des Vertrags; 
2) die Hervorbringung diefer Täuſchung durch die Verſchweig⸗ 
ung wahrer Thatfachen von Seiten des Käufers unter Berhält- 
niffen, wo er die Wahrheit zu fagen rechtlich verpflichtet war; 
3) eine Anzeige von Seiten des durch die betrügerifche Hand- 
fung Berlegten. Die erfte und dritte diefer Bedingungen waren 
unftreitig vorhanden, denn der Verkäufer befand fich im Irr— 
thum über den Gegenftand des Vertrags felbft, welchen er für 
ein noch nicht mit einem Gewinn aus dem Lotterierade gezoge: 
nes 2008 hielt, und derfelbe hatte aud) den dem Käufer beige 
meffenen Betrug bei der Behörde zur Anzeige gebracht. Allein 
an dem zweiten -vorangegebenen Erforderniffe ermangelte es. 
Daß die Lotteriegiehung an dem Tage bereits erfolgt war, an 
welchem der Käufer nach der bezeichneten Nummer fragte, mußte 
der Verfäufer eben fo gut als der Käufer wiffen, und wenn er 
demungeachtet zu diefer Zeit noch ein Loos verkaufte, fo unter: 
warf er fi) freiwillig dem Zufall, daß das verfaufte Loos bes 
reits mit einem Gewinne gezogen worden war; darüber ihn 
aufzuffären, lag dem Käufer wohl eben jo wenig eine recht» 
liche Verbindlichkeit ob, ald demjenigen, welcher von einen 
Trödler ein altes Gemälde um einen geringen Preis erfauft, 
weil er baffelbe für das Werf eines berühmten Meifters erkennt, 
oder dem Banquier, welcher ein Gejchäft über abzuliefernde 
Staatspapiere abfchließt, weil er weiß, daß an einem dritten 
maafßgebenden Drte der Cours derfelben bereits geftiegen ift. 
Wenn in Beziehung hierauf in den Entfcheidungsgründen des 
erften von dem betreffenden Appellationsgerichte gefprochenen 
Erfenntniffes gefagt ift, daß unter den vorliegenden Verhält- 
niffen der Käufer fich zur Angabe der Wahrheit rechtlich ver- 
pflichtet achten müffe, weil nad) ausbrüdlicher Vorſchrift der 
Gefege zur Rechtögültigkeit der auf bloßen Zufall beruhenden 
Gefchäfte die Ungewißheit beider Eontrahenten vorausgeſetzt, 
das Verfchweigen der hierüber erlangten Gewißheit aber als 
eine argliftige und betrügerifche Handlungsweife bezeichnet werde, 
fo möchte wenigftens die angezogene 1. 12 D. de hered. vel act. 
vendita diefes nicht beweifen. Sie lautet in Verbindung mit 
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der vorhergehenden I. 11: num hoc modo admittitur esse ven- 
ditionem, si qua sit hereditas, est tibi emta, et quasi spes 
hereditatis, ipsum enim incertum rei veneat, ut in retibus. 
Hoc autem sic intelligendum est, nisi sciens, ad se non perti- 
nere, ita vendiderit; nam tunc ex dolo tenebitur. Nach die: 
fen Worten der Geſetze hat felbft der Verkäufer die Eriftenz der 
verkauften Erbſchaft ald einer ihm zufommenden nur dann zu 
gewähren, wenn er den Bontract mit der Wiſſenſchaft abſchloß, 
daß die Erbfchaft nach dem Tode des Erblaffers ihm nicht zu= 
gehören werde, wogegen wohl keineswegs daraus gefolgert wers 
den kann, daß der Käufer fid) einer Gefährvde ſchuldig mache, 
wenn ihm auch der über den Kaufpreis weit anfteigende Betrag 
der Erbſchaft befannt gewefen fein follte. Es kann jedoch die 
Frage über die civiltechtliche Gültigkeit des Gefchäfts dahinge- 
ftellt bleiben, fobald man nur anerfennt, daß dem Käufer hier 
feine rechtliche Verpflichtung oblag, eine ihm befannte That: 
fache den Verfäufer mitzutheilen, um einen von ihm nicht vers 
anlaßten Irrthum deffelben zu befeitigen. 

Weniger möchte man dagegen in folgendem Falle mit dem 
Erfenntniffe des DOberappellationsgerichtes, wodurch ebenfalls 
ein früheres Erfenntniß defjelben reformirt wurde, einverftanden 
fein. Ein gewiffer £. hatte laut einer Urkunde vom 12. Der. 
1842 eine Summe von 87 Thlen. 15 gl., weldye er bei dem 
Schluſſe des Drudes eines von ihm herausgegebenen Werfes 
von dem Buchhändler N. zu fordern hatte, an 3. cedirt, allein 
nach Berficherung des Y. von demjelben am 17. Juni 1843 
zehn Thaler, und am 22. Juli deffelben Jahres wiederum 37 
Thlr. 15 gl. erhoben, fo daß 3., ald er am 31. Juli 1843 9. 
Mittheilung von der erfolgten Eeffion machte, nur noch 40 Thlr. 
erhalten Eonnte, X. geftand bei feiner Vernehmung diefe fämmte 
lihen Thatfachen zu, behauptete jedoch bei der Geffion fich den 
mündlichen Vorbehalt gemacht zu haben, die cedirte Forderung 
felbft erheben zu Fönnen, in welchen Vorbehalt 3. eingewilligt 
habe. Das betreffende Appellationsgericht verurtheilte jedoch 
„F. zu zwei Jahren Arbeitshausftrafe, weil er mindeftens fo 
viel 3. ſchuldig gewefen, für das felbft Erhobene auf andere 
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Weife Dedung nicht geleiftet, und das bloße Erbieten bei feinen 
Berhältniffen nur als eine fehr unfichere Hoffnung auf Erſatz zu 
betrachten , fein behaupteter Borbehalt aber nicht nur durch 3. 
eivliche Ausfage widerfprocdhen, fondern auch an ſich als dem 
Zived des Geffionsgefchäfls widerfprechend fei, die vom Verthei— 
diger aufgeftellte Behauptung, daß &. in feinem Rechte gewe— 
fen, Beifall nicht verdiene, da die angezogenen römijchen Ger 
fege fi nur auf das Berhältniß des Cedenten und debitor coes- 
sus unter einander beziehen, und eines Theils den legtern nö— 
thigen, an erftern zu zahlen, fo lange er von der Ceſſion nicht 
in Kenntniß gefegt worden „ andern Theils, wenn diefe Zahl: 
ung in gutem Glauben gefchehen, den Ceſſus gegen nochmalige 
Anforderung des Ceſſionärs ſichern, Feineswegs aber den ce- 
dens gegen das Eriminalgefegbuch in Schug nehmen, X; aber 
gegen dieſes gehandelt habe, a) weil er dem 3. die fragliche 
Summe wirklich ſchuldig geweſen, b) den leßtern durch die &ef; 
fion in den Glauben geſetzt, daß er infoweit für feine Forder: 
ung gedeckt fei, e) unter Diefen Umſtänden für X. die rechtliche 
Verbindlichkeit exiſtirte, das Geld nicht zu erheben, oder ein: 
tretenden Falls Y. von der Ceſſion in Kenntnißzu ſetzen, d) in 
folchen Balle D+ nad) feiner Erklärung feine Zahlung an X; ge 
leiftet haben würde, e) dagegen £. in den an D. gejchriebenen 
Driefen fih noch ausdrücklich als Eigenthümer der Forderung 
gerirt und Zahlung verlangt, weshalb Art. 245, zumal wern 
man- zugleich Art: 1 berüdfichtigt‘, in. Anwendung zu bringen 
ſei!“ Nach Bublication: diefes Urtheils brachte Feine Quitt⸗ 
ung von 3. über, erfolgte Befriedigung wegen ‘der von det rebir- 
ten Summe erhöbenen 47 Thlr. 15 gl. bei, und der Verfaſſer 
der anderweiten Schußfchrift bezog fich vorzüglich darauf/ daß 
X. nach der 1.3: 0: de novat. et delegat. in feinem Rechte ſich 
befunden, und Z. ſelbſt in einer-gweiten außer dem Eeſſions⸗ 
documente ausgeſtellten Urkunde die Ceſſion nur eine Anweiſung 
genannt habe: Das Oberappellationsgericht ſetzte hierauf in 
einen am 3. Juli 1846 geſprochenen Erkenntniſſe die Strafe 
zwar auf Ein Jahr Arbeitshaus herab erklärte aber das Fac⸗ 
tum ſelbſt unzweifelhaft für ſtrafbar, weil derjenige/ welcher, 


um fich einen unerlaubten Bortheil zu verſchaffen, argliftiger 
Weife eine Forderung einzieht,, die er einem Dritten zu feiner 
Sicherheit und Dedung erft abgetreten hat, ſich nach den Mor: 
ten und dem Sinne ded Gefeges eined Betrugs fchuldig made, 
und eine folche betrügliche Handlung nicht durd das angezogene 
Geſetz gebilligt werden follen, welches nur die Beftimmung ent: 
halte, daß wenn ein von der Abtretung der Forderung nicht 
unterrichteter debitor cessus an den Cedenten zahlt, der Gef: 
fionar nachher ſich nur an den legtern halten fan. Auf die von 
dem Juftizminifterium fodann geftattete dritte Vertheidigung er⸗ 
kannte das Oberappellationsgericht in einem anderweiten Urs . 
theil vom 19. December 1846, daß wider X. geftalten Sachen 
nach nichts vorzunehmen, aus folgenden Rationen: „X. bat 
nad) der Urfunde vom 12. December 1842 befannt, 3. aus 
Darlehnen und geleifteter Bürgfchaft Die Summe von 243 Thlen. 
18 gr. ſchuldig zu fein, darauf 25 Thlr. bezahlt und feinen 
Gläubiger mit 87 Thlm. 15 gl. an Y. angewiefen, indem er 
zugleich hierüber die Beffionsurfunde von demfelben Datum aus: 
ftellte und verſprach, die übrigen 131 Thlr. 7 gl. vom 31. Ja⸗ 
nuar an monatlich mit 3 Thlen. abzuführen*). Die cedirte For- 
derung war auf einen Berlagscontract gegründet, wonach X. 
die 87 Thlr. 15 gl. erft nad) beendigter Revifion und Vollend⸗ 
ung ded ganzen Drudes des von ihm verfaßten Werkes zu er- 
halten hatte, allein vor der Bekanntmachung der Geffton noch 
47 Thlr. 15 gl. von dem Schuldner Y. erhob. Nach den Grund- 


°) Nach einer frühern Urkunde hatte X. dem 3. wegen diefer Forderung 
Vollmacht erteilt, einen von ihm zu beziehenden Gehalt, von welchem ein 
Drittheil ſchon auf faft undenkliche Zeiten hinaus verfümmert war, bei ber 
Behörde zu erheben, wogegen biefer fich verpflichtet Hatte, der Ehefrau des 
&. eine monatliche Unterftügung zu verabreichen. &. wollte aber dieſe Boll: 
macht widerrufen, und beſchwerte fich wegen der verweigerten Auszahlung bes 
Gehaltes bei der betreffenden Kreisdirection, welche die Vollmacht als in 
fraudem legis ausgeftellt caffirte, woburd; dem 3., wie in ber neuern Ur— 
funde felöft gefagt ift, die Mittel benommen wurden, fich aus des X. Gehalt 
bezahlt zu machen, und es wurde deshalb das anberweite Hebereinfommen 
getroffen. 


fäßen des Civilrechts bleibt dem Cedenten die Freiheit über die 
cedirte Forderung durch Einhebung derfelben zu disponiren, jo: 
bald nicht ein Gefchäft vorliegt, was mehr ald eine bloße Ceſ- 
fion enthält, 3. B. wenn der Schuldner felbft dabei concurrirt, 
wo nidyt blos mehr actio mandata ftattfindet. Die Ceſſion ift 
vielmehr nad) dem Eivilrechte ein mandare actionem im Gegen: 
faß zur delegatio, welche nicht ohne Goncurrenz des Schuld: 
ners erfolgen kann; bei der bloßen actio mandata fann der 
mandans (Gedent) fo gut wie der Mandatar Fagen, und der 
Sculoner wird durd) die Zahlung an den einen oder andern 
frei, und diefe Liberation des Schuldners habe das römiſche 
Recht vor Augen, nicht das Verhältniß des Eedens zum Gef: 
fionar; 1. 3. C. de novat. et delegat. ; 1.5. 1.23. $.1.D. 
de heredit. et act. vend.; 1. 3. C. mand.; 1.55. D de pro- 
voe. 1. ult. D. de transact.; 1. 11. C. de donat.; Schweppe 
römifch. Privatr. F. 6335 Mühlenbruch Geffion der Border: 
ungsrechte $. 48; Thibaut Syftem des Pandectenrechts 8.5335 
Kind quaest. tom. II, cap. 92; Glück Erläuterung der Pan— 
decten, Th. XVI, $. 1020. Der Eevent ift nicht verbunden, 
den debitor cessus zu benadhrichtigen, was vom Ceſſionar 
abhängt, um den cessus zur Zahlung verbindlich zu machen, 
1. 3. C. de novat. et deleg.; 1. 4. C. quae res pign. oblig. 
poss.; Mühlenbruch $. 8, 47; Leyser med. CIC. spec. VI, 
VI. Wenn ſonach an fi die Einhebung des Geldes durch 
den Eedenten nidyt in die Sphäre der criminalrechtlich zu 
beurtheifenden verpönten Handlungen gehört, fo würde, um 
zur Anwendung des Strafgefeges zu gelangen, die Einhebung 
des Geldes unter Umftänden gefchehen müfjen, welche die rein 
civilrechtliche Natur der Handlung in das Gebiet des Strafrechts 
verfegen und namentlid Art, 245 anwendbar machen, 3. DB. 
wenn der Cedent die Benachrichtigung des Schuldners über: 
nommen hätte. Will man dieſes Uebergehen der Sache in die 
Griminalrehtsfphäre beurtheilen, will man die hierbei mög: 
[icherweife fehr feinen Grenzen zwifchen Eivilreht und Crimi— 
naltecht ermitteln, jo müſſen alle die Umftände in den Kreis 
der Berathung gezogen werden, welche theils zur Charafteriftif 


des Benehmens X. beitragen, theild erfennen laffen, wie und 
von welcher Seite die Intereffenten ſelbſt die Sachlage zu der 
Zeit betrachteten, wo die Erhebung durch &. geſchah. Nun hat 
3. den Y. nicht von der Geffion unterrichtet, und diefe in feiner 
Willkür gelegene Unterlaffung ift nicht ohne alles Gewicht, 
weil fie erfennen läßt, wie 3. das Gefchäft betrachtet hat, näm: 
lich ald eine Forderung, deren rechtlich mögliche Realifirung 
erft von einer literarifchen Leiftung des £. abgehangen. Eben 
fo wenig ift aus den Acten mit Sicherheit zu entnehmen, daß F. 
durch die Erhebung der 47 Thlr. 15 gl. den 3. wirklich in Scha- 
den gebracht hat und ihm hierbei eine böswillige Abficht zur 
Laft fällt. 3. hat nach feinen Neußerungen BL, — und — mehr- 
mals gegen &. erklärt, wie er die cedirte Forderung für nichts 
achte, weil fie erft nad) X. Leiftung gefällig werde, und ihm in 
diefer Hinficht nicht zu trauen fei*). War aber diefes Mißtrauen 
infofern ungegründet, als nach BI. — X. bereits am Tage der 
Ceſſion, am 12. December 1842, die erften, erft nach voll- 
ftändiger Ablieferung des Manufcripts gefälligen drei Viertheife 
des Honorare ausgezahlt erhalten, mithin präfumtiv feine Ver⸗ 
bindlichkeit bis dahin vollftändig erfüllt hatte**), fo konnte &. 
aus jenen Erklärungen des 3. fi wohl zu der Anficht bewogen 
finden, daß derfelbe auf die ihm cedirte Forderung an fich Fei- 
nen befondern Werth lege. Diefe ſcheinbar nicht bedeutenden 
Umftände werden gleichwohl nicht ohne Wichtigkeit fein, weil 
Alles darauf ankommt, ob die Handlung in trüglicher Abficht 


%) An beiden angezogenen Actenftellen erflärte 3,, es fei möglich, daß 
er biefe Aeußerang bei Gelegenheit eines neuen Darlehnsgefuchs von X. ge- 
than, wobei X, felbft noch anführt, daß er vorausgefept, es habe 3. den D. 
von ber Geffion ſchon in Kenntniß gefegt, als er noch Abfchlagszahlungen 
auf diefe Forderung erhoben. Des 3. Neußerungen bezogen fich alfo offenbar 
nicht darauf, daß er ein Recht des &. anerfannt, diefe Forderung felbft zu . 
erheben, fondern darauf, daß vielleicht die ganze Forderung nicht zur Eriftenz 
fommen werde, wenn &. die ihm noch obliegende Arbeit unterlaffen follte, 

#9) Darüber, daß X. bereits drei Viertheile des Honorare erhalten, 
mithin das Manufeript vollftändig abgeliefert Hatte, Fonnte 3. nach dem In⸗ 
halte des Documents fich gar nicht in Zweifel befinden. 
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geichehen ift, ‚und weil da, two der civilrechtliche Bereich der 
Beurtheilung verlaffen werden ſoll, dieß nicht anders gefchehen 
fann, als unter deutlic) hervortretender Trugabſicht, dieſe aber 
wiederum nur dann als ſolche fi) abnehmen läßt, wenn’ fie ein 
Ergebniß ift des ganzen pragmatifchen Wefens der Sache, des 
ganzen Bildes der Handlungsart, der Anfichten der Contra— 
henten und Betheiligten, des Urtheils vderfelben über Werth 
oder Unwerth, über Zwed und Ausgang des Gefchäftd, über 
Bertrauen zu den Refultaten, welche für den Creditor ſich in 
Ausficht ftellten, Umftände, welche da, wo eine fchon der Form 
nad) ald Verbrechen fidy darftellende Handlung vorliegt, nicht 
oder doch nicht in fo wefentlicher Beziehung für den Criminal: 
tichter ein Anhalten bei Beurtheilung des Falles zu geben im 
Stande find, wieunter den bier obwaltenden Umftänden. Hier- 
nächft ift die Forderung, ald X. einen Theil derfelben im’ Juni 
und Juli 1843 erhoben, noch lange nicht gefällig gewefen, "ins 
dem 3; den Reft erft den 19. Auguft 1844 erhalten. Es läßt 
ſich alfo die trügliche Abficht um fo weniger annehmen, da ;, 
wie 3. nicht in Abrede geftellt, nach Entdeckung der unternonr- 
menen Erhebung, ihm Gehaltsquittungen zur Entfchädigung 
angeboten hat, was nicht als Erſatz anzufehen ift, da dieſe 
Duittungen unzweifelhaft eher gefällig gewefen find, als die 
cedirte Forderung, und die Weigerung fann &. nicht zum Nach- 
theil gereihen, da 3. fie’ zulegt Doch noch angenommen hat. 
Uebrigens hat &. die Koften zw tragen, da er durch fein Ver: 
halten gegen 3. allerdings Veranlaffung zu Eröffnung der Un- 
terfuchung gegeben, auch diefe durch wahrheitswidrige Behaup⸗ 
tungen. verlängert hat.““ Man möchte wirklich den Aufwand 
von Gelehrfamfeit und Scharffinn bedauern , mit welchem ein 
Spigbubenftreich, wofür jeder Unbefangene die Handlungs» 
weiſe des X. erklären wird, in gewiffer Maaße legalifirt worden 
ift. Im Wefentlihen laufen die dafür angeführten Gründe dar- 
auf. hinaus, daß 1) bei dem in Frage, befangenen Gefchäft eine 
bloße Ceſſion vorliege, von welcher der debitor cessus nicht in 
Kenntniß geſetzt worden feiz 2) daß, fo lange diefes nicht ge— 
Ihehen, nad) den Beftimmungen der römiſchen Gefege der 
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cedens noch felbft die cebirte Forderung von dem debitor cessus 
einzuziehen berechtigt ſei; 3) daß 3. felbft unterlaffen, den 9. 
von der erfolgten Geffion zu benachrichtigen; 4) daß eine be- 
trügerifche Handlungsweife des £. nicht zu erfennen fei. Man 
fönnte vielleicht darauf erwidern, daß die angezogenen römifchen 
Gefege und angeführten Rechtölehrer, wenn fie die Ceſſion nur 
als eine actio mandata betrachten im Gegenſatz zu der Delega: 
tion, bei weldyer der debitor cessus nothiwendig concurriren 
muß, hierbei vorzüglich das Verhältniß des Cedenten zu dem 
debitor cessus vor Augen haben, deſſen Liberation durch eine 
ohne Kenntniß der erfolgten Geffion an den cedens geleiftete 
Zahlung bewirkt wird, daß der cedens doch wenigftens die Eri- 
ftenz der cedirten Forderung gewähren muß, und jedenfalls do- 
lose handelt, wenn er felbft diefe Eriftenz durch Einziehung ber 
Forderung aufhebt, und daß das zwifchen X. und 3. eingegan- 
gene Gejhäft, wenn auch im ftrengen Sinne wegen ermangeln: 
„ber Eoncurrenz des debitor cessus nicht in der Form, wohl 
aber dem; Weſen nach eine wirkliche Delegation war, indem die 
frühere größere Schuldforderung des 3. an X. nach Abrechnung 
der abjchläglich gezahlten 25 Thlr. und der cedirten 87 Thlr. 
15 gl. auf die Summe von 131 Thlr. 7 gl. 5 Pf. herabgefet, 
die Zahlung dieſer legtern Summe mit 3 Thlr. monatlidy ver- 
fprodyen und darüber ein neues Document ausgeſtellt, mithin 
von beiden Kontrahenten 3. als nunmehriger Eigenthümer der 
Forderung an Y. anerkannt wurde. Allein e8 dürften hierbei 
wohl überhaupt weniger die Spigfindigfeiten des römifchen 
Rechts als die Beftimmungen des Criminalgeſetzbuches in Be: 
tracht gezogen werden, welches zu einer dem Strafgefeße unter 
liegenden betrügerifchen Handlung erfordert, daß der Thäter 
wiffentlich falfche Thatfachen für wahre ausgegeben oder wahre 
Thatfachen unter Verhäftniffen, wo er die Wahrheit zu fagen 
rechtlich verpflichtet war, verfchwiegen oder unterbrüdt und da— 
durch Semanden in Schaden gebracht oder fich einen unerlaub- 
ten Bortheil verfhafft hat. Dieſe Erforderniffe ſcheinen nun 
doch) vorhanden zu fein. Einmal durfte X., wenn man ihn auch 
nicht für rechtlich verpflichtet achten wollte, den Y, von ber 
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gefchehenen Abtretung der ihm fehuldigen Summe fofort in 
Kenntniß zu ſetzen, doc) demfelben in Beziehung auf das zwi« 
fchen ihnen beftehende Verhältniß nicht abfichtlich verfchweigen, 
daß er nicht mehr Eigenthümer der Forderung fei, was er aller: 
dings that, indem er fi) gegen Y. noch als Eigenthümer ge= 
rirte und Zahlung von demfelben verlangte, weldye diefer nicht 
geleiftet haben würde, wenn er die Abtretung gekannt hätte, 
und darauf, daß damals die Forderung wegen der noch nicht 
vollendeten Revifion des von Y. verlegten Werkes noch nicht ge— 
fällig gewefen, fcheint Etwas nicht anzukommen, da die Ceſ— 
fion natürlich) unter Vorausfegung der Vollendung der von &. 
zu leiftenden Arbeit erfolgt, und diefer ſonach hierzu verpflichtet 
war, wenn auch 3., wie oben erwähnt, in diefer Beziehung 
Miptrauen gegenihn hegte. Sodann hatte aber auch X. den 3. 
wirflic in Schaden gebracht, da er ihm die zu feiner Befriedig- 
ung angewiefene Summe, welche wenigftens vor dem 19. Aug. 
1844 fällig geworden, durch die eigne Einhebung entzogen, und 
3. mußte wohl gerechtes Bedenken tragen, die ihm zur Beftie- 
digung angebotenen Gehaltöquittungen, deren Berfallzeit wenig: 
ftens aus den Acten nicht zu erfehen ift, anzunehmen, da &. 
fchon früher die Ueberlaffung der Erhebung folder Duittungen 
unter Beziehung auf die gefeglichen Vorfchriften wegen der Ge- 
haltsinhibitionen revocirt, und die betreffende Kreisdirection . 
diefe Revoration genehmigt hatte. Die erft jpäter und nad) dem 
am 12. Dec. 1845 gefprochenen Urthel erfolgte Befriedigung 
des 3., wozu derfelbe fich gerichtlich befannt hatte, konnte fo- 
nad) nur als ein Erſatz des bereits zugegogenen Schadens ange: 
fehen werden, und daher wohl zur Herabfegung der erfannten 
Strafe beitragen , nicht aber eine völlige Freifprechung herbei» 
führen. 

Eben fo wenig dürfte dem, nach) den im erften Hefte des 
V. Bandes der neuen Jahrbücher für fächfifches Strafrecht ab» 
gedrudten Präjudicien von dem Oberappellationsgerichte in Bes 
ziehung auf Art. 246 angenommenen Grundfag beizuftimmen 
fein, daß ein Betrug bei Verträgen aud) dann vorhanden fei, 
wenn bei dem Borhandenfein der übrigen Erforderniſſe des 


Betrugs der Betrüger auch noch erweislich die Abfiht gehabt 
hat, die übernommene Verbindlichkeit nicht zu erfüllen, mithin 
der gemißbrauchte Schein eines DBertrags eigentlich nur das 
Mittel zum Betruge geweſen ift, wobei zum Beweis diefer Be- 
hauptung angeführt ift, daß das Criminalgeſetzbuch für die 
Eriftenz eines Vertrags feine andere Merkmale aufftelle als das 
Civilrecht, und daß mithin ein Widerfpruch darin liegen würde, 
wenn bei Berträgen, die nad) Befinden auf dem Wege des Gi- 
vilrechts als ungültig dargeftellt werden können, nur ein Be: 
trug außerhalb Vertrags ftattfinden follte. Allein es fcheint in 
den Anfichten des Dberappellationsgerichtes ebenfalls ein Wi: 
derſpruch vorhanden zu fein, wenn dafjelbe zufolge des obges 
dachten Auffages annimmt, daß ein wirklicher Vertrag nicht 
eriftire, mithin ein Betrug außer Verträgen ftattfinde, wenn 
der Betrüger den Auftrag eines Dritten zum Abfchluffe eines 
Geſchaͤfts vorgefpiegelt hatte, in welchem Falle doch wohl nach 
Befinden das Gefchäft als ungültig ebenfalls auf dem Wege des 
Civilrechts dargeftellt werden Fann, dagegen aber einen Vertrag 
annimmt, wenn 3. B. Jemand unter einem fich beigelegten fal- 
fchen Namen den Andern zu Eingehung eines betrügerifchen Ge: 
fhäfts inducirt. Mit Zuverläffigfeit ift zu behaupten, daß bei 
den ftändifchen Berathungen über die von der Deputation der 
2. Kammer vorgefchlagene Beftimmung, daß bei Vertragsver: 
hältniffen eine Unterfuchung wegen Betrugs nur auf Antrag des 
Verletzten anzuftelen fei, man immer nur an fich wirklich gül: 
tige, mit Abficht der Erfüllung von beiden Theilen abgefchloffene 
Berträge vor Augen gehabt und nicht daran gedacht hat, foldye 
Verträge in den Kreis diefer Beftimmung zu ziehen, welche von 
dem Betrüger, ohne Abſicht einen wirklichen Vertrag einzuges 
hen, nur als Mittel zu Ausführung des beabfichtigten Betrugs 
gebraucht werden. Auf gleiche Weife wird aud) die in dem wir: 
tembergifchen Strafgeſetzbuche Art. 352 enthaltene Beftimmung: 
„Wo in Bertragsverhältniffen nad) civilrechtlichen Grundfägen 
wegen rechtswidriger Täufchung auf Aufhebung des Geſchäfts 
oder auf Schadenerfag geklagt werden fann, hat e8 hierbei fein 
Bewenden, und das Strafgefeß kommt hierbei nicht zur Ans 
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wendung, ausgenommen wenn. ein Theil den Andern dutch be⸗ 
ſondere Argliſt zur Eingehung des Vertrags verleitet hatte, Auch 
Darf wegen Betrugs im Vertragsverhaͤltniſſen nur: auf Klage der 
Beihädigten eingefchritten werben’‘, von den dortigen Gerichte: 
bhöfen ausgelegt, indem Hufnagel in. den „neuen Praͤjudicien 
der würtemibergifchen Gerichte ‚Tübingen, : 1848, S. 448”, 
hierzu bemerkt: ;,;im Plenum: des Griminalfenats zu Eplingen 
wurde: am 3. Aug. 4839 in Berathung gezogen, welche Fälle 
unter dem Ausdrude : Betrug in Bertragsverhältnifien, 'zw ver⸗ 
ſtehen/ und dabei zur) Richtſchnur aufgeftellt unter Andern: 
Ues iſt nicht Betrug in Vertragsverhältniſſen, wenn dent An- 
geſchuldigten die Eingehung des Vertrags durchaus nicht Zweck, 
fondern nur ein Scheingeſchäft, ein Mittel zum Zweit des Be⸗ 
trugs geweſen iſt, wenn zu B. Jemand in betrügeriſcher Abſicht 
Waaren auf fremden Namen ſich zu verſchaffen weiß.» Dieſer 
Grundſatz wurde bisher mit kurzer Unterbrechung: befolgt/ nach 
laͤngerer Erfahrung, iſt aber deſſen Richtigkeit in neuerer Zeit 
nicht mehr angefochten worden:“ 


IH. 


Erörterungen eriminalrechtlicher Fragen. | 
Bon Schwarze. 


1. 
Ueber Irrthum. 


Das Königl. Sächſ. Criminalgeſetzbuch beftimmt in Art. 68: 
„Straflos find ferner diejenigen, weldhe eine an ſich nicht 
verbotene Handlung zu begehen glauben, die jedoch wegen 
factifcher, ihnen ohne ihre Schuld unbefannt 
gebliebener Umftände ftrafbar iſt.“ 

Diefe Beftimmung fteht theild im Widerfpruche mit den 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen, theild mit der nachfolgenden 
Beſtimmung in diefem Artifel, und erzeugt offenbar ungerechte 
Strafurtheile. Den Beweis hierfür zu liefern, ift der Zweck 
diefer Zeilen. 

- Man unterfcheidet befanntlidy zwifchen factifchem und 
Rechts - Irrthume. 

Der letztere ift in der Regel ald ein Strafausfchließfungs- 
grund nicht anerfaunt worden. Er kann fid) in dreifacher Bes 
ziehung äußern”). 


*) Heffter, d. firafrechil. Lehre v. ignorantia u, error. Im N. 
Archive d. Eriminalredhts, Bd. XII. ©. 143. 
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Entweder befteht er in der Unkenntniß des die Handlung 
verbietenven Geſetzes, oder in der Unfenntniß der auf die 
Handlung gefegten Strafe (in Betreff ihrer Größe ıc.) oder 
in der Unfenntniß der Vorfchriften, in weldyen die dem Thäter 
befannte Strafbarfeit der Handlung wegen Nebenum: 
ftände derfelben erhöht wird, obfchon der Thäter den erfchwe: 
renden Character diefer Nebenumftände nicht Faunte (3. B. bei 
ausgezeichneten Diebftählen). 

Was die Unkfenntniß der Geſetze anlangt, fo ift 
häufig unterfchieden worden zwijchen Handlungen, bei welchen 
jeder vernünftige, der civilifirten Welt angehörige Menfd) auch 
ohne poſitives Geſetz von ihrer Strafbarkeit überzeugt fein wird 
(delicta naturalia oder natura talia), und Handlungen, welche, 
ohne diefen Charakter, lediglich durch das pofitive Staatsgeſetz 
zu ftrafbaren Handlungen erhoben worden find *). Bei den leg: 
teren würde Rechtsunwiſſenheit nicht ohne Weiteres als Straf: 
ausſchließungsgrund zu verwerfen fein, da trog aller Fürforge 
des Staats für die Publication der Geſetze e8 doc) eine wahre 
Fiction genannt werden müßte**), wenn man von der Vorauss 
fegung ausgehen wollte, daß allen Bürgern die Strafgefege 
deshalb befannt fein, — weil ex fie kennen zu lernen Gelegen: 
heit gehabt. Selbft das Legtere ift nicht unbedingt wahr, da 
man nicht fagen kann, daß unfere Gefege, namentlich in den 
Ländern, in welchen es Feine gefchloffenen Strafgefeßbücher gibt, 
fo Har und fo faßlich und ihrer Zahl nad) fo gering feien, daß 
jeder Bürger, auch wenn er fich mit ihnen nicht fortdauernd be- 
ſchäftigen wird, ununterbrochen ihrer bewußt zu fein im Stande 
wäre. Bei Handlungen, welche an ſich feinen rechtöverlegenden 
Charakter tragen und aud) von der Volksmoral nicht geächtet 


®) Der befannte Streit, ob bie römifche Eintheilung in delieta juris 
gentiam und juris eivilis eine wirflich praftifche oder nur eine philofophifche 
Rechisanficht gewefen — worüber insbefondere Birnbaum, im N, Archive 
xl. ©. 101 ff. zu vergleichen — kann dahin geftellt bleiben, da dieſe Ein- 
theilung, wenn fie in der oben (im Texte) aufgefaßten Bedeutung feftgehalten 
wird, noch heut zu Tage practifchen Nußen gewährt. 

»*) Gine ſolche Fiction ftatwirt das franzöfifche Recht. 


47 


find, würde es ohnedem ein ungerechted Verlangen fein, daß 
der Bürger füch jederzeit erft, vieleicht durch eine Anfrage an 
den Rechtögelehrten, darüber vergewiffere,, daß er nichts Ber: 
botenes begehe. Wie oft find nicht die Rechtögelehrten ſelbſt 
zweifelhaft und verfchiedener Meinung, ob eine Handlung rechts 
lich erlaubt fei oder nicht. Man nehme nur fo manchen Fall 
der Selbfthilfe, des Wuchers, des (widerrechtlichen) Gebrauchs 
fremder Sachen ıc, Wie oft ift nicht die Grenze zwifchen Er- 
laubten und Strafbarem wegen concurrirender befonderer 
Rechtsverhältniſſe fo ſchmal, daß, um fie aufzufinden, es der 
Anwendung eines außerordentlichen Scharffinnes und der ſchwie⸗ 
tigen 2öfung verwidelter civilrechtlicher Verhaͤltniſſe bedarf, 
weldye dem Angefchuldigten ebenfalls nicht in juriftifcher Klar: 
heit vorlagen noch vorliegen fonnten. Man erinnere fid) an die 
Fälle, wo der Commiſſionaͤr vereinnahmte Gelder nicht gehörig 
feinem Gommittenten verrechnet hat und die Frage, ob eine 
Unterſchlagung vorliege, auftritt. Der befannte Satz des Rö- 
mifchen Rechts: 

Constitutiones principum nec ignorare quemquam nec dis- 

simulare permittimus *), 
ift theils nicht unbedingt anwendbar, theils zunächft nicht auf 
das Griminalrecht zu beziehen. 

Begeht nun ein Bürger eine folhe Handlung, welde, an 
fich nicht rechtswidrig, nur von dem poſitiven Staatögefeße ver- 
pönt worden, ohne Bewußtfein ihrer Strafbarfeit, fo würde 
es eine offenbare Ungerechtigkeit in ſich enthalten, ihn, gleich 
als ob fein dolus außer allem Zweifel fei, mit Strafe zu belegen. 

Zu dent dolus gehört das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit 
(f. nody unten). Im Falle des Rechtsirrthums ift fein rechts— 
widriges bewußtes Wollen. — Man hat diefe Bedenken gegen 
eine völlige Berwerfung des Rechtsirrthums als Strafausichließ- 
ungsgrund dadurch zu befeitigen gefucht, daß man gefagt: 





#) Schon Andere haben darauf aufmerffam gemacht, daß dieſe Stelle 
nur die Berpflichtung , ſich mit den Gefegen befannt zu machen, enthalte, 
ohne jedoch eine unwiderlegbare Vermuthung für die Gefepfenntniß in jedem 
einzelnen Halle anzunehmen. 
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„Eine That ift ftraflos, wenn der Thäter in unüber- 
windlicher, fhuldlofer Unwiffenheit feine Handlung 
für erlaubt und unfträflich gehalten hat.“ (Vgl. z. B. Baier. 
G.⸗B. Art. 121.) 

Allein eine unüberwindliche Unwiſſenheit wird ſelten, 
faft nie anzunehmen fein. Es fragt ſich eben, ob dem Thäter | 
eine Handlung als ftrafbar anzurechnen, bei deren Vornahme 
er indem beften Glauben gewefen, daß er nichts Straf: 
bares thue, und daher aud Feine Veranlaffung 
hatte, fih darüber zu erfundigen, ob fie ftraf- 
bar fei oder nicht. Zu einer folchen Erkundigung würde 
er nur im Falle des Zweifels fich verpflichtet gehalten haben, 
Dennoch Fann feine Unwiffenheit des Strafgefeges feine un- 
überwindliche genannt werben. 

Im Allgemeinen mag die Berufung auf die Unkenntniß des 
Geſetzes als Strafausfchließungsgrund nicht angefehen werden. 
Allein eine unbedingte Regel, wie gewöhnlich gefchieht, läßt 
ſich nicht aufſtellen. 

Ebenſowenig kann man der Anſicht Kleinſchrods und der 
Neueren beitreten, daß im Falle der Unkenntniß des Geſetzes 
die That als eine fahrläſſige zu betrachten und nach den 
Grundfägen über die culpa zu ſtrafen. Die Vertheidiger dieſes 
Satzes jagen von dem Urheber einer ſolchen That nescit quod 
seire potuit. Allein das scire posse begründet noch nicht den 
Vorwurf der culpa. Es fragt ſich immer, ob eine dringende 
Beranlaffung vorlag, eine Wiffenfchaft zu erwerben, melde 
und vor der Verlegung des Geſetzes gefchügt hätte, Gezeigter- 
maßen ift dieſes bei unfern Handlungen nicht immer der Fall, 
da Handlungen verboten fein fönnen, bei denen wir vielleicht 
auch nicht Die entferntefte Ahnung haben, daß fie verboten fein 
können, alfo gar feine Beranlaffung hatten, und zu unterrich- 
ten, ob etwa ein verbietendes Geſetz vorhanden fei. 

Ohnedem fragt e8 ſich: ift denn eine culpa im eigentlichen 
Sinne des Worts in Fällen diefer Art vorhanden? Der Thäter 
wollte den eingetretenen Erfolg feiner Handlung, foweit er 
ein factifcher ift, ebenfo wie der, welcher das Strafgeſetz 
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fannte, — nur den rechtlichen Erfolg, die Verlegung eines 
Strafgefeges wollte er nicht. Hierdurch wird feine Handlung 
noch nicht eine fahrläffige, deren Wefen gerade darin beftcht, 
daß der Thäter nicht glaubt, daß der fpäter eingetretene Erfolg 
feiner Handlung eintreten werde. Die Gründe, welche ung ver: 
hindern, in den Fällen, in welchen Jemand eine Handlung be: 
geht, die erft in Folge bejonderer, ihm unbekannt gebliebener 
Umftände zum Verbrechen wird, eine culpofe Rechtöverlegung 
anzunehmen (3. B. A concumbirt mit der B, ohne zu wiffen, 
daß fie die Ehefran des G ift), ftehen auch hier entgegen. 

Demnächſt muß man auch fragen: Unterfcheidet denn das 
Gefeg im Uebrigen bei den Ausſchließungsgründen der Straf: 
barfeit, ob der Zuftand, welcher die Ausfchließung bewirkt, 
ein verfchuldeter gewefen oder nicht; ob Jemand den Wahnfinn 
ıc., in welchem er eine gefeßwidrige Handlung verübte, vers 
fchuldet hat oder nicht? — Gewiß nicht! Warum ſonach bei 
dem Redtsirrthum? 

Aus diefem Dilemma gelangt man nur dadurch zu einer, 
dem Leben und der Gerechtigkeit entfprechenden Regel, wenn 
man bier dem Nichter freie Hand läßt, um in dem einzelnen 
Falle nad) dem ganzen Sadjverhalte zu ermeffen, ob der Thäter 
mit der Berufung auf den Rechtsirrthum zu hören fei. Unſer 
Geſetzbuch fteht diefer Anficht nicht entgegen. Denn e8 heißt in 
dem angezogenen Artifel : 

Dagegen wird die Strafbarfeit weder durch den Wahn, 
als ob die durch dad Geſetz verbotene Handlung nad) den 
Gewiffen oder der Religion erlaubt gewefen, — noch durch 
die Befchaffenheit des Beweggrundes oder Endzwedes, wes⸗ 
bald der Entſchluß zur That gefaßt worden, ausgefchloffen. 

Hier ift alſo der Fall, wenn Jemand eine verbotene Hand: 
lung ohne Kenntniß des verbietenden Geſetzes begeht, gar nicht 
berührt. Denn der Wahn, von welchem die Rebe ift, bezieht 
fih) nur anf den Fall, wenn Jemand, bei der Kenntniß 
des Gefeges, durch daſſelbe ſich nicht verpflichtet glaubt, 
weil er e8 für unvereinbar hält mit den Geboten der Moral oder 
der Religion; — hierher gehört insbefondere der Ball, wenn 

Neue Jahrbücher f. fähf. Strafrecht. VI. 1. 4 
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Jemand einen Andern töbtet, weil er glaubt, hierdurch ein 
Bott wohlgefälliges Werk zu thun, die Kirche, der er angehört, 
vor einem großen Unglüd zu bewahren, ſonach aber eine löb: 
liche That zu begehen ıc. Das richterliche Ermeffen ift daher 
von dem Geſetzgeber in den Fällen der eigentlichen Gefeguns 
fenntniß nicht ausgefchloffen worden. 

Einen Beitrag hierzu gewähren die Bd. III S. 478 ff. die: 
fer Jahrb. mitgetheilten Entſcheidungsgründe zu einem Erkennt: 
niffe des 8. D.-A.-Gerichts. Ebenſo hat das K. Spruchcolle— 
gium zu Leipzig im Jahre 1847 in einem Falle, in welchem Je— 
mand einer wucherlihen Behandlung des Andern befchuldigt 
und der objective Thatbeftand des Vergehens feftgeftellt war, 
doch bei den complicirten factifdyen Verhältniſſen, welche die 
Behauptung des Angefchuldigten, — eines ganz einfachen und, 
wie das Gericht bezeugte, einfältigen Menfchen — daß er in 
feiner Handlung etwas Strafbares nicht gefunden, fehr wahr: 
fcheinlich machten, die Berufung auf die Gefeg-Unfenntniß für 
zuläffig erachtet und den Angefchuldigten losgefprochen. 

Allerdings ift in dem Deputationsberichte der I. Kammer 
zu dem Entwurfe des C.⸗-G.Buchs folgendes angeführt: 

„Der Unfenntniß des Strafgefeßes (ignorantia legis) ge: 

denft der Entwurf gar nicht, obgleich allerdings, insbefon« 
dere bei Vergehen, die nicht dem natürlichen Rechtsgefühle 
widerfprehen, Bälle denkbar find, wo bei nachgewieſener 
Unmöglichkeit ver Kenntniß des Geſetzes eine Berückſich— 
tigung angemeſſen erſcheint. Die Deputation glaubt indeſſen, 
eines desfallſigen Antrages ſich enthalten zu können, weil 
ſchon durch die allgemeine Faſſung des 8. 5 des Geſetzes über 
Publication der Gefege und Verordnungen vom 6. Sept. 
1834 (8. ©. ©. 190) *) der Sache profpicirt zu fein fheint. 


”) 8, 5. lautet: „Jedem Stüd des Geſetz- und Verordnungsblattes 
wird der Tag, an welchem die letzte Abfendung deffelben Seiten der Redars 
tion erfolgen kann, aufgedrudt, und es foll mit Anfany des 15. Tages von 
dem folchergeftalt bemerkten Tage an, diefen nicht mitgerechnet, jedes, in 
dem ausgegebenen Stüde enthaltene Sefet und Verordnung Je in dem ganz 
zen Lande publieirt erachtet werden. ’‘ 
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Die Ständeverfammlung beantragte nämlich in der ftändi- 
chen Schrift vom 18. November 1833 (2.4. I. Abthl. 3. Br. 
S. 328) ausdrüdlicd den Wegfall: eines, jede Erception 
ex ignorantia legis abjchneidenden Zufaßes und Vertauſchung 
deffelben gegen die nunmehrige gefeglihe Dispofition, um 
dadurch die gemeinrehtlihen Grundfäge über Bu: 
blication der Gefege nicht zu alteriren, fo daß dieſel— 
ben, da hier feine entgegengefegte Dispoſition eingefchloffen 
ift, auch in Bezug auf das Criminalgefegbucy als unange: 
taftet betrachtet werden müffen. 

Ein ausdrüdlicher diesfallfiger Zufaß fehien der Deputa— 
tion aus dem an eben jener Stelle der ftändifchen Schrift an- 
gegebenen Grunde (befürchteter Mißbrauch) bedenklich.” 

Allein es iſt hier nur ein eriminalspolitifcher Grund vor: 
geführt, aus welchem eine diesfallfige Beftimmung nicht in das 
Geſetz aufgenommen, dabei aber anerfannt worden, daß Fälle 
der ignorantia legis ſich denfen laffen, welche zu berüdfichtigen 
feien. Die Unmöglichfeit, Kenntnig von dem Geſetze zu erhal: 
ten, reicht nach Obigem jedoch nicht aus. 

Eine ganz andere Frage ift es, ob die Kenntniß der (allge: 
meinen) Rehtswidrigfeit der Handlung zur Beftrafung 
des Thäters genüge oder nicht, vielmehr die Kenntniß der (im 
pofitiven Gefege des Staats ausgefprochenen) Strafbarfeit 
erfordert werde. Es gibt Handlungen, bei welchen Jeder an 
ihrer Rechtöwidrigfeit nicht zweifeln wird, die aber doch in dem 
pofitiven Staatsgefege nicht verboten find. Roßhirt*) erfor 
dert die Kenntniß der Strafbarkeit (Gefegwidrigfeit), eben weil 
nicht jede rechtswidrige Handlung zugleich eine im Strafgefege 
des Staats verpönte (ftrafbare) fei. 

Der Berf. diefes Ausfſatzes ift anderer Meinung. Hält der 
Thäter die Handlung, die er zu begehen im Begriffe ift, für 
eine rehtswidrige, fo hat er auch, im Falle, daß er fein 
fie verbietendes Geſetz kennt, die Verpflihtung, fi) darum zu 
-fümmern, ob ein foldes vorhanden, weil der Gedanfe fehr 


2) Im N. Arch. d. Crim.-Rechts Bd, IX. ©, 500 ff. 
A * 
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nahe liegt, daß der Staat in feinem Geſetze diefe rechtswidrige 
Handlung mit Strafe bedroht haben werde. Unterläßt er diefe 
Erfundigung, fo hat er es ſich ſelbſt zugufchreiben, wenn ihn 
das Strafgefeg trifft. Denn, indem er es darauf anfommen 
ließ, ob die Handlung, deren rechtswidrigen Charakter er er: 
fannte, eine verbotene fei oder nicht, willigte er eventuell auch 
in die Subfumtion der That unter das Strafgefeg, dafern ein 
ſolches eriftiren follte*). 

Das Auffällige, welches vielleicht in der Eingangs auf: 
geitellten Behauptung liegt, daß eine in Folge der Geſetzun— 
fenntniß begangene gefegwidrige Handlung, ohne Rüd: 
fiht, ob erftere verfchuldet fei oder nicht, ftraflos fei, wird 
ſonach dadurch befeitigt, daß der Verf. eine dolofe, ftrafbare 
Gefegübertretung annimmt, wenn der Thäter auch nur der 
Rechtswidrigkeit (ohne Rückſicht auf die Gefegwidrigfeit) 
feiner Handlung bewußt gewejen. Auch verfteht fich von felbft, 
daß das Bewußtfein der Widerrechtlichfeit zu präfumiren. 

Noch bedenklicher wird man allerdings fein müffen, wenn 
der Thäter ohne Weiteres die Kenntniß des Strafgefeßes zugibt, 
aber behauptet, daß er daſſelbe anders verftanden habe, als 
Seiten des Richters es erflärt wird **). Iſt die Handlung eine 
ſolche, deren Rechtswidrigkeit nicht zu bezweifeln, fo kommt 
auf das Mißverſtändniß nichts weiter an, da das legtere 
fodann immer einen eventuellen dolus in ſich fließt. Iſt diefes 
aber nicht der Fall, fo wird der Richter aus den Umftänden des 
Falls und der Individualität des Thäters zu enticheiden haben, 
ob die Behauptung eines Mißverftändnifjes glaublich fei oder 
nicht. Iſt daffelbe aber nachgewiejen und zwar dergeftalt, daß 


*) Das Hanndv. G.-B. fagt Art. 41: „Rechtswidriger Vorſatz ift 
der Entfchluß zu einer ſtrafgeſetzwidrigen Handlung mit dem Bewußtfein, daß 
fie unerlaubt ſei.“ Das G.⸗«B. verlangt hier nicht Kenntniß der Gefeß- 
wibrigfeit. — Vgl. Leonhardt, Commentar I. S. 202 f.u. v.Both= 
mer, Grörterungen. Bd. I. ©. 8. 

vr) Bol, noch Feuerbach, Revifion II. ©, 44, der allerdings bie 
Entichuldigung des Thäters wegen Mißverfländniffes des Geſetzes nur auf 
Grund feiner Abſchreckungstheorie zuläßt. 
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dem Thäter auch fein Zweifel an der Richtigkeit feiner Ausleg- 
ung ded Geſetzes beiging, fo muß diefer Irrthum als entjchuls 
digend betrachtet werden *). 

Die Unfenntniß der auf die That geſetzten 
Strafe in Betreff ihrer Größe ift fein Entſchuldig— 
ungsgrund. Die Anhänger der Abfchrefungstheorie müſſen aber 
einen folhen annehmen, da die Abichredung nur von einer voll» 
ftändigen Kenntniß der Strafvrohung zu erwarten ift. Aller: 
dings kam Feuerbach über diefe Conſequenz durch die Aufftellung 
der Präfumtion, daß jeder mit Berftand begabte Menſch das 
Gefeg habe Fennen müflen, binweg*’*). Nach unferm Gefeg: 
buche ift an dem aufgeftellten Sage nicht zu zweifeln. 

Daffelbe gilt, wenn der Thäter nicht geglaubt hat, daß 
nad) dem Gefege der eine oder andere Nebenumftand die Straf: 
barfeit feiner, als rechtswidrig erfannten Handlung erhöhe. 
Diefer Sag ift nur die Conſequenz des vorigen und ded Haupt: 
faßes, daß das Bewußtfein der Rechtswidrigfeit zur Anwend— 
ung des Geſetzes genüge. 

Nach diefen Bemerkungen gehen wir über auf den facti- 
fchen Irrthum. Es ift jedoch hier nur von den Fällen die Rede, 
in welchen Jemand eine ftraflofe Handlung zu begehen glaubte, 
weldye jedoch wegen gewifler factifcher, dem Thäter unbefannt 
gebliebener Verhältniffe von dem Strafgefege für ftrafbar erklärt 
wird, z. B. A befchläft die B, ohne zu wiffen, daß fie feine 
Schweſter ift, — E verehelicht fidy mit der D, ohne zu wiffen, 
daß fie bereits verheirathet ift. 

Das Geſetz will hier nur dann einen Strafausfchließungs- 
grund anerfennen, wenn dem Thäter dieſe befondern Verhält— 
nifje ohne feine Schuld unbekannt geblieben. Trug er 


— 





*) Die Rechtslehrer fprechen auch hier wieder von einem verfchuldeten 
(eulpofen) Irrthum und einem unverfchuldeten. Vgl. Henfe, Handb, I. 
$.52 ©.330 ff. Das Hannöv. G.-B. erflärt Art, 84 6, eine Handlung 
für firaflos, wenn ber Thäter fie in unüberwindlicher, ſchuldloſer Unwiſſen— 
heit nach bürgerlichen Gefegen für erlaubt gehalten. 

=) Köftlin, Revifion ıc. S. 619. — Bol. noch Heffter a. a. O. 
S. 2356 ff. 
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felbft die Schuld, daß fie ihm unbekannt geblieben, fo mug — 
das folgt a contrariis — die Handlung ihm als eine doloſe zu: 
gerechnet werben. 

Diefe Beftimmung ift — wie eingangsgedacht — nicht zu 
rechtfertigen. 

Nach den oben entwidelten Grundfägen befreit felbft die 
Geſetzesunkenntniß von der Strafe, wenn fie zugleich mit dem 
Glauben, daß die That feine an fi) widerrechtliche fei, ver: 
bunden war. Ebenfo genügte die Thatfache der Unfenntniß, 
ohne Rückſicht, ob fie verfchuldet war oder nicht, dafern nicht 
die Beftimmungen über den unbeftimmten Vorſatz Platz ergrif: 
fen. Hier aber fol der factifche Jırthum nur dann befreien, 
wenn der Thäter in ſchuldloſer Unwiffenheit derjenigen fac: 
tiihen Verhältniffe fich befand, welche feine That zu einer ge: 
feßlic) verbotenen machen. 

Diefe Beftimmung fteht im Widerfpruche mit den allgemei— 
nen Grundſätzen über dolus ꝛc. Eine doloſe Rechtsverletzung iſt 
nur dann vorhanden, wenn der Thäter in dem Bewußtſein der 
MWiderrechtlichkeit feiner Handlung diefe vornahm. Fehlt diefes 
Bewußtſein — ohne Rüdficht auf die Urfache diefes Mangels 
—, fo ift auch von einem dolas, von einer rechtswidrigen Abſicht 
nicht weiter die Rede. 

Es verfteht fich von felbft, daß der Thäter im beften Glau— 
ben von der Erlaubtheit feiner Handlung fich befinden mußte, 
und jeder Zweifel, welcher in dem Thäter in dieſer Beziehung 
aufftieg, ftört den Schuß der hier gedachten Umwiffenheit. Die 
Ueberzeugung, daß eine Handlung ftraflos fei, verträgt fid) 
nicht, wie überhaupt feine Leberzeugung, mit Zweifeln, welche 
vielmehr die Heberzeugung und den guten Glauben ausfchließen. 


Ob aber fodann dieſe Heberzeugung eine folche war, Die 
nicht in Jedem gleihmäßig ſich gezeigt haben würde, ob ber 
Andere gegen eine ſolche Meinung Zweifel gehegt haben würde, 
darauf fann, foviel die Willensrichtung des Thäters an— 
langt, nichts anfonımen, — genug, er war in dem Glauben, 
daß Fein Verhältniß vorhanden fei, durch welches feine Hand: 


lung unter das Strafgefeg geftellt werde, und feine Willens- 
richtung bei der legtern daher feine verbrecherifche. 

Der Mangel genauerer Meberlegung oder weiterer Grörter: 
ung fann nad) Befinden den Borwurf des Leichtfinnes und der 
Unbefonnenheit nach fid) ziehen, aber niemals die Befchulvig: 
ung geſetzwidriger, verbrecherifcher Abficht begründen. 

Nehmen wir einen — Fürzlich vorgefommenen — Fall: 

A ftand mit feiner Ehefrau B im Scheidungsproceffe, 
wurde jedoch chließlich von dem Ehegerichte mit feinem Scheid— 
ungsantrage zurüdgewiefen. Beide Ehegatten lebten, wie dies 
ſes nicht felten der Fall, bereits feit Anfang des Eheprocefieg, 
jedoch ohne richterliche Erlaubniß, getrennt, und diefe Trenn— 
ung dauerte auch nad) dem Rechtsſpruche fort. 

Aus ungenügenden Gründen nahm A, ein Handarbeiter, 
an, daß feine Ehe wirklich getrennt worden fei und fchritt fpäs 
ter zu einer zweiten Ehe mit der &. Der betreffende Geiftliche 
hatte davon, daß A bereits verheirathet geweſen, Feine Kennt⸗ 
niß gehabt, auch diefen hiernady zu fragen unterlaffen und A 
ebenfalls — ohne daß jedoch ihm hierbei ein Borwurf gemacht 
werden fonnte — hiervon nichts weiter erwähnt. 

Später erft wurde das wahre Sachverhältniß entdeckt, und 
A, welcher während feiner zweiten Ehe, daß er bereits verhei- 
rathet geweſen, nicht verheimlicht und gegen feine (zweite). Frau 
und Andere fid) dahin ausgelaffen, daß er von feiner erften 
Frau geſchieden fei, zur Unterfuchung gezogen. 

Die Gründe, auf welchen A's Glaube beruhte, daß er 
von feiner erften Frau gejchieden worden, waren jehr gering, 
jedoch nicht von der Art, daß fie nicht im Stande gewefen wä- 
ven, in dem A, einem ungebildeten Manne, den gedachten 
Glauben zu erzeugen. Aber der Vorwurf traf ihn vollftändig, 
daß, obſchon er ausreichende und wiederholte Gelegenheit ge: 
habt, ſich zu erfundigen, ob er in Wahrheit gefchieden fei, er 
diefe Gelegenheit nicht benugt hatte. War nun fein Glaube fo 
ſtark, wie er verficherte, fo hatte er auch nicht das Bedürfniß, 
Erfundigung einzuziehen. Allein man fonnte deshalb nicht fa- 


gen, daß ihm ohne feine Schuld unbekannt geblieben, daß feine 
erſte Ehe durch richterlichen Ausſpruch nicht getrennt worden. 

‚Seine That fiel unter die Straffanction des Art. 218, in 
weldem die einfache Bigamie mit einer Zuchthausſtrafe von 
Einem. bis Zwei Jahre bedroht iſt. Obſchon ihm weder der 
Vorwurf eines beftimmten noch auch unbeftimmten Vorſatzes 
gemacht werden fonnte, wurde er einem doloſen Geſetz— 
übertreter gleichgeftellt. Nur durch Königliche Gnade wurde 
die erfannte Zuchthausftrafe auf Gefängnißftrafe ermäßigt. 

Ebenfo lag dem K. O.-A.-Gerichte kürzlich ein ziemlich 
ähnlicher Fall vor, in welchem der Inculpat gleichfalls in dem 
Irrthume, daß er bereits gefchieden fei, fich befunden und Die 
zweite Ehe eingegangen hatte. Zu feinem Glücke berief er fi) 
noch darauf, wie er auch geglaubt hatte, daß feine erfte Ehe: 
frau bereits verftorben fei, und wußte diefes wenigftens fo wahr: 
ſcheinlich zu machen, daß man Art. 222 auf ihn anwenden 
fonnte und er nur mit einer neunmonatlichen Gefängnißftrafe 
belegt wurde. Angenommen aber, daß diefer Mann (ebenfalls 
der Glafje der Handarbeiter angehörig) vollftändig von dem 
Tode feiner Ehefrau überzeugt war, auch ohne daß er fich einen 
Todtenfchein geben laffen, zumal feine (erfte) Ehefrau in eine 
andere Stadt, ald wo er lebte, fich gewendet hatte, fo traf 
ihn die erfannte Strafe immer ſchwer genug, da er — von ſei— 
nem Standpunkte aus — nur durch einen unglüdlichen Zufall, 
nicht durch eigene Schuld in bigamifcher Ehe lebte. 

Der Richter wird bei Beurtheilung folcher Fälle fein Augene 
merk vorzugsweife auf die Geftaltung des einzelnen Falles und 
die Berfönlichkeit des Thäters richten und berüdjichtigen müflen, 
daß fo. manche Einrichtungen in dem Mechanismus. der Staate- 
verfaffung und unfere Proceßgefege den weniger gebildeten Bolfs- 
klaſſen immer ziemlich unbekannt find, 

Am wenigften darf man dem Inculpaten einen ſolchen Irr⸗ 
thum dann zur Laft legen, wenn fein anderes Berhältniß vor- 
handen war, welches ihn veranlaffen konnte, noch weitere Er— 
örterumgen einzuziehen, ob etwa möglicherweife doch irgend ein 
Umftand eintreten könne, der die Handlung zu einer ftrafbaren 
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erhebe; 3.38. A concumbirt mit der B in einem öffentlichen 
Haufe; die B ift die Ehefrau des C. A hatte Feine Veranlaff: 
ung, zuvörderſt zu erörtern, ob die B etwa die Ehefrau eines 
Dritten fei*). 

Hieran fehließt fich der Fall, deffen fon oben — im Bor: 
übergehen — gedacht wurde, wenn der Thäter in der rechtlichen 
Beurtheilung der einfchlagenden factifchen Verhältniſſe irrte, 
Es handelt fi) hier weder um die Unfenntniß des Strafgefeges 
noch befonderer factifcher Nebenumftände. Es fragt fih nur: 
ift die juriftifche Beurtheilung des Falles eine richtige gewe— 
fen oder nicht? Dieje Frage fommt nicht blos bei den Anſchul— 
digungen wegen Meineides, wie Weiß**) bereits richtig ge: 
zeigt, fondern auch bei andern Verbrechen (3.3. bei dem Be: 
truge) und bei manchen Gontractöverhältniffen, 3. B. Commiſ— 
fionsgefhäften, Pachtverhältniffen ıc. (3. B. bei Unterfchlag: 
ungen) vor, Man macht hier die Entfcheidung über die Schuld» 
frage noch zu fehr abhängig von juriftifchen Formen und von 
der Löfung verwidelter civilrechtlicher Verhältniffe, welche eine 
verschiedene rechtliche Auffaffung zulaffen oder doch von der Art 
find, daß ein in den Irrgängen des Rechts Unerfahrener fehr 
leicht zu einer andern Beurtheilung gelangen fann, als das 
Kichtercollegium , welchem fpäter die Entfcheidung zufteht. In 
Fällen diefer Art wird allerdings der Spruch der Gefchwornen, 
weil diefe dem Leben und den Volksanfichten näher ftehen, mehr 
Garantie der Richtigkeit darbieten, ald der auf gelehrte civil: 
rechtliche Erörterungen gebaute Echluß der Strafbarfeit umd die 
Annahme der Schuld, welchem das nidhtjuriftiihe Publikum 
feine Zuftimmung verfagen wird. 


*) Bol. Held und Siebdrat, d. E.:6.:B. ©. 131. 
20) Bol, E.⸗G.-B. ad art. 68. — ©. 294 d. Aufl. II. 


2, 
Ueber Meineid und leichtfinnigen Eid, 


Worin beruht der Unterfchied beider Verbrechen ? 

Zuvörderſt ift im Auge zu behalten, daß der Ausdruck 
„leichtfinniger Eid“ nicht genau ift. Derjenige, welcher ohne reif: 
liche Ueberlegung des Sadyverhältniffes einen Eid ſchwört, be— 
geht noch nicht das Verbredyen des leichtfinnigen Eids, dafern 
nicht zugleich nachgewiejen wird, Daß der geleiftete Eid der ob» 
jectiven Wahrheit nicht entipricht. Es entjcheidet daher die fub- 
jective Richtung nicht allein, fondern eine von ihr unabhängige 
Thatfache muß hinzutreten. Richtiger würde es daher fein, 
wenn man dolofen und culpofen Meineid oder, dafern man das 
Wort „‚Meineid“ für die erftere Gattung ausfchließlich beibehal- 
ten will, Meineid und leichtjinnigen Balfcheid unterfchiede. 

Bei der Feftftellung des Begriffs des leichtfinnigen Falfch- 
eids tritt nun vorzugsweife die Frage vor: wie unterfcheivet fich 
dolus und culpa? — 8 läßt fid) diefer Unterſchied recht ſchla— 
gend an diejen beiven Berbrechensarten nachweiſen. 

Auch bei der eulpa ift eine ftrafbare Willensrichtung 
vorhanden, auch bei ihr zeigt ſich eine beftimmte Abficht und ein 
beitimmtes Wiffen. Der culpos Handelnde will die That, die er 
vornimmt, und er weiß, daß er fie vornimmt. Wer eine That 
vornimmt, muß aud) wiffen fönnen, welche Erfolge fie nach dem 
Gange der Erfheinungen in der Natur haben fönnen. Die 
Veberlegung diefer Möglichkeiten fehlt bei dem, welcher culpofe 
handelt. Er ift im Stande, ſich diefelben vorzuführen und mit 
Rückſicht auf diefelben fid wegen der Vornahme oder Unterlaf- 
fung feiner Handlung zu entſcheiden. Allein eine innere Dispo— 
fition des Handelnden läßt ihn nicht bis zu dieſer Ueberlegung 
fommen, und diefe Dispofttion nennen wir culpa, Fahrläffigfeit. 

Der wirklich vorgebrachte Erfolg hat nicht im Willen des 
Handelnden gelegen. Allein er hat auch nicht einmal an die 
Möglichkeit deffelben gedacht, und e8 ift ſonach der Erfolg ohne 
Einfluß für die Frage, welche Abfiht hat den Handelnden ge: 


leitet. Die That geht weiter als der Wille, obfchon fie nicht 
fo von dem letztern unabhängig ift, wie der Zufall. Dagegen 
bei dem dolus treten Abficht und Erfolg in unmittelbare, ſich 
gegenfeitig völlig deckende Verbindung, und die Handlung felbft 
wird die gewollte Urfache eines beabfichtigten Erfolgs, den das 
Geſetz als rechtsverlegend ahndet. 

Man fpricht von bewußter culpa und unbewußter 
culpa. Allein die culpa, welche fich ihrer felbft bewußt wird, 
hört auf, culpa zu fein. Sobald der Handelnde in feiner Ueberleg— 
ung fo weit vorgefchritten, daß ihm der Gedanke an die Möglich: 
feit eines an fid) nicht gewollten Erfolgs ſich aufpringt, fann er, 
wenn er die Handlung nichts deftoweniger vornimmt, beit ein: 
getretenen Erfolg als einen nichtgewollten nicht gänzlich mehr 
abweifen. 

Die Handlung bleibt ſonach bei der culpa immer eine ge: 
wollte, und der Erfolg der Handlung ift durch die leßtre herbei: 
geführt. Allein der Handelnde hatte feine Vorftellung von die: 
fem Erfolge, und dadurd) tritt der legtre aus dem Kreiſe der 
Abficht, wenn fchon die Ur ſache des Erfolgs eine beabſich— 
tigte gewejen. 

Nun darf man nicht jagen, daß, weil jeder Handelnde die 
Verpflichtung habe, fich zu überlegen, ob aus feiner Handlung 
eine Nechtöverlegung des Dritten erwachfen fönne, und bei vor— 
handener Möglichkeit eines ſolchen Erfolgs die Handlung zu un: 
terlaffen, ſon ach jeder rechtöverlegende Erfolg dem Handelnden 
zur bewußten culpa, d. h. infoweit zuzurechnen fei, daß anzu— 
nehmen, daß er an die Möglichfeit eines ſolchen, wenn ſchon 
nicht beabfichtigten Erfolgs gedadht habe. Denn aus jener 
Verpflichtung folgt nicht nothiwendig ihre Beobachtung. Und 
ebenfo it die Individualität des Handelnden, feine Verhält— 
niffe ac. zu berüdjichtigen, um zu ermeſſen, inwieweit ein ſolcher 
Erfolg ihm ald möglich erfcheinen und das Bewußtfein 
hiervon ſich ihm nothwendig aufdringen mußte. 

Ebenſowenig ift aber auch anzuerfennen, daß der Han: 
deinde verbunden fei, nachzuweifen, daß er an die Möglichkeit 
de8 eingetretenen Erfolgs nicht gedacht Habe. Der Beweis, daß 


er an felbige gedacht habe, ift gegen ihn aus dem ganzen Sach— 
verhalte zu führen. 

So ift das Wefen der culpa ein Irrthum über den Erfolg 
der That, und zwar ein Irrthum, der vermeidlich geweſen. 
Kann man in einzelnem Falle fagen, daß der Handelnde wohl 
im Stande geweien, diefen Irrthum einzufeben und mithin den 
Erfolg feiner Handlung als einen möglichen zu betrachten, fo 
trifft ihn der Vorwurf der culpa. Es verfteht fich jedoch hierbei 
von felbft, daß zur Erfennung dieſes Irrthums nicht eine Die 
Sorgfalt eines verftändigen und befonnenen Menfchen überfteis 
gende Reflerion erforderlich gewefen fein darf. Es wird aud) 
hier das Maß der Sorgfalt entfcheidend fein, welches man von 
dem Handelnden theils feiner ganzen Individualität nach, theild 
in Rüdficht auf die an fid) vorhandene höhere oder mindere Wich: 
tigfeit der Handlung, mit Erwägung der allgemeinen Lebens- 
verhältniffe und des gewöhnlichen Ganges der Erſcheinungen 
in der Natur, ohne Unbilligfeit fordern konnte, Die fogenannte 
diligentia, quam quis suis rebus fann nicht entfcheiden, da der, 
weldyer feine Angelegenheiten überhaupt mit Leichtliinn behan- 
delt, in diefem Feine Prärogative zu leichtfinnigen, Dritte vers 
legenden Handlungen erhalten kann. 

Bon der Natur und den Umftänden des einzelnen Falles 
hängt aud) die einer Generalifirung unfähige Beftimmung des 
Grades des Verfehens und das Maß der hiernach zu beftimmen: 
den Strafe ab. 

Kann dem Handelnden ein ſolches Verſehen nicht beige 
mefjen werden und ift ſonach der Irrthum über den eingetretes 
nen Erfolg als ein vermeidlicher nicht anzufehen, fo betreten wir 
das Gebiet des Zufalls. 

Bei dem dlo Lus ift die innere Reflerion, aus der die 
That als das Gewollte hervorgegangen, entjcheidend. Die That 
mit ihrem Erfolge tritt in eine nothwendige Verbindung mit 
der Abfiht, und wird mit dem Erfolge und der Abſicht ein Gan- 
ed. Die That wird nur das Mittel zu dem eingetretnen Er: 
folge, welcher das Wefentliche und Beftimmende in dem Ent- 
ſchluſſe zur Handlung ift. Beide Momente — das des Willens 
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und das der That in ihrer Vollendung — find parallel gemwors 
den und begleiten ſich gegenfeitig. Die Abficht umfaßt die 
Handlung in ihrer vollen Totalität, während diefe Totalität 
bei dem Zufalle im Widerfpruche mit der Abficht fich befin- 
det und bei der culpa wenigftens nicht im Uebereinſtim— 
mung mit der Abficht erfolgt. 

Allein es kann der Handelnde aud) den Erfolg feiner That 
als wahrfcheinlich vorausgefehen haben und nimmt diejelbe 
nichts deftoweniger vor. Hier liegt Feine culpa vor. Der Han: 
deinde gibt durch jeine That die Zuftimmung zu dem Erfolge. 
Der lestere fteht in der Einheit mit dem Willen und hat von 
dem Willen fidy nicht getrennt. Der Erfolg ift jedenfalls num 
ein folcher, welcher die That zur dolofen (im eigentlichen Sinne 
des Worte) ftempelt. 

Diefer Fall kann nun ſich fo geftalten, daß der Handelnde 
- neben dem beftimmt und direct beabfichtigten ftrafbaren Erfolge 
auch die Möglichfeit eines andern, nicht zunächft in der Abficht 
gelegenen ftrafbaren Erfolgs erkennt, oder daß er neben dem 
beabfichtigten, ftraflofen Erfolge diefe Möglichfeit erfennt. In 
erfterem Falle ift eine Goncurrenz von dolus directus und even- 
tualis, im leßtern nur ein dolus eventualis vorhanden. 

Angenommen, daß beide (ftrafbaren) Erfolge eintreten, fo 
ift Die Concurrenz zweier ftrafbaren Erfolge derfelben That 
gegeben (ideelle Concurrenz). Angenommen aber, daß nur einer 
diefer möglichen Erfolge eintritt, fo wird ein vollendetes Verbrechen 
und neben diefem der Berfuc) eines Verbrechens vorliegen. In allen 
diefen Fällen entfcheidet die Vorfchrift in Art. 48 des Cr.“G.B. 

Der Beweis einer foldhen Concurrenz des dolus directus 
und eventualis wird fich häufig auch bei dem Läugnen des 
Dezüchtigten aus den Umftänden führen lafen. 3. B. U. hat 
den B. mit einem Meſſer in die Bruft geftoßen, dergeftalt, daß 
der B. nur durch ein glüdliches Ungefähr vor einer tödtlichen 
Wunde bewahrt wurde. Hier wird gegen den A, welcher den 
B. nur ſchwer zu verlegen beabftchtigt haben will, der Beweis 
geführt werden können, daß er die Möglichkeit, ven B. zu töd— 
ten, vorausgefehen und in den Kreis feines Willens mit auf: 


genommen. Sonad trifft hier ein vollendetcd Verbrechen (der 
Körperverlegung) ex dolo directo mit einem verfuchten Verbre— 
chen (der Tödtung) ex dolo eventuali zufammen und die Strafe 
ift nad) dem Lebteren zu bemefien. *) 

Nach diefer Anfiht hat auch in der legten Zeit das K. 
DOber-Appell.. Gericht erfannt, und nicht mehr und nicht weniger 
ift in den Schlußworten des Art. 31 ausgefprocdhen. Die Worte: 
„vorausfehen mußte” und „vorausfehen Fonnte* in Art. 132, 
bieten blos die Unterlage zu dem, bei mangelndem Geftänd- 
niffe, zu führenden Beweife des dolus eventualis. 

Glaubte der Handelnde, daß ein fpäter wirklich entftandner - 
Erfolg, an weldyen er gedacht, nicht eintreten werde, da er bie 
ganze Sachlage nicht für geeignet hielt, dieſen Erfolg herbeizu- 
führen, fo befand er fih im Irrthum über den Erfolg feiner 
Handlung, und der legtre kann ihm mithin, nad) Befinden, zur 
culpa angerechnet werden. . 

Bei den in Affect vorgenommenen Handlungen Fann zuge: 
geben werden, daß die Möglichkeit eines andern, als des zu: 
nächſt in aufwallender Leidenfchaft beabfichtigten Erfolges nicht 
in das Bewußtjein und in die Reflerion des Handelnden getres 
ten; 3. DB. U. geräth in heftigen Streit mit dem B. und ftidht 
mit dem Meffer, welches er eben in der Hand hält, nad) dem 
B., „um ihm eins zu verſetzen.“ Er ftößt dem B. das Meffer in 
die Bruft und B. ftirbt an der empfangnen Wunde. Hier fann 
das Anführen des A., daß er dem B. nur eine Verlegung bei— 
fügen wollen, feineswegs aber in dieſem Augenblide daran ger 
dacht habe, daß die Verlegung tödtlidy fein fünne, weil Ent: 
ſchluß und That fofort auf einander gefolgt feien und er in 
höchſter, jede weitere Ueberlegung ausfchließender Leidenfchaft 
fi) befunden ‚-nad) Umftänden wohl glaublidy fein. In Fällen 


) Allerdings fann nach diefen Grundſätzen unter Anwendung ber be: 
treffenden Beftimmungen des Er.“G.«B. auf fehr harte Strafen erfannt 
werben, Allein diefes Bedenken ift legislativ, aber nicht entfcheivend für den 
Richter. Die Gefeßgebungen anderer Länder haben für Fälle diefer Art be— 
fondere Strafen, welche zwifchen ven der Tödtung und den der ſchweren Kör— 
perverlegung ftehen, beftimmt. 


diefer Art würde daher eine culpofe Tödtung in Verbindung 
mit einer dolofen ſchweren Körperverlegung concurriren, 

Tragen wir nun diefe Grundfäße auf die obengenannten 
beiden Arten des Falſcheides über, fo ergibt fi, Folgendes: 

Sobald der Schwörende weiß, daß dieBehauptung, welche 
er eivlich für wahr ausgibt, falfch ift, und leiftet ven Eid, fo 
will er nicht nur den Eid (die Handlung), fondern auch die 
Täufhung des Richters (den Erfolg der Handlung). Da übris 
gens der Richter durch den Eid die gewiffenhafte Angabe der 
Ueberzeugung des Echwörenden erzielen will, fo täufcht der 
Letztre den Richter felbft dann und begeht das Verbrechen des 
Meineidd, wenn — zufälligerweife — der Schwörende eine 
Behauptung für unwahr hält und fie als wahr ausgibt, aud) 
wenn fie wirklich wahr fein follte. Seine Ueberzeugung, auf 
welche wiederum die richterlidye Ueberzeugung und mit diefer 
die richterliche Entſcheidung fich ftügt, ift maßgebend für den 
Thatbeftand des Verbrechens, nicht die objective Wahrheit 
und Unwahrheit, auf welche ohnedem, wenn nicht eigne Hand: 
lungen des Schwörenden in Frage find, mit genügender Gewiß- 
‚heit nicht zu rechnen, da auch gewifienhafte Zeugen fich in der 
Auffaffung finnliher Wahrnehmungen irren Fönnen. 

Liegt ein folder Irrthum vor, der, den Umftänden nach, 
als ein leihtvermeidlicher ſich nicht darftellt, ift ſonach 
nur ein objectiv falfcher Eid geleiftet worden, fo fallen Erfolg 
und Wille völlig auseinander und jenes, das That- und das 
Willensmoment vermittelnde Band ift nidyt vorhanden. Denn 
wenn fchon dieThat an fid) gewollt wurde, fo erftredte ſich dies 
fes Wollen nicht auf die Totalität der That in ihrer Vollendung 
und ihrem Erfolge. Der Zeuge, welcher eidlich verfichert, daß 
er den A. zu einer gewiffen Zeit an einem beftimmten Drte ges 
jehen, objchon es der B. gewefen, wird, wenn er den Letzteren 
für jenen in Folge einer nachgewiefenen bedeutenden und leicht 
täufchenden-Aehnlichkeit gehalten, ftraflod ausgehen, 

War der Irrthum ein folcher, der bei pflichtmäßiger Ueber: 
legung und Befonnenheit vermieden werden konnte, fo war ei: 
nerfeits die That, aus welcher der rechtöverlegende Erfolg ent« 
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fprungen, zwar gewollt, andrerfeits aber nicht in ihrer Totali« 
tät (wie bei dem dolus), wenn fchon die Totalität wieder eine 
jolche ift, die der Handelnde erfaffen konnte und e8 ihm num zur 
Schuld angerechnet wird, daß er diefe Totalität nicht in feine 
Reflerion aufnahm und hierdurch ſich felbft außer Stand gejegt 
haben würde, eine That ferner zu wollen, deren Totalität feiner 
Abſicht nicht entſprach. Hier liegt ſonach eine culpa, ein culpo: 
fer Falfcheid vor. 

Allein wenn nun der Schwörende in jenem Zuftande feiner 
Reflerion fi) befand, welchen wir den Zweifelnennen, und 
er ſchwört, diefer Zweifel ungeachtet, den Eid? 

Man hat häufig in Fällen diefer Art einen leichtfinnigen 
Eid angenommen und hiernady erfannt. 

Allein in diefen Fällen liegt nach der Anficht des Verf. ein 
nad) Art. 183 zu beurtheilender Meineid vor. 

Die Möglichkeit des Gegentheild der durch den Eid ver- 
fiherten Behauptung ift in die Vorftelung und in Die Reflerion 
des Schwörenden getreten und ſonach diefe Möglichkeit als ein 
Theil der von ihm beabfichtigten Handlung (in ihrer Totalität) 
in feine Abficht felbft mit aufgenommen worden, Er ift bei der 
Vornahme der Handlung fi bewußt, wie noch ein anderer 
Erfolg, als der zumächft gewollte, aus ihr hervorgehen fünne, 
und er erklärt durdy Die Vornahme der Handlung, daß er diefen 
Erfolg nicht hindern wolle, daß es ihm recht fei, wenn Diefer 
Erfolg eintrete. 

Hier ift nicht bloßer Mangel an pflichtmäßiger Ueberleg- 
ung, welder den Schwörenden hindert, bis zu dem Stadium 
des Zweifeld oder wohl felbft der gegentheiligen Ueberzeugung 
vorzufihreiten, vielmehr ihn in den Glauben, daß er die Wahr: 
heit durd) feinen Eid ausfage, läßt und ihn über feinen Irr— 
thum, in dem er ſich befindet, nicht aufflärt. Diefe Trägheit 
geiftiger Reflexion liegt nicht vor. Die Neflerion ift vielmehr 
jo weit gediehen, den Echwörenden auf die vorhandene Mög- 
lichfeit eines Irethums aufmerffam zu machen, ohne doch zu: 
gleich) im Stande zu fein, die diesfallfigen Zweifel zu befeitigen. 
In diefem Zuftande unbefeitigter Zweifel nimmt er eine Hand» 
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fung vor, bei welcher er nicht gewiß ift, welchen Erfolg fie 
- haben werde, und ein Bewußtfein, daß einer diefer Erfolge ein 
ftrafbarer fei. Er erflärt daher durch die Bornahme der Hand: 
[ung fein Einverftändniß mit diefem Erfolge, wenn er eintre— 
ten follte. 

Aus dieſen Gründen ift in Fällen diefer Art ein Meineid 
im Sinne des Art. 183 des &r.-G.:B. anzunehmen. 

Aus denfelben Gründen fann der Verf. der in dem Com— 
mentare des Cr.⸗G.Buches von Held und Siebdrat S.268 
aufgeftellten Anſicht nicht beipflichten, wenn dafelbft gelehrt 
wird: 

Eine wahrheitswidrige Behauptung liegt dann nicht vor, 
wenn Jemand etwas, ohne es genau zu wiffen, als wahr 
befhwört, was audy wahr iſt; ihm fällt nur eine unmora= 
lifche Handlung zur Laft. 

Der Richter, welcher einen Eid von dem Zeugen oder der 
Partei verlangt, fordert, daß derfelbe feine Ueberzeugung aus: 
fpreche und hierbei zuvörderft fic) genau überlege, ob die Be: 
hauptung, zu deren eidlichen Beftärfung er ſich anfhidt, wahr 
fei. Der Richter fann und darf erwarten, daß der Schwörende 
von jedem Zweifel entfernt fei. Wer an der Richtigkeit einer 
Sache zweifelt, ift von derfelben nicht überzeugt, — beide 
Zuftände geiftiger Thätigfeit find unvereinbar. 

Derjenige, welcher ohne genaue Kenntniß von einer That- 
ſache doc) dieſe Kenntniß zu haben verfichert und den hierauf 
gerichteten Eid ſchwört, verlegt feine Eidespflicht. Er begeht 
eine Handlung unbefümmert un deren Erfolg und befräftigt eine 
Züge durd) feinen Eid. Seine That fällt daher unter Art. 183. 

Die Wichtigkeit und Heiligkeit des gerichtlichen Eides wird 
durd) die gegentheilige Meinung, welche hier nur eine unmorali: 
ſche Handlung erblidt, leicht gefährdet. 

Nach der Anficht des Verf., welcher hierbei auf die obigen 
allgemeinen Unterfchiede von dolus und culpa ſich fügt, kann 
von einem culpofen Falfcheide nur dann die Rede fein, wenn 
der Schwörende bei der Eidesleiftung in dem feften Glauben, 
daß er die Wahrheit fage, ſich befand, diefer Glauben aber auf 

Neue Jahrbücher f. ſaͤchſ. Strafrecht. VI. 1. 5 
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einem Irrthume berubte, indem bie eidliche Ausfage unwahr ges 
wefen, und dieſer Irrthum von dem Schwörenden bei pflicht- 
mäßiger Weberlegung vermieden werden konnte. Wo ein folder 
Serthum nicht vorliegt, wo der Zweifel in der Seele des Schwö- 
venden fich geltend machte, wo ber Legtere von der Wahrheit 
feiner Behauptung nicht überzeugt war, ift auch ein eventueller 
dolus, mithin ein dofofer Falſcheid vorhanden. 


— — — — — 


IV. 


Kann die Schärfung der Gefängniß- und Arbeits— 

bausftrafe durch hartes Lager und Entziehung 

warmer Koſt die im Erkenntniſſe ausgeſprochene 
Strafdauer verlängern? 


Bom Herrn Großherz. ©. Polizei-Inſpector 
Börner zu Jena. 


Nach Art. 12 d. Königl. S. St.“G.B. können Arbeitshaus— 
und Gefängnißſtrafen gleich der Zuchthausſtrafe durch hartes 
Lager und Beſchraͤnkung der Koſt auf Waſſer und Brot geſchärft 
werden. Bon dieſen Schärfungen kann das harte Lager von 
zehn bis auf dreißig Tage, die Entziehung der warmen Koft 
bis auf drei Monate nad) Art. 8 anſteigen; feine derfelben darf 
jedoch ununterbrochen länger als zwei Tage hintereinander an— 
gewendet werden. Diefen Vorfchriften gegemüber haben die Be: 
ftimmungen der Art, 17, nach weldhen Arbeitshausftrafe im 
niedrigften Maaße nur zwei Monate, Gefängnißftrafe, infofern 
nicht bei einzelnen Vergehen eine längere Dauer feitgefegt ift, 
im höchſten Maaße nicht über drei Monate dauern fol, zu ver: 
ſchiedener Strafverbüßung, je nad) den verfchiedenen Anfichten 
der erfennenden und ausführenden Behörden, inallen den Fällen 
geführt, in welchen die in den Erfenntniffen, unter Beifügung 
eines oder beider der obigen Strafübel, ausgeſprochene Dauer 
der Arbeitshaus : oder Gefängnißftrafe nicht fo hoch ift, daß fie 
5 * 
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die für die Strafhärtungen beftimmte Zeit, einfchlüffig der Tage, 
an welchen diefe audgefegt werden, überfteigt. Einige nämlich 
meinten, in dergleichen Fällen fei die Strafe in Hinficht auf die 
Strafübel mit Ausfchluß der intermittirenden Tage zu ver: 
büßen; rechneten alfo diefe intermittirenden Tage auf 
die Dauer der Strafe überhaupt nicht mit ein. Andere da- 
gegen waren der Anficht, die Dauer der Strafzeit fei mit Ein: 
ſchluß der intermittirenden Tage zu verbüßen, rechneten alfo 
die für die Strafübel beftimmten Tage, welche nicht 
von der ganzen Dauer der Strafe überhaupt umfaßt wurden, 
nicht mit. 

So fam es denn, daß nad) der Berechnung der Erftern in 
denjenigen Fällen, in welchen die ganze Dauer der Strafe mit 
Schärfung durch hartes Lager oder Entziehung warmer Koft zu 
verbüßen war, die Strafe ſich von felbft über das im Erfennt- 
niffe ausgefprochene Maaß verlängerte, während nad) der Be: 
rechnung der Andern dies nicht ftattfinden follte, 

Dies veranlaßte zunächſt im Königreiche Sachſen ein unter 
dem 16. Juni 1840 erfchienenes, die Art. 7, 8 und 12 des 
Etrf.-G.-B. erläuterndes Geſetz, folgenden, wörtlichen Inhalts : 

„Wenn nach Art.7, 8u. 12 hartes Lager oder die Entziehung 
warmer Koft gegen den Verbrecher in Anwendung gebracht wer» 
den, fo find in die für diefe Strafübel beftimrate Zeit, info- 
fern foldye nicht die ganze Dauer der Strafe umfaßt, die 
Tage, an welchen diefelben ausgefegt werden, nicht mit ein- 
zurechnen. 

Diefelbe Erläuterung wurde für das Großherzogthum 
Weimar durch Gefeg vom 28. Febr. 1842 publicirt und die Her: 
zogthümer Altenburg, Meiningen und das Fürftentbum Schwarz- 
burg. Sonderdhaufen conformirten fi) Dadurch, daß fie diefe Er: 
(äuterung in den Art. 12 ihrer Strafgefegbücher mit nur unwe- 
fentlihen Wortänderungen aufnahmen, zugleich aberden Anfangs 
von der erften fühl. Kammer beantragten und angenommenen, 
dann aber, da fich die zweite Kammer nicht einverftanden er: 
Härte, von beiden Kammern fallen gelaffenen Zufag hinzu— 
fügten: 


Steigt jedoch die Dauer der folchergeftalt gejchärften Frei: 
heitöftrafe über drei Monate an, fo ift nach Ablauf des drit- 
ten Monats dem Verbrecher jedenfalls einen Tag um den 
andern warme Koft zu reichen. 

Allein diefe Erläuterung hat weder in der Theorie noch in 
der Praris zu einer gleichmäßigen Auffaffung der betreffenden 
Strafartifel geführt und die vorher beftandenen Zweifel ftehen 
gelafjen. 

So fagt Schueler in den Neuen Jahrbüchern f. ©. 
St.:R. Bd. J. 2. S. 70 v. Jahre 1841, indem er von dem 
Altenburg. Strafgeſetzbuche fpricht: 

„auch wird noch hinſichtlich der Schärfung aller Freiheits⸗ 
ftrafen hinzugefügt, daß, wenn hartes Lager oder Entziehung 
warmer Koft in Anwendung gebracht werden, in die dafür 
beflimmte Zeit, infofern diefe nicht die ganze Dauer der 
Strafzeit umfaßt, die Tage, an welchen die gedachten Schär- 
fungen ausgefegt werben, nicht mit einzurechnen find. (Ift 
alfo auf Entziehung der warmen Koft auf vier Wochen erfannt 
worden, fo fol diefe Entziehung 6 Wochen lang nach der na= 
türlihen Computation ftattfinden, indem nad) Art. 8 und 12 
auf 2 Tage bei Waſſer und Brot allemal erft wieder ein Tag 
bei warmer Koft ftattfinden muß.) Steigt jedoch die Dauer 
der foldhergeftalt geſchaͤrften Sreiheitsftrafe über drei Monate 
an (bier ift doch wohl tempus continuum gemeint, denn wenn 
man nur die Tage der Schärfung rechnen will, fo darf ja die 
Schärfung nad) Art. 8 und 12 gar nicht länger als auf drei 
Monate erfannt werden), fo fol nach Ablauf des dritten Mo- 
nats dem Berbrecher jedenfalls einen Tag um den andern 
warme Koft gereicht werden. Man fieht, daß durch diefen der 
königl. fächf. Rovelle zu Art. 7, 8 und 12, Gefeg vom 16. 
Juni 1840 entfprechenden altenburg. Zufag zu Art. 12 den 
Schärfungen des Art. 8 Nr. 2 und 3 und Art. 12 Nr. 1 
und 2 eine viel größere Ausdehnung gegeben wird, als dies 
im Weimarifchen, wo die Fönigl. fächf. Novelle vom 16. 
Juni 1840 noch nicht gilt, der Fall ift, indem, wenn nad) dem 
Weimarifchen Strafgeſetzbuche jene Straffchärfungen auf 
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30 Tage, refp. auf drei Monate befchränkt find, diefe Zeit 
nur nach natürlicher Computation ald tempus continuum ge— 
nommen werden kann, welche Auslegung jedoch durch den Zu⸗ 
ſatz des altenburg. Criminalgeſetzbuchs zu Art. 12 ausprüdlich 
beſeitigt wird, ſo daß hier eine auf drei Monate erkannte 
Strafſchärfung fi über einen Zeitraum von fünf Monaten 
erftreden Fann und regelmäßig erftredden wird.’ 

Dagegen erklärt fih Weiß in feinem Gommentar II. Aus: 

gabe, S. 79—80, Ziffer 10, dahin: 

„Ob der Begriff der Strafihärfung, wenn dabei nicht 
ausdrüdlich, wie Dies 4. B. im 61. Artifel gefchehen, wo zu— 
gleich blos von der Kortfegung der Strafe innerhalb ver 
geleglichen Grenzen die Rede ift, die Arten der geftatteten 
Strafihärfung angegeben find, auch Erhöhung des gefek- 
lichen Strafmaßes in: ſich begreife, kann um deswillen 
zweifelhaft ericheinen,; weil an einigen Stellen Strafer- 
höhung allerdings als Straffhärfung bezeichnet 
wird; vergl. den 160, Art. und die Verordnung vom 27. 
April 1838. Art. III. (Gefegbl. S. 376), desgleichen das 
Forſtgeſetz F. 34 am Ende (S. 211.) Indeſſen ift jene Frage 
zuvermeinen, da über das höchſte Strafmaß ohne befons 
dere gefeglihe Vorſchrift nicht erfannt werden darf, und 
außer der im 17. Art. enthaltenen Begrenzung der Straf: 
dauer ed an einer gefeglich beſtimmten Grenze, welche nicht 
‚zu überfchreiten fei, fehlen würde. Vergl. Krug 1. ©. 17, 

und Seite 80 unter b: 

„Die Borfchrift, daß hartes Lager und Entziehung warmer 
RKoſt ununterbrochen nicht länger als zwei Tage hin— 
tereinander ftattfinden fönnen, ift ſchon geſetzlich und bes 
‘darf daher feiner weitern Erwähnung im Straferfenntniffe. 
Wenn daher z. B. auf 12 Wochen Gefängniß erfannt wor: 
i den ift, fo kann hartes Lager und Entziehung warnıer Koft 
sniemald auf längere Zeit ald 8 Wochen vollftredt werden. 
Dann bedarf es aber auch im Urtheil feines befondern Zu: 
fages, fondern wenn diefe Schärfung für die ganze Zeit von 
zwölf Wochen erfannt ift, fo verfteht es fi von felbft, daß 
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die Bollftrefung nur in dem vom Geſetz bemerkten Maße er: 
folgen könne,’ 

Zu der Erläuterung felbft bemerft Weißa. a, O. ©. 82 
und83 unter Bezugnahme auf Groff Bemerkungen zu den Ge: 
feße v. 16. Juni 1840, ©. 1-3: 

„Es ift daran zu erinnern, daß hartes Lager und Ent: 
ziehung warmer Koft, jenes nur auf höchftend 30 Tage, die: 
ſes nur bis zu drei Monaten erfannt werben darf (f. Art.8). 
Wird daher eine diefer Schärfungen der Zuchthausftrafe oder 
aud) hartes Lager der Arbeitshausftrafe beigefügt, fo wird 
die gegebene Erläuterung Anwendung finden, weil Zuchthaus 
und Arbeitshaus immer auf eine längere Zeit zuerkannt wer: 
den müflen, als die Schärfung geftattet. Doc) ift, wie eben: 
falls bereit bemerft worden, ſtets zugleich die Faſſung des 
Erfenniniffes zu berüdfichtigen. Wenn z. B. einer ein= oder 
mehrjährigen Zuchthausftrafe hartes Lager während des 
erften Monats beigefügt worden ift, fo wird dies ebenfoviel 
fein, ald wenn diefe Schärfung ausdrücklich nur auf zwanzig 
Tage vorgefchrieben worden wäre, weil geſetzlich nur zwei 
Tage hintereinander und mit einer fodann eintretenden Unter: 
brechung von einem Tage, jene Schärfung zuläffig ift. Wäre 
dagegen die Schärfung auf die Zeit von einem Monate er 
fannt worden, fo würde es ſich allerdings nicht auf Die Zeit 
des erften Monats der Strafverbüßung beſchränken, fondern 
bis in die Mitte des zweiten Monats ſich erſtrecken und ſonach 
45 Tage umfafjen, von welchen jedoch nur an 30 Tagen die 
Schärfung eintreten könnte.“ 

Bon Landtagsverhandlungen liegen nur vie Weimarifchen 
vor; nad) diefen hat der Landtag die Erläuterung nad) der Auf: 
faffung des Referenten angenommen, welche dahin geht, daß das 
Marimum der Zeitfeift für diefe Schärfungen und das im 
Urtheil ausgefprochene Maß derfelben mit Ausschluß der aus: 
fallenden Tage zu berechnen fei. (Weimarifche Laudtagsver— 
handlungen v. Jahre 1842. I. 846.) 

Gegen die erftere Anficht nun muß es fchon Bedenken er 
regen, daß die fchärfende Qualififation einer Strafe, wenn diefe 
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eben nicht in der Verlängerung befteht, fchlechthin Einfluß auf 
deren Dauer haben fol. Es muß Bedenken erregen, daß auf 
diefe Weife ven Schuldigen eine Echärfung der Strafe, näm« 
lich die Verlängerung derfelben, ftillfchweigend trifft, da 
doch in andern Fällen das Strafgefegbud, ausdrücklich erwähnt, 
wenn diefe Schärfung eintreten fol: (f. Art. 61) oder andrer- 
ſeits e8 des befonderen Ausdrudes einer fonft der Strafe beizu— 
fügenden Schärfung in dem Erfenntniffe nur dann nicht bedarf, 
wenn, wie bei Zuchthaus erften Grades, gewiffe Schärfungen 
ald unzertrennlihe Attribute der Strafe erfcheinen 
(Art. 7. d. Strfgef..B.) Held und Siebdrat, das Erimi- 
nalgeſetzbuch für das Königreich Sachfen zu Art. 8. ©. 40. 

Dagegen wird freilich eingewendet, der Sträfling fol ja 
eine beftinnmte Zeit bei Waffer und Brot, auf hartem 
Lager verbüßen und da diefed nad) dem Geſetze ununterbrochen 
hintereinander nicht zuläfftg ift, fo bringt eben die gefeßliche Be— 
ftimmung die Verlängerung des Strafmaaßes von felbft mit 
fi. Allein dieſes ift e8 eben, was bewiefen werden foll. 

Berner erſcheint nad) diefer Anftcht die Strafvauer, die eins 
fache Entziehung der Freiheit als etwas Unmefentliches, Gleich- 
gültiges, den Straffhärfungen gegenüber. Daß viefes aber 
nicht im Sinne des Gefeßgebers liege, zeigen recht deutlich die 
Beftimmungen im Schlußfag des Art. 12 des Königl. und des 
Großh. S. Strafgefegbuches und im $. 32 des Großh. S. Ge- 
feßes zum Schuge der Forften vom 10, Novbr. 1840, 

Nach dem erfteren fol die Anwendung der beiden in Rede 
ftehenden Strafübel bei Vagabunden und Bettlern, welche we— 
gen anderer als der im Artifel als befonders ſchwer hervorgeho= 
benen Bergehen beftraft werden, eine Berfürzung des Strafmas 
es und umgefehrt in Forftftraffällen der Wegfall der Falten 
Koft eine Berlängerung des Strafmaßes zur Folge haben. 
Dann: 

Den Sap vorausgefeht, daß die Dauer der Strafver: 
büßung das im Erfenntniffe ausgefprochene Maaß der Strafe 
fo wenig überfteigen dürfe, als es mit einer geordneten Hand: 
habung des Rechts verträglich ift, daß gegenüber pofitiven Ge: 
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fegvorfchriften hinſichtlich beſtimmter und namentlich von ge: 
wiffen Behörden, ohne Verlegung ihrer Gompetenz, nicht zu 
überfchreitender Strafmaße, dennoch durch Hinzutritt von Schär- 
fungen der Sträfling eine längere Entziehung der Freiheit zu 
dulden hat, als das Geſetz vorzufchreiben fcheint, läßt ſich noch 
manche negative Einwendung gegen die zuerft in Brage gebrachte 
Anficht vorbringen. So follen nad) $. 5 des Großh. Sächſ. Ge- 
feges vom 9. April 1839 über die Zuftändigfeit der Polizei und 
Verwaltungsbehörden, diefe Behörden nicht über drei Monate 
Gefängnig erkennen. Es würde alfo nach dem eben aufgeftellten 
oberften Sat aud) Niemandem durch ein Straferfenntniß einer 
Polizei» oder Berwaltungsbehörbe die Freiheit länger als drei 
Monate entzogen werden fönnen. Allein nad) der gegentheiligen 
Anficht würde Jemand, den eine folhe Verwaltungsbehörbe zu 
drei Monaten Gefängniß bei Wafler und Brot verurtheilte, 
volle fünf Monate im Gefängniffe figen. 

Ferner würde Jemand, den eine Givilbehörde auf den 
Grund ihrer diesfallfigen Zuftändigkeit zu drei Monaten Ge- 
fängniß bei Wafler und Brot verurtheilt hätte, feine Strafe 
nicht in dem Gefängniffe diefer Behörde verbüßen fünnen, da 
diefe fünf Monate umfaffen würde, nad) Art. 11 des St.G.⸗ 
Buches aber über drei Monate anfteigende Gefängnißftrafen in 
den Gefängniffen der Eriminalgerichte abgebüßt werden müffen. 

Diefe und ähnliche Gegengründe find an ſich gewiß fehr 
trifftig, das Gewicht ihrer Beweiskraft hängt aber von dem 
Vorderfage ab, den die Gegner, ſich auf die in Rede ftehende 
Erläuterung beziehend und diefe in ihrem Sinne auslegend, 
jedoch nicht zugeben. Und man wird ihnen ſo lange nicht Un: 
recht geben können, als nicht die entgegengefegte Anficht pofitiv 
zu erweifen ift. 


Hierzu bedarf es vor allen Dingen einer Verftändigung 
über die wörtliche Auffaffung der Erläuterung. Die Worte 


„inſofern ſolche (die Straffchärfüngszeit) nicht die ganze 
Dauer der Strafe umfaßt,‘ 


fönnen einmal heißen: 
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‚‚infofern die ganze Dauer der Strafzeit folche nicht um- 
faßt ‘’. 
Dies würde heißen, wenn die Schärfungszeit ald tempus con- 
tinuum die dem Wortlaut des Erfenntniffes nach beftinimte 
Strafpauer überfteigt, 3. B. wenn es heißt acht Tage Gefäng— 
nis bei Wafler und Brot. Die ganze Dauer von acht Tagen 
Gefängniß umfaßt nicht acht Tage bei Waſſer und Brot, 
vielmehr gehören hierzu, wegen der intermittirenden Tage, elf 
Tage. Müßte fo conftruirt werden, jo wäre wohl an der Rich— 
tigfeit der Meinung derer, welche die Strafvauer durch die 
Straffhärfung verlängern laffen,, infoweit nicht zu zweifeln. 
Eonftruirt man dagegen fo: 
‚‚infofern nicht die ganze Dauer der Strafe ſolche 
umfaßt ‘’, 
fo heißt dies ganz daffelbe wie: 
‚‚infofern foldhe nicht Die ganze Dauer der Strafe 
umfaßt ‘, 
und der Sinn fann fein anderer fein al8 der, daß nur ein Theil 
der Strafe durch eines jener Strafübel geichärft gedacht werden 
fol, 3.8. drei Wochen Gefängniß und hiervon eine Woche bei 
Waffer und Brot. In folhen Fällen fol die Straffchärfungs: 
zeit mit Ausfchluß der intermittirenden Tage berechnet und eine 
volle Woche verbüßt werden, wozu mit Hinfiht auf Art, 8 
zehn Tage nothwendig find; während wenn die intermittivenden 
Tage auf die für die Strafübel beftimmte Zeit eingerechnet wir: 
den, der Gefangene nur 5 Tage Waffer und Brot erhielt, 
welche, einſchlüſſig jener, eine Woche ausfüllen. 

Dieje Interpretation hat nicht nur das für fi, daß fie 
fi) getreu an die Wortftellung hält, fondern führt zugleich auch 
zu einem, mit feiner Beftimmung des Strafgefebbuchs in Wider: 
ſpruch ftehenden Sinne, da der Ausfchluß der intermittirenden 
Tage da ganz natürlich erfcheint, wo die im Erfenntniffe aus: 
gefprochene Dauer der Strafe die weitefte Ausdehnung der in 
Anwendung gebrachten Schärfungen zuläßt. 

Iſt Dies aber num richtig, und e8 werden dies wohl aud) 
die Gegner zugeftehen, fo fragt fid) nur, wie deffenungeachtet 
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die entgegengejegte Auslegung in den Fällen, wo die Straf: 
Ihärfung die ganze Dauer der Strafe umfaßt, hat Anwendung 
finden fönnen. Dies läßt ſich nur aus einer falfchen Auffaffung 
des Gegenfages des in der Erläuterung gegebenen Falles und 
aus einer ungerechten Ausdehnung des fcheinbar darin liegen: 
den Princips der unbedingten Ausfchließung der intermittiren- 
den Tage erklären. Wenn nun aber Schüler feldft zugibt, daß 
nad) dem Weimarifhen Strafgefeßbudhe, vor Annahme der 
Königl. Sächſ. Novelle, jene Straffchärfungen auf 30 Tage, 
bezügig drei Monate befchränft feien und diefe Zeit hier nur 
nad) natürliher Gomputation ald tempus conlinuum 
genommen werden könne, fo ift dies gewiß richtig, falfch aber 
die Folgerung, daß diefe Auslegung durch die Erläuterung be— 
zügig die derfelben gleichlautenden Zufäge zu dem Art. 12 des 
Altenburger, Meininger und Sondershäufer Strafgeſetzbuches 
befeitigt werde und hiernach eine auf drei Monate erfannte 
Strafihärfung fi) regelmäßig auf fünf Monate erftrede. Denn 
die Erläuterung Spricht ja nur von dem beftimmten Falle, wenn 
nicht die ganze Dauer der Strafe von der Straffhärfung um: 
faßt wird, kann aljo auch nur für folche Fälle maßgebend fein. 
Sie ftellt nicht ein allgemeines Princip feft, fondern eine Aus: 
nahme von derfelden. Das allgemeine Princip des St.G. 
Buches ift, daß die Strafe nad) Maßgabe der im Erfenntniffe 
ansgefprochenen Dauer derfelben verbüßt werden fol. 

Diefem müffen fich die Nebenbeftimmungen, was doc) die 
Dualififationen find, unterordnen und im Eonflifte mit jenem 
weichen. Hierfür fpricht außer der Schülerfchen Erklärung feldft, 
welche, von dem fraglichen Zufage abgefehen, dies zugibt, 
aud) eine ebenfall3 vor Aufnahme der Königl. Sächſ. Erläuter- 
ung erläffene Befanntmachung der Regierung zu Weimar vom 
3. April 1841, in welcher die Juftizunterbehörden angewiefen wer: 
den: „die in Art. 8 des Strafgeſetzbuchs unter Ziffer 1, 2, 3, 
und in Art. 12 daſelbſt unter Ziffer 1, 2 gedachten Schärfungen 
folder Zuchthaus-, Strafarbeitähaus- und Gefängnißftrafen, 
welche auf den Grund des Strafgefeßbuches felbft erfannt wor: 
den find, fofern nicht im Straferfenntniffe die Art und Weife 
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der Vollziehung vorgefchrieben ift, in der durch den Art. 8 vor: 
gezeichneten Maße zu vollftteden, fo daß mithin für Die ganze 
Dauer des im Erfenntniffe ausgedrüdten Zeit: 
raums der erfannte Dunfelarreft ununterbrochen, hartes La⸗ 
ger und Entziehung warmer Koft hingegen zwei Tage binterein- 
ander ununterbrochen, unter Wegfall ver Schärfung an jedem 
dritten Tage, verbüßt werden müſſen.“ Könnte die Zuläffig- 
feit der Ausdehnung eines nur für beftimmte Ausnahmefälle 
aufgeftellten Grundfages auf alle unter Anwendung der Schärf- 
ung durch hartes Lager oder Entziehung warmer Koft vorfom- 
menden Fälle, wofür die Gegner den Beweis fchuldig bleiben, 
deffenungeachtet noch zweifelhaft fein, fo dürfte wohl endlich 
folgende Betrachtung zur Gewißheit führen. 

Der Gegenfaß des in der Novelle angenommenen Falles ift: 
Wenn die dur hartes Rager oder Entzich- 
ung warmer Koft eintretende Straffhärf: 
ung die ganze Dauer der Strafe umfaßt, 
fo follen die Tage, an welden diefe Straf 
fhärfungen ausdgefegt werden, auf die 
Dauer der Freiheitsfttafe nicht mit einge 
rechnet werden. 

Hieraus erhellt, daß der Punkt, auf den ed allein an- 
fommt, der ift, welche Zeit mit Ausfchluß der intermittirenden 
Tage zu berechnen ift. In dem in der Novelle gegebenen Falle 
ift e8 die für die Strafübel, in dem entgegengefegten Falle aber, 
wie aus dem Gegenfape felbft folgt, die für die Dauer der ein: 
fachen Freiheitsftrafe beftimmte Zeit. Können nun die inter 
mittirenden Tage nicht überhaupt in Wegfall fommen, weil 
denn infoweit die Strafe ganz und gar wegfallen würde, fo 
folgt, daß wenn fie von der für die Straffhärfung beſtimmten 
Zeit ausgefchloffen werden, fie in den für die einfache 
Strafe erfannten Raum eingefchloffen werden müffen, und 
umgefehrt, werden fie hier ausgefchloffen, fie in jene einzu: 
fchließen find, denn einen dritten Raum gibt es nicht. Tritt 
num dies leßtere ein, fo kann die Schärfung Feine Verlängerung 
der Strafe zur Folge haben, weil die intermittirenden Tage 
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von der Dauer der Strafe audgefchloffen find, ohne fie 
aber eine weitere, über die Strafvauer hinausreidyende Ver— 
büßung der Straffhärfung nicht möglich ift, weil die Anvend> 
ung der Schärfungen nad) Art. 8 nur mit Intermiffton zuläfftg 
ift. Demnach ift ed zwar richtig, daß ftets mit Ausfchluß der 
intermittirenden Tage gerechnet werden muß, diefe Berechnung 
aber nur dann zu einer Berlängerung der für die Strafübel be- 
ftimmten Zeit führen fann, wenn diefe Zeit innerhalb des für 
die Strafdauer überhaupt erfannten Maaßes fällt. Es wird 
alfo der höchfte Grad der Straffhärfung durch Entziehung war: 
mer Koft nur dann verbüßt werden fünnen, wenn 3. B. das 
Erfenntniß auf fehs Monate Gefängniß lautet, während das 
an fich höchfte Maß der Gefängnißftrafe von drei Monaten die 
Anwendung des höchften Maßes jener Schärfung ausſchließt. 

Die Strafgefepbücher von Altenburg, Meiningen und 
Sondershaufen geftatten nur durch Aufnahme des Schlußfages 
in Art. 12 infofern eine Milderung der Schärfung, als in je— 
nem Schlußfaße beſtimmt wird, wenn die Dauer der Freiheits: 
ftrafe unter Hinzufügung einer der beiden Schärfungen über drei 
Monate erfannt wird, die Intermiffton ftatt an jedem dritten 
Tage, an jedem zweiten Tage eintreten foll. 

Weiter befagt diefer Zufag Nichts, und es ift dabei feftzu- 
halten, daß die in Art. 8 gegebene Vorfchrift der Ausfegung der 
Strafihärfung an jedem dritten Tage nur das Marimum des 
Strafübels beftimmt. 


V. 


Die Unterſuchung gegen J. G. V. wegen verſuchten 
Todtſchlags feiner Ehefrau *). 


Die Ehefrau des Handarbeiterd J. G. V. zu M, zeigte wider 
ihren Ehemann unter dem 17. Mai 1848 den Gerichten zu M. 
an, daß derjelbe am 12. Mai 1848 nad) feiner zur Mittagszeit 
iened Tages erfolgten Rückkehr von der Arbeit, wo er ſogleich 
mit ihre einen Streit anzufangen gefucht, trog des von ihr feinen 
Schmähungen entgegengefegten Schweigens, fie plöglich mit 
beiden Händen gepadt, fie zufammengeftaudht und mit der ge: 
ballten rechten Fauft wiederholt auf den Kopf gefehlagen, end: 
lich aber mit einem Meffer einen fo heftigen Stoß nad) ihr ge: 
führt, daß aus der Wunde des duch diefen Stoß getroffenen 
Iinfen Oberarms das Blut ftromweife gefloffen, und fie, um 
ſich vor Aergerem zu retten, zu fliehen genöthigt geweſen fei. 

Zugleich führte fie zu Rechtfertigung ihrer foeben angeführ: 
ten Befürchtung noch an, daß ihr Ehemann ſchon früher wieder: 
hoft gegen fte felbft und andere ſich dahin geäußert: 

„erſt müffe das Luder (womit fie, die Ehefrau, gemeint 

gewejen) fort, dann fomme auch er daran.“ 

Nach dem von ihr gleichzeitig über die Befchaffenheit der 

ihr beigefügten Körperverlegung beigebrachten, noch am Tage 


*) Die Gefchichtserzählung ift im Hauptwerke aus den Entfcheidungs- 
gründen zu dem Erfenntniffe erfter Inftanz entlehnt worden. 
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des Borfalls von dem Wundarzte B. zu P. ausgeftellten Attefte 
beftand jolde in einer, einen halben Zoll langen und ei- 
nen reichlichen Zoll tiefen Wunde des linfen Oberarms, welche 
nad) dem Urtheile des genannten Wundarztes einen Blutverluft 
von zwei bis drei Unzen herbeigeführt und eine bei jener Exrplo- 
ration noch vorhandene, fehr ſchmerzhafte Gefchwulft zurück— 
gelafien. 

Rad) dem fpäter, unter dem 25. Mai 1848 von dem Land- 
gerihtswundarzte F. zu den Acten übergebenen Befundfcheine 
ſtellte ſich jedoch Diefelbe bereits bei der am 23. Mai vor- 
genommenen anderweiten Unterſuchung der V. als vernarbt, 
übrigens aber von einer folchen Befchaffenheit var, daß daraus 
ein bleibender Nachtheil für die Gefundheit der Verletzten nicht 
zu befürchten. 

Es äußerte jedoch zugleich am Schlufje diefes feines Gut- 
achtens ver genannte Gerichtswundarzt, aufAnlaß der Seiten des 
Unterfuchungsgerichts, unter Vorlegung des Meſſers, womit 
jene Verlegung herbeigeführt worden, an ihn gerichteten Frage 
über die Befchaffenheit diefes Meffers ſich dahin: 

„daß daffelbe, da deſſen Klinge 5%, Zoll lang, und wenn 
ſchon nicht fcharf, doc, ganz fpigig zulaufe und daher in 
fleifhige Theile ohne Knochenwiderſtand leicht eindringen 
fönne, allerdings für geeignet anzufehen, auch eine tödt- 
liche Verlegung edler Theile herbeizuführen.‘ 

B. felbft vermochte gleich bei feiner erften Vernehmung, 
nicht in Abreve zu ftellen, daß er an dem bezeichneten 
Tage nad) feiner Ehefrau, mit welcher er vorher einen Streit 
angefangen gehabt, als diefelbe eben im Begriffe gewefen, vor 
ihm zu fliehen, mit dem in gerichtlicher Verwahrung befindlis 
hen und von ihm anerkannten Brotmeffer, welches er jedoch 
feiner Verſicherung nach nur Efjenshalber in der Hand gehabt, 
einen Stoß geführt habe, gab auch die Möglichkeit einer hier: 
durch berbeigeführten Verwundung feiner Ehefrau zu, bemerkte 
dabei, daß er damals zwar einen Schnaps getrunfen, jedod) 
feineswegs betrunfen gewefen fei, behauptete ferner, an Die 
ihm von feiner Eheftan beigemeffenen Aeußerungen gegen diefe 
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ſich nicht erinnern zu können, leugnete dagegen auf Dad Be- 
ftimmtefte, daß er bei jenem Vorfalle oder irgend jemals die 
Abſicht gehabt Habe, feine Ehefrau zu erftechen. 

Bon legterer aber ift hierauf, bei ihrer perfönlichen Be: 
fragung über den Sachhergang, ſolcher folgendergeftalt darge: 
ftellt worden: 

Zur Mittagszeit des mehrgedachten Tages, wo fie eben 
vor ihrer Wohnung mit dem Austragen des Düngers befchäftigt 
gewefen, fei ihr Ehemann von der Eifenbahn, wo derfelbe bis- 
her gearbeitet, mit Hade und Schippe nach Haufe zurüdgefehrt 
und habe dabei im Vorübergehn an ihr geäußert, fie müffe ihn 
bei dem Dberbahnwärter K. ſchlecht gemacht haben, da ihm 
diefer fonft nicht den Abfchied gegeben haben würde. 

Sie habe jedoch auf diefen Vorwurf nichts erwidert, viel: 
mehr fchweigend ihre Arbeit forigefegt, und als ſolche, nad) 
Berlauf von ungefähr einer Viertelftunde beendigt geweſen, ſich 
hierauf nach ihrer Wohnung begeben, um in einem, auf dem 
Borplage vor ihrer Wohnftube ftehenden Fäßchen mit Waſſer 
ihre Hände zu wachen. 

Schon während fie dies gethan, habe fie wahrgenommen, 
daß in dem Innern der Stube, deren Thür offen geftanden, ihr 
Mann auf fie fcheltend herumgegangen. Insbefondere habe er 
ihr den Borwurf gemacht, daß fie „die ganze Nacht haufen 
liege und erft um 3 Uhr heimkomme.“ — Als fie faum fic ge: 
waschen und noch nicht einmal abgetrodnet gehabt, fei derfelbe 
mit gezücktem Meſſer in der einen Hand aus der Stube — 
mit den Worten: 

„jetzt gib Rede und Antwort, was du thun oder laſſen 

willſt,“ 
auf ſie losgekommen und habe ihres Zurufes: 

„Herr Jeſus, du wirſt doch das nicht thun,“ 
ungeachtet, mit dem Meſſer nach ihr geſtoßen. 

Sie ſei jedoch ausgewichen und fo ſei daſſelbe, nachdem 
fie davon am Ohre geftreift worden, in ihren linfen Oberarm 
gefahren. 

In Folge deſſen fei fie zuruͤclgetaumelt und über eine nahe 
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ftehende Lade gefallen; allein, obſchon fie ihr Ehemann, wäh: 
rend fie dagelegen, wiederholt mit der Fauſt auf den Kopf ger 
fhlagen, habe fte ſich doch wieder emporgerafft, ihren Ehemann, 
der fie am linfen Aermel gepadt, und dabei jolchen ausgerifien 
gehabt, zur Seite gedrängt und fie nunmehr aus dem Haufe in 
das benachbarte H.'ſche Gut, deſſen Hinterthür fie hinter ſich 
verriegelt, geflohen und erft nunmehr durch ein Schmerzgefühl 
an ihrem linfen Dberarme und durch den Aublid des davon ab» 
laufenden Blutes zur Kenutniß von der ihr zugefügten Verlegung 
gelangt. 

Demnächſt erklärte fie, daß die Behauptung ihres Ehe: 
mannes, das Meffer damald nur gerade wegen des Eſſens 
in der Hand gehabt zu haben, unmwahr, fie vielmehr der Meber- 
geugung fei, daß er fie damit habe tödten wollen, um fo mehr, 
als fie vor ihm ſchon wiederholt habe flüchten müffen, um ihr 
Leben zu reiten. Weiter verficherte fie, daß ihr Ehemann da— 
mals „zwar etwas im Kopfe gehabt, keineswegs aber betrun- 
fen geweſen ſei.“ 

Auch auf Vorhalt dieſer Angaben ſeiner Ehefrau be— 
harrte V., obſchon er, ſoweit ſolche die thatfächliche Schil— 
derung des Vorganges vom 12. Mai betreffen, deren Wahr: 
beit nicht bezweifelte und feine eigne Ungewißheit darüber nur 
damit entfchuldigte, Daß ihm, feit er einmal vor Jahren von 
feinem Bruder gemißhandelt und namentlich auf den Kopf ger 
fchlagen worden fei, zuweilen die Gedanken vergingen, mit 
Beftimmtheit bei feiner frühern Erklärung, daß er feine Ehe: 
frau keineswegs habe erftechen wollen und ebenſo erflärte er das 
weitere Anführen der Leptern, wie fie ſchon früher wiederholt 
durch die Flucht Das Leben vor ihm zu retten habe fuchen müffen, 
für unwahr. 

Als jedoch Diefelbe, ihm perfönlich gegenübergeftellt, bei 
ihren früheren Angaben unabänderlich verblieb, räumte num« 
mehr V. ein, daß er bei dem angezeigten Vorfalle das 
Meſſer nicht des Eſſens halber in der Hand gehabt, fon- 
dern dafjelbe erft ergriffen habe, um feine Ehefrau damit zu 
verlegen, gab auch zu, daß diefelbe — wiewohl ihm die feiner: 

Neue Jahrbücher f. fähf. Strafrecht. VI. 1. 6 
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und ihrerfeitö dabei. gefallenen Worte nicht. mehr erinnerlid — 
‚‚ damals gefchrieen und lamentirt“ habe, und erflärte auf den 
ihm hierauf von feiner Ehefrau mit voller Beftimmiheit in das 
Geficht gefagten Vorwurf: „daß er fie damals habe erftechen 
wollen‘, 
„ja, das ift wahr!” 
gegen das Unterfuchungsgericht aber auf fofortigen Borhalt die: 
fes Geſtändniſſes weiter etwas nicht, als die Worte: 

„Noth bricht Eifen ’’, 
denen er ſodann auf die weitere Frage des Inquirenten: 

„wohin er denn feiner Ehefrau mit dem Mefjer. die tödt: 
liche Wunde habe beibringen wollen? ’‘ 

noch folgendes hinzufügte: 

„ich habe nun alles geftanden; das weiß ich aber wahr 
haftig nicht mehr; ich ging in der Wuth und in der halben 
Befoffenheit auf meine Frau los, um fie mit dem Mefier zu 
tödten, — wie ich das bewerfftelligen würde, das hatte ic) 
mir nicht überlegt.’ 

Auch bei den mit dem Sneulpaten angeftellten Schluß— 
verhöre geitand derfelbe unter nochmaliger Anerkennung des 
mehrgedachten Meffers wiederholt zu, bei dem damit am 
12. Mai 1848 nad feiner Ehefrau geführten Stoße die Abficht 
gehabt zu haben, diefelbe zu tödten, und äußerte auf Befragen 
über den Beweggrund zu dieſer That fidy folgenvergeftalt: 

„Was man in der Dummheit und in der Befoffenheit nicht 
thut! Ste hat mir immer zum Troge gelebt, das Meſſer lag 
auf dem Tifche und da fam ich auf den Gedanken. 

Ich trinke noch einmal, ergreife das Meſſer und taumle 
auf fie los.“ 

Mit diefem Geftändniffe verband er jedoch nunmehr die 
Behauptung, daß er fehon bei feiner damaligen Rüdfunft nad) 
Haufe, und namentlich) noch zur Zeit der That, in dem Zu: 
ftande der Trunfenheit, in welchem er — wie er hinzufügt — 
leicht in Wuth gerathe, fich befunden habe. 

Soviel das Benehmen des Angeklagten vor der That an- 
langt, fo wurde ermittelt, daß er an dem Morgen defjelben 
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Tages in Folge eines ihm von dem Auffeher extheilten Verwei— 
fes die Arbeit an der Eifenbahn ohne Weiteres und auf trogige 
Art verlaffen hatte, wie er es ſchon früher mehrmals gethan. 
Sein Benehmen war daher den übrigen Arbeitern nicht aufge: 
fallen. Auf dem Wege nad) Haufe fehrte er unterivegs ein und 
ließ fih in. feine Slafhe Brauntwein füllen, ohne davon auf 
der Stelle zu trinken. Der Berfäuferin, die ihn genau Fannte, 
war fein Benehmen feineswegs aufgefallen, Ueberhaupt hatte 
Inculpat von früh bis zu dem Augenblide der That ziemlich eine 
Kanne Branntwein und ein Fläfchchen Bier getrunfen. 


Nach ver That Hat der Angeklagte gegen mehrere Berfonen, 
wie diefe bezeugen und er nicht in Abrede ftellt, auf deren Bor: 
halt zugeftanden, daß er feine Frau erftechen wollen. Insbe— 
fondere hatte er gegen eine Perſon ſich dahin geäußert: „ich 
dachte, ich würde geftern aus ver Welt gehen, e8 gelang mir 
aber nicht!“ und auf die Frage, was er damit fagen wollte, 
geantwortet: ‚, Du wirft ſchon wiffen, was ich damit fagen 
will!’ Ebenfo hatte er gegen eine Zeugin fid) ausgelafien : 
„ich wollte meine Frau erftechen, aber das Meſſer biegte ſich.“ 
Die Zeugin bemerkt, daß er wohl etwas angetrunfen gewefen 
fei, denn er fei fehr redſelig gewefen und habe ganz offen 
geiprochen. 

| Zu bemerfen ift, daß der Angeflagte ald Grund feiner Ab: 
neigung gegen feine Frau angibt, daß er in Folge der Ver: 
—— Anderer feine Frau für die Urſache feiner Dienft- 
affung gehalten. Auch beſchwerte er fih darüber, daß ihm 
Ki Eh au den Beifchlaf verweigere, womit die Ausfage der 

u in erbindung zu fegen, daß er ihr Vorwürfe über nächt: 
des Herumlaufen gemacht habe. 


5; 
ai Furt Gericht fand es unter diefen Umftänden für möthig, 
den Angeklagten ärztlic) erploriren zu laffen und das Gutachten 
des Arztes ‚darüber zu erfordern, ob der Erftere am delirium 
tremens leide und ob als wahrfcheinlich anzunehmen, daß V., 
als er den Berfuch gemacht, feine Brau zu tödten, des freien 
Gebrauchs feiner Vernunft mächtig gewefen ſei. 

6 * 


84 


Das fehr gut ausgearbeitete Gutachten des Gerichtsargtes 
lautete num folgendermaßen: 

Johann Gottfried V., 57 Jahre alt, ift ein Mann von 
fräftigem , unterfegtem Körperbau, munterm, gefunden An- 
fehen, dem Anfcheine jünger, als er es wirklich ift, im Meußern 
reinlich und accurat, im Benehmen höflich und freundlich, ge 
ſprächig und nicht ohne Anftrich von einem gewiffen Grade von 
Bildung. Seiner Angabe nach ift er, einige Fieberfranfheiten 
während feiner militärifchen Dienftzeit ausgenommen, nie ernft- 
lich Frank gewefen, rühmt ſich einer ungewöhnlichen Körper: 
fraft, wie auch Andere beftätigen, und verfichert, mit dem 
jüngften Manne um die Wette arbeiten zu wollen. Daß er vom 
Gefchlechtstriebe ftarf heimgefucht werde, räumt er ein, mit 
dem Anführen, er getraue fich jeden Abend den Coitus auszu: 
üben und doc den Tag über feine Arbeit unbejchwert zu ver— 
richten. Seine Frau habe ihm aber feit mehreren Jahren den 
Genuß deſſelben fietS verweigert. Ebenjo machte er Fein Hehl 
aus feiner Neigung zum Branntweintrinfen, die ihm nod) vom 
Soldatenitande her anhänge, Doc) verficherte er, tüchtige Por- 
tionen vertragen zu können und öfters den Tag über eine Kanne 
genofien zu haben, Befragt, ob er von Körpergebrecdhen frei 
jei oder vielleicht Leiden an fi) habe, welche äußerlich nicht zu 
erkennen? erzählt er von einer Kopfverlegung, welche er vor 
ungefähr 8 Jahren durch feinen Bruder erlitten habe und zwar 
babe diejelbe in 2 Löchern im Schädel beftanden, durch das 
Zerſchlagen eines Topfed an feinem Kopfe herbeigeführt. Dr. 
DB. habe fie ihm geheilt, doch fei feit diefer Zeit an der verlep- 
ten Stelle eine periodisch wiederkehrende ſchmerzhafte Empfind- 
ung zurüdgeblieben, auch braufe es ihm manchmal -im Kopfe 
an diefer Stelle, wenn er liege, und es überfomme ihm wie 
ein Schlaf, fobald er aber dann Schnaps trinke, werde ihm 
wieder leicht und frei im Kopfe. Aller angewandten Sorgfalt 
ungeachtet, war aber auf der bezeichneten Stelle nicht einmal 
eine Hautnarbe, gefchweige denn eine Verlegung des Schädels 
zu entdecken, und es erfchien dies ganze Anführen V.'s, wenn 
nicht erfunden, doch wenigftens ungebührlich ausgeſchmückt und 
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übertrieben, indem der gemachten Beſchreibung nad) die Be- 
ihädigung blos in einer Berwundung der. weichen Hautdeden 
des Schädels durch einen Topffcherben beftanden hat. Im Laufe 
des Geſprächs wurde er unvermerft dahin geführt, ſich über 
die Anwefenheit oder Abwefenheit der befannten Symptome des 
delirium tremens auszuſprechen, jedoch zeigte er hierbei mit 
feinem einzigen derfelben Befanntichaft. Der Branntwein war 
ihm, fobald er Arbeit hatte, auch in der angegebenen größern 
Duantität, Bedürfniß, fo daß er nicht nur feinen Nachtheil 
davon verjpürte, fondern im Gegentheil fich bei dem Genuffe 
deffelben wohl befand und Fräftig fühlte. Er wurde aud) dann 
nicht betrunfen,, wohl aber, wenn er arbeitslos war, und fid) 
geärgert oder gezanft hatte. So lange er in freiem Zuftande 
fi) befand, war fein Schlaf ftets feft und ruhig, nur im Ge— 
fängniffe vermag er blos wenige Stunden zu fchlafen; Zittern 
der Hände hat er nie verfpürt, Feine Hallurinationen des Ge: 
hörs⸗ und Geficdhtsfinnes gehabt, noch je an Beeinträchtigung 
der Seelenfräfte gelitten. Sein Appetit und feine Verdauung 
waren ſtets regelmäßig, immerfort hat er feiner Ausfage nad) 
Durft gehabt. Puls und Herzichlag fanden ſich normal. 
Anlangend feine geiftigen Bunctionen, fo war in feiner 
derfelben bei der längern Unterredung mit ihm das geringfte 
Abnorme zu entdeden. Gedaͤchtniß, Auffaflungsvermögen und 
Urtheilskraft waren vollflommen naturgemäß. Er erzählte an- 
- baltend und fließend, allerdings in der Art der Leute feines 
Standes, meitfchweifig und umftänblid, beantwortete alle 
Fragen ſchnell und richtig, ja zeigte ſich nicht felten eine gewiffe 
Schlauheit, um einzelne Bunfte meines Eramens zu feinen 
Gunften zu verwenden, indem er Angaben machte, vie ſich bei 
einigen Kreuzfragen in der Regel bald als unrichtig ergaben und 
von ihm auch fallen gelaflen wurden, als ich ihm die Wider: 
ſprüche nachwies. 
Wenn nun dem Borftehenden zu Folge B. bei feiner Unter: 
ſuchung fich als ein kräftiger und gefunder Mann in Eörperlicher 
und geiftiger Beziehung auswies, fo Fan die erfte der an mid) 
geftellten Kragen: ob V. am delirium tremens leide? mit Be- 
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ftimmtheit durdy Nein beantwortet werden. Er ift ein Brannt: 
weintrinfer, doc, hat bis jegt der Genuß von Spirituofen feine 
nadıtheilige Wirfung auf fein förperliches und geiftiges Befin- 
den ausgeübt. Nach der von Glarus im defjen 
‚Beiträgen zur Erfenntniß und Beurtheilung zweifel- 
hafter Seelenzuftände, Leipz. 1828, ©. 118, 
aufgeftellten naturgetreuen Eintheilung der Trunffälligfeit 
in 4 Grade, kann man für V. blos den erften Grad derfelben, 
die trunffällige Entartung der Sitten und des 
Temperamentsd, und aud) diefe nur in befchränfter Maaße 
in Anſpruch nehmen, infofern nämlich derfelbe nicht die hierbei 
gewöhnliche Bernachläffigung feines Aeußern und Berwilderung 
jeined Benehmens zeigt, fondern nur die fogenannte trunf: 
fällige Wildheit, ferocitas ebriosa, welche ſich durch ein 
trogiged, brutales, jähzorniges Weſen, durch Roheit der 
Stimme und des Ausdruds, Gleichgiltigfeit gegen die Gefühle 
des Mitleivs, der Theilnahme, des Rechtes und der Billigkeit 
und durch ftete Bereitichaft, Die Kraft des Körpers gegen Wi: 
derftand, beſonders gegen Schwächere, geltend zu machen, 
äußert. Diefelbe fommt am häufigften in den niedern Ständen, 
bei den von Kindheit an, an ftarfe Getränfe und dabei an 
ſchwere Arbeit gewöhnten,, rohen aber: fräftigen Naturen: vor, 
führt leicht zu ſchweren Gewaltthätigfeiten und blutigen Ber: 
breden, und fann im Wahnfinn oder Manie übergehen. Sie 
kann aber für ſich allein nicht als ein pfychifcher Zuftand betrad)- 
tet werden, der die Bernunft und Willensfreiheit aufhebt und 
daher die Zurechnungsunfähigkeit begründet. 
Nüdjichtlich der zweiten Frage, ob anzunehmen fei, das 
B. am 12. Mai, als er den Mordverfuc auf feine Frau ge— 
macht, zurechnungsfähig geweſen fei? kann die gutachtliche 
Beantwortung ſich nur auf den Inhalt der Unterfuchungsproto: 
colle und die Schlüffe gründen, welche fich aus den Ergebniffen 
der Erploration bilden laſſen, da eine Beurtheilung des dama— 
ligen Zuftandes durch eigene Wahrnehmung des Unterzeichneten 
nicht ftattgefunden hat. Jedoch werden die genannten Unter: 
lagen hinreichende Anhaltepımfte zu Abfaffung einer gemügenden 
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Antwort Darbieten. Actenfundig und dem Berfaffer Diefes aus 
eigner Erfahrung befannt ift, daß B. mit feiner Fran im fteten 
Zwiefpalt lebt und diefelbe, namentlich im trunfenen Zuftande, 
oft und bedeutend gemißhandelt und förperlich verlegt hatz er 
hat bei der mit ihm. am 14, gehabten Unterredung mehrmals 
mit Beftimmtheit erflärt, feit Jahren ſchon fei ihn das Leben 
mit feiner Frau unerträglich, fie verfage ihm den Beifchlaf, fo 
daß er Schon laͤngſt nicht verfuche, fie darum anzugehen und ſich 
deshalb an Andere wende, fie thue ihm nichts zu Liebe und. ei: 
nem folchen Zuftande müffe ein Ende gemacht werden, er halte 
es nicht länger aus. Am 12. Mai hatte er nad) Genuß einer 
verhältnigmäßig geringen Menge Branntweins im Verdruß über 
einen erhaltenen Verweis, feine Arbeit bei der Eifenbahn ver- 
laffen , erjt eine Flafche Bier getrunfen und ſich mit einer zwei— 
ten Quantität Branntwein verfehn (über ein Nöfel) nad) Haufe 
begeben, daſelbſt mit feiner Frau, die er ald die Urfache feiner 
Entfernung vom Dienfte betrachtete, Händel angefangen , fid) 
fortwährend noch durch Trinfen zum Zorn aufgeregt und im der 
Erbitterung, daß diefelbe feinen Anfällen beharrlihes Schwei- 
gen entgegenfegte, fie körperlich angegriffen und zulegt mit ei: 
nem zufällig daliegenden Meſſer in der mehrerwähnten Weife 
verwundet. Alles diefes weiß V. noch jetzt; er hat anfangs ge: 
feugnet, dann aber Alles, bis auf Einzelnheiten, zugegeben 
und ald Grund feiner That feine immer höher gefteigerte Erbit— 
terung und den halb trunfenen Zuftand angeführt: Ingleichen 
verharrte er bei der mit ihm am 14, gehaltenen Unterredung bei 
diefen Ausfagen und deutete durch Worte und Achſelzucken an, 
daß er allerdings ein falfches Mittel gewählt habe, um fi) von 
feinen drüdenden Berhältniffen zu befreien. Er müffe ſich in das 
fügen, was er verſchuldet, feine Frau fei jegt oben und er un: 
ten, denn er habe jein Recht verfoffen. 

9 Betrachtet man den Verlauf und die Aufeinanderfolge der 
Greigniffe jenes 12. Mai, fo ergibt fi) für den unbefangenen 
Beurtheiler, daß von einer That in einem geiftig unfreien Zu: 
ſtande im engeren Sinne des Wortes nicht die Rede fein fann, 
im Gegentheile hat man es hier mit einer durch Branntwein- 
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genuß wenn nicht herbeigeführten , doc) unterhaltenen und ver: 
mehrten zornmüthigen Aufregung zu thun, die durch das be- 
harrliche Schweigen des Gegenftandes, auf den fie fich richtete, 
noch gefteigert, als Culminationspunft die fragliche Gewalt: 
thätigfeit erblicken läßt, über deren fpecielle Tendenz der Thäter 
im Augenblide des Berbrechens fich vielleicht jelbft nicht Rechen: 
fchaft geben fonnte und zu welcher nicht unwahrfcheinlich das 
zufällig daliegende Mefier die nächſte Veranlaſſung gab: Eine 
That in gänzlich unfreiem Zuftande verrichtet, hinterläßt nicht 
die Erinnerung an alle Einzelnbeiten, am wenigften bleibt bei 
dem fogenannten furor transitorius, der einzig nur hier in 
Frage kommen könnte, da die Abwejenheit des delirium tremens 
ſchon ausgeiprochen wurde, eine Spur von den in momentaner 
Zornwuth verübten Handlungen im Gedächtniſſe zurüd. 

Die von B. in Erwähnung gebrachte alte Kopfivunde, 
welche er ald Grund feiner bisweiligen Unbefinnlichfeit unter 
andern Entjchuldigungsgründen mit anführt, und den er auch 
gegen mich verfucht, einige Wichtigkeit beizulegen, kann hier 
nicht als Grund momentaner geiftiger Unfreiheit betrachtet‘ wer: 
den, denn 1) ift, wie fchon erwähnt, Die ganze Eriftenz der- 
artiger Folgen jener fpurlos verfchwundenen oberflächlichen 
Kopfwunde mehr ald problematifch; 2) hat V. ſelbſt ſich nie 
auf fie bezogen, um die That damit zu befchönigen, und 3) er⸗ 
flärte er gegen mich, am 14., daß die Zufälle, die er als Fol- 
gen der Berwundung bezeichnen zu müfjen glaube, fidy jedes: 
mal nad) dem Genuffe von Branntwein verlören , indem ihm 
da ganz leicht und frei im Kopfe werde. 

Da er nun am 12, Mai geftändlich und erwiefen bettuns 
fen war, jo fonnte eine Beeinträchtigung feines — 
aus jener Urſache nicht gleichzeitig beſtehen. 

Id) muß daher, in Ermangelung jedes triftigen Grundes 
für Annahme einer habituellen oder periodischen Seelenftörung 
bei dem Inculpaten, fo bewandten Umftänden nad) ihn für zu: 
rechnungsfähig in Bezug auf die am 12. Mai verübte Körper: 
verlegung erklären, und dem richterlichen Ermefjen anheimftel- 
len, ob und in wie weit eine Befchränfung diefer Zurechnungs⸗ 


fähigkeit durch den, allerdings eigenmächtig und abfichtlich her- 
beigeführten Zuftand der Trunfenheit am Tage der That und 
die, in Folge der Trunffälligkeit ausgebildete größere Reizbar- 
feit und Neigung zu Gewalithätigfeiten überhaupt ftattfinden 
fönne. 

Sp weit das ärztlihe Gutadten. 

Der Defenfor bezweifelte, daß der Angeklagte feine 
Frau zu tödten wirklich benbfichtigt habe und zurechnungsfähig 
gewefen, wollte auch eventuell den Art. 28 des Cr.⸗“G.B. an: 
gewendet wiflen, indem er fi) darauf berief, daß, ald Incul⸗ 
patens Ehefrau niedergefallen fei, legterer nicht wieder mit dem 
Mefjer geftochen, fondern fie mit der Fauſt gejchlagen habe, 
nun aber, wenn er bei feinem Vorſatze ftehn geblieben wäre, 
er gewiß eher mit dem Meffer geftochen, ald nur mit der Fauſt 
geichlagen haben würde, 

Das 4: ©. erklärte den Inculpaten des ver: 
fuhten Todtſchlags feiner Ehefrau für ſchuldig 
und verurtheilte ihn zu einer vierjährigen Ar- 
beitshaußftrafe. 

Aus den Entiheidungsgründen ift noch folgendes mitzu: 
theilen : 

Inculpat jelbft hat nirgends, daß er Durch die genofjenen 
Getränfe in einen Zuftand der Bewußtlofigfeit verfegt worden, 
behauptet, ja fogar bei Gelegenheit feiner erften Vernehm⸗ 
ung, wo er ebenfalls fchon der Wirfung des Bramutwein- 
genuſſes, ald eines Entjchuldigungsgrundes für feine That, 
gedachte, ausdrüdlich bemerkt, daß er feineswegs „betrun— 
ken“ geweſen fei. 

Dieß Alles und ſeine, wenn auch nur dunkle Erinnerung 
an den Hergang der Sache, machen daher jeden Zweifel hin» 
fihtlich der Beweisfraft der vorliegenden wiederholten und 
mit den fonft ermittelten Umftänden übereinftimmenden Geftänd: 
niffe ſowohl, als bezüglich der Zurehnungsfähigfeit des 
Inculpaten ſchwinden. 

Nichtsdeſtoweniger würde man zu weit gehen, wollte man 
in dem vorliegenden Falle den trunfenen Zuftand des Berbrerhers 
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zur Zeit der That für völlig einflußlos auf die rechtliche Beur⸗ 
theilung der Legtern erklären. 

Denn durch das bezirfsärztliche Gutachten fteht feſt, daß 
B. mit einem — wiewohl dem fhwächlten Grade von Trunf: 
fälligfeit behaftet ift. 

Sp wenig num auch diefer Zuftand an ſich als ein folder 
zu betrachten, welcher die Bernunft und Willensfreiheit völlig 
aufzuheben vermag, fo lehrt Doch, wie nicht allein in dem vor: 
liegenden ärztlichen Gutachten, fondern auch in dem 

encyelopädifchen Handbuche der gerichtlichen Arznei: 
funde unter dem Worte: „„Trunffälligfeit‘ 
©: 694 ff. 
anerkannt worden, die Erfahrung, daß in Folge eben jenes 
Zuftandes die Trunfenheit nicht nur leichter entfteht, ſondern 
auch einen ftärfern Grad erreicht und namentlich in höherer 
Maaße eine Beichränfung der Willensfreiheit herbeiführt. 

Daß nun aber B. wirklich, troß feines Gewöhntfeind an 
den Genuß von Branntwein, von legterem am Morgen des 12. 
Mai mehr, ald er vertragen fönnen, zu fich genommen, kann 
nad) dem Arteninhalte und namentlich der eigenen Auslaffung 
feiner Ehefrau, 

„betrunken war er nicht, aber er hatte fchon etwas im 

Kopfe ‘’, | 
nicht bezweifelt werben. 

Unter diefen Umftänden hat es bedenklich fallen müffen, 
anzunehmen, daß V. jenen Mefferftoß nach feiner Ehefrau in 
Folge des mit Vorbedacht gefaßten Entfchluffes, dieſelbe zu 
tödten, oder auch nur mit Ueberlegung geführt, und mithin 
eines Mordverſuches ſich fchuldig gemacht habe, vielmehr 
erfcheint feine That als das Erzeugniß einer durch feine indivi- 
duelle Befhaffenheit und den unmäßigen Genuß geiftiger Ge— 
tränfe gegen feine ohnehin von ihm gehaßte Ehefrau fo heftig 
aufgeregten Leidenfchaft, daß fie nur aus dem Gefichtspunfte 
eines verfuchten Todtſchlags hat angefehen werden fönnen. 

Und zwar ift ed ein mit einem an fich zur Ausführung des 
beabfichtigten Verbrechens völlig tauglichen Mittel beendigter 
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Berfuch, deſſen Mißlingen — möge man nun ſolches der 
fhon erwähnten plöglihen Wendung der Bebrohten oder der 
Unficherheit des nad) ihr geführten Stoßes, oder aud) beiden 
zugleidy zufchreiben — lediglich durch äußere Umftände herbei: 
geführt worden ift. 

Für die Strafzumeffung konnten daher zunächft nur die in 
Art. 123 in Verbindung mit Art. 26 des Griminalgefeßbud)es 
enthaltenen  Strafbeftimmungen zur Richtfchnur dienen, nicht 
aber die in vem 28. Artifel deſſelben Geſetzes enthaltenen, in- 
‘dem der Anwendung der Legteren ſchon der Umftand, daß das 
Miplingen des Verbrechens nur in Außeren Umſtänden feinen 
‚Grund gehabt, entgegenfteht. 

| Bergl. Held’s und Siebdrat’8 Kommentar zu 
dem Griminalgefegbuche für das Königreich Sachſen 
"zu Art. 28. 
Neue Jahrbücher für fächftfches Strafrecht, Bd. 3. 
1845. n. V. ©. 105. 

Konnte nun aber hiernach der Grund für die unterbliebene 
Vollendung des von dem Inculpaten beabfichtigten Verbrechens 
nicht in einem freiwilligen Wiederabftehen von ſolchem gefunden 
werben, fo. läßt doc B.’8 Benehmen nach der That — fein 
plöglicher Uebergang zu bloßen Thätlichkeiten gegen feine Ehes 
frau ohne fortgefegten Gebraudy der tödtlichen Waffe — einen 
fo auffallend niedrigen Grad verbrecherifcher Willengfeftigfeit 
erkennen, daß man fih, bei Zufammenhaltung der vorangezo- 
genen gefeglichen Beftimmungen (Art. 123 und 26 des Erimi- 
nalgefegbuch8) mit Art. 42 defjelben Geſetzes bewogen gefunden, 
die Strafe des Inculpaten nur auf Arbeitshaus in der Dauer 
von vier Jahren feftzuftellen. 

B.’8 gleichzeitige VBerurtheilung zu Bezahlung ſämmtlicher 
Unterfuchungsfoften wurde hierdurd) von felbft bedingt. 


Das K. O.A.-G. confirmirte auf anderweite Vertheidig- 
ung für den Inculpaten, in welcher insbefondere die Anwend- 
ung des Art. 28 des C.⸗G.-B. beantragt wurde, das vorige 
Etkenntniß, und zwar aus folgenden Gründen: 


Inculpat hat wiederholt eingeräumt, Daß er, als er nad 
feiner Ehefrau mit dem Meffer geftochen, fie zu töbten beabfich- 
tigt habe, und es find nirgends in den Arten Thatfachen erho: 
ben worden, welche einen Zweifel gegen die Wahrheit diefes 
Geftänpniffes zu erregen vermöchten. 

Bei diefem Geſtändniſſe bedarf ed auch Feines weiteren Ein- 
gehens auf die Frage, ob nicht aus den Umftänden, unter de 
nen die That verübt wurde, insbefondere der Art der gebrauch: 
ten Waffe auf das Vorhandenſein diefer tödtlichen Abficht mit 
Sicherheit zurüdzufchließen fein würde, wenn Inculpat biefe 
Abficht geleugnet haben ſollte, fo wie, wenn man felbft diefe 
Frage verneinen wollte, e8 einer weitern Prüfung der Frage 
nicht bepürfte, ob nicht wenigftens ein Verfuch des Todtſchlags 
aus unbeftimmter Abficht anzunehmen fein würde, da die That 
eine folche war, bei welcher Inculpat eine tödtliche Verwund⸗ 
ung feiner Ehefrau leicht vorausfehen fonnte. Bei diefer leg: 
teren Frage würden fodann die Zweifel mit zu berüdfichtigen 
fein, welche wiederholt gegen die Annahme eines Verſuchs aus 
unbeftimmter Abftcht bei den in aufwallender, die ruhige Ueber: 
legung fehr befchränfender Leidenſchaft verübten —— vor⸗ 
gebracht worden ſind. 

Gegen die Annahme einer tödtlichen Abſicht ſpricht auch 
keineswegs der von dem Defenſor hervorgehobene Um— 
ſtand, daß Inculpat, nachdem ſeine Ehefrau den Stich erhal⸗ 
ten und auf der Flucht über eine Lade gefallen, mithin ſeiner 
Gewalt völlig preisgegeben geweſen, dieſelbe mit der geballten 
Fauſt auf den Kopf geſchlagen, nicht aber weiter mit dem Meſ— 
ſer, welches er in den Händen gehabt, geſtochen habe. Denn 
die tödtliche Abſicht war bereits durch den Meſſerſtich ausgeführt 
worden, wenn gleich der bezweckte Erfolg nicht eintrat. Ebenſo 
wenig liegt aber in dieſem Umſtande ein genügender Grund zu 
der Annahme, daß Inculpat, als er ſeine Ehefrau geſchlagen, 
von feinem früheren Vorhaben wieder abſtehen und — wie wei: 
ter zu folgern fein würde — feine Ehefrau nur mißhandeln 
wollen. Denn, wenn man die Schilderung des Borfalls 
Seiten der B., gegen welche Inculpat nichts einzumenden 


vermocht hat, umbefangen prüft. und insbefondere berückfichtigt, 
daß das Stechen mit dem Meffer, das Niederftürzen der verehl. 
V. und das Schlagen des Inculpaten in unmittelbarer vafcher 
Aufeinanderfolge fi ereigneten, fo muß man annehmen, daß 
Inculpat aud) bei dem Schlagen immer nody feine urfprüngliche 
Abſicht verfolgte und fie Feinesiwegs mit einer andern vertaufcht 
hatte. Ohnedem konnte Inculpat, deffen Verſuch mit dem Mef- 
fer mißlungen war, wohl nunmehr feinen Zweck mit Fauftfchlä- 
gen gleichfalls erreichen, ſelbſt abgeſehen von demjenigen, was 
Bl. — über feine Körperfraft bezeugt worden. Hierzu fommt 
noch, daß Inculpat auch nad der That davon, daß er feine 
Grau erftechen wollen und hierbei das Meffer ſich ge- 
bogen habe, geiprochen hat, ohne irgendwie darauf, daß 
er über feine That Reue gefühlt und deshalb die Wiederholung 
des Stoßes unterlaffen habe, ſich zu beziehen. Auch in der Un: 
terfuchung felbft hat er nirgends zu behaupten vermocht, daß er 
von der Ausführung feiner That aus Reue oder freiwillig ab: 
geftanden ſei. 

‚Die Anwendung der Beftimmung in Art. 28 würde mit: 
bin nicht gerechtfertigt fein. 

Darauf, in welcher Richtung Inculpat den Stoß mit dem 
Mefjer geführt habe, Fommt nichts an, wie auch der Bl. — 
behauptete Widerfpruch in den Angaben der verehl. V. bei ihren 
Befragungen Bl. — nicht zu finden und nur auf die lehteren, 
nicht auf die von ihrem NRechtsbeiftande zuerft eingereichte An: 
zeige, bei etwaigen Wivderfprüchen, das Abfehen zu richten ift. 
Inculpat hat in tödtlicher Abficht den Stoß mit dem Meffer ge 
führt und feine Ehefrau verwundet; — diefe beiden Thatfachen 
reichen völlig zu der Annahme eines Verſuchs der Tödtung aus. 

Was die Zurechnungsfähigfeit des Inculpaten anlangt, fo 
bedarf es nur einer Verweifung auf das Bl. — befindliche ge- 
tichtsärztlihe Gutachten und die in demfelben entwickelten 
Gründe, um die gegen Inculpatens Zurechnungsfähigfeit erho: 
benen Zweifel zu bejeitigen. 

Es zeigt aud) die tägliche Erfahrung, wie oft Menfchen, 
welche an den Genuß des Branntweins gewöhnt find, doch in 


dem Falle, wenn fie vor oder bei dem Genuſſe deſſelben ſich 
geärgert oder mit einer andern Perſon gezanft haben, in einen 
Zuftand. der Aufregung verfegt werben, welche ſehr leicht zu 
gewalttätigen Ausbrüchen der Leidenſchaft führt. Gereizt bes 
reits durch den erhaltenen Verweis, in Folge defien er jofort 
feine Arbeit verließ, genoß Inculpat auf dem Wege nad) Haufe 
bereits geijtige Getränfe und fam in einem aufgeregten Zuftande 
zu Haufe an. Dafelbft fing er mit feiner Ehefrau, welche er 
einheimifch traf und. gegen welche er bereits, theild wegen der 
Berweigerung des ehelichen Beifchlafs — wobei feine Aeußer— 
ung Bl, —*) fehr begeichnend ift — theils weil ex fie ald Urfache 
feiner Entlaffung aus dem Dienfte betrachtete, Streit an, ‚wie 
denn befanntlich Leute in diefer Stimmung oft muthwillig.den 
Streit mit ihrer Umgebung fuchen und durch Stillichweigen Der: 
felben zu einer größeren Heftigfeit gereizt werden. Das Still- 
ſchweigen feiner Ehefrau, fowie der im Unmuth fortgeſetzte Ge— 
nuß des Branntweind fteigerte feinen Zorn auf das Aeußerſte 
und das zufällig daliegende Meffer mochte wohl, wie BL; —**) 
bemerkt worden, ihm die nächſte Veranlafjung geben, feinen 
bis zum Aeußerften gefteigerten Zorn zu befriedigen und dem 
Gegenftand deffelben, welcher ihn der Gegenrede unwerth hielt 
und dadurdy noch mehr reizte, zu vernichten. Daß Entſchluß 
und Ausführung im vorliegenden Falle ziemlich zufammentreffen 
werben, ift als höchſt wahrfcheinlich anzunehmen. Allein hier: 
durch wird nur die Anwendung des Art, 123 bedingt und, in 
Berbindung mit denübrigen Acteninhalte, eine milde Beurtheils 
ung der That innerhalb des Strafmaaßes gerechtfertigt. 


*) ©. oben ©. 87. * or ©, ©. 82 | 87. 


Präjudieien. 
1. 


Ueber Beruntreuung und Betrug, fowie gleiche Theilnahme 
an diefen Verbrechen. 


(Erkenntniß des K. D.=-N. » Gerichts. ) 


Wenn Jemand die Forderung eines Andern bei dem Schuldner einhebt 
und das erhobene Geld zu eignen Zwecken verbraucht, fo ift vorerft und haupt⸗ 
fächlich zu unterfcheiden, ob ein Auftrag zur Einhebung ftattgefunden hatte 
ober nicht. Erfteren Falls wird das Verbrechen der Beruntreuung begangen, 
es müßte denn zu erweifen fein, daß der Verbrauch des Geldes in der zuverläf- 
fig Ausficht gefchah, dem Inhaber der Forderung zur rechten Zeit aus be⸗ 
reitliegenden Mitteln Genüge leiften zu fünnen, wie dies 3. B. bei einem Bes 
auftragten, der ſich auf der Reife befindet, fich utragen kann. Tritt eine 
ſolche Ausnahme ein, fo fehlt es an dem zum Begrife der Beruntreuung erfors 
derlichen dolus, und die Handlung ift ftraflos, falls nicht wieberum befons 
dere Umflände einen anderen Geſichtspunkt, nämlich den der mwiderrechtlichen 
— einer fremden Sache, aufkommen laſſen. 

n dem zweiten der obigen Hauptfälle iſt weiterhin eine Möglichkeit vor⸗ 
handen, daß der Geldempfänger, nad) Maßgabe ver zwifchen ihm umd dem 
zahlenden Schuldner gepflogenen Verhandlungen, als Beauftragter des Letz⸗ 
teren anzuſehen wäre, und alsdann könnte, dem Schuldner gegenüber, eben⸗ 
falls das Verbrechen der Veruntreuung — unter den vorher angegebenen Mo⸗ 
dificationen — begangen werden. Von dieſem fingulären Falle aber abge— 
fehen, kann die Erhebung des Geldes nur dadurch ermöglicht worden fein, 
daß der Schuldner in die irrige Meinung verfegt wurde, als zahle er an einen 
wirklich Beauftragten. Um zur fteafrechtlichen Beurtheilung eines derartigen 
Balles zu gelangen, ift es nöthig, die Abſicht zu Fennen, welche der Geldem: 
pfänger zu ber Zeit hatte, als er den Schuldner in Irrtum verfeßte. War 
diefe Abficht ſchon auf die nachherige Verwendung des Geldes zu eigenen 
Sweden gerichtet, fo liegt das Verbrechen des Betrugs vor; der Schuldner 
ift hier der Verletzte, weil er feiner Zahlungsverbindlichfeit nicht ledig wird. 
Wenn hingegen jene urfprüngliche Abficht des Empfängers auf das Beſte des 
Forderungsberechtigten gerichtet war (negotiorum gestio), fo iſt der anges 
wandte dolus an de fein eriminell firafbarer, und es fann, wenn der Gm: 
pfänger vermöge eines fpäter gefaßten —— das Geld zu eignen Zwecken 
verbrauchte, lediglich der Geſichtspunkt einer Veruntreuung, dem —— 
berechtigten gegenüber begangen, eintreten, und zwar wieberum mit ben oben 
auseinandergefegten Modificationen. 

Obſchon nach dem Griminalgefeßbuche die Strafen der einfachen Beruns 
freuung und des einfachen Betrugs einander gleich ftehen, fo gewinnen doch 
bie vorftehenden Betrachtungen ihren Einfluß, fobald auf verwanbtfchaftliche 
—— „Theilnahme Anderer am Verbrechen u. dgl, m. Rückſicht zu 
nehmen iſt. 

In der vorliegenden Sache ift Franz Louis R. (über welchen eine Cog— 
nition in gegenwärtiger Juſtanz dermalen nicht flattfindet) durch das Erkennt: 
niß BI. — wegen Betrugs in Strafe genommen worden, weil er die von 
ihm zu derer Bcches verbrauchten Belder von ven Schuldnern feines Stief: 
vaters und feines Bruders, — letztere geftändlich ohne Auftrag, erftere 


nach richterlicher Ueberzeugung der erfennenden Behörde ohne Auftrag — eins 
gehoben hat. Der Inculpat Traugott Ernft C. aber, rüdfichtlich deſſen das 
frühere Erfenntniß es dahin geftellt gelafien hat, ob er vorausgefegt habe oder 
nicht, daß R. von feinem Stiefvater und Bruder mit Erhebung jener Forder⸗ 
ungen beauftragt gewefen, ift wegen gleicher Theilnahme an dem von R. be= 

angenen Verbrechen, ed möchte nun foldyes in Beziehung auf ihn, C., als 
Betrug oder als Beruntreuung betrachtet werben, folglich, entweder nach Art. 
245 oder nach Art. 242 verbunden mit Art. 223 sub 3, ferner nach Art. 50, 
33 und 34 des C.⸗G.⸗“B.“ mit NArbeitshausftrafe von acht Monaten bes 
legt worben. ’ 

Es gelangt hier zuvörberft in Betracht, daß allerdings fein Grund vor⸗ 
handen ift, ©. des Wiffens, dag R. ohne Auftrag handelte, für fehuldig zu 
erachten. Soviel die Forderung des R.’fchen Stiefvaters anbetrifft, hat R,, 
wie gedacht, felbft noch in der Unterſuchung den Auftrag zum Ginheben bes 
hauptet. In Betreff der, R.'s Bruders zuftändig gewefenen Forderung, gibt 
das Konfrontationsprotofoll Bl. — Aufſchluß; es läßt fich aber aus dem: 
felben nicht herleiten, dag C. Mitwiffer an dem falfchen Vorgeben R.'s, und 
folglich Theilnehmer an einem Betruge geweſen ſei. Es bleibt demnach, zus 
folge des Obigen, in Anfehung C.'s nur noch der Geſichtspunct der Beruns 
treuung übrig. 

Hier würde aber zu bedenken fein, daß E. in der Meinung geftanden has 
ben kann, es befinde ſich R. in dem Falle, feinen Berwandten in der Eingangs 
gedachten Weife, die das Verbrechen der Beruntreuung ausschließt, volle Ges 
nugthuung zu leiften. Dafür fpricht die BI. — zugeftandene Neuerung R.'6: 
er babe zum Bezahlen feines Bruders zu Haufe Geld in der Sparbüchſe. 
Dies Borgeben ift ein wahrheitswidriges gewefen; R. hatte Feine Syarbüch: 
fengelver, wohl aber zufolge BI. — einen hypothefarifch verficherten Anſpruch 
auf 50 Thlr. — Daß nun C. für überwiefen zu achten fei, jene Wahr: 
heitswibrigfeit gefannt, oder überhaupt eine Interverfionsabficht auf Seiten 
R.'s vorausgefegt zu haben, läßt fich nicht behaupten, und höchftens würde 
infoweit, aus VBermuthungsgründen allgemeinerer Art, eine Losfprechung von 
der Inftanz, nicht aber ein Straferfenntniß, zu rechtfertigen gewefen fein, 

Allein auch diefe Argumentation tritt in den Hintergrund, indem durch 
andere Rückſichten C.'s völlige Freifprechung geboten wird, Es haben 
nämlich die Berwandten R.'s Bl. — erklärt, von * Antrage auf deſſen 
Beftrafung abfehen, und wegen ihrer Forderungen fich nicht an die urfprüng- 
lichen Schuldner, fondern an jene 50 Thlr. halten zu wollen. Diefe Erklärung 
hat R.n, infofern deſſen Handlungsweife ald Betrug gegen die Schulpner 
betrachtet worden ift, nicht ſtraflos machen fönnen ; fie wird aber von entfcheis 
dender Wichtigkeit für E., deſſen Strafbarfeit, wenn überhaupt eine folche 
vorhanden, nach dem Obigen nur aus dem Gefichtspunfte der Veruntreuun 
betrachtet werden Fünnte, Nach der öfters ausgefprochenen Anficht des O 
Gerichts findet eine gleiche Theilnahme an diefem letzteren Verbrechen 
auf Seiten deſſen, der nicht felbft Befiger oder Verwalter der fremden Sache 
war, nicht ftatt; es würde demnach abermals nur entweder ungleiche Theil: 
ehe ober Begünftigung einer Beruntreuung, foviel C. betrifft, in Frage ge 
ftellt fein; diefe beiden Arten der Beiheiligung werden aber, nad) fernerer Anz 
fiht des DA Gerichte, fobald dem Hauptverbrecher eigenthümliche mildernde 
oder ftrafausfchliegende Verhaltniſſe zur Seite ftehen, nach) gleichen Grund⸗ 
fäßen wie das Hauptverbrechen beurtheilt, 

vgl. Held und Siebdrat, EGB ©. 95. 





Druck von Breitfopf und Härtel in Leipzig. 


VI. 


Die Bedeutung des Geftändnifies in den ver- 
fhiedenen Formen des ftrafrechtlihen Verfahrens, 
verglichen mit der des Geftändnifjes im bürger- 


lichen Prozeſſe. 


Bon Herrn Geh. Juftiz-Rath, Prof., Ritter w. 
Dr. Abegg zu Breslau. 


Die‘ Veränderungen, denen. wir unter andern auch im Ge— 
biete des Strafverfahrens entgegenfehen und die zum Theil 
fhon durd die Gefepgebungen angebahnt find, nachdem die 
Grundlagen und Grundfäge, auf welchen daſſelbe fünftig ftait- 
finden und nad) welchen es beftimmt werden foll, feftgeitellt 
worden, legen auch der Willenfchaft neue Pflichten auf... Oder 
vielmehr, fie geben der Erfüllung bereitö begründeter und bes 
reitwillig geübter Pflichten eine neue Richtung, einen neuen 
Inhalt. Das wird gewiß von Denen nicht bezweifelt , die das 
Berhältnig der Wiffenfchaft nicht nur zu dem beftehenden Rechte 
und der gefchichtlichen Bildung defjelben, ſondern aud) zu der 
Gefeßgebung und der Fortentwidlung zum Leben (wie man fo 
häufig und mit einem Seitenblid auf die Theorie fagt) richtig 
würdigen. Hat das Neue eine Berechtigung, jo muß ed aud) 
von der Wiflenfchaft aufgenommen, ja ed wird ſchon vorher, 
ehe es zur Geltung gelangt, von ihr anerfannt und für fie Ge— 
genftand der Behandlung gewefen fein: e8 muß in dem Syſtem 
Neue Jahrbücher f. ſachſ. Strafrecht. VII. 2. 7 
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derfelben eine Stelle behauptet haben, die nicht erft durch die 
äußerliche Anerfennung von Seiten der Gefeggebung bedingt 
ift, da die Wiffenfchaft in ihrem ganzen Umfang über das be- 
fchräuftere Gebiet des Geltenden oder jegt Einzuführenden hin- 
ausgeht. Aber es würde nur gemißbilligt werden müfjen, wollte 
man unter Berufung auf eine, allerdings unerläßliche großartige 
Auffaffung des Ganzen es abweiſen, auch dem Einzelnen die 
erforderliche Aufmerffamfeit zuzuwenden, das ohnehin nicht für 
fi) und ohne Zufammenhang mit dem Syſtem befteht.*) 

Man könnte, wenn man die Art und Weife betrachtet, mit 
welcher in unfern Zagen in ungemeiner Rafchheit Neuerungen 
eingeführt werden, bei denen, wie es den Anjchein hat, Die 
Ergebniffe der Wiflenfchaft, auf die man fonft und bis vor 
Kınzem auch für die neuen Gefeggebungen mit Recht ‚einen 
Werth gelegt hat, faſt unbeachtet bleiben, geneigt fein, der Be- 
forgnig Raum zu geben, es liege der Grund hiervon nicht fo: 
wohl in der gebieterifch geforderten Eile, welche es nicht ge- 
ftatte, für das, was dringend nothwendig ift, den gründlichern 
Weg einzufchlagen, der in ruhigen Zeiten ald der durch den 
Zweck gebotene erfcheint, als vielmehr in der Meinung, daß 
diefer entweder vom Ziele ab, oder doch nur ald ein Umweg 
dahin führe, wohin man geradezu den fchnellen Gang richten 
zu müffen glaubt. Es wäre nicht billig, bei der befannten Lage 
der Dinge hierüber ftreng zu rechten; es wird erlaubt fein, im 
Zweifel die Auslegung, den Erflärungsgrund anzunehmen, 
welche der Wifjenfchaft die ihr gebührende Berechtigung nicht 
freitig machen; man darf hoffen, daß das richtige gegenfeitige 
Verhältniß, follte e8 vorübergehend verfannt werden, ſich bald 
wieder herftelle. Jedenfalls dürfte die Wiffenfchaft in einer 
etwaigen Beifeitfegung, die fie erfahren, nicht einen Grumd 
finden, ihrerfeits dies zu erwiedern, und fi) von dem: erg 
ziehen, was hier ihre Aufgabe und Pflicht ift. * 


*) Vergl. meine Bemerkungen in den kritiſchen Jahrbüchern für deutſche 
Rechtswiſſenſchaft I. 1848. S. 888, 


In dem Nachfolgenden fol der Verfud) gemacht werden, _ 
eine Lehre aus dem Strafprozeſſe hervorzuheben und deren Stel- 
fung in dem Syftem des bisherigen einheimifchen Verfahrens 
und desjenigen, welches nunmehr eingeführt wird und zum 
Theil bereits ift, zu beftimmen, zugleich mit Berüdfichtigung 
des frühern Rechts. Es werden fich hoffentlich aus der Betrach- 
tung einige Ergebniffe gewinnen laffen, die, wenn fie auch 
nicht auf eine neue Geftaltung des Prozeſſes Einfluß haben, 
doch der richtigen Auffaffung des Gegenftandes förderlich fein 
werden. 

Ich wähle dazu die Lehre vom Geftändniffe, von dem 
man und infofern nicht ganz mit Unrecht behauptet, daß es eine 
andere Bedeutung erhalten werde, als überhaupt beiden Schwur: 
gerichten die bisherige Beweistheorie aufgegeben erfcheint. Ob 
dies auch eine Folge des Anklageverfahrens im Gegenfage des 
Unterfuchungsverfahrens ſei und wie weit ein wirklich praftifcher 
Unterfchied ftattfinde, fo wie ob dadurch, abgefehen von ver 
Wirfung der Beweisgründe auf das Urtheil, für die Auf: 
fuhung und Benugung der Beweismittel eine erhebliche 
Verfchiedenheit bedingt werde, fol im Zufammenhang der Be: 
tradytung erörtert werden. 

Eine allgemeine Bemerkung muß ich vorausfchiden. Das 
bisherige Verfahren auf Grundlage eines Beftrebeng des Unter: 
fuchungsgerichts von Amtswegen die Wahrheit zu ermitteln, 
den Beweis herzuftellen und dadurch für das urtheilende Ge: 
richt die Gründe der Weberzeugung zu liefern und mit der Eigen- 
thümlichfeit einer geſetzlich vorgeſchriebenen Beweistheorie — 
die für den unterfuchenden, wie für den urtheilenden Richter 
maaßgebend fein mußte, ift dadurch — wie man aud) fonft dem: 
felben feine Mangelhaftigfeit vorwerfen möge, die es neben 
unbeftreitbaren Vorzügen unleugbar hat — ein in fid) felbft 
einiges und übereinftimmendes. Das neue dagegen ift gerade 
in diefer Hinfiht — in der Lehre vom Beweife — ein”getheil- 
tes, indem für eine Reihe von Straffällen das Schwurge: 
richt zur Mitwirkung bei der Enticheivung berufen wird, für 
andere dagegen die rechtögelehrten vom Staate angeftellten Rich— 

7 * 
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ter über Beweis (That und Schuld) und über die rechtlichen 
Folgen (Strafe) zugleich und wie in dem frühern Verfahren ur: 
theilen,, nur mit der Abweichung, daß aud) für fie feine gefeß- 
lichen Beweisvorſchriften mehr beftehen, wiewohl fie ihr Ur— 
theil auch in Betreff der Beweisfrage durch Gründe zu rechtfer- 
tigen haben, was bei den Gejchworenen nad der Natur der 
ganzen Einrichtung wegfält. Bon den Bedenken, die fid) bei 
diefer Stellung der gefehrten Richter erheben lafjen, will id) 
bier nicht Sprechen; *) aber in Betreff jener Zwiefpaltigkeit des 
Verfahrens, wobei da und dort verfchiedene Principien ange: 
nommen werden, darf nicht verfchwiegen werben, Daß ein innes 
rer Grund dafür nicht beftehtz da (mit wenigen Ausnahmen, 
nämlich der überall dem Schwurgerichte überwiefenen politijchen 
und PBreßverbrechen) ohne Rückſicht auf das Strafmaaß, nur 
die, zum Theil ſehr willfürlich beftimmte Grenze, nad) der 
Höhe der Strafe das Kriterium darbietet, ob die Sache vor 
ein Schwurgericht fommen jolle oder nicht. *) Daß bei den 
vielfachen Bedenken, die fi) der Aufnahme des Schwurgerichts 
für unfere Verhältniſſe entgegenftellen, es gutgeheißen werde, 
demfelben nicht-eine umfafjendere Zuftändigfeit beizulegen und 
diefe vielmehr auf die jchweren Fälle zu befchränfen, gehört 
einer andern Seite der Betrachtung an. So viel fcheint unzwei- 
felhaft, daß die Gründe, die man zum Theil aus der Vortreff- 
lichfeit diefer Einrichtung und faſt noch mehr aus der (häufig) 
mit Vebertreibung behaupteten Berwerflichfeit der Entfcheidung 
der Thatfrage durch die Staatsrichter anzuführen pflegt, wenn 
fie wahrhaft ſolche ſind, auch dagegen fprehen müffen, die nur 
mit furzer Freiheitsftrafe (die aber doc) bis zu mehreren Jahren 


*) Bergl. meine Beiträge zur Strafgefepggebung ©. 129. 
191. und meine Betrachtungen über das Gefrk, betreffend das Verfah— 
ren in den bei dem Kammergerichte und dem Griminalgerichte zu Berlin zu 
führenden Unterfuchungen, vom 17. Juli 1846 im Archiv des Crim.-R. 
1847. ©. 163. 


) So im franzöfifchen, dem rheinifchen, dem neuen preußifchen Ber: 
fahren und damit übereinftimmend in allen mir befannten neueren Entwür- 
fen in deutſchen Landen. 
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auffteigt) bedrohten Verbrechen von dem Schwurgericht aus: 
zufchließen, daß die Conſequenz fordere, dann überhaupt und 
ohnelinterfchied ein Princip zu befolgen, und daß die Rückſicht 
auf die nicht über Gebühr zu vermehrende Beläftigung der Ge: 
fhworenen, auf die Koften, die Dauer der Prozeffe eine ganz 
untergeordnete fei, wo e8 auf Gerechtigfeit anfommt, wenn 
es wahr wäre, daß nur das Schwurgericht diefelbe gewähr: 
feifte I Dennoch haben die franzöfiichen und rheinifchen und 
nad) diefen alle neuern deutſchen Gefeggebungen neben dem 
Schwurgerichte die Zuftändigfeit der andern Richter für die über: 
wiegende Zahl von Webertretungen als ausfchließende ange: 
ordnet. Man darf alfo mindeftens das Zugeſtändniß, welches 
ſich hierin ausfpricht , in Anfchlag bringen bei einem Streite 
der Anfichten, der dadurch allein noch nicht aufhört eine Be: 
deutung zu haben, daß die Geſetzgebung nicht mehr in der Lage 
ift, erſt einen Befchluß zu faffen. 

- Bevor wir nun genauer eingehen auf die Etellung des 
Geftändniffes in den verfchiedenen Formen des Verfahrens und 
zu den bei denfelben vorfommenden Grundfägen über den Be: 
weis, fcheint es angemefjen, Einiges von dem Begriffe und 
der Natur des Geftändniffes in Erinnerung zu bringen. 

Geſtändniß, Bekenntniß ganz im Allgemeinen hat 
wie im gewöhnlichen Sprachgebrauche, fo auch im gerichtlichen 
Berfahren die Bedeutung der Erklärung oder Einräumung eines 
dem Ausfagenden unter den gegebenen Vorausfegungen nach— 
theiligen Umftandes. Cine engere Bedeutung erhält es im 
Prozefie dadurch, daß dieſe Einräumung ſich auf eine Behaup- 
tung des Gegners bezieht, die dieſer in feinem rechtlichen In: 
terefje aufgeftellt hat und durch deren Anerfennung in’ ihrer 
Richtigkeit ver Zugeftehende in fo weit einen Beweis gegen fich 
felbft an die Hand gegeben und den daran fich knüpfenden recht: 
lichen Folgen fich unterworfen bat. *) Eine folde vom Gegner 
ausgehende, den andern befchwerende oder verpflichtende Be: 





9) Daß die Wirfung des Geftändniffes durch eine Einrede entfräftet 
werben fann, gehört einer andern Seite der Betrachtung an. 
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hauptung, die den Inhalt des Rechtsſtreites betrifft, kommt mur 
vor theils im bürgerlichen Rechtsverfahren, theils in dem ftraf- 
rechtlichen Anklageverfahren: man fann fie nicht, oder Doch nur 
fehr befchränft und im uneigentlihen Sinne in dem Unter: 
fuhungsverfahren und in der beiden Formen gemeinfchaftlichen 
Borunterfuhung annehmen. Sind nun aud) die nächſten Wirs 
fungen des Civil» und des. Criminal: Geftändnifjes. gleich, jo 
tritt doch weiter ein Unterfchied ein, der fich nothiwendig aus 
der Verfchiedenheit der Principien und des Gegenftandes des 
einen und des andern Verfahrens ergibt. Bei dem einen hat 
man Grund, fi) mit der dadurch gelieferten förmlichen 
Wahrheit”) zu begnügen; bei dem andern verlangt man jog. 
wirkliche over materielle Wahrheit. Bon den praftijchen 
Folgen dieſes Unterfchiedes wird weiter unten zu handeln fein: 
bier ift nur zu bemerfen, daß man für beides den gemeinjamen 
Erflärungsgrund angibt: während das eigene Intereſſe den 
Menfchen beftimmen fönne, etwas zu feinem Vortheil zu bes 
haupten, was ihm daher ohne Weiteres, wenigitend im ges 
richtlichen Streite, nicht geglaubt werden fann, wo er PBar- 
tei ift, fo müffe das, was er zu feinem Nachtheil und gegen 
fi einräumt, für wahr angenommen werden, da er gegen 
fein SIntereffe nicht fprechen würde, wenn. er mit. Grund die 
ihn befchwerende Behauptung in Abrede zu ftellen vermöchte, 
Darum hat 3. B. die Behauptung des Klägers, welcher einen 
Anfpruch an den Beklagten macht, für fich allein, nicht die Wir— 
fung der Glaubwürbdigfeit, welche eine ihm günſtige richterliche 
Entfheidung zu begründen vermöchte,. ſondern fie erhält Die: 
felbe erſt durch das Zugeftändniß des Beklagten. Aber zu jener 
gemeinfamen, entfernten Erklärung der Wirkjamfeit deſſen, was 
Jemand gegen fih ausfagt (man könnte fie mit einer causa 
remota vergleichen), tritt noch eine nähere, wenngleid nur eine 
Bermuthung enthaltende (gleichfam causa proxima), indem man 
bei dem Civilgeftändniß, nad) der Natur des der Willfür und 


*) Eine Bezeichnung, die Möfer, patriot. Phant. Bd; IV. Nr. 30, 
zuerft gebraucht haben foll. Bethbmann-Hollweg, Verſuche über ein- 
zelne Theile der Theorie des Civilprozeſſes. Berlin u, Stettin 1827. S. 251. 
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der, Brivatverfügung unterworfenen Gegenftandes, eine Ver— 
zichtleiftung zu Gunften des Gegners annimmt, wonach der 
Richter bei diefer formellen Wahrheit, oder der ihm dargebote: 
nen Grundlage für fein Urtheil, welches ein jus inter partes 
ausspricht, fich beruhigen Fann und muß und weder eine Ver: 
anlafjung, nod eine Befugniß hat, eine Unterfuchung über die 
Richtigkeit des Geftändniffes anzuftelen; während bei dem 
Griminalbefenntnifje ein pfychologifcher und fittlicher Grund in 
dem Gewifjen und dem Schuldbewwußtfein gefunden werde, wel: 
ches den Schuldigen, und nur diefen, nöthigen könne, zu feinem 
Nachtheile der Wahrheit die Ehre zu geben und, was er außer: 
dem vermeiden würde, dasjenige einzuräumen oder von felbft 
anzugeben, was für ihn eine ftrafrechtliche Folge herbeiführen 
muß. In jenem. Falle hat es daher bei dem Geftändniß fein 
Bewenden, wenn es nur an feinem der vechtlichen Erforderniſſe 
fehlt, von denen die Wirkfamfeit abhängt; in diefem dagegen, 
wo nicht Privatinterefien vorliegen, wo Gerechtigfeit in einem 

öhern Sinne walten foll, wird eine Begründung des Geftänd- 
niffes und zu dieſem Zweck eine Prüfung der Wahrheit deſſelben 
geforbert.. Dies ift wenigitens die regelmäßige Auffafjung, 
wenngleich Abweichungen und Ausnahmen vorgefommen find 
und zum Theil noch jegt behauptet werden. *) 

- In Verbindung mit der Frage nach dem Grund des Ge: 
ftändnifjes: fteht die nad dem Inhalte, und diefe Fnüpft ſich 
wiederum an. die juriftiiche Wirkung deſſelben. Diefe legtere 
beiteht,, wenn man von dem Begriffe des Geftändnifjes als der 
Einräumung einer Behauptung der andern Partei ausgeht, 
darin, daß eben diefe als rechtlich wahr gilt, jo daß fie, und 
nur fie die Grundlage des Urtheils darbietet, oder (wie nad) 
dem ältern römischen Recht) ein ſolches entbehrlich machen fann. 
Der Inhalt ift dann eben fo formell, wie die Wahrheit, der: 
„ chuldig zu fein, was der Kläger behauptet, oder fordert,’ 

weitere Inhalt der Angabe, der zugleich als Motiv des 

Geftehenden für diefen einen Werth hat, bleibt für das Ver— 


*) Davon weiter uniek. 
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fahren, für den Gegner und den Richter gleichgültig; der Ge— 
ftehende Fann das Recht des Andern ald gegründet anerfennen, 
er kann Werzicht leiften, fchenfen, er kann, wie bei dem Ber: 
gleiche, bei einer zweifelhaften Sache nachgeben und hberhaupt, 
um den Streit zu beenden, nachgeben wollen.*) Was ift nım 
der Gegenftand des civilrechtlichen Bekenntniſſes? Der 
Kläger macht einen Rechtsanſp ruch, er behauptet »ein 
Rehtsverhältniß, allerdings auf Orundlage einer That- 
fadhe. Es fann nım für die praftifche Folge einerlei fein, ob 
das Geftändniß auf die Nechtsforderung des Anvdern gehe, daß 
man die von demfelben behauptete Verbindlichkeit anerfenne, 
oder auf die Thatfache, daß der Umftand, worauf der Anſpruch 
gegründet wird, als richtig eingeräumt werde; und für unjer 
heutiges Recht und Verfahren macht dies auch feinen Unter- 
ſchied; mag man das Geftändniß dann ale Beweismittel, oder 
da die Beweisauflage fich auf das, was eingeftanden ift, wor⸗ 
über die Parteien übereinftimmen, nicht bezieht, als einen Grund 
der Entbehrfichfeit einer Beweisauflage und Beweisführung 
betrachten — immer ift es jeßt für den Richter ein Ueberzeug— 
ungsgrumd, durch welchen fein Urteil beitimmt wird. Anders 
im römifchen Rechte, fo lange die Regel gilt, daß das Geftänd- 
niß ein Urtheil entbehrlich; mache**) und daß dafjelbe mit dem 
Urtheil auf gleicher Weife das Recht begründe: hier bezieht es 
fi auf das Rechtsverhältniß und nur mittelbar auf die 
Thatfache, umd in der rechtlichen Eigenfchaft, die es mit dem 
Urtheil gemein hat, der Wirfung, ift es nothwendig mehr 
als bloßes Beweismittel. Dies gilt jedoch nur von dem in jure 
vor dem Prätor abgelegten Geftänpniß. War diefer dagegen erft 
vom judex inftruirt, die Sache zu erörtern und diefem, je nad) 
dem das Ergebniß fein werde, die Anmweifung ertheilt, zu vers 


*) v. Savigny, Syſtem des heutigen römiſchen Rechtes. Bo. VII. 
©, 11, 

*) L.6.$2.D. de confessis (A2.2.) L. 56. D. derejudicata. Beth: 
mann-Hollweg a. a. O. S. 261. v. Savignya,a.D. S. 8. Pucht a 
Curſus der Inſtitutionen. Thl. Il. $. CLXXIII. 
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urtheilen, oder loszuſprechen (si paret — condemna, si non 
paret — absolve)*), da erfcheint das Geftänpniß in judicio, 
dem num Doch noch ein Urtheil folgt, als ein Beweismittel, 
wenn ed gleich nicht unbedingt auf Thatfachen fich befchränft. **) 
Es ift mit Recht erinnert worden, ***) daß das Wefen der Sache 
nicht verändert werde, wenn entweder „in der Anerfennung des 
Rechtsverhaͤltniſſes ſtets aud) die Anerfennung der dazu nöthis 
gen Thatſache liegt, nur daß dabei die Auswahl unter mehre: 
ven gleich möglichen Thatfachen ungewiß bleiben fann’’, oder 
wenn „die Anerkennung einer reinen Thatfahe 3. B. des Em- 
pfanges eines Darlehns, zugleich DieAnerfennung eines Rechts⸗ 
verhältniffes (hier die Darlehnsſchuld) in ſich ſchließt.“ 

Im Criminal: Prozeß hat man aber ftetd und gewiß 
von der Zeit an, wo ſich ein eigentliches rechtliches Verfahren 
gebilvet hatte, die Sache anders aufgefaßt. Daß immer, aud) 
wenn ver Angeklagte ein Befenntniß ablegte, noch ein gericht: 
liches Urtheil, die Verurtheilung in die Strafe folgen mußte, 
beruht auf einer im Wefen des Strafrechts und der Natur der 
auszufprechenden und im öffentlichen Intereffe unmittelbar zu 
vollgiehenden Strafe gegründeten Nothwendigfeit und überhaupt 
auf dem Gegenſatz des Principes des Strafrechts und Berfah- 


*) Allerdings ift das Rechtfprechen immer das eigentliche Gefchäft des 
Richters, welches ihm aber unter der Bedingung, daß die dem Geſetze ober 
den rechtlichen Grundfägen, durch welche die actio, formula, beftimmt 
wird, umterzuftellenden thatfächlichen Borausfeßungen ſich fo verhalten, 

vom Prätor zur Pflicht gemacht wird, Vgl Gaii Comm. IV. 


**) Denn es hat überhaupt die Wirkung eines Vertrags, das Eingehen 
einer neuen Verbindlichkeit, aber nur des Beklagten gegenüber dem Kläger, 
nicht ein Berhältniß zu einem Dritten, der daraus fo wenig ein Necht ableiten 
fann, als eben durch das Geftänpniß und die Erfüllung eines Nichtſchuldners, 
ber auch nicht Steflvertreter des wahren Schuldners war, diefer leßtere bes 
freit wird, Doch giebt es hiervon Ausnahmen. ©, überhaupt L.4 pr. L. 11. 
$9. L. 10. pr. L. 22. D. de interrog. in jure fae. Bethmanns 
Hollweg, a. a.O. ©. 180. 


9 v. Savigny, a. a. O. S. 17. 
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vens und desjenigen des bürgerlichen Rechts. *) Aber das ift 
es nicht allein. Das Geftändniß bat auch nicht, als Beweis: 
mittel, jene unwiderjprechliche Rechtsgültigkeit, - welche. dem 
Eivilgeftändniß feine Wirfung verleiht. Wie großen Werth 
man auch auf’ dafjelbe und nicht blos im Unterfuhungsprozeß 
gelegt hat, immer konnte es für fich allein und formell: nicht 
ald genügender Beweisgrund angefehen werden, und gerade im 
inquifitorifchen Verfahren hat man von jeher die Nothwendig- 
feit erfannt, das Geftändniß nicht nur nach den äußeren Bes 
dingungen, fondern auch und vornehmlic nad) ven Motiven, 
nach dem Inhalt, der Glaubwürdigkeit, ja der Möglichkeit zu 
prüfen und danach für dDieBegründung, die Subftantittung, die 
(fo viel als möglich zu erlangende) Beftätigung **) Erforder- 
niffe aufgeftellt, die ald Zeugniß von der richtigen Auffafjung 
der Sache und. von dem Streben nad) Wahrheit und Gered)- 
tigkeit anzuerfennen find. Dies äußert ſich aud) in dem: Unter: 
ſchied, welcher hinfichtlid der Zuläffigfeit und der Begründung - 
des Widerrufs des Geftändniffes im bürgerlichen und im 
ftrafrechtlichen Verfahren ftattfindet. u 
Ferner ift ed wohl unzweifelhaft, daß in diefem letztern 
das Bekenntniß ſich ſtets auf Thatfahen, nicht auf Rechts: 
verhältniffe bezieht, welche ohnehin blos in ftrafrechtlichen Fol- 
gen beftehen,, was eben die Umentbehrlichfeit des Urtheils be- 
dingt. Dies bedarf einer nähern Begründung. Allerdings ift 
aud) hier das Bekenntniß ein folhes der Schuld, aber diefe 
Schuld liegt dann unmittelbar in der That der Handlung und 
ift als folche die des Willens und Wiffens, fte ift vom Bewußt- 
fein aufgenommen, wie das Befenntniß in dem Schuldbewußt- 
fein feinen Grund hat. Dies zeigt fich recht deutlich, wenn 
man das Befenntniß (confessio) im Sinne der Beichte des 


*) Bol. meinen Berfuh einer Gefhichte der Preußiſchen 
Civilprozeß-Geſetzgebung. Breslau 1848. ©. 122. und weitere 
Nachweifungen dafelbft Note 268. 

**) Meine Abhandlung im Archiv des Crim.R. 1834. ©! 95. Ha- 
bicht, rechtliche Grörterungen, Zerbſt 1843. ©. 78. 
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canonifchen Rechts nimmt, hervorgegangen aus der Reue und 
dem Verlangen der Sühne und Buße, Beflerung, wobei zus 
gleich an die etymologifche Bedeutung diefer Ausdrüde umd der 
poenitentia, jo wie deren innere Verwandtſchaft mit der Strafe 
zu erinnern ift.*) Der Befennende erklärt fich foweit ſchuldig, 
— jegt noch ohne Rüdjicht auf eine ihn bezüchtigende Behaupt: 
ung und ob das, deſſen ihn fein Gewifjen ftraft, im juriftifchen 
Sinne ein Berbrechen fei, — er fann ja freiwillig und bei einer 
Selbftanklage befennen — aber es gefchieht diefes in Betreff 
einee That, die feine Handlung ift und die erft wiederum 
ein Urtheil erfordert, welches deren rechtliche Eigenfchaft be: 
ftimmt. Diefe rechtliche Seite nun, das muß man anerkennen, 
wird ſich ihm in den meiften Fällen auch darftellen, er wird 
nicht irgend eine Thatfache, ein Faktum einräumen, unbewußt, ' 
wie darüber geurtheilt werde, er wird es mit dem Bewußtjein, 
oder mindeftens in dem Gefühle der Verantwortlichfeit thun. 
Darum kommt es auch jedenfalls bei ven Handlungen, welche 
fhon das natürliche Gefühl mißbilligt, welche fittlichen und 
teligiöfen Grundſätzen zuwider find, bei den fog. delieta juris 
naturalis, wie bei dem füurtum, von welchem es heißt: quod 
lege naturali probibitum est admittere ‚**) gar nicht darauf 
an, ob der Schuldige das Strafgefeß und vollends ob er die 
Strafe, welche dafjelbe droht, gefannt habe, wie ja felbft bei 
den Verbrechen der andern Art (delieta juris eivilis) Die 
Rechtsunwiſſenheit und Gefegesunfenntniß in der Regel nicht 
entſchuldigtz fondern es kommt lediglich darauf an, ob er wiſ— 
fen fonnte, daß die Handlung, die er vormahm, recht oder un: 
recht ſei. Bon den vielfachen Fällen, wenn z. B. Jemand eine 
fremde Sadye an ſich nimmt, um fie zu gebrauchen over aud) 
für ſich zu behalten, wird Jedem, der nur die gewöhnliche durch 
das Leben und den Verfehr gebotene Bildung befigt und der 
überhaupt  handlungsfähig ift, wohl, auch ohne juriftifche 


) Dgl. meine Strafrehtstheorie, ©. 105, 109. 


») L. 1.$3.D. de furtis. Mein Lehrbuch der Straf-R.-W. 
& 63. 66. 
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Kenntnig wiffen, ob er die Ergreifung auf Grund eines Ber- 
trage, Kauf, Schenfung, Miethe, Leibe, oder ob er fie in 
diebifcher Abficht vornimmt; dem Dieb wird fein Gewiffen 
jagen, daß er durd) die Befignahme der fremden beweglichen 
Sache, ohne Einwilligung des Eigenthümers, um fich diefelbe 
zugueignen, ein Unrecht begehe, gefegt auch, daß ihm 3. 2. 
der Unterfchied von Entwendung und Unterſchlagung, über 
welchen die Rechtsgelehrten nicht gleicher Meinung find, unklar 
wäre. Auch der Handelnde urtheilt, im logifchen, wenn 
auch nicht im rechtlichen Sinne — und wenn er ein Befennt- 
niß ablegt, fo mag man von ihm fagen, confessus quodam- 
modo sua sententia condemnatur. Es kann alfo wohl ein 
Befenntniß in der Weife ftattfinden, daß mit der That, mit der 
Art ihrer Verübung zugleid deren rechtliche Eigenfchaft gefagt 
wird; es ift ziemlich daffelbe, ob der des Diebftahls Bezüd)- 
tigte diefen begangen oder dieſe Sache geftohlen zu haben 
geiteht. Allein für’s Erſte wird fich die ftrafrechtliche Unter» 
fuchung niemals darauf befhränfen, ein ſolches Geftändniß 
erlangt zu haben, und zweitens wird fie es nicht, ohne daß es 
von der Angabe der bejondern Handlungsweife begleitet werde, 
die in verfchiedene, der Zeit nad) getrennte Thätigfeiten zer: 
fallen fann und die als beachtenswerth anzunehmen find. So 
wenig es für die rechtliche Beurtheilung von Einfluß fein darf, 
daß der Geftehende feine Handlung gerade fo bezeichne, fo wer 
nig wird ein Bekenntniß ohne die genaue Angabe der einzel» 
nen Umftände, alfo wenn e8 nur einen Begriff ausdrüdt, 
eine Bedeutung haben, jelbft wenn dieſer Begriff nicht ein rein 
wiſſenſchaftlicher, technijcher, gefeglicher,, fondern ein folder 
wäre, den der gemeine Sprachgebraudy und die Erfahrung im 
Leben feithält. Jene Einzelnheiten, die das Geftändniß dar: 
bietet, find Gegenftand genauer Nachforfchung und Erörterung, 
fo daß rüdfichtlich ihrer das Geftändniß nur die Gelegenheit 
für das weitere Berfahren darbietet, und hier macht die Form 
deffelben und die Theilnahme der Schwurgerichte feinen Unter: 
ſchied, da Alles diefes in der Borunterfuhung ſchon, um 
über die Verfegung in den Stand der Anflage oder Anfchul- 
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digung urtheilen zu können, mit Sorgfalt der Wahrheit gemäß 
hergeftellt werden muß, und erſt dadurch eine Grundlage für die 
Hauptverhandlung gewonnen wird. Vollends fann nicht ein 
Geſtändniß mit rechtlicher Wirkung dahin abgelegt werden, daß 
3: B. ein qualificitter Diebftahl, ein Mord oder ein Todtſchlag, 
ein Hochverrath begangen fei, da dieſes überhaupt nicht einge- 
ftanden werden kann, fondern das Dafein diefes Verbrechens 
erft durch ein Urtheil, mittelft eines Schluffes aus fafti- 
fhen Vorderfägen, erklärt wird, Wir find daher berechtigt, 
einen wefentlichen Unterfchied zwifchen dem Eivil- und dem ri» 
minals« Geftändniß darein zu fegen, daß bei dem legtern nicht, 
wie bei jenem, ein Urtheil entbehrlich fein oder wenigſtens 
fofort auf die der Behauptung des Gegners entfprechende Be- 
jahung erfolgen könne, fondern daß hier nun noch ein gedop— 
peltes Urtheil bedingt werde, nämlich dasjenige über die recht- 
lihen Bolgen (die Strafe) und, ald Grundlage defjelben, das 
über das Borhandenfein des Verbrechens im Sinne gefeßlicher 
Begriffe. Diefes nämlic, ift mehr ald die bloße Beweis: 
frage, und es verdient diefer Umftand ganz befondere Berüd: 
ſichtigung bei der Frage über die Grenzen der Befugniß der Ge: 
ſchwornen und was denn eigentlic, rechtlicher Weife Gegenftand 
ihrer Entfcheidung fein dürfe, *) Es fteht dies in Verbindung 
mit der weitern Frage über das Weſen der ganzen Einrichtung. 
Diejenigen‘, weldye diefelbe ganz befonders wegen der Mangel: 
haftigfeit, ja (der behaupteten) Widerfinnigfeit einer geſetzlich 
vorgefchriebenen Beweistheorie vertheidigen und dem rechtöge: 
fehrten Richter die Fähigkeit oder, im ungegründeten Miß— 
trauen, die Umparteilichfeit, die zur Entfcheidung über die 
Thatfrage erfordert werde, abſprechen, werden ſich nicht ver- 
hehlen dürfen, daß das Geſchäft der Geſchworenen ſich auf den 
Beweis bejchränfe und daß es, außerhalb der Grenzen ihres 
I $ 


*) ©, unter andern v. Daniels Grundfäge des rheinifchen und 
franzöfifchen Strafverfahrens, Berlin 1849. ©. 188, wo, mit Rüdficht 
auf die Frageftellung, gut zwifchen dem, was auch bei der fog. Thatfrage 
dem Beweife und was dem rechtlichen Urtheile angehört, unterfehieden wird. 
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Berufs liege, eine Nechtsentjcheidung zu treffen. Zu andern 
Ergebniſſen führt freilich die Anficht einer durch die Jury ver: 
tretenen höchiten Bolfsgewalt, die ihren Willen und, da feine 
Rechenſchaft ftattfindet, auch ihre mögliche Willfür im Ge— 
biete der Rechtspflege geltend zu machen befugt fei.*) Selbft 
für das bürgerliche Verfahren darf man aus den Wirkungen, 
die dem Geftändnifje beigelegt werden, nicht zu viel fchließen. 
Wenn e8 and), namentlicd in feiner frühern Bedeutung, als 
confessio in jure mehr auf das Rechtsverhältniß, ald auf die 
Thatfachen bezogen werden mag, fo find doch letztere jegt der 
Hauptinhalt und aus den Thatfachen ergibt ſich erft das Rechts— 
verhältniß, umd es wird Niemand bezweifeln, daß Schuld und 
Eigenthum reine Rechtsverhältniſſe find, wozu ſich gewiffe That: 
fachen nur als Entftehungsgründe verhalten können.“) Undge: 
wiß, fo wie, wenn rechtlidy entfchieden ift, daß diefes beftimmte 
Verbrechen, z. B. eine nur fahrläffige Tödtung oder ein Mord 
vorhanden fei, die Beftimmung der Strafe meift weniger 
Scywierigfeit bietet, als eben jenes Urtheil, fo ift die Entſchei— 
dung der Frage (man denfe z.B. an den Bentinf’fchen 
Prozeß, an das Städel’fhe Teftament), weldes 
Nechtsverhältniß beftehe, in der Regel die weit ſchwierigere als 
die, welche rechtliche Folgen an den Vorderſatz ſich knüpfen, 
daß alfo das Eigenthum dem eingeräumt werden müfje, dem 
es zuftehe. 


*) Barteitendengen , durch die das in feiner Idee fo ſchöne Inflitut her⸗ 
abgewürbigt wird, müffen von der Wiflenfchaft bei der Prüfung für die An= 
wendung unbeachtet bleiben. Aber, wo es Pflichtift, gegen Mißverſtäudniß und 
Mißbrauch zu warnen, mag man aud) folche mit ihren Ergebniffen einer 
Erwähnung, die fie nach ihrem Inhalt fonft nicht verdienen, würbigen. So 
liest man jegt im einer zu Mannheim erfchienenen Anweifung für die Ge- 
fhworenen von Brentano, diefe hätten nicht nur über den Beweis der That- 
fache und die Schuld, fondern vornehmlich darüber fich auszufprechen, ob tas 
Bolt wolle, daß ein Angeklagter beftraft werde oder nicht. Wie viel muß 
hier hinzugefegt und entfernt werben, um dem Sape die Wahrheit zuzuges 
fiehen, deren er fähig iſt! 

) v. Savigny a. a. O. ©. 17.86. 


—— 
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Sener Unterfchied tritt auch im römifchen Rechte noch in 
anderer Weife hervor: in den Civilprozeſſe behauptet der Klä- 
ger geradezu ein Recht und eine diefem entjprechende Pflicht 
oder Verbindlichfeit des Gegners, 3. B. daß er Eigenthümer 
fei, daß der Andere etwas thun, leiften, geben folle;*) worauf 
fich die Formeln und die Erklärungen ded Gegners beziehen: 
bier fommt (etwa von dem Falle der formula in factum con- 
cepta abgejehen) **) die zu Grunde liegende Thatfache nicht un: 
mittelbar zur Sprache, der Beklagte kann fofort den Rechtsan- 
fpruch zugeben. Anders bei der Criminal-Anklage; denn wenn 
es auch heißt, es fei Jemand repetundarum oder majestalis 
reus accusalus, fo wird doch Die Anflage ex lege (3. B. Cor- 
nelia de sicariis, Julia de adulteriis) nicht in folcher abjtraf: 
ter Allgemeinheit aufgeftellt und nicht eben fo zugeftanden, fon: 
dern fie geht auf beftimmte Thatſachen. Das Gejeg ftellt we- 
nigftens beiden Verbrechen, die ein judicium publicum be- 
gründen, nicht einen allgemeinen Begriff auf. Aber es nennt 
die Fälle und Handlungen, durch welche Jemand fich derlleber- 
tretung ſchuldig macht, die ftrafbar ift, wo dann allmälig 
durch Die Juriften noch andere nicht ausdrüdlicy benannte Fälle 
nad; den Grundfägen der Interpretation hinzugefügt werden; 
es heißt 3. B.: dem Gefege verfällt, wer das und das begeht 
(lege tenetur, qui elec.) oder: durch das Geſetz wird vorge: 
fehen, daß nicht Jemand — das oder das thue (lege cavelur, 
ne quis ete.), oder: die Strafedes Geſetzes hat verwirkt, wer ıc. 


*) hune hominem — fundum ex jure Quiritium meum esse — ober 
adversarium dare, fäcere etc. oportere. Gaii Comm. IV. $ 39. 

) Gaii Comm. IV. $43. Sed eas quidem formulas, in quibus 
de jure quaeritur, in jus conceptas vocamus, quales sunt, quibus 
intendimus nostrum esse aliquid ex jure Quiritium, aut nobis dare 
oportere — in quibus juris eivilis intentio est. $ 46.  Ceteras vero 
in faclum conceptas vocamus, in quibus nulla talis intentionis con- 
ceptio est: sed initio formulae nominato eo, quod factum est, adji- 
eiuntur ea verba, per quae judici damnandi absolvendive potestas 
datur. Bergl, ferner $ 47. 
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(poena legis tenetur, qui ete.).*) Der Anfläger muß auf be 
immte Thatfachen feine öffentliche Rechtsverfolgung grün- 
den**) und auf diefe bezieht fi die Freilaffung des Angeflag- 
ten und deſſen Geftänbniß, wenn er-ein ſolches ablegt — nicht 
darauf, daß er das einräumt, was bad Zuriftifche an der 
Sache ift. 

Eine Vergleihung mit den andern Formen des Beweiſes 
wird unſere Anſicht deutlicher machen. Auch bei dieſem, ſo fern 
er ein gerichtlicher Eid iſt, unterſcheidet das frühere römi- 
{che Recht, ob er in jure ober in judicio abgeleiftet werde; die 
Richtung auf das Rechtsverhältniß ift die regelmäßige und ges 
wöhnliche, obgleich mittelbar dadurch auch die Feftitellung der 
zu Grunde liegenden Thatfachen erfolgt, wie auch unmittelbar 
die Thatfachen den Inhalt des Eides ausmachen Fönnen, wenn 
darauf die Faſſung gerichtet war, die von demjenigen abhing, 
welcher dem Gegner den Eid antrug. Das Berhältnig ift hier 
ähnlich, wie bei der formula in jus oder in factum concepla, 9 
Mit der ganzen Auffaſſung des Eides in Civilſachen und der 
demſelben beigelegten Wirkung, wonach die durch Vertrag und 
durch eine bindende Prozeßhandlung, welche ſowohl die Natur 
ver Litisconteſtation, als des rechtöfräftigen Urtheils hat, 7) 
erfolgte Feftftellung des Rechtsverhältniſſes entfcheider, obne 
Rückſicht auf die NRichtigfeit der zu Grunde liegenden That⸗ 
ſachen, ſteht in Verbindung die unſerm Rechte fremde Beſtimm⸗ 
ung, daß dieſe Wirkung des Eides, wenn er abgeleiſtet wor: 
den iſt, nicht durch die Behauptung und eine danach zu geſtat⸗ 
tende Beweisführung des falſchen Eides entfräftet werden 





L. 1-5. 7-12. D. ad legem Jul.devipublica L.1.3.4.D.ad 
leg. Cornel. de sicar. et venef. L. 1. D. de lege Pomp. de parric. 
L.1.D. de lege Corael. de falsis. L.7.D. delege Jul. repet. L.1. D. 
ad legem Jul. peculatus. Vgl. meine Bemerkungen zu Rein's Crim.⸗R. 
der Römer in den Fritifchen Jahrbb. für deutſche R.W. 3.1847. S. 691. 

*) Geib Geſchichte des roͤm. Criminalprozeſſes. ©. 254, 265, 515. 

) v. Savigny a. a. O. ©. 60 u. die vorige Note. 
+) v. Savigny a. a. O. ©. 65. | 
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dürfte,) Bekanntlich ift dies bei und anders, und zwar ift es 
eine, von ‚der Strafgefeggebung ausgehende Beltimmung, 
welche hier das bürgerlihe Recht abändert.**) Eine foldye 
Anwendung Fonnte begreiflicherweife im Criminal-Prozeſſe gar 
nicht vorkommen. *"*) Aber au im bürgerlichen Rechtsver— 
fahren. fann jegt der Eid nur über Thatfachen angetragen und 
angenommen oder zurüdgefchoben werden, und es ift Pflicht 
des Richters, bei der Beftitellung der Eidesformel darauf zu 
jehen, daß nicht über das Dafein eines Rechtsverhältniffes ge- 
ſchworen werde. Denn der Eid hat jegt nur die Eigenſchaft 
und Wirkung eines Beweismittels. 7) Ueberhaupt wird, unter 
dem Einflufie des canonifchen Rechts, der Eid nicht mehr nad) 
der blos formellen Seite, fondern nach der materiellen ald Ge- 
wiſſensſache gewürdigt. 77) Und hierin liegt denn auch der 
Grund der Zuläffigfeit der Vertretung des Gewiſſens durch Be: 
weis. und die Bedeutung derfelben. +++) 


*) v. Savigny a.a.D, ©. 67. Die einzige Ausnahme, welche das 
neuefte rom. Necht geftattet, ift die der L. 13. Cod. de reb. cred. et de 
jurej. (4. 1), wenn die Balfchheit des Eides ſich ergibt, durch den ein An- 
fpruch auf ein Legat oder Fideicommiß begründet worden ift. Dem die L. 1 
is. f. Cod. eod., welche auf eine größere Allgemeinheit der. hier angedeute— 
tem. Ausnahme fchließen laßt, ift (wie Savigny a. a, D, Note u. erin- 
wert), wohl interpolitt. 

) Peinl. G.O. Art. 107. 

— Meine hiſtoriſch-praktiſchen Erörterungen aus dem Gebiete des 
—— Verfahrens. S. 14. 

4) 9 Savigny a. a. O. S. 86. Es darf daher der Eid nicht zuge⸗ 
ſchoben werden über das Daſein eines Eigenthums oder einer Schuld, ſondern 
nur über diejenigen Thatfahen, woraus das Gigenthum oder die Schuld 
angeblich entſtanden feinfoll. Der Grund diefes wichtigen Satzes liegt darin, 
daß jedes Urtheil über das Dafein eines Nechtsverhältniffes ftets ein Stüc 
Nechtstheorie mit in ſich ſchließt, die doch unmöglich als pafjender Gegen- 
ftand eines Eides angefehen werden fann. 

or) Meine Abhandlungen über die Lehre vom Meineive im Archiv des 
Griminal- Rechts, 3. 1834, ©. 579, u. 3.1838, ©, 296, und in der 
ee ——— für die preußifchen Staaten, J. 1840, ©. 437. 
Meine Abhandlung über die Gewiffensvertretung durch Beweis, in 
he u fuclfgen Modena für die preußifchen Staaten, 1840, ©. 533, 
Neue Jahrbücher f. ſaͤchſ. Strafrecht. VII. 2. 8 
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Nehmen wir ferner das Zeugniß. Daß diefes überhaupt 
nur im Beweisverfahren jeine Stelle habe und, vorausgefeßt 
dab allerechtlichen Erforderniffe vorhanden feien, einen Beweis— 
grund dDarbieten fönne, ift umbeftritten. Aber nicht minder auch, 
daß der Zeuge immer nur Thatfachen, und zwar foldhe befun- 
den fönne, die er felbit finnlich wahrgenommen oder beobachtet 
habe, und es fteht ihm nicht zu, Rechtsverhältniffe zu erklären, 
ja nicht einmal an feine Ausfage über die Thatſache Schluß— 
folgerungen anzufnüpfen, die ein Urtheil enthalten würden. 
Dies gilt auf gleiche Weife für das Zeugniß in Civil» und in 
Griminalfachen.*) Und aud hieraus läßt fich eine Lehre für 
die eigentliche Beftimmung der Gefhwornen entnehmen, felbft 
wenn man die Anficht nicht theilt, der zu folge ein Zufammen- 
hang zwifchen den altgermanifchen Eideshelfern und den Ge- 
ſchwornen einerfeits, fo wie der Zeugen andrerfeits, je nad 
der weitern gefchichtlichen Bildung angenommen werden foll.**) 

Endlich darf noch auf die Faffung des Beweisinterlocuts : 
und auf die Beweisauflage überhaupt aufmerkſam gemacht 
werden, und auf den Zufammenhang der hier zur Anwendung 
fommenden Grundfäge mit dem über die Beweislaft. Keines- 
wegs hat aber der Kläger, deſſen Anſpruch der Beklagte leug— 
net oder bejtreitet, diefen als einen rechtlichen zu beweifen, fon: 
dern es liegt ihm ob, „den Grund feiner Klage und foviel 
davon verneint‘‘ darzuthun, und aud) diefe allgemeine Faffung, 
die ſtets auf die Thatſache zurückweiſet, wird felten genügen 
und gebilligt werden fönnen,***) vielmehr wird in der Regel 
dad Beweisthema genau durch Angabe der einzelnen behaupte- 
ten und für die Entfeheidung erheblicher Umftände beftimmt, 
die der Gegner in feiner Einlaffung auf die Klage fpeciell ver: 


*) Mein Lehrbuch des Criminal-Prozeſſes, 8. 124, 

) Nachweifungen bei Mittermaier, deutſches Strafverfahren, 
Abth. I. 517. 11. 8. 195. 196, zu dem jeßt die Schriften von Biener, 
Maurer, v. Daniels, Michelfen u. A. kommen. 

“*) Martin, Lehrbuch des bürgerlichen Prozeffes, 12. Ausg. 5 180. 
181, Linde, Lehrbuch des Civilprozeſſes. 6. Ausg. $ 240, 241. 


115 


neinend beantwortet hatte Und daſſelbe gilt für den Beklag— 
tem, im Anfehung der eigentlichen felbftitändigen Einreden, 
für die Replik des Klägers ꝛc. Wenn nun hier überall das 
Faltiſche Gegenitand des Beweifes ift, jo wird auch im Straf: 
prozeß die Sache ſich nicht anders verhalten. Bon einer Be: 
weisauflage kann nun zwar im eigentlichen Sinne die Rede 
nicht ſein: nicht im Unterfuhungsverfahren, wo es 
die Aufgabe des Gerichts ift, die Wahrheit von Amtswegen zu 
ermitteln, weshalb auch theild das Geftändniß überhaupt, 
theild und insbefondere das bejchränfte oder fog. qualificirte 
Geftändniß anders behandelt wird, als dies im bürgerlichen 
Prozeffe der Fall iftz*) aber auch im Anflageverfabren, 
obgleich hier zwei Parteien einander gegemüberftehen und jeder 
beitimmte Pflichten obliegen, namentlich der öffentliche Anklä— 
ger feine Den Angeklagten befhwerende Angabe zu begründen 
und Dem erforderlichen Beweis zu führen hat, wird nicht ein 
weſentlicher Unterfchied herwortreten. Die Art und Weife der 
Benutzung dev Beweismittel ift zum Theil eine andere, aber 
die Grumdfäge find die nehmlichen: fo daß, indem hier überall 
nur Thatfachen in Betracht fommen, die Beftimmungen des 
Eivilprozefjes über das Berhältnig von Beweis und indireftem 
und Direftem Gegenbeweis, von der Verfäumniß peremtorifcher 
BDeweisvorfchriften und dem Defertwerden des Beweifes und 
was zufölge des Eventualprincips gefordert wird, feine An- 
wendung leiden. **) Aber auch, wo im Verfahren formell von 
einer’ Beweisanflage. die Rede ift, wie nad) der Bein, G.O. 
Garls V. bei dem Falle der Nothwehr, auf die fich der des 
Todtſchlags Angeſchuldigte beruft,***) oder bei der Anſchul⸗ 


——,—⏑—⏑«—— 


— Mein Lehrbuch des Griminals Progefies, $ 105. 

Mein angef. Lehrbuch, $. 6. 

Senn) P. G.O., Art. 141. „Das die notweer bewifen foll werden.“ — 
„Stem welcher ſich aber nach erfindung der thatt eigner getha= 
ner nosweer berümbt, ober gebrauchen will, und der anfleger 
der mit geftendig if, fo legt das reht dem thäter auff, 
ſolche berümbte nottoeer, obgemelter mafjen, zu recht gnug zu beweis 
fen, beweist er bie nicht, er wirt ſchuldig gehalten.” 

8* 
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digung der Kindestödtung,*) da muß dies durch das Princip 
des Strafprogeffes näher beftimmt, und kann nicht (ſelbſt nicht 
mit Berufung auf die nur fheinbar entgegenftehenden Aeußer: 
ungen des Geſetzes) angenoınmen werben, daß in Ermangelung 
des erforderlichen Beweiſes der hier fo genannten Einrede dem 
Bekenntniffe eine für fich beftehende förmliche und unanfecht- 
bare Wirkfamfeit zugufchreiben fei, wo jene Umſtände, die der 
Einrede zu Grumde liegen, genau betrachtet, eben folde nur 
in entgegengefeßter Vorausfegung und Richtung find, Die zur 
thatfächlichen Begründung der Anklage oder Anſchuldigung ge 
hören. 

Es ift ſchon vorhin angedeutet worden, daß die Berfchie- 
denheit der rechtlichen Bedeutung und Wirkung des Befennt: 
niffes im Civil: und Criminal: Prozeffe ſich aud) bei der, übri- 
gens nicht unbeftrittenen Frage über die Zuläffigkeit und die 
Behandlung des Widerrufes zeige. Wäre das Geſtändniß 
immer nur nad) feinem Inhalte der nidyt blos formellen , fon- 
dern materiellen Wahrheit genommen, alfo auf die Thatfachen, 
die dem Rechte zu Grunde liegen, bezogen worden, fo hätte 
überall ein Widerruf geftattet werden müflen, wo ſich ein Irr⸗ 
thum oder die Unrichtigfeit des Eingeftandenen darthun ließ. 
Dies ift nun, was zunächſt das im Civilprozeß abgelegte Ge: 
ftänpniß betrifft, nad) der römifchen Anſicht zwar nicht der 
Fall, aber eben fo wenig ift ohne Ausnahme eine Unanfecht: 
barkeit vorhanden, indem, von dem Inhalte ganz abgefehen, 
förmliches Recht ebenfo, wie durch ein rechtöfräftiges Urtheil 
entitehen follte, fondern dieſes legtere, wird nur ald Regel 
aufgeftellt. Eine Ausnahme davon, wonad) ein Beweis gegen 
das Geſtändniß möglich ift, kann endlich im Wege der Refti- 
tution ftattfinden. Die Reftitution ift aber bedingt durch den 
Nahweis eines Irrthums, und zwar eines faftifchen, nicht 


)». G.O., Art. 131. — „wann on obbeftimpte gnugfame 
beweifung if der angeregten vermeynten entſchuldigung nit zu glauben, 
funft möcht fich eyn jede thätterin mit eymen folchen gebichten fürgeben ledi— 
gen’ — „Darumb warn eyn folche mörberin auff gedachter ihrer angemass 
ten unbeweisten frevenlichen entſchuldigung beftehn bleiben wollt — * ꝛc. 
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eines Rechtsirrthums,“) welcher nicht auf grober Nachläffigfeit 
beruhen darf. **) In diefem Erforderniß der Wiedereinfegung 
auf Grund eines Irrthums zeigt ſich recht eigentlich die formelle 
Natur des in jure erfolgten Geftändnifies; der Inhalt kommt 
für fich fo wenig in Betracht, daß der bloße Beweis des Ge: 
gentheils der eingeftandenen Thatfache nicht hinreicht. ***) Daß 
zuweilen auch ‚ohne jene Vorausfegungen eine Zurücdnahme 
der Einräumung oder eine Verbeſſerung zuläffig war, ift hier 
nicht weiter auszuführen; nur ein Ball ift hervorzuheben, und 
zwar nicht blos, weil er, wie man glauben follte, ein ſich von 
ſelbſt verftehender ift, jondern weil auch bei. diefem Beichränf: 
ungen eintreten.» Es ift der, wo die Unmöglichkeit deſſen 
ſich ergibt oder bewiefen wird, was eingeftanden worden ift. +) 


*) L. 2. D. de confessis (42. 2) mit Cap. 3. X. de confessis 
(2. 18) u. C. 2 de restit. in VI. (1. 21). 


) L. 11. $ 11. D. de interr. in jur. fac. (11. 1). 


”**) Cap. 3. X. de confessis (2. 18) mit L. 11. $ 8. D. de io- 
terr. in jure fac. (11. 1) v. Savigny, a. a. O., S. 31. „Diefer 
wichtige in unfern Rechtsquellen ausdrücklich anerfannte Satz ift die noth— 
wendige Folge davon, daß dem Geftändniffe ja auch ganz andere Abfichten, 
als die Anerfennung der Wahrheit, zum Grunde liegen können, unter andern 
die Abficht zu ſchenken.“ 

+) L. 13. pr. D. de interr. in jure fac. (11.1) „quia fal- 
sae confessiones convenire naluralibus deberent.‘‘ L. 14. $ 1. eod. 
In totum autem confessiones ita ratae suut, si id, quod in confes- 
sionem venit, et jus et naturam recipere potest. gl. L. 16. D. eod. 
v. Savignya.a.D, ©. 34. fügt hinzu: „Daher ift es unnöthig, wenn 
Manche behaupten, der Beweis der Unmöglichkeit fei ftets hinreichend, und 
made den Beweis des Irrthums unnöthig. Wenn alfo Jemand eine von 
ihm perfönlich begangene That eingefteht, fo ift zum Widerruf nicht hin= 
reichend, daß er das Alibi beweiſt. Denn aus dem NAlibi folgt allerdings, 
daß er die That nicht begangen haben kann, alfo auch nicht begangen hat; 
es folgt aber nicht, daß er im Irrthume war, als er das Geſtändniß der 
That ablegte. Ja fogar wird gerade in dieſem Falle der Irrthum Höchft uns 
wahrfcheinlich, vielleicht nur unter den abenteuerlichften Vorausſetzungen 
möglich fein.” DiefeBemerfung mag, nur nicht unbedingt für Privatvelifte, 
und wo überhaupt wegen Berbrechen eine von der Criminal-Unterſuchung 
gefonderte Verfolgung des Eutfchädigungspunftes ftattfindet , zugegeben wers 
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Nach der Strenge der römifchen Auffaflung genügt nicht die 
fafttfche Unmöglichkeit, e8 muß „das Eingeftandene in Bolge 
von Rechtsregeln ald unmöglich erfannt werden“ — nur dann 
bevarf es Feiner Reftitution, und das Geſtaͤndniß ift wirkungs— 
108. Die Unmöglichkeit, und fomit die Unwahrheit der That: 
fache, bietet nur eine Grundlage dar für den in den andern 
Fällen ftets nöthigen Beweis des Irrthums bei dem fraglichen 
Geſtändniß. Sie felbft aber beweifet noch nicht diefen Itrthum, 
‚weil das Unmögliche, eben fo gut als das blos Unwahre, 
mit Bewußtfein der Unwahrheit, folglich ohne Itrthum einge: 
ftanden fein kann.“ 

Der Widerruf im ftrafrechtlichen Verfahren ift aber weder 
durch eine Reftitution bedingt, noch wird etwa als Grund 
einer folchen, oder deffen was ihr in der Wirfung gleichgeachtet 
werden möchte, der Nachweis eines Irrthums verlangt: nur wird 
ein folcher, wo ermöglich ift, am eheften wirkjam fein, um die Bes 
hauptung des Widerrufs, oder die Borlegung der Unrichtigkeit des 
früheren Geftändniffes zu unterftügen. Der wichtigite Unterfchied 
liegt fchon darin, daß das Geftändniß felbft, wenn es allein und 
ohne weitere Begründung vorliegt, nicht eine ſolche förmliche 
Wahrheit maht, die der unterfuchende und der urtheilende 
Richter ald genügend zur Verurtheilung betrachten dürfte; es 
ift, wenigftens im bisherigen Unterfuchungs: Prozeß, ſtets eine 


den. Nicht fo für das firafrechtliche Berfahren, wo, bei der Forderung der 
Mahrheit, gerade genug vorliegt, wenn „aus dem Alibi folgt, daß er bie 
That nicht begangen haben kann, alfo auch nicht begangen hat,” Uebrigens 
ift im Borbeigehen zu erinnern, daß jene Folgerung nur dann aus dem Alibi 
zu ziehen, und diefes nur dann gegen ein Geſtändniß oder fonflige Beſchul—⸗ 
digung wirffam fei, wenn die Rede ift von einer verbrecherifchen Handlung, 
welche die zeitige und räumliche Gegenwart an dem beſtimmten Orte, wo bie 
That geſchah, erfordert, was z. B. nicht auf den fog. intelleftuellen Urheber 
geht, und auch in vielen andern Fällen, wie in dem fo eben angegebenen Bei- 
fpiele, dahin näher zu beftimmen ift, daß die Befchuldigung gerade auf 
dieſe Art der Mitwirkung, 3. B. die Anfliftung mittelft Rede oder Schrift, 
nicht aber auf die wirklich verübten Verbrechen gehe, über welche bie — 
nals Unterſuchung ſtattfindet. 
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weitere Beweisaufnahme da nothwendig, wo es fich nicht um 
Angaben handelt, die lediglich das Innere, 3. B. des Entſchluſ⸗ 
jes, der Abficht des Handelnden betreffen. Wo eine nöd} wei: 
tere Betätigung der Richtigfeit der angegebenen Thatfachen 
möglich ift, da muß aud) diefe pflichtmäßig durch forgfältige 
Benutzung aller im gegebenen Fall ſich darbietenden Mittel zu 
bewirken gejucht werden.*) Man wird zwar nicht behaupten 
dürfen, daß ein an ſich giltiges und glaubwürdiges Geftändniß 
durch den Mangel der erwarteten Beftätigung unter allen Um— 
ftänden feine Beweisfraft verliere; es wird von der befondern 
Beichaffenheit des Falles abhängen, wie viel Gewicht jener 
Angabe beizumefjen fei: aber wenn der Mangel der Beftätig- 
ung feinen Erflärungsgrund in der Beichaffenheit des Inhalts 
des Befenntniffes hat, wenn diefes vollends als unrichtig, ja 
unmöglich erfcheint, fo wird dem Geftänpniß alle und jede Be: 
weisfraft abgefprochen werden müfjen. Alſo das Geftändniß 
für fich ift zum Beweife nicht leicht hinreichend; der Widerruf 
für fi) zwar eben fo wenig zur Entfräftung eines giltigen Ge: 
ftändniffes, denn ed Fann ja auf diefer Seite die Unwahrheit 
und das Leugnen oder Lügen fein: allein er muß doch immer 
gehört werden, wenngleich die piychologifchen Gründe, die im 
Allgemeinen für die Annahme der Richtigfeit eines Schuldbe— 
fenntnifjes fprechen, gegen den Widerruf, der durch nichts 
unterjtügt ift, geltend gemacht werden können. Bielmehr muß 
Alles, was der Angefchuldigte überhaupt ausgefagt hat und 
was er über fein Berhältniß zu dem Gegenftande der Unter: 
ſuchung ausjufagen vermag, in feinem Zuſammenhang gewür— 

dig ‚werden, und dies gilt nicht nur von denm®eftändniffe und 
dem — fondern auch von mehreren, unter einander 
nicht übereinftimmenden Geftändniffen, die ſchon dadurd) — 
auch ‚ohne einander geradezu zu widerſprechen — an Glaub: 
feit verlieren; es bleibt hier näher zur erwägen, ob über: 
eiwas, und wie viel demnach als eingeftanden anzuneh- 

daun if weiter, helder Plich. Die habchelt —2 






*) Meine Abhandlung * Ari des Crim⸗ ⸗NR., 3. 1834. 05. 
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wegen zu ermitteln, darauf zu fehen, welches die Ergebniffe der 
andern benusten Kenntnißquellen feien, insbefondere die durch 
das Bekenntniß und die angegebene Thatfache eröffnet worden 
find, da fowohl dieſes, ald der Widerruf durdy ſolche mehr be— 
gründet, unterftügt, und fo viel ald möglich controlirt werden 
follen.*) Bon einer Annahme des Geftändnifjes, ohne weite: 
res Verfahren, um daſſelbe zu betätigen oder um, felbft von 
dieſem abgefehen, den Angeichuldigten zu überführen, wie bei 
dem „Schuldig Blaidiren’’ des englifchen Rechts, wird nach— 
ber die Rede fein. 

Man darf übrigens nicht annehmen, daß jedes Befennt: 
niß in jure hingereicht habe, um ein Urtheil entbehrlich zu 
machen, oder fpäter, und noch jegt, um eine Verurtheilung 
zu begründen. Der Inhalt mußte ein beftimmter fein, wie 
dies in der Regel ſchon durch die Klage bedingt war, urſprüng— 
lid wohl eine beftimmte Geldſumme — alfo überhaupt eine 
Befchränfung auf eine perfönlihe Verpflichtung — fpäter 
wurde, auch wenn der Gegenftand ein anderer war, doch die 
confessio, wie die condemnatio auf eine gewiffe Summe Gel- 
des zurücgeführt.**) Nachher ging man zwar weiter: die Wirfs 
ung des Geftändniffes fand auch ftatt bei einer vollftändigen 
Einräumung der nicht auf eine certa pecunia gerichteten Klage, 
es war dann nur noch ein Verfahren nöthig, um dem Gegen: 
ftande der Klage nad) eine Summe zu beflimmen (judicium, 


*) Mein Lehrbuch des Criminal-Prozeſſes 5 103. 104 20. Auch hier 
gilt, was Hadrian in dem Referipte fagt, das in L. 3. $ 2. D. de 
Testib. (22. 5) mitgetheilt wird: „Hoe ergo solum tibi rescribere pos- 
sum summalim, non ubique ad unam probationis speciem cognitio- 
nem statim allegari debere, sed ex sententia animi lui te aeslimare 
oportere, quid aut credas, aut parum probatum tibi opineris,‘* 


**) Gaii Comm. IV. $48. L. 6. pr. D. de confessis (42.2). 
„Certum confessus pro judicato eril: incertum non erit.‘* $.1. „Si 
quis incertum confiteatur, vel corpus sit confessus, Stichum vel 
fundum dare se oportere: urgeri debet, ut certum confiteatur, item 
is, qui rem confessus est, ut certam quantitatem fateatur.“ Beth: 
mann-Hollweg, Verſuche über einzelne Theile der Theorie des Civilpro⸗ 
jefles. ©. 264. 
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nicht rei judicandae, fondern rei aestimandae causa). *) 
Das Bekenntniß bindet den Verklagten für den jegt nicht weiter 
in Betracht kommenden Grund der Klage, den der Richter 
nicht mehr zu unterfuchen braucht, und es bedarf nur der 
Schätzung, **) fo fern nicht fchon für dieſe eine Uebereinſtimm— 
ung waltete. Denn alsdann bedarf es gar feines judicium 
mehr.**) Die in den Quellen, vornehmlid) aus ver Lex 
Aquilia erwähnten Beifpiele, +) (weil bier lis inficiando cres- 
eit in duplum, das Geftändniß aber die Verurtheilung auf das 
Einfache, richtete, nun aber auch nicht mehr zurüdgenonmen 


*, L. 25. $ 2. D. ad leg. Aquil. (9. 2). Notandum quod in hac 
actione, quae adversus conftentem datur, judex non rei judican- 
dae, sed aestimandae datur, nam nullae sunt partes judicandi in 
eonfitentes. 


**) ©, die vorhergehende Note, Die Erklärung liegt in der Natur der 
actio confessoria. Betbmann-Hollweg, u.a. O. ©. 267. 


"*) L.20. D. ad leg. Aquil. „Puta enim, quod qui convenitur, 
fateatur se occidisse, et paratus sit aestimationem solvere, et adver- 
sarius magni litem aestimat.““ Vgl. L. 3. 5. D. de confessis. 

+) ©. die vorige Note. Schon oben tft auf die hier eintretende Bes 
fchränfung aufmerffam gemacht, wonach die Unwahrheit und die phyſiſche 
oder rechtliche Unmöglichkeit vom Richter nicht als Inhalt eines giltigen 
Geftändniffes, fo wenig ein Urtheil Unmögliches mit Erfolg ausiprechen 
fann, behandelt werben Fann. L. 23. $ 11. D. ad leg. Aquil. „Si 
quis hominem vivum falso confiteatur occidisse et postea paratus sit 
ostendere, hominem vivam esse, Julianus scribit, cessare Aquiliam, 
quamvis. confessus sit, se occidisse. hoc enim solum remittere ac- 
tori confessoriam actionem, ne necesse habeat docere eum occidisse. 
ceterum oceisum esse hominem a quocunque oportet.‘‘ L. 24. „Hoc aper- 
tiusest, circa vulneratum hominem : nam siconfessus sit, se vulnerasse, 
nec sit vulneratus, aestimationem cuius vulneris faciemus? vel ad 
quod tempus recurremus?“* L.25.pr. „Proinde si occisus quidem non 
sit, mortuus autem sit, magis est, ut non teneatur in mortuo, licet fas- 
sus sit.“ S. auch L. 4. D. eod. „Si is, cum quo lege Aquilia agi- 
tur, confessus est, servum oceidisse, licet non oceiderit, si tamen 
oceisus sit homo, ex confesso tenetur.“*) Alles nur in Betreff des 
privatrechtlichen Gefichtspunftes. 


*) gl. L. 3. pr. $1. D. yuae sent. sine appell. (49. 8) 
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werben fonnte,)*) bieten für unfere Betrachtung noch das befon- 
dere Intereſſe, daß hier ein Delift, und zwar ein folches in 
Frage fteht, wegen deſſen bei und überall ein ftrafrechtliches 
Verfahren Plaß greift. Es wird aber gerade hier eine faktifche 
Grundlage gefordert, die wahr fein muß, wenngleidy dann 
noch ein erheblicher Unterfchied gegenüber dem Criminalgeftänd: 
niffe fich zeigt. Iſt nämlich in dem Falle, den wir betrachten, 
die Thatſache richtig, (4. DB. daß der Sclave getödtet 
worden fei), fo fann durch ein Geftändniß der in Anſpruch 
Genommene die rechtliche Verpflichtung übernehmen, den Werth 
zu bezahlen — es fommt nicht darauf an, daß er den Sclaven 
getödtet habe, wenn nur überhaupt feftiteht, daß derfelbe ums 
Leben gebracht worden fei (ceterum occisum esse hominem a 
quocunque oportet); ift fie faljch, jo fann der Verflagte, ob» 
ſchon er geftanden hatte, beweifen, daß der angeblich Getödtete 
am Leben fei, und ift dann nicht verpflichtet. Man kann dies 
auf das Strafrecht fo übertragen, daß zunächft, als Voraus: 
fegung der Rechenfchaft, die von einer Perfon gefordert wird, 
außer Zweifel fein müffe, es fei überhaupt die fragliche That 
vorhanden, es liege ein Verbrechen vor, der fog. objektive That» 
beftand und was die Altern ‘Braftifer fo bezeichneten, constare 
debet de delieto, wiewohl dies noch eine andere weitere Bedeutung 
hat. Damit jedoch kann man fich nicht begnügen: fo wie ohne 
jene VBorausfegung ein einfaches Geſtändniß nicht hinreichen 
würde, welches nicht nur die Thäterfchaft des Ausfagenden, 
fondern auch den Umftand (für welchen fonit kein Beweis vors 
läge) befunden follte, es fei überhaupt ein Verbrechen verübt, 
fo tft e8 auch nicht genug, daß fich Jemand zu einer Begeben- 
heit, die vorhanden ift, ald Urheber befennt, möge fie an ſich 
das Dafein eined Verbrechens enthalten, oder erſt dadurch, 
daß fie von einer beftimmten Perſon, die fie auf ſich nimmt, 
herbeigeführt wurde, in der Eigenfchaft eines Verbrechens er 
fheinen, Es muß alfo nicht nur aud) hier ein certum da fein, 


m— — 


*) Meine Betrachtung in den Fritifchen Zahrbüchern für deutfche Rechts⸗ 
wiffenfchaft, I. 1843, ©. 105, 74. 








123 


auf welches ſich das Geftändniß bezieht, das aber anders als 
im Civilprozeſſe beftimmt wird, fondern auch eine wahre Grund⸗ 
‚ lage, und dann muß das Verhältniß des Geftehenden zu diefer, 
zu der That, dadurch auf rechtlich giltige Weife beftimmt wer: 
den, daß esfeine Handlung fei. Nur er, der Thäter, der 
Handelnde felbft hat fie zu verantworten und kann dafür in 
Anſpruch genommen werden. An diefen wefentlichen Erforder: 
niffen ändert e8 nichts, daß bei dem Beginn einer Unterfuchung 
nicht felten die Begebenheit oder That noch nicht feftfteht,, daß 
das Dafein einer verbrecherifchen Handlung erft nur wahr: 
ſcheinlich iſt, daß ein Geſtändniß, 3. B. bei einer Selbftan: 
zeige oder bei Gelegenheit der Unterfuchung über eine andere 
Anfchuldigung, der weitern Erörterung über den Thatbeſtand 
vorausgeht, ja daß dieſes felbft oft erft die Möglichfeit und 
die Beranlaffung gewährt, die ftets unerläßliche Nachforſchung 
über das Dafein des objektiven Thatbeftandes anzuftellen. Das 
weitere Verfahren, fei e8 in der Specials Unterfuchung und 
der Berfegung einer beftimmten Perfon wegen dieſes Ver: 
brecdens in den Stand der Anfchuldigung, oder im Anflages 
prozeß, indem gegen jenen eine Anklage erhoben wird, hat 
nothwendig eine faktifche Vorausfegung, im dem nicht mehr 
blos muthmaaßlichen Dafein eines Verbrechens — welche eben 
durch die beiden Strafprozeßformen gemeinfchaftlihe Vorunter: 
ſuchung zu begründen ift. Für diefe legtere, deren Ergebniffe 
zufammengefaßt werden, ift es einerlei, und macht wenigftens 
feinen praftifchen Unterfchied, ob auf den Grund vorhandener 
Beweiſe, des objektiven Thatbeftandes, ein Geftändniß erfolge, 

— das aud) bei dem Dafein fonftiger Meberführungsbeweife 
entbehrt werden kann, oder ob, nad) dem Geftänpniffe, die 
Ermittelungen ftattfinden, welche theil8 zur Begründung und 
Prüfung der Richtigkeit deffelben dienen, theils auch unab— 
hängig hiervon nothwendig find. 

Wenn in dem Bisherigen auf das Geftändniß in dem bür: 
gerlihen NRechtsftreite mehr Rückſicht genommen ift, als es 
font wohl zum Zwed einer criminalrechtlichen Abhandlung ge: 
ſchieht, fo hoffe ich, foll der Verlauf ver Betrachtung viefes 
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rechtfertigen. Durch die Hervorhebung der Unterfchiede, jo wie 
der fi) darbietenden Bergleihungspunkte, werben ſich theils 
einige praftifche Ergebniffe, en beftimmtere Anfchauungen 
gewinnen laſſen. 

Haben wir nun durch Die Vetrachtung des Gegenſatzes die 
Bedeutung und den Inhalt des Geſtändniſſes im Strafprozeſſe 
kennen gelernt, und dargethan, daß es hier nicht auf eine da— 
durch allein feſtzuſtellende förmliche Wahrheit anfomme, fon- 
dern auf die Wahrheit und Richtigkeit felbft, fo daß nicht das 
Geftändniß jene verbürgt, oder, welches ihr Inhalt fei, als 
gleichgiltig erfcheinen Lafje, vielmehr umgefehrt die Wahrheit 
erft vem Befenntniß feinen Werth und feine Giltigkeit verleihe, 
fo ift ferner zu unterfuchen, weldye Stellung daſſelbe in den 
verichiedenen Formen des Verfahrens einnehme und, was damit 
zufammenhängt, ob nad) der einen oder andern Form des Pro- 
zefles, demfelben ein ſo befonderes Gewicht zugefchrieben werde, 
daß man ed als einen Gegenftand des Beftrebend des. Richters 
betrachte, ein ſolches wo möglich zu erlangen, Wir fönnen 
fhon jeßt bemerfen, unter Berufung auf das, was unfere 
Wiſſenſchaft lehrt, was in allen Gefeggebungen fidy findet und 
was die Erfahrung in der Anwendung beftätigt, daß, ohne 
Unterfchied des Unterfuchungs- und des Anklage » Berfahreng, 
überall dem (mit allen Erforderniffen der Glaubwürdigfeit ver: 
jehenen) Geftändniffe ein großer Werth beigelegt werde, aber 
nicht ein fo unbedingter, daß es als die unerläßlihe Voraus: 
jegung einer Berurtheilung gilt, da auch ohne ſolches auf den 
Grund eines vollftändigen Ueberführungsbeweifes die Verur— 
theilung ftattfinden fann. Die Gefese fordern mit Recht nicht 
nothwendig ein Geftändniß, was nur die Kolge haben würde, 
daß — bei dem Wegfallen jedes Zwanges, wie ihn die frühere 
Zeit fannte, — der, welder hartnädig die Wahrheit leugnete, 
das Geftändniß zurücdhielte, der Strafe entginge, welche nur 
den Geftändigen träfe, deſſen Reue und befjere Beweggründe 
ihn in eine fehlimmere Lage verfegten, als ven Andern, ja fie 
legen, wie bisher ausgeführt worden, dem bloßen Geftändniffe, 
vollends wenn ed nicht in der Angabe der hier in Betracht 
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fommenden Thatſache beftünde, gar nicht die Wirkung bei, 
die fonft ein vollftändig gebrauchtes ordentliches Beweismittel 
hat. Sie erfennen auch, und mit Recht, eine Ueberführ— 
ung an, und die Möglichkeit der Berurtheilung eines Leug- 
nenden, wobei hier nicht weiter gehandelt werden foll von der 
Frage über. die Statthaftigkeit des Indicienbeweijes, und ob 
auf Grund deſſelben die ordentliche, oder eine geringere, fog. 
außerordentliche Beitrafung gerechtfertigt fei,*) fo wie von der 
Entfcheidung durch Gefchtworne, bei welcher, da eine Rechtfer- 
tigung durch Gründe und Vergleihung der Ergebniffe des Ber: 
fahrens mit objektiven Beftimmungen über den Beweis nicht 
ftattfindet, formell der Unterfchied der Beweismittel und Gründe 
nicht hervortritt, und auch das Geſtändniß, wenn ein ſolches 
abgelegt ift, fo wenig unmittelbar in Betracht fommt, daß 
fogar ohnerachtet deffelben und gegen dafjelbe eine Freifprechung 
erfolgen fann, was zwar zuweilen auffällig erſcheint, indeß in 
dem Weſen der ganzen Einrichtung feine Erklärung findet. Un— 
ſere Gefege verlangen hinfchtlicy der Schuld und Betheiligung 
— Geftändniß. oder Ueberführung, nicht Geftändniß und 
Ueberführung, obgleich es ſtets wünfchenswerth ift, daß beide 
zugleicy vorhanden feien, und gewiß zur Beruhigung des Rich: 
ters dienen wird. Mehr fordern weder das gemeine Recht 
und der Gerichtsgebrauch, noch die bisherigen Landesgefep- 
gebungen, So wie eine gewifjenhafte Unterfuchung ſich nicht 
durch ein bloßes Schulpbefenuntniß befriedigt findet, und deſſen 
Dajein nicht als eine Rechtfertigung bei der Unterlaffung des 
auf die Wahrheit zu richtenden Verfahrens gelten darf, jo wird 
auch bei fonftigem Beweife es immer wichtig fein, ein hinzu: 
tretendes Befenntniß zu erlangen. Nur darf diefes nicht für fo 
unentbehrlich gehalten werden, daß man es als eine Aufgabe 
des Richters betrachtete, auf deſſen Herbeiführung ein ſolches 


*) Bgl. meine Betrachtungen in den Fritifchen Jahrbüchern für deutfche 
Rechtswifienfchaft, I. 1845, ©. 961, u. 3.1848, ©. 897, und daſelbſt 
weitere Nachweifungen, und meine Abhandfungen in der Zeitfchrift für veut- 
ſches Strafverfahren. Neue Folge. Bd. 1. ©. 173, III. ©. 1. 
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Beftreben zu richten, welches im Widerfprudy fände mit dem 
PBrincip, auf dem allein der Werth und die fittliche wie pſy— 
chologiſche Bedeutung des Geftänpniffes beruht — der fubjel- 
tiven Freiheit: So hatte man allerdings  dası Verhältniß 
nicht zu allen Zeiten aufgefaßt. Um nur eines zuwerwähnen, 
die ver Pi GD. vorausgehende Bamberger Hr-GuD. 
fordert zu der Ueberweiſung das Geftändniß jo unbedingt, daß 
fie aud) hier den Zwang zur Erlangung eines folchen anorpnety*) 
während vie P. &=-D; nur in dem Falle nicht -vollitändiger 
Ueberweifung ,; bei foldyen Anzeigen, denen fie die: Wirfung 
eines ſog. halben Beweifes beilegt, den Zwang für gerechtfer- 
tigt erklärt‘, um das Geſtaͤndniß herbeizuführen,“) nicht ohne 
genaue Angabe der Borausfegungen der Glaubwürdigkeit die 
nur dem in der Urgicht enthaltenen und durch die als wahr 
gefundenen Angaben beſtätigten Bekenntniß zukommen ſollte) 
Für die Anwendung: hat man ſich dann ſpäter zwiſchen zwei 
Extremen bewegt, dem einen; das Bekenntniß als nothwendig 
zur fordern und. Darauf. hinzuwirken, dem andern auf eine 
oft nicht einmal vollftändige Ueberführung: eine Verurtheil⸗ 
ung zu gründen. Die Mitte hält der Grundſatz, eines o der 
das andere —— immer unter der Bedingung: des Daſeins aller 
der Erforderniſſe/ welche die Beweiskraft verbürgen für 
genügend anzunehmen, — wenn man nicht etwa das ſfakliſch 
häufig vorkommende Zuſammentreffen beider. zu einer recht⸗ 
lichen Nothwendigleit machen wollte, und demnach nicht nur 
eine Bemühung dieſes zw erreichen, gutheißen, ſondern aüch 
erſt von deren mitſprechendem Erfolge die Verurthellung von 
Rechtswegen abhängen laſſen zu müſſen glaubte. 


*) Bamb. u. Brand. H.-G.:D. Art, 80. Bol. meine Abhandlung: 
„Beitrag zur Berichtigung einiger Mißverftändniffe, welche ‚bei den Ver: 
Handlungen über die Strafprozeßreform vorzufommen pflegen“, in ber Zeit— 
ſchrift für deutfches Strafverfahren. Neue Folge. Bd. J. ©. 173, 191. 
Not. 22. 

) P. G.⸗O. Art. 69. (Projeft I. Art, 71.), meine in der vorigen 
Note angef, Abhandlung a. a. O. Not. 23. 

7) Bgl. meine Abh. im Archiv. d. Grim,=R., 3. 1834, S. 95. 
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Wird nun gewöhnlich, befonders in der neuern Zeit, be: 
hauptet, daß dem Unterfuhungsprozeffe ein Streben 
auf Erlangung eines Befenntnifjes vorzugsweife angehöre, und 
zwar nicht blos zufolge einer Ausartung, die bei der Nicht: 
Öffentlichkeit des Verfahrens leichter möglich war, fondern als 
durch defien Brincip bedingt, während diefes bei dem Ankla— 
geprozeffe fich anders verhalte, jo kann died nur unter 
mehrfachen Einfchränfungen als richtig zugegeben werden. 
Was gefhichtlich über den Zwang zum Geftändniffe (durch 
Folter, Marter, quaestio) befannt ift, bezieht ſich gerade auf 
den acenfatorifchen Prozeß, fowohl den römiſchen, al8 auch der 
BP. G.O. welde zwar neben der Anklage im engern Sinne 
auch das Klagen von Amtswegen fennt, aber jene Form noch 
als die gewöhnlicher aufftellt. *) Das ift richtig, Daß in dem 
Verfahren, deſſen Princip überhaupt die Ausmittelung der 
Wahrheit durch das Unterfuhungsgericht ſelbſt ift, eine Richt: 
ung auf das Befenntniß näher liegt, als bei dem Accufations- 
Prozeſſe, wo der Ankläger, der nicht gerade darauf rechnen 
darf, daß ihm fein Gegner durch ein Geftändniß die Durch: 
führung der Anflage erleichtern werde, verpflichtet ift, den Be: 
weis feiner Anfchuldigung zu liefern. So wie jedoch dort das 
Bekenntniß nicht als ein durchaus wefentliches Erforderniß gilt, 
fo ift e8 hier nicht ausgefchloffen, daß anf deſſen Erlangung 
— und in früheren Zeiten ſelbſt mittelft Zwanges, hingearbeitet 
werde. Ya bei dem Anflageverfahren, welches eine Einlafjung 
des Angeklagten (eine Art Litisconteftation) vorausjegt, ift von 
dem Geftändniffe in mehr formellem Sinne fo entſchieden die 
Rede, dag auch ein foldhes von Seiten des Anklägers in Be— 
ziehung auf die Einreden des Gegners erwähnt wird. **) Es 
kann nicht in Abrede geftellt werden, daß in der Anwendung 
bei dem Unterfuchungsprozeffe weit mehr, als es in deſſen Prin— 
cip liegt, ein Streben des Inquirenten fichtbar ift, den Anges 


) ©. überhaupt Biener, Gefchichte des Inquifltionsprozefies. 
Leipzig 1827, 


, P. G.⸗O. Art. 141. ſ. oben S. 115. Rote a‘ 
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ichuldigten zu einem Geftändniffe zu bewegen: dies Fönnte ge- 
rechtfertigt erfcheinen, wo die Umftände, die Ergebniffe der 
bisher benutzten Kenntnißquellen der gegründeten Annahme 
Raum geben, der Angefchuldigte habe etwas zu geftehen und 
halte nur. wider: befjeres Wiffen und. Gewiffen mit der Wahr: 
heit zurück,“) und fofern dann die Einwirkung des (wie zu ver: 
fangen gerechten und humanen) Unterfuchungsrichters eine 
würdige, fittliche und innerhalb der Grenzen des Rechtes und 
Geſetzes ſich haltende, jeden unerlaubten Zwang, jede Droh— 
ung, jedes nicht in feiner Macht ftehende Verſprechen, kurz 
jede verwerflihe Handlungsweife verfhmähende war. Man 
wird ferner einräumen müſſen, daß, ohnerachtet die Folter. auf: 
gehoben war, und demgemäß überall jeder Zwang zur Erpreſſ⸗ 
ung eines Geftänpniffes unterfagt wurde, dennoch traditionell 
fid) in der Praris das Beftreben erhalten Fonnte, insbefondere 
gegenüber verfhmigten und hartnädig leugnenden, ſchwer be- 
züchtigten Angefchuldigten, alle, nur nicht geradezu verbotene, 
Mittel anzuwenden, um einen folchen bereits als ſchuldig Er- 
achteten (gewiß aber oft mit Unrecht) in das. Gewebe feiner 
Lügen zu verwideln und ihn durch geiftiges Mebergewicht umd 
logifche Nöthigung zu einem Befenntniffe zu bringen. **). Be— 
günftigt wurde died durd) das Syſtem der Ungehorſams— 
ftrafen, die unter andern auch wegen offenbarer Lügen ein- 
treten konnten, wo dann deren Anwendung auch auf Bälle des 
Leugnens nicht fern lag. Und fo jehr diefe Mafregeln, als 
Strafen, die ſich auf ein erfanntes begangenes Unrecht beziehen 
follten, fich im Begriffe, den Vorausfegungen und dent Zweck 
von den Zwangsmitteln zur Erpreffung eines Geftändnifies 
unterfcheiden,***) fo war doch zu beforgen — und die Erfahr⸗ 
ung hat dies beftätigt, daß fie, ohmerachtet der auf Verhütung 
des Mißbrauchs berechneten gejeglichen Borfchriften, zu einer 


) L. 1. $ 1. D. de quaestion. L. 16. Cod. de poenis. Meine 
Beiträge zur Strafprozgefgefekgebung, ©. 179. 
**) Bol, Martin, Lehrbuch des Criminal: Prozeffes, $ 60. 
*) Mein Lehrbuch des Crim.⸗Prozeſſes, $ 122. 
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Art Folter werden könnten, weshalb Längft die Stimmen Derer 
ſich gegen diefelben erklärt hatten, welchen die Einführung eines 
zeitgemäßen gerechten Verfahrens am Herzen lag. *) Nur möge 
man nicht den Mißbrauch, der von Einzelnen gemacht worden, 
dem bisherigen Berfahren allein zur Laft legen, und nicht ver: 
geſſen, daß in der dem öffentlichen Anklageprozeſſe voraus: 
gehenden Borunterfuchung diefe und andere Mißbräuche eben: 
fogut möglich, ja daß fie, namentlich in dem franzöfiichen Ver— 
fahren, nicht felten find, und dadurch noch nicht alle Bedenken 
befeitigt werden, daß in der nachfolgenden öffentlichen Ver— 
handlung — was allerdings ein unleugbarer Bortheil ift — 
die Gelegenheit befjer als mittelft der formellen Bertheidigung 
im Unterfuchungsprogefie gegeben wird, ſolche Mißbraͤuche zur 
Kenntnis des urtheilenden Gerichts zu bringen und ihre ſchäd— 
lichen Wirfungen zu entfernen. Iſt es nun aber unbeftritten, 
daß der Anflageprozeß unferer Zeit, und auf den Grund einer 
nothwendigen gefchichtlihen Entwidelung, eben auf dem Un: 
terfuchungsprineip beruhe und nicht mit einem privatrechtlichen 
Streite verglichen werden kann, daß das jegige Anklagen „von 
Amtswegen‘’ erfolgt, jo wird auch ein fo großer Unterſchied 
in Betreff der Richtung auf ein Geftändniß nicht angenommen 
werden dürfen, wenngleich ein Unterfchied überhaupt ftattfindet. 
Dei weitem größer ift derjenige, der durch die Einrichtungen 
entweder einer richterlichen Entſcheidung der Beweisfragen nad) 
gefeglichen Vorſchriften, oder des Gefchwornengerichts bedingt 
wird. Denn bei legterm wird nicht felten auf das wirklich vor⸗ 
handene Geftändniß weniger geachtet und insbefondere, auch 
ohne ein ſolches, Leichter ein Ueberführungsbeweis angenom: 
men werden, namentlich auf Anzeigen, wobei hier nicht 
nochmals auf die Erörterung der Frage eingegangen werben 
fol: ob alle die Schwierigkeiten und Bedenklichkeiten, welche 


) Bal. meine Abh. im Archiv des Grim.:R. 1847, S. 125, und meine 
hiltor.spraft, Grörterungen, ©. 209. Gerau über die Bedeutung bes 
Geſtändniſſes im Allgemeinen, wie des außergerichtlichen im Strafverfahren, 
in der Zeitfchrift für deutiches Strafverfahren. Neue Folge. Bd. I. S. 261. 
281. | 


Neue Jahrbücher f. jächf. Strafrecht. VII. 2. 9 
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in folchen Fällen entgegentreten, dadurch auf eine befriedigende 
und das Rechtsbewußtſein beruhigende Weife gelöfet werben, 
daß eine, oft wie ein Machtfpruch erfcheinende, unanfechtbare 
Erklärung von Perfonen, die als ſolche des Rechts unfundig 
find, ohne Angabe von Gründen erfolgt, die dem Richter Die 
Pflicht auferlegt, mit Verzichtleiftung auf fein eigenes Urtheil 
über die dem Geſetze umterzuftellenden Ergebniffe des Verfah— 
rens die rechtlichen Folgen auszufprechen. 

Indeß, wir verlaffen diefe Betrachtung. Es ift allgemein 
anerfannt, daß das, was man fo eigentlich ein Streben, 
das Geftändniß herbeizuführen, nennt, in jedem Verfahren zu 
mißbiligen fei, und daß bei dem Verhalten des Unterfuchungs:- 
tichter8 gegenüber dem Angefchuldigten eine Grenze zu beobadh- 
ten fei, die ſich allerdings am wenigften durch gefegliche Bor: 
ichriften beftimmen läßt. Aber foll man deshalb zu dem an— 
dern Ertrem übergehen, auf das Belenntniß, wenn ed nicht 
ganz unaufgefordert abgelegt wird, verzichten, und jede Frage, 
die fih auf das Verhälmiß des Angefchuldigten zu der That 
bezieht, welche Gegenftand des Verfahrens ift, für unftatthaft 
erflären ? 

Keine Geſetzgebung ift fo weit gegangen; aber wenn man 
gewiffen Schriftftellern und der Stimme Derer vertrauen 
dürfte, welche fich für berechtigt halten, über die Berbefferungen 
des Verfahrens zu fprechen, fo follte man meinen, ed wäre ein 
Unrecht, dem Angeklagten auch nur entfernt zuzumuthen oder 
von ihm zu erwarten, daß er, feiner Schuld bewußt, über Die- 
felbe ſich erfläre ! 

Auf die Bedeutung des Geftändniffes, fowohl nad) der 
Seite der Subjeftivität und des Gewiſſens des Schuldigen, 
als derjenigen der Objektivität für die Grundlagen des Urtheils 
ift bereitö aufmerkffam gemacht worden. Hier foll nur noch das 
Moment berücfichtigt werden, auf das ed befonders anfommt, 
und in Betreff deffen, wie ich glaube, eine, freilich nur formelle 
Debereinftimmung unter den Bertheidigern der verfchiedenen 
Anfichten ftattfindet. Es ift das der Freiheit. Nur ein 
freies Befenntnig hat Werth und Beweiskfraft, und auch 
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legtre nur in Berbindung aller fonftigen im Begriffe liegenden 
und durch die Gefege anerkannten Erforderniffe. Die Frei» 
heit des Individuums, und zwar nicht blos die perfönliche 
im engen Sinne, verlangt ihr Recht; es ift ein nothwendi— 
ger Hortfchritt, daß diefes, längft zum Bewußtfein gekommen, 
nunmehr auch zur Wirklichkeit werde. Man hält es für gerecht: 
fertigt, den in Unterfuchung zu Verſetzenden, oft nur erft Ver: 
dächtigen, über defien Schuld erft entſchieden werden fol, 
vorläufig in Haft zu halten und feiner Freiheit zu berauben 
— allerdings nicht anders, als unter fichernden Formen und 
bei dem Dafein der gefeglichen Vorausfegungen. Und gewiß, 
wie body audy diefe — der Nothwendigfeit vorübergehend *) 
geopferte Freiheit anzufchlagen jei: fie ift eine untergeordnete 
gegen jene des Willens und Bewußtfeins, von der 
wir in Beziehung auf das Geftändniß ſprechen. Iſt es nun 
aber ein Eingriff in die Freiheit, wenn die eigne Mitwirkung 
des Angefchuldigten bei dem wider ihn angeftellten Prozeſſe für 
nothwendig erachtet wird? Würde e8 nicht vielmehr eine Ver: 
folgung diefer Freiheit fein, wenn er nicht felbft bei dem Ver— 
fahren ſich betheiligte und, lediglich abwartend, was gegen 
ihm unternommen wird, das Urtheil wie ein von Außen fom- 
mendes Schidjal, wie einen Zufall, dem er fich nicht zu ent- 
jiehen vermöchte, über fi) ergehen laffen müßte? Worauf be- 
ruht denn die von jeheranerfannte Nothwendigkeit (gegen welche 
das Eontumacial: Verfahren nur eine, und zwar vielfach be- 
fchränfte Ausnahme macht), daß der Angefchuldigte perſönlich 
vor Gericht erfcheinen und fich erflären folle, daß er nicht durch 
einen Stellvertreter im Griminalprozeffe handeln dürfe, daß er 
dagegen bier überhaupt handeln jolle, und mindeſtens die Ge: 
legenheit ihm dazu geboten werden müfle, und daß nicht ein 
Berfahren ohne fein Zuthun ftattfinden könne?“) Man führt 


*) Vorübergehend, weil die Befchränfung fih nur auf die Un— 
terfuhungshaft bezieht. Sollte nachher eine Berurtgeilung erfolgen, 
fo gehört dies unter einen andern Gefichtspunft, 

**) Mein Lehrbuch des Crim.-Prozeſſes, $ 77. 103. 
y * 
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mit Recht an, daß es fi um einen Gegenftand handle, bei 
dem er felbft unmittelbar betheiligt ift, um feine Handlung, 
die er zu verantworten habe, und deren Folgen ihn ebenfo unmit- 
telbar und nicht blos möglicherweife in feinem Vermögens: In- 
tereffe treffen, und, was nicht zu überfehen ift, wobei die Ge- 
rechtigfeit fich weder mit Fiktion und Verzicht, noch mit blos 
formellem Rechte begnügen kann und darf, fondern ihren Aus- 
ipruch auf die Wahrheit zu grünten hat, Man macht geltend, 
daß der Angefchuldigte, im Fall der Schuld, ſich am beften 
über fein Verhältniß zu der That erflären, über die dabei vor- 
gekommenen Umftände ausjagen und Auskunft ertheilen Fönne, 
— im Falle der Nichtſchuld die Gelegenheit „ſich zu ledi- 
gen’ erhalten müffe, die auch dem Schuldigen zum Zwede fei- 
ner Vertheidigung dadurch gegeben werde. Alles dies aber, 
was unzweifelhaft richtig ift, ergibt ſich als nothwendige Fol- 
gerung aus dem Grundfage der anzuerfennenden Freiheit des 
Individuums, wonach überhaupt über feine Berantwortlichfeit 
nicht anders, als nad) einem ordentlichen NRechtsverfahren, 
defien Regeln ihm befannt find und welches auch zu feinem 
Schutze dient, geurtheilt werden darf. Diefem feinem Rechtient- 
fpricht die Objektivität der Gerechtigfeit, weldye eben: dieſes 
geordnete Verfahren und die Betheiligung der demfelben zu um: 
terwerfenden Perſon auch von ihrem Standpunfte aus fordert. 
Wenn aber durd) die Natur des Strafprozeffes eine fidy gegen 
das 'angefchuldigte Individuum behauptende Macht des Rechts, 
eine nothwendige Gewalt bedingt ift, weldyer es ſich zu unter— 
werfen hat, fo fann zwar aus diefer die Befugniß abgeleitet 
werden, den Angefchuldigten felbft wider feinen Willen und 
durch gefegliche Zwangsmaßregeln vor Gericht zu ftellen und, 
was oben bemerkt ift, ihn zur Erflärung aufzufordern, ihn zur 
Verantwortung zu ziehenz;*) aber es ift weder der einzige, 
noch der wichtigfte Grund. Vielmehr ift dies die Freiheit, **) 


*) Öerau, a. a. O. ©. 264. 


**) Meine angef. Abhandlung in der Zeitſchrift für deutſches Strafver: 
fahren. Mene Folge. Bd. I. ©. 189, 





133 


der Angefchuldigte hat das Recht, vernommen und gehört zu 
werden und ſich zu erklären. Weiter darf man nicht gehen: 
was und wie er ſich ausfpreche, muß ihm, mit allen Folgen 
(die 3. B. eine durd) Leugnen oder unwahre Angaben herbeige: 
führte Verlängerung des Borverfahrens, der Haft ꝛc. bewirkt,) 
überlafien bleiben. Man wird auch nicht einmal da, wo mit 
Recht ein Bekenntniß erwartet werden kann, ein ſolches durd) 
die Künfte des Inquirivens zu erreichen ftreben: aber man darf 
auch nicht dem Gerichte zumuthen, auf die erlaubte Einwirkung 
zu verzichten, welche Sitte und Recht zu allen Zeiten bei dem 
nicht ganz: Berdorbenen ausüben; vollends braucht daſſelbe 
nicht füch der Willfür und dem der Wahrheit Hohn fprechenden 
Benehmen eines Frevlers Ddienftbar zu machen. Es dürfen die 
geiftigen Waffen und die Ueberlegenheit, welche das Recht über 
das Unrecht hat, durch Borhaltung der Widerfprüde und Un: 
wahrheiten des Leugnenden und Lügners, durch Aufdeckung des 
Berhältniffes der Ausfagen zu dem auf anderm Wege Ermittels 
ten, durch die Aufforderung zu weitern Erklärungen ꝛc. von dem 
_ Unterfuchungsrichter gebraucht werden, ohne daß dadurch der 
Freiheit des Angeichuldigten zu nahe getreten wird. Auch das 
Recht und die Freiheit, welche die Gerechtigkeit zum Ins 
halte und zu verwirklichen hat, fordern ihre Geltung; fie dür- 
fen in einem möglichen Gollifionsfalle nicht der Willkür des 
Gefegübertreters Preis gegeben werden, Denn bier, wo daß 
Betragen des vor Gericht Geftellten die Borhaltung und Auf— 
dedung der Widerfprüche möglich und nothiwendig macht, ift 
nicht mehr die Rede von den möglicherweife in Verdacht ge: 
rathenen Unfchuldigen, und es wird gegen den, vielleicht ſchon 
der Meberführung nahe gebrachten Schuldigen — wiewohl die 
im Recht und der Sitte gegründete Schonung felbft dieſem nicht 
verweigert werben foll — um fo weniger ein Unrecht begangen, 
wenn man von ihm Erklärungen auf vorhandene, durch ihn 
jelbft dargebotene Borausfegungen fordert, die ein Bekenntniß 
enthalten Fönnen, je mehr, wenn dann der Erfolg der geheg: 
ten Erwartung dennoch nicht entfpricht, das Gericht fid) dabei 
beruhigen, e8 darauf anfommen laffen muß, ob es gelinge, auf 
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andere Weife die Wahrheit herzuftelfen. Daß man von manchen 
Seiten jenes, unter den angegebenen Umftänden 'gebotene Ber: 
halten. des Richters bei dem Verhöre des Angeſchuldigten, oder 
Angeklagten, mit der Bezeichnung einer geiftigen Tortur 
von vorn herein glaubt verurtheilen zu müflen, fann für die 
Gerechtigkeit und die mit ihr zu vereinigende Klugheit nicht eine 
Beranlaffung fein, unthätig der Unredlichkeit zuzufehen. Doch 
möge hierin eine Warnung gefunden werden vor jeden Heber: 
fchreiten der feinen Grenzen, die bier gezogen find; wir möch— 
ten, wo aud) nur der entferntefte Schein eines geiftigen Zwan— 
ges ftattfindet, diefen nicht in Schuß nehmen, felbft nicht durch 
die Betrachtung, daß ein foldher nad; allen Seiten weſentlich 
verfchteden fei von dem phyſiſchen Zwange, deſſen Verwerf— 
fichkeit längft allgemein anerfannt ift.. Nur wird man nicht 
jene moralifche Macht der Wahrheit und des. Rechts gegen die 
Unwahrheit und das Unrecht, jene logiſche Nöthigung bie 
erftere ausübt, ſchon an ſich ald einen unerlaubten: geiſtigen 
Zwang betrachten und verwerfen dürfen, als welde nur durch 
einen Mißbrauch dieſe Eigenfchaft annehmen.  Zener Zwang 
liegt in der Sache jelbit und kann dem Schuldigen, ' wenn er 
in Unterſuchung gerathen ift, um fo. weniger erfpart werben, 
als er auch ohne dieje ſich ihm ſühlbar macht und nichtrfelten 
die Urſache eines entgegenfonımenden freiwilligen Befenntniffes - 
ift. Er macht ſich eben fo geltend: wider ihn, wenn er über⸗ 
fühet ift und: danach verurtheift wird, nur daß bier das formelle 
Moment feiner Mitwirkung fehlt. 

Wie nun dem Unterfuchungsprozefie ein Drängen nach 
dem Geftändniffe fremd iſt, und wenn es ſtattfand, hierin ine 
ein Mißbrauch gefunden werden fann, den das nicht (öffentliche 
Ichriftliche Verfahren begünſtigen mochte, fo :ift der Anklage⸗ 
prozeß weit entfernt, die, erlaubte und bedingt gebotene Richt⸗ 
ung auf ein. Geftändniß abzuweifen.*) Bon: der: nad) Grund« 
ſätzen, die für beide Formen: die nämlichen ſind, erfolgenven 
Vorunterſuchaumg wird dies wenigſtens jeder Keuner, 


) Meine angef. Abhdolg.,, ©. 215, v. Daniels, a. a. O. &.179. 
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jeder, der einige Erfahrung befigt, einräumen. Bei dem eigent: 
lichen öffentlichen Hauptverfahren findet allerdings ein Inquis 
riren nicht fo, wie in dem hiernady benannten Prozeſſe ftatt: 
wohl aber nad) der Praxis ein vollftändiges Verhör, in der 
Weife und Richtung, die bisher bezeichnet worden ift, Es 
braucht: kaum bemerkt zu werden, daß eine Mitwirfung des 
Angeklagten durch feine eignen, nicht blos die Vertheidigung 
betreffenden Ausjagen überall gefordert, und durch die Fragen 
des Vorfigenden, die auch auf ein Geſtändniß gehen, fo viel 
als möglidy: veranlaßt werde, Es ift ein Irrthum, wenn nicht 
eine Unwahrheit, wenn man behauptet, die Schonung gehe fo 
weit, daß dem Angeklagten Feinerlei Aeußerung oder Handlung 
zugemuthet werde, wodurch er fi) in eine ungünftige Lage ver: 
fegen könnte.*) Im Gegentheil: nicht nur beftinnmte, oft 
fuggeftive Fragen fommen vor, jo wie Borhaltungen, wo fich 
eim Widerfpruch mit den frühern Erklärungen oder mit Aus: 
jagen der Zeugen, der Mitangeflagten, oder mit. fonftigen 
Ergebniffen der Unterfuhung zeigt: fondern auch Gegen» 
ftellungen, Recognitionenz; ja es wird von dem Gericht: das 
Berlangen geftellt und geboten, daß der Angeklagte eine be: 
ftimmte Kleidung anlege, eine gewifle Haltung annehme, wenn 
es darauf anfommt, die Identität der Perſon anerfennen zu 
lafien.**) Und zwar geſchieht dies nicht zu folge eines zu rügen» 
den Mißbrauchs — ohnehin kann es ja auch durch die Rüͤck— 
ficht auf die Bertheidigung geboten fein. Nur wird man nicht 
leugnen dürfen, daß hierin nicht minder eine Zumuthung an 
den Angeklagten liegt, deren Ergebniſſe ihn beſchweren, als in 
jenem andern Vorhalten zur Erlangung eines Befenntnifies, 





*) Meine angef. Abhandlung, S. 206. 

**) Aus gebrudten Affifenverhandlungen und befannigemachten Rechts- 
fällen könnte eine Reihe von Beftätigungen angeführt werden. Ih will 
nur auf einen neuerlich vorgefommenen Rechtsfall aufmerkfam machen. 
„Attenmäßige Darftellung des in der Nacht vom 18. auf den 19. Dec. 1847 
verübten furchtbaren Raubmordes”, verhandelt in den Sigungen der Aififen 
zu Düffeldorf d. 26., 27., 28. u. 30. Juni u, 1. Juli 1848, Düffelvorf 
1848, befondere ©. 34, 43, 45, 48, 52, 63, 75, 83 u. 99, ° 
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und das Berhältniß zu der individuellen Breiheit ift da und 
dort nicht verfchieden. 

Schließlich noch einige Bemerkungen über die rechtliche 
Wirkung des gehörig abgelegten Geſtändniſſes. Ich ver- 
ftehbe darunter dasjenige, welches vor Gericht, und zwar in 
der Unterſuchungsſache, die eben ftattfinder, abgelegt und mit 
allen gefeglich geforderten Eigenfchaften verfehen iſt. Auch ein 
außergerichtliches Geftändnig wird für die Beweisfrage 
fo wenig unberüdfichtigt bleiben dürfen, als ein zwar gericht« 
liches, jedoch nicht in der in Rede ftehenden, fondern in einer 
andern Unterfuchungsfahe nur gelegentlich abgelegtes: aber 
doch nur mittelbar, namentlich wo Schwurgerichte entfcheiden ; 
auch bedarf ed dann ftets eines Beweifes dieſer Thatfache, 
daß ein außergerichtliches Befenntniß ftattgefunden habe. Jenes 
gerihtlihe Geftändniß hat nun an fidy überall mit Recht 
einen ganz befondern Werth, dody ift derfelbe und die Behand: 
lungsart verfchieden nad) den befondern Formen des Verfahrens 
und den Beweistheorien. Man follte denken, der Werth, der 
auf das Geftändniß gelegt wird, müffe auf gleiche Weife, wie 
bei dem Beftreben, ein ſolches zu erlangen, erkannt werden; 
indeß verhält e8 fich nicht ganz fo. Was zunächft ven Unter: 
juhungsprozeß anlangt, fo wird zwar hier, wie wir ges 
fehen haben, eine Richtung auf das Geftändniß häufig ein: 
treten, obſchon wir nicht zugeben dürfen, daß diefe, und gerade 
als harakteriftiich für jenes Berfahren, in einer Weife flatt: 
finde, die demfelben principiell zum Vorwurf gemacht werden 
könnte. Vielmehr ift es gerade hier, wo die größte Vorficht 
bei der Prüfung des Bekenntnifjes und der Begründung deſſel⸗ 
ben nach feinem Inhalte und den einzelnen Beftandtheilen zur 
Pfliht gemadht wird; ja man fann behaupten, daß in dem 
gemeinen und dem auf gleicher Grundlage ftattfindenden inqui— 
fitorifchen Prozeffe, wo es auf Herftellung der Wahrheit und 
des wirklichen Rechts anfommt, — niemals ein Geftändniß für 
ih allein, wenn es nicht fonft beftätigt und auf glaubhafte 
Weifewiederholtift, eine Verurtheilung zur$olge habe. Auc im 
Anflageprozeffe wird einerfeits nicht minder eine erlaubte, 


137 


innerhalb der erwähnten Grenzen fi haltende Richtung auf 
ein Geftändniß bedingt und gerechtfertigt fein, andrerfeits diefes 
feldft, wenn es erfolgt iſt, der forgfältigften Erörterung unters 
worfen werden müflen, jo daß es gleichfalls, wenn es ganz 
allein daftünde und in feiner andern Weife, wenigitens eine 
innerliche Unterftügung hätte, zum Berurtheilungsbeweife nicht 
für genügend erachtet werden dürfte. Dies wird fich vornehm— 
lich bei ver Borunterfuhung geltend machen, wo dem 
Snftruftionsrichter diefelben Pflichten obliegen, welche der In: 
quirent im Unterfuchungsprozeife zu beobachten hat, während 
der urtheilende Richter, möge er an geſetzlich vorgefchriebene 
Beweisregelm oder an fein freies Ermeſſen gewiefen fein (wie 
jegt im Anflageverfahren in ven Fällen, die ohne Geſchworne 
entfchieden werden), ſich nicht durch das Daſein eines Geftänd- 
niffes allein beſtimmen lafjen darf, fondern das Gefammtergeb: 
niß der Beweife zu Grunde legen muß. 

Ueberall wird aljo Gegenftand der Erwägung fein, was 
überhaupt geftanden werden könne, da es Umftände und Merk: 
male des Thatbeftandes gibt, die ihrer Natur nach) nicht, oder 
nicht ausſchließend Gegenftand der unmittelbar eignen Wahr: 
nehmung find, und jedenfalls eine ſelbſtſtändige oder hinzutres 
tende anderweitige Beweisführung erfordern, wenn eine Ver: 
urtheilung erfolgen ſoll. Für den fog. objeftiven That: 
beitand wird daher das Bekenntniß hauptjächlich nur die Be: 
deutung haben, entweder die Beranlafjung und den Stoff für 
weitere Ermittelungen zu gewähren, oder für die bereits be- 
wirkten eine immer wünfchenswerthe Beftätigung zu bieten, 
fo daß dann eine gegenfeitige Gontrole ftattfindet. Für den 
jog. fubjektiven Thatbeitand, der ohnehin auch jeine obs. 
jeftive Seite hat und von diefer nicht überall getrennt werden 
kann, ) gilt zunächft das Nämlicher Berner aber wird fid) 
die Bedeutung des Geftändnifjes befonders für den Hauptfall 
äußern, auf welchen der Begriff deffelben im engern Sinne 


*) Mein Lehrbuch des Crim.Prozeſſes, $ 74— 76, 88, der 
Erim.:R.:®. 868. 


bezogen wird, die Erklärung einer Betheiligung bei der frag: 
lichen That ald Urheber, Gehülfe ıc.; und dann unter diefer 
Vorausfegung für die innern Willensbeftimmungen und das 
Wiffen, die eine finnlidhe Beobachtung und eine Darauf gegrün- 
dete Beweisführung nicht zulaffen: denn der dolus z. B. darf 
nicht vermuthet werden. Allerdings kann derfelbe aus Umftän- 
den unter nähern Bedingungen erfchloffen werden, und in bie: 
jer Hinfiht kann neben dem unmittelbaren Eingeftändniß auch 
ein mittelbares, durch Einräumung folcher, einen fihern Schluß 
geftattender Umftände von Werth fein, unter andern auch zum 
Zwed der Prüfung des Geftändniffes felbit. *) 

Führen wir auf diefe Erwägung und die dadurch gebotene 
Borficht, auf die ftets nothiwendige Bemühung, ohneradhtet eines 
formellen Geftändnifjes die ganze Wahrheit zu ermitteln und 
darauf erft ein Lirtheil zu fällen, auch das Ergebniß zurüd, 
wonach, wenn der Erfolg nicht ein entfprechender ift, folchem 
Befenntniffe die Beweisfraft abgefprocyen werben kann, und 
zwar fowohl von Seiten der Richter im engern Sinne, als der 
Geſchwornen, und laffen wir einen objektiven Grund, felbft 
für die nicht felten auffallenden Freifprechungen bei dem Dafein 
eines Geftändniffes, gelten, jo bleibt nunmehr noch das andere 
Ertrem zu betrachten übrig. 

Diefes findet ſich vornehmlih im engliſchen Straf: 
verfahren, und zum Theil hat es in den neueften deutſchen Ge— 
feßgebungen Aufnahme gefunden. Hier wird auf Erlangung 
des Geftändniffes durchaus fein Werth gelegt, ja ed wird nicht 
felten vom Gerichte dem Angeklagten gerathen, ſich eines ſolchen 
zu enthalten und vielmehr ed auf den Beweis, der wider ihn 
‚zu führen iſt, anfommen zu lafjen. Aber — feltfamer Wider: 
ſpruch! — wenn der Angeflagte fofort gefteht, fo wird auf dieſes 
Befenntniß vor Gericht ein fo unbedingtes Gewicht gelegt, daß 
darauf, ohne weiteres, die Faͤllung des Strafurtheild erfolgt, 


) Feuerbach's Lehrbuch des Crim.-R. 14. von Mittermaier 
umgearbeitete Ausgabe, $ 54. Marezoll, das gemeine beutfche Crim.⸗R. 
©. 10%, Mein Lehrbuch der Erim.:R.:W, $, 88. 
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jedoch, wo dies zuläfftg if, in der Regel gelinder, als es fonft 
würde gefchehen fein. *) 

Der Gefangene gefteht, nachdem er vor die Gerichte: 
Ihranfen geftellt ift, die Auflage zu (confesses). In diefem 
Falle. hat, wenn nur ein Geftändniß abgelegt wird, das Ges 
richt nichts zu thun, als dieſes zu den Akten zu verzeichnen und 
das Urtheil zu ſprechen. Indeß ift das Gericht gewöhnlich bei 
Gapitalvergehen der Annahme und Niederfchreibung eines fols 
hen Geftändniffes fehr abgeneigt, und räth in der Regel dem 
Gefangenen, diefes zurüdzunehmen und auf die Anklage fich 
zu verantworten (plead).**) Es iſt befanntlich die erfte Frage, 
die der Richter nad) den einleitenden Verhandlungen, der Vers 
leſung der Anklageafte an den Angeklagten richtet, ob er ſich ſchul⸗ 
dig bekenne oder nicht. Nur wenn er antwortet: „nicht ſchul⸗ 
dig’ '(not:guilty), oder, wenn er ſchweigt, erfolgt ein weitere® 
Berfahren, und ein Verdikt; was aber auch dann ftets geichehen 
muß, wenn bei mehreren gleichzeitigen Anflagen over verfchie: 
denen Anklagepunkten die Antwort für die einen „ſchuldig“, 
die andern verneineud ift, wo jedoch das Verhör umd weitere 
Beweisverfahren fi auf die geleugneten Vergehen befchränkt: 
der Strafausſpruch aber aud) für den erften Fall des „ſchuldig“ 
audgejegt bleibt, bis nach dem beendeten Verfahren über dag 
Gameigeurtheilt werden kann. 

Dies iſt num unfern Anfichten gänzlich fremd, wo, wie 
gereigt, Dem Bekenntniß nicht die Wirfung eines, jedes andere 
Verfahren entbehrlich machenden Beweifes beigelegt werden 
. darf Man würde es auch in England um fo weniger für be= 
gründet anzunehmen geneigt fein, da gerade bei diefem, im 
Gegenſatz zu dem franzöftfchen Schwurgericht, pofitive Beweis: 
regeln anerkannt find und nicht Alles der möglichen Subjefe 


) Meine hiftorifch = praktifchen Grörterungen aus dem Gebiete des 
firafrechtlichen Verfahrens, ©. 221. 

) Henry 3. Stephen, Handbuch des englifchen Strafrechts und 
Strafverfahrens. A. d. Engl. überfegt von Ernft Mühry. Göttingen 
1843. ©, 461, 
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tivität anheimfallen darf. Es beruht dies zunächft auf gefchicht: 
lihen Gründen. Dann aber entgeht, wie gejagt, auch das 
mögliche Bedenken nicht dem Gerichte, welches Dem zum fofor- 
tigen Geftändnifje Geneigten anräth, ſich dejjelben zu enthalten 
und die Meberführung zu gewärtigen : nicht ald ob an der Ric)» 
tigfeit des Geſtändniſſes überhaupt gezweifelt würde, für das 
gerade unter: diefen Umftänden und dem Drte, wo es ftattfin: 
det, nod) eine befondere Vermuthung fpricht, jondern weil es 
doch noch auf Manches, was außerhalb des Befenntniffes liegt, 
anfommt. Und ferner ift anzunehmen, daß ſchon in der Vor: 
unterfuchung, und nachdem die Sadje vor die große (Anflager) 
Jury gefommen und von diefer die Verfegung in den Anklage: 
ftand ausgefprochen worden war, das Erheblichite fo weit her: 
geitellt fei, um bei einem nunmehr erfolgenden freiwilligen Ges 
ftändniß, bei ver Kenntniß des Angeklagten, der dadurch beding: 
ten Berurtheilung, auch die Beruhigung zu haben, daß dieſe 
nicht auf eine unwahre Selbjtbefhuldigung gegründet werde, 
Denn der Angeklagte weiß es, daß in einen ſolchen Falle ein 
weiteres Verfahren, das ibm günftig fein fönnte, nicht ftatt- 
finde und er alsbald verurtheilt werde. Es ift anzunehmen, 
daß im Zweifel immer audy der Schuldige es auf den ordent- 
lichen Rechtsgang werde ankommen laffen, wenn er hoffen 
darf, daß er fich mit einigem Erfolge vertheidigen und einer 
Ueberführung entgehen könne, da er im ungünftigften Balle 
doch audy nur eine Verurtheilung zu gewärtigen hat, freilid) 
dann ohne die ihm fonft möglicherweife zu Theil — 
ſchonende Berückſichtigung. 

Ein gleiches Verfahren wird in den — 
Staaten von Nordamerika beobachtet, welches ſich, wie 
bekannt, im Ganzen dem engliſchen anſchließt.) 

Von neueren Geſetzgebungen, welche ähnliche Beftimm- 
ungen aufftellen, full hier nur der preußischen gedacht wer: 








) C. Th. Tittmaun, über die Gerichtöverfafjung, Strafrecht und 
Strafprozeß in den Vereinigten Staaten von Nordamerifa ꝛe. Dresden und 
Leipzig 1848, ©. 115 ff. 
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den. Die Verordnung über die Einführung des mündlichen 
und öffentlichen Verfahrens mit Gefchwornen in Unterfuchungs« 
fachen vom 3. Januar 1849 beftimmt in $ 98: 

„Die Verhandlung der Sache beginnt mit Verleſung der 
Anflageichrift durch den Gerichtsfchreiber. 

Der Vorfigende des Gerichts befragt den Angeflagten : 
ob er ſich ſchuldig befenne, oder nicht ſchuldig ſei? Bekennt 
er fi ſchuldig und waltet gegen die Richtigkeit des Befennt- 
niffes fein Bedenken ob, fo faßt das Gericht das Urtel fofort 
ohne Zuziehung von Gefchwornen ab.’ 

Es iſt nicht zu überfehen, daß hier auf der einen Seite 
einer Befugniß des VBorfigenden , den Angeklagten von einem 
Geftändniffe abzuhalten oder ihn zur Zurücknahme deſſelben 
zu beftimmen, (die aud) in England meines Wiſſens nicht ge: 
feglich ausgefprochen, fondern durch den Gebraud) einges 
führt und anerkannt ift,) nicht Erwähnung gefchieht, auf der 
andern aber doch ausdrüdlic; der Vorbehalt gemacht ift, daß 
gegen die Richtigfeit des Befenntnifjes Fein Bedenken obwalten 
dürfe. Hierdurd) iſt wohl die Sicyerheit gewährt, daß nicht 
ohne Weiteres ein Befenntniß als Grundlage der Berurtheilung 
angenommen werde, die, wie id) fchon erinnert habe, nod) an 
derer Borausfegungen bedarf, al der Richtigfeit des Be— 
fenntniffes. Denn nicht blos dann, wenn: diefe Richtigkeit in 
Zweifel gezogen werden kann, fondern auch, wenn in Betreff 
des Geftändnifjes allen Erfordernifien genügt ift, wird die Frage 
über die Strafbarfeit noch auf andern faktıfchen Vorderſätzen 
beruhen. Es ift zu erwarten, daß die Gründlichfeit, mit wel- 
cher bisher verfahren: worden ift, fich auch ferner und nament⸗ 
licy bei der von dem Richter zu beantwortenden Frage, ob hier 
das Geftändniß ausreichend fei, bethätigen werde, wie nicht 
minder, daß bei der Vorunterfuhung Alles das werde ge: 
hörig verörtert worden fein, was die unerläßliche Grundlage 
entweder für das, im Falle des ‚‚nicht ſchuldig Plaidirens““ 
nothwendige Verfahren, oder im entgegengefegten Falle für die 
unmittelbar erfolgende rechtliche Beurtheilung der Sache fein 
muß. | 
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Der $ 44. „Der Zwed der Borunterfuchung ift: die Eri: 
ftenz und Natur des angezeigten Berbrechend, fo wie die 
Perſon des Thäterd und die zu feiner Ueberführung dienen- 
den Beweismittel fo weit zu erforfhen und feftzuftellen, 
als dies zur Begründung einer Anklage und zur Vorbe— 
reitung der mündlichen Hauptunterfuchung erforderlich er 
ſcheint. 

Der Unterſuchungsrichter hat daher ſeine Nachforſchungen 
nicht weiter auszudehnen, als dieſer Zweck es 
nothwendig macht.“ 

ſoll gewiß nicht irgend eine Beſchränkung hinſichtlich der ſtets 
für nothwendig erflärten und bisher in unſern Gerichten be: 
obachteten Gründlichfeit der Unterfuhung anordnen, und man 
darf von der Erfahrung, die ftets bei dem Uebergange von 
einer beftehenden Geſetzgebung über das Verfahren zu einer 
neuern gemacht worden ift, daß nämlich für die lebendige Ge— 
ftaltung defjelben, für die durch die Ausübung und Anwendung 
gebotene nähere Beitimmung Alles defien, was das neue Ge: 
feg nicht erfchöpfend angeben-Fann und fol, für die Ausfüllung 
der Rüden, da, wo der richterlichen Einficht ein Raum gelaf- 
fen ift, fich die bisherige Hebung und Gewohnheit geltend 
machen und das, was fich als der Gerechtigkeit und dem praf- 
tifchen Bedürfniffe entfprechend bewährt hat, beibehalten werde, 
nur guten Erfolg erwarten. Denn au bier find plöglicye 
Sprünge, Neuerungen, ohne irgend eine organijche Bermittel- 
ung und Anfnüpfungspunfte an das Gegebene weder möglich, 
noch, wenn dies wäre, aud) nur wünfchenswerth. Eine Grenze 
bat das, was ich in diefem Sage ausſpreche, der wohl hier 
nicht durch eine weitere Ausführung gegen Mißverſtändniß 
gefchügt zu werden braucht, nothwendig an den allgemeinen 
Grundfägen ded neuen Geſetzes, an dem ganzen Gerüfte 
der neuen Einrihtung, an allen den einzelnen Be: 
ftimmungen, weldye mit der Beibehaltung früherer Praxis 
bei dem auf andere Grundfäge gebauten ältern Berfahren 
unvereinbar find. Ein ſolcher Widerſpruch findet aber ge- 
ade hier, bei dem Berfahren in der Vorunterfuchung zu dem 
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Zwede, den ver $ AA angibt, nicht ftatt, und fo wird denn Die 
Beforgniß nicht eintreten, die man fonft- in dieſer Hinficht zu 
hegen geneigt fein möchte. Ich habe übrigens diefen Gegen: 
ftand an einem andern Drte berührt und erlaube mir dahin zu 
verweifen. *) 


Schon die bisherige preußifche Criminal-Ordnung, welche 
auf das Unterfuchungsprincip gegründet ift und das Unter- 
fuchungsverfahren für das ausfchließende erflärt, hat einige 
Beftimmungen aufgeftellt, die fich mit dem fo eben betrachteten 
vergleichen laſſen, und bei denen es vornehmlich) die umfichtige 
Anwendung in den Gerichten ift, der man es verdanft, wenn 
nicht gewiffe, fonft leicht mögliche Nachtheile eintraten. Ich 
rechne dahin befonders die des $ 301. 


‚Wenn der Thatbeftand volljtändig oder doch mit größ- 
ter Wahrfhheinlichfeit ausgemittelt worden, und der 
Angeichuldigte ein vollgiltiges Bekenntniß abgelegt 
hat; auch die Verbindung zwifchen der That und dem Thäter 
wahrſcheinlich gemadt ift, fo bedarf es bei Verbrechen, 
deren Strafe nur im förperlicher Züchtigung befteht, oder eine 
dreijährige Einjperrung nicht überfteigt, Feiner weitern 
Beweisaufnahme.‘’ Wie jedod) diefe gewiß vielfache Be- 
denfen erregende Beftimmung durd) die $$ 300, 302, 304, fo wie 
durch das Princip des auf materielle Wahrheit gerichteten 
Verfahrens **) zu befchränfen und auf ihren richtigen Inhalt 
zurüdzuführen fei, die ohnehin Fein Verbot für den Richter ent: 
hält, fo wenig als ein ſolches in dem angeführten Schlußfage 


*) Meine Betrachtungen über die preußifche Verordnung v. 3. Jan. 
1849. Beilageheft zum Archiv des Crim.-R. d. J. 

) Erim.:D. $ 303. „UHeberhaupt muß der Richter bei der Beurtheil- 
ung, in wie fern nach einem abgelegten Befenntniffe der That nod) Beweis- 
mittel aufzunehmen feien, um bie Wahrheit diefes Befenntniffes darzuthun, 
nicht allein auf die größere oder geringere Vollftändigfeit und Glaubwürbig- 
feit des Belenntniffes, fondern auch auf die damals für den Bekennenden 
entftehenden Nachtheile und die Wichtigfeit des Berbrechens Rüdficht 
nehmen.“ 
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des & 44. der Verordnung vom 3. Jan. 1849 enthalten ift, 
habe ich bei einer andern Gelegenheit nachgewieſen.“) 

Auch über den fog. Lohn des freiwilligen Geftänd: 
niffes habe ich meine Anfichten dargelegt und will zur Ber: 
meidung von Wiederholungen auf die frühern Ausführungen 
verweijen, die zugleich die bei jolhen Verfahren in Betracht 
fommenden Lehren des Prozefied behandeln. **) 

Man hat in einer nicht fehr entfernten Periode auf Seiten 
der Wiffenfchaft und nach ihr aud) der Praris, fo weit erftere 
auf legtere einen Einfluß ausübt, das Beftreben bemerkt, für 
Rechtsinſtitute unfers Volfs einen Ankfnüpfungspunft und eine 
geihichtliche Grundlage in Altern Einrichtungen, insbejondere 
des römischen Rechts zu fuchen, wo fid) irgend eine Aehnlichkeit 
darzubieten ſchien. Wie löblid an ſich auch diefes Beftreben 
fein mochte, das auf der Anerfennung eines nicht blos zufälli- 
gen Zufammenhanges der Gegenwart mit der Vergangenheit 
und der Einrichtungen, die in diefer und jener ihren gefchicht: 
(ich nothiwendigen Grund haben, beruhte, fo mußte man doc) 
bald zu der Meberzeugung gelangen, daß hier das hiftorifche 
Princip felbft, dem man dadurch zu genügen meinte, eine 
Grenze fege, und daß es im Widerfpruch mit demfelben ftehe, 
wenn man namentlicdy Einricytungen, die in eigenthümlich ger: 
manifcher Rechtsanſchauung gegründet waren, auf eine oft fehr 
gezwungene Weife mit altrömifchen Inftitutionen in Verbin: 
dung jeste; vollends wenn damit nicht blos eine für die Wif: 
fenfchaft intereffante Vergleihung, fondern ein praftifches Er: 
gebniß gewonnen werden follte. Man hat ed anerkannt, daß 
jedes Inftitut auf der eigenthümlichen volfsmäßigen Grundlage, 
auf der es entitanden ‚ und in Berbindung mit dem Gejammt- 
rechte eben des betreffenden Bolfes aufgefaßt und fo nach deſſen 


*) Meine angef. Abhandlung in der Zeitfchrift für deutfches Strafver- 
fahren. Neue Folge. Bd. I. ©. 196—99. 

**) Hiftorifch = praftifche Erörterungen aus dem Gebiete des ftrafrecht- 
lichen Verfahrens, S. 205. Archiv des Grim.-Nechts, 3. 1834. „Zur 
Lehr? vom Befenntniffe.” ©. 95. 
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Natur entwidelt werden müſſe; esift, indem manfodas wahr: 
hafte biftvrifde Princip in etwas anders, als die 
bloße Erforſchung des alten Rechts gefegt, indem man fich 
überzeugt hat, daß das Begreifen des Gegenftands nicht blos 
in dem Auffinden des vergleichbaren Aehnlichen, fondern auch 
in, dem: der. wefentlichen Unterſchiede, der Einrichtungen be 
ftehe, welche verſchiedenen Zeiten und Völfern angehören, die 
beſſere Methode der richtigern Erkenntniß des römifchen wie 
des deutfchen Rechts zu Statten gefommen, und aud) die An— 
wendung hat davon Gewinn gezogen. Ich fürchte nicht, in den 
eben gerügten Fehler zu verfallen, wenn ich am Schluffe diefer 
Betrachtung nochmals fürzlid auf die fcheinbare Aehnlichkeit 
zurüdweife, welche das „Schuldig Plaidiren‘’ mit der con- 
fessio in jure hat. 

Nach der Auffafjung des Geftändnifjes vor dem Straf: 
gericht in England, welches fofort die Verurtheilung zur 
Folge hat, ohne daß über die Sache ein Verfahren ftattfindet, 
um mit deren wahrer Beichaffenheit auch die Richtigfeit des 
Geftändniffes herzuftellen oder die Entfcheidung von diefem 
unabhängig zu begründen, bietet ſich allerdings eine Vergleiche 
ung mit der römifchen confessio in jure dar, die ebenfalls dem 
Streite, und zwar fo, daß nicht einmal ein Urtheil mehr nöthig 
ift, ein Ende macht, und die Sahjfälligfeit des Geſtehenden 
erfennen läßt, denn: confessus pro judicato est, qui quodanı- 
modo sua sententia damnatur.*) Aber wir haben gefehen, 
wie befchränft felbft im Gebiete des bürgerlichen Rechtöftreits 
diefer Grundfag war und wie er felbft da, wo ftrafredhtlich zu 
beurtheilende Handlungen unter den Gefichtspunft des Privat: 
rechts gezogen werden, 3. B. wenn wegen Tödtung oder 
VBerwundung eines Sclaven mit der legis Aquiliae 


*) L. 1. D. de coufessis (42.2) L. unic. Cod. eod. (7. 59). 
„Confessos in jure pro judicatis babere placet.“ Paul, sent. rec. 
V.5°82. „Conſessi debitores pro judicatis habentur.‘“ L. 4. Cod. 
de repud. hered. (6. 31) „— quod confessos in jure pro judi- 
catis baberi placuit — “*. 


Neue Jahrbücher f. ſäͤchſ. Strafrecht. VII. 2. 10 
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actio eine: Entichädigung gefordert wurde, noch andern in der 
Natur der Sache liegenden Beichränfungen unterworfen war, 
namentlich wenn fich die Unmöglichkeit und fomit die Unrich— 
tigfeit. des Eingeftandenen ergab.*); Bon der interrogatio in 
jure, wo ſie nidyt anf den Streitpunft felbft, ſondern auf eine 
bei diefem in: Betracht kommende Präjudicialfrage ſich bezog, 
und bei welcher die: hierauf erfolgende Antwort niemals die 
Wirkung haben fonnte, ein Urtheil entbehrlidy zu machen, iſt 
bier nur die andere Anwendung zu erwähnen, der zu folge fie, 
wenn der Gegner ſich freiwillig vor Gericht auf Die den Streit 
felbft betreffende Frage ‚erflärte,, die Beranlaffung einer com- 
fessio in jure fein fonnte, wo dann für die rechtlichen Wirf- 
ungen eben nur diefe legtere, nicht- jene ———— in Be— 
tracht kam.“) 

Im römiſchen Strafrechte hat die conſessio weder an 
ſich jenes, jede andere Erörterung ausſchließende Gewicht, noch 
vertritt fie hinſichtlich der Vollſtreckbarkeit die Stelle eines Ur- 
theils, fo wenig als hier die übrigen im Eivilrechte vorkommenden 
Surrogate eines Urtheild Platz greifen (Vergleih, Eid, Ber: 
zit ıc.). Sobald einmal die Strafrechtöpflege ihrem Begriffe 
entfprechend in die Wirflichfeit getreten war und nicht mehr 
die Willfür — auch nicht die freiwillige Unterwerfung des 
Nichtſchuldigen — über die Strafe entfcheiden durfte, mußte 
auch anerkannt werden, daß dem PBrivatrehte ein anderes 
Princip ald dem Strafreht zu Grunde liege, und daß, was 
von der freien Verfügung über Gegenftände, die fih auf 
einen Vermögenswerth zurüdführen laffen, von dem Ber: 
zichte ac. gilt, nicht auf das Gebiet des ftrafrechtlichen Ver⸗ 
fahrens übertragen werden fünne. Eben fo haben wir ge 


*) ©. oben ©. 117 Note +) und S. 121 Note +), mein Lehrbuch der 
Crim.⸗R.⸗W. $ 220. 

») v. Savigny a. a. O., S. 20 ꝛe., welder Not. a, darauf aufs 
merkſam macht, daß die in den Quellen abwechſelnd gebrauchten Ausdrücke 
„interrogatus respondit, confessus, eonfessio und respondere, con- 


fiteri‘‘ gleichbedeutend und nicht als ungenauer Sprachgebrauch anzuſehen 
feien, 
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fehen, daß, während die confessio in jure ſich auf den Rechts: 
punft bezog und nur mittelbar auch die Thatſache ald Grumd- 
lage umfaßt, das Geftändnig im Strafprozeſſe ftets noch ein 
Rechtsurtheil zur Folge haben mußte und alfo die Eigenfchaft 
eines Beweismitteld und Grundes hatte. Dadurd) find zugleich 
eine Reihe anderer Erforderniffe, von denen die Glaubwürdig- 
feit abhängt, nothwendig bedingt, die man, auch ohne daß 
ſchon fefte Beweisregeln ſich gebildet hatten, gewiß nicht uns 
beachtet ließ. Man bat den Werth des Befenntniffes nicht 
anerfannt, aber denfelben feineswegs dem blos formellen 
Bekenntniß zugefchrieben; und da überhaupt die Richter wach 
dem Gefammteindruf entjchieden, den die Verhandlungen, die 
Anklage und Bertheidigungsreven, die vorgebracdhten Beweife 
in ihrer Verbindung und in ihrem Jneinandergreifen auf fie 
machten, — anderer Nüdjichten nicht zu gedenken, die zwar 
dem firengen Rechte fremd, hier doch nicht ganz abgewiefen 
wurden, — fo wird man zugeben müffen, daß jo wie ſchon für 
das römifhe Strafrecht eine Analogie der civilrechtlichen 
eonfessio in jure nicht beiteht, jo noch weniger eine ſolche 
zwifchen dieſem und dem im englifchen Strafverfahren vorkom— 
menden Inftitute ftattfindet. *) Und für unfere Verhältniſſe er: 
ſcheint eine Uebertragung gewiß fehr bedenklich, da die gefchicht: 
lichen Rechtfertigungsgründe, die dieſes felbft im engliſchen 
Rechte, wie wir gefehen haben, keineswegs begünftigte Infti- 
tut noch allenfalls vwertheidigen laffen, für uns nicht eintreten. 
Das Einzige, was fidy für die gleiche Würdigung des Eivil- 
und des Criminal⸗Geſtaͤndniſſes anführen läßt, ift die Annahme, 
daß weder diefes noch jenes ohne ein Bewußtfein der 
Schuld abgelegt werden werde, — aber immer macht e8 dann 
für das Strafrecht die Forderung, daß die Wahrheit als Ins 
halt des Geftändnifjes erfannt, und nur dieſe dem Urtheile 
zum Grumd gelegt werde, nothiwendig, ein weiteres Verfah— 
ren entweder nody eintreten zu lafjen, oder dafjelbe, als die 


) Geib, Geſchichte des römischen Crim.-Prozeſſes, doch gilt dies 
weniger im Anfang, &. 329, als fpäter, ©. 613. 
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unentbehrliche Vorausfegung der Anklage bereits mit feinen, 
das gerichtliche Bekenntniß unterftügenden Ergebniffen vorher 
veranftaltet zu haben. Dies: wird nun aud wohl: amerfannt, 
und wenn mit Einführung des Schwurgerichts bei und auch 
jene in der preußifchen Verordnung aufgenommene Beftimmung 
eine Stelle erhält, jo wird man wohl nicht unterlaffen, alle 
durch die Gerechtigkeit gebotenen fichernden Maafregeln zu ber 
ftätigen, damit nicht die Gefahr vermehrt werde, die über: 
haupt mit der neuen Einrichtung für ums verbunden ift, ſofern 
diefe per Grundlagen und Bedingungen entbehren jollte, unter 
denen allein fie ihrer Beftimmung zu entfprechen vermag, Der 
wahren Gerechtigkeit zu dienen. Praktiſch ift freilich jo wenig 
zu beforgen, daß erſt in der Hanptunterfuchung ein Nichtfchuldi- 
ger fich follte fchuldig befennen, daß vielmehr umgekehrt mei⸗ 
ftens der Schuldige, der in der VBorunterfuchung nicht geftan- 
den hat, es jegt mehr auf ven Spruch der Gefhwornen:an: 
fommen laffen und deren möglicher Geneigtheit zum Freifpres 
hen, wo eine unwiderlegliche Ueberführung nicht zu beforgen 
fteht, nicht durch ein voreiliges : Befenntniß entgegenwirken 
werde. 

Faſſen wir das Ergebniß furz zufammen. Ohne Unter: 
ſchied des Verfahrens ift die tiefe Bedeutung des Geftändnifjes 
anzuerkennen: dieſe kann es aber nur haben, wenn es in jeder 
Beziehung als ein wahrhaft freies ftattgefunden hat. Dem 
Beſchuldigten muß die Gelegenheit gegeben werben, fein Ge— 
wiffen zu erleichtern und feine Freiheit dadurch zu bethätigen, 
daß er Herr wird über fich felbft nad) der Seite feiner dem 
Rechte widerftrebenden Willfür und Subjeftivität, daß die 
Wahrheit fiege über das Beharren im Unrecht, worin er felbft 
unfrei ift. Diefe Unfreiheit beginnt in der Freiheit, welche 
allein die Bedingung der Zurechnung, und durch welche es 
möglich ift, daß die Freiheit fi gegen jene behaupte. Eben 
darum aber muß das Geftändniß in feiner Wahrheit erfennbar 
und begründet fein: es kann im Strafverfahren nicht für ſich 
eine formelle Giltigfeit haben. Die Anerkennung des aud) ſub— 
jeftio freien Willens befundet fi) darin, daß der Angejchul: 
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digte bei dem Berfahren mit Handelt, und nicht leviglich die 
Schuldigerflärung als etwas ihm äußerlich Gegenübertretended 
erfahre. Es kann fein, daß die noch nicht zur freiheit erhobene 
Subjeftivität das Geftändniß, wider fein Gewiſſen, zus 
rückhält: dann darfer, bei der Ueberführung, der gerechten 
Ahndung nicht entgehen, aber diefe muß ihn fo treffen, daß 
auch fein Gewiſſen ihn verurtheilt und der Widerfpruch gehoben 
ift, der bei feinem vergeblichen Leugnen hervortritt. Hierin 
liegt die Bedeutung des Wahrſpruchs der Gefhwornen. 


— — — — 


VII. 


Zur Auslegung des Art. 223. des ſächſiſchen 
Criminalgeſetzbuches — ein Rechtsfall. 


Vom Herrn Regierungsrathe Bamberg zu 
Rudolftadt. 


Am Artifel 223. des ſächſiſchen Eriminalgefegbuches find für 
die Augmeffung der Strafe des einfachen Diebftahls nadı dem 
geringften und höchſten Werthsbetrage des Entwendeten Klaffen 
gebildet und ift für jede diefer Klaſſen ein geringftes und höch— 
ſtes Strafmaß feftgeftelt. Es kann hiernach feinem Zweifel 
unterliegen, daß aud innerhalb des gefeglichen Strafmaßes 
jeder Klaffe die Höhe des Werths des entwendeten Gegenftans 
des auf die Wahl des Strafmaßes Einfluß äußern muß. Wohl 
aber Fann die Frage aufgeworfen werden, ob der Richter inner: 
halb der Klafjen nach dem für die ganze Klaffe geſetzlich gege— 
benen Berhältniffe des Werths zur Strafe eine Strafffale 
in der Weife zu bilden habe, daß er 3.2. für Die erfte Klaffe, 
wo der höchfte Werth 5 Thlr. und die höchſte Strafe in ſechs 
Wochen — 42 Tagen Gefängniß befteht, feftftellt, daß ver 
Diebftahl von einem Thaler Werth mit 8 Tagen Gefängniß zu 
beftrafen fei, wie ih 5: 142: 82 verhält. 

Das Ober:Appellationd-Gericht zu Dresden hat fich bes 
reits gegen diefe Auffaffung der in Frage ftehenden Gefegesvor: 
ſchrift erflärt*) und die Kommentatoren des fächfifchen Crimi— 


*) Bgl. diefe Jahrbücher Bd. 2. ©. 141. 
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nalgeſetzbuchs“) halten fie für unvereinbar mit dem Geifte die: 
ſes Geſetzbuches; fie lehren vielmehr, daß innerhalb ver einzel: 
nen für die Vergehen gegen das Eigenthum aufgeftellten Klaſ— 
fen für die Ausmittelung des Strafmaßes im einzelnen Falle 
nicht der Werthöbetrag die wichtigfte Rüdjicht fei, fondern daß 
die Berhältniffe des einzelnen Falles, wie in objeftiver, fo auch 
in fubjeftiver Hinficht zu würdigen wären, fo daß bald Die eine, 
bald die andere Nüdjicht am jchwerften in die Wagſchaale falle 
und felbjt bei dem höchſten Werthsbetrage einer beftimmten 
Klaffe auf das geringfte Strafmaß derfelben Klafje und umge: 
fehrt bei dem geringiten Werthsbetrage auf das höchſte Straf- 
maß erfannt werden fönne, 

Die Gründe, auf welche man fid) zur Rechtfertigung die: 
fer Anficht bezieht , beruhen auf der Würdigung des im Crimi— 
nalgeſetzbuche anerkannten Principe der relativen Strafen und 
ver hierauf bezüglichen Beſtimmungen des Art. 42, 

Diefe Gründe dürften nun aud ebenfo hinreichend als 
erfchöpfend fein, jo daß die auf fie bafirte Anfiht nur nod) auf 
negative oder indirefte Weife, nämlich durch Widerlegung der 
entgegenftehenden Anficht, wird unterftügt und befeftigt werden 
fönnen. Es läßt ſich nämlich darthun, Daß es, wo nicht un— 
möglich, fo doch unthunlich erjcheint, die entgegenftehende An- 
ficht durchführen und für die einzelnen Klaſſen des Art, 223. 
Strafjfalen bilden zu wollen, 

Für die erfte Klafie ift zwar, wie wir bereits anerkannt 
haben, die Bildung einer Sfale leicht ausführbarz unmöglich 
dagegen ift fie für die vierte Klafje, weil es bei diefer an einem 
höchften Sage des Werthöbetrags fehlt und fehlen mußte, wäh- 
rend er für die Strafe gegeben ift. Bei der zweiten Klaſſe wird 
nad) der Faſſung des Artifels die Frage ſehr erheblich, ob wirk: 
lid nur die dreimonatliche Arbeitshausftrafe dem böchiten 
Werthsanfage hat entiprechen follen, was doch zur Skalen: 
bildung unerläßlic, fein würde. Auch würde die Sfalenbildung 


* * Groß, Bemerkungen z. Cr.⸗G.⸗B. 1, Abth. S, 120. Weiß, 
fühf. Cr.«G.⸗B. Br. I, S. 202 f., Br. 3, ©. 40. 42% 
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bei diefer Klaffe für einen Werth von 7—8 Thlr. auf 3 Monat 
Gefängniß führen, was doch nad) dem Art. 223. ebenfo unzu— 
läjfig ift, als eine Arbeitshausftrafe von Fürzerer Dauer als 
zwei Monaten (Art. 17.). Wollte man endlidy die Skalen der 
einzelnen Klaffen an einander reihen und unter ſich verbinden, 
fo würde man zu unzuläffigen Rüdjchritten fommen; denn 
während der, welcher 5 Thlr. entwendet, nad) pos. 1. mit 
6 6 Wochen Gefängniß zu beftrafen fein würbe, würde derjenige, 
der wenig mehr entwendet hätte, nad) pos. 2. mit nur vier 
Wochen Gefängniß zu beftrafen fein; ebenfo würden dem, wel: 
cher 30 Thlr. geftohlen, drei Monate Arbeitshaus zuzuerfennen 
fein, während der Diebftahl von wenig mehr nur mit zwei 
Monaten Arbeitshaus zu ahnden fein würde (Vgl. pos. 3.). 

Bei der Anerfennung nun, welche die hier durch Wider: 
legung einer entgegenftehenden Auslegung vertheidigte Auf— 
faffung in den ſächſiſchen Gerichten bereits gefunden hat, würde 
man diefe wenigen Bemerkungen nicht der Mittheilung für 
werth gehalten haben, wenn nicht einerfeits bei der weitern 
Verbreitung des ſächſiſchen Strafgefegbuchs zu wünſchen wäre, 
daß aud) eine gleichmäßige Auslegung und Anwendung überall 
Platz greifen möchte, und wenn nicht andrerfeits die Anſicht, 
deren Widerlegung verfucht worden, wie der num mitzutheilende 
Rechtsfall ergibt, außerhalb Sachſen von einem Obertribunal 
zur Anwendung gebracht worden wäre, deſſen wiffenfchaftliche 
Tüchtigkeit gerechte Anerfennung gefunden hat. *) 

Der Rechtsfall nun, bezüglich deſſen wir das Erkenntniß 
des H. Anhalt. und F. Schwarzb. gemeinfchaftlichen Ober- 
appellationsgerichtS zu Zerbft mittheilen wollen, ift folgender: 

Der Soldat H. M. aus B. im Fürſtenthum Schwarzburgs 
Rudolftadt war bereits von den Militärgerichten mehrmals und 
zwar zweimal wegen Fleinen gemeinen Diebftahls, das eine 
Mal mit 8 Tagen gefhärften Arreft und Verfegung in die 


*) Zur Begründung dieſes Urtheils dürfte ſchon die Hinweifung auf 
Dr. A. Habichts rechtliche Grörterungen und Entfcheivungen gemeinrechtz 
licher Eontroverfen (Zerbit 1843) genügen, 


153 


zweite Klaffe, das andere Mal mit 20 Hieben, und ebenfalls 
zweimal wegen Holzdiebftahls und zwar mit 6 Tagen gefchärf: 
ten Arreft und fpäter mit 16 Tagen Zwangsarbeitshausftrafe 
belegt worden, als er wegen eines wiederholt begangenen ge— 
meinen Diebftahl8 vom Militär entfernt und zur Beftrafung 
den Eivilgerichten überwiefen wurde. *) Er hatte nämlich, als 
er auf Urlaub in feinem Geburtsorte ſich aufbielt, in dem 
nahegelegenen Fürftl. Schwarzb.-Sondershäuftfhen Drte ©. 
zwei Heniden entwendet, welche zum Trodnen auf einen Gar: 
tenzaun gelegt worden waren und von denen das eine auf 48 Fr. 
hoch geſchaͤtzt worden ift. 

Nach dem im Fürftentfume Schwarzburg-Rubolftadt gel: 
tenden Gerichtögebrauche wird, wenn ein Inländer im Aus: 
lande ein Berbrechen begeht und die Unterfuhung im Inlande 
geführt wird, das inländiihe Strafrecht dann nicht zur Anz 
wendung gebracht, wenn nad) den Gefeßen des betreffenden 
Auslandes eine geringere Strafe erkannt werden müßte. **) 

Diefer Fall lag hier vor, da in Sondershaufen zur Zeit 
der Berübung des in Frage ftehenden Diebftahls bereits das, 
namentlich bei dem Verbrechen gegen das Eigenthum mildere, 
ſächſiſche Eriminalgefegbucd) recipirt war, während im Fürften- 
thume Schwarzburg » Rudoljtadt noch das gemeine Criminal: 
recht Geltung hat und nad) dem hier beftehenden Gerichtsge— 


*) Die Militärbehörde war dabei von der, nach dem Folgenden irrigen, 
Anficht ausgegangen, es werde wegen dritten gemeinen Diebftahls auf 
Zuchthausſtrafe zu erfennen fein, 

) Diefer, vom Oberappellationsgericht zu Zerbft beftätigte Gerichts— 
gebrauch beftand früher auch im Königreihe Sachſen f. Motive zu Art, 2. 
des Entw. des fühl. C.“G.-B. Auch vertheidigen den Grundfag umter 
andern Schmid, Lehrb. d. deutfchen Staatsrehts $ 87. Günther in 
Meisfes Rechtslerifon, Bd. 4. S. 746 und Pütter, Bremdenrecht $ 23. 
S. 26. A. Mg ift Bauer Abhandl, aus dem Strafrecht. 1. Bd. Abh. 2. 
511.12. Abegg, Lehrb. d. Strafrechtswiffenfchaft ©. 90. Weber die 
bezüglihen Beſtimmungen der neuern Strafgefegbücher vgl. Häberlin, 
Grundfähe d. Er.R, Bd. 1. 8.6. ©. 7. 
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brauche im vorliegenden Falle auf eine mehr als dreimonatliche 
Zuchthausftrafe hätte erfannt werden müffen. *) 

Da nun nad Art. 223. des Sächſiſchen, wie des Son⸗ 
dershäuf. Eriminalgefegbuches der Diebftahl bei einem Werths⸗ 
betrage bis zu 9 Thlr. mit Gefängniß bis zu ſechs Wochen und 
nach Art. 240, (vgl. Art. 58,), wenn er im Nüdfall begangen 
ift, mit Gefängnis bis zu zwölf Wochen beftraft und, wenn es 
nicht der erfte Rüdfall ift, auf die nächitfolgende höhere Straf: 
art erfannt werden fann,**) jo wurde mit Rüdficht auf die vom 
Angefhuldigten auch wegen Foritentwendungen bereits erlittes 
nen Strafen (vgl. Art. 42 und 61.) und den im Art, 226. an: 
erfannten Erfehwerungsgrund von dem Gerichte erfter Inſtanz 
auf eine zehnmöchentliche Arbeitshausftrafe erfannt. ***) 


*) Als geringfte Strafe des dritten Diebftahls wird nämlich eine ein- 
jährige Zuchthausftrafe feitgehalten ; fie wird jedoch nur dann erfannt, wenn 
mindeftens die geringite Strafe des zweiten Diebſtahls — nämlich eine brei- 
monatliche Zuchthausftrafe — bereits vorhergegangen war; man würde 
deshalb im vorliegenden Falle, wo die frühern Strafen weit geringer gewefen, 
nicht auf die Strafe des dritten, fondern auf die des zweiten Diebftahls zu 
erkennen, das Minimum berfelden aber zu überfchreiten gehabt haben. 


) Am Einfachften ergibt fich hieraus ein Strafmarimum von 12 Wo— 
hen Arbeitshaus und dürfte wohl nichts nöthigen, diefem Strafmarimum 
mit Hartigich zu Art. 240. ©, 379. eine dreimonatliche oder mit Weiß 
zu Art. 223. Bd. 3. S. 56, eine zweimonatliche Arbeitshausftrafe zu ſub— 
flitwiren ; denn Art. 17, beſtimmt nur, dag nicht unter 2 Monaten Arbeite- 
haus erfannt werben foll, und nach Art. 53. find nur die, beim Zufam= 
mentreffen mehrerer zeitliher Freiheitsftrafen in höhere 
Strafen verwandelten, geringeren Strafen blos nach monatlichen Friften 
zu berechnen und Fürzere Zeitfriften dann in Wegfall zu bringen. 


+) Auch Hatte man den Werth des zweiten Hemdes nicht viel geringer 
angenommen, als den besjenigen Hemdes, deſſen Werth gehörig ermittelt 
war, Ob man überdies noch darauf Gewicht gelegt habe, daß der Anges 
fehuldigte im fräftigften und erwerbsfähigften Alter fand, erhellt nicht aus 
den Enticheidungsgründen und ed mag auch zugegeben werben, daß bie 
Sirafe etwas hoch gegriffen worden, Wahrfcheinlich ließ das Gericht auf 
feine Entſchließung auch die Rückſicht Einfluß üben, daß der Angefchuldigte 
bereits Arbeitshausftrafe erlitten und daß er in der Grwartung, ed werde 
ihn Zuchthausftrafe treffen, vom Militär entfernt worden war, fo daß er in 


155 


Diefe Strafe wurde aber auf eingelegte Berufung vom 
DOberappellationsgerichte zu Zerbit auf eine vierzgehntägige, einen 
Tag um den andern bei Waffer und Brod zu verbüßende Ge: 
fängnißftrafe berabgefegt. Die dem Erfenntniffe beigegebenen 
Entjcheidungsgründe ergeben, durch welde Erwägungen man 
zu diefer Strafherabfegung gelangte und daß man dabei von 
der oben beftrittenen Auslegung des Art. 223. ausgegangen ift, 
weshalb wir fie hier auszugsweife mittheilen. 

Da nämlich der Eigenthümer des zweiten Hemdes, wels 
ches nicht wieder hat beigeſchafft werden können, eidlich ver 
fichert hatte, daß er den Werth deſſelben nicht anzugeben ver: 
möge, fo ſah man fich bei vem Mangel am Beweife irgend 
eines Werths des gedachten Hemdes verhindert, demfelben einen 
foldyen beizulegen und fomit genöthigt, blos den Werth des 
einen Hemdes feitzuhalten. Nun foll, lauten die Entjcheidungs- 
gründe weiter, nach dem erften Abfchnitte des Art, 223. dann, 
wenn der Betrag des Geftohlenen bis zu vollen 5 Thlen. fteigt, 
doch nur Gefängniß bis zu 6 Wochen eintreten. Innerhalb 
diefes Strafmaßes gibt zwar (vgl. Art. 226.) die Entwendung 
eines Bleichftüdes einen Erſchwerungsgrund ab und rechtfertigt 
die Schärfung der Haft durch Befhränfung auf Waſſer und 
. Brod. Allein da der Werth des Geftohlenen allein fogar das 
Auffteigen von der einen Stufe der Strafbarfeit zu der an« 
dern beftimmmt, fo ift dieſelbe auch auf der Stufe, die eben in 
Frage fteht, das hauptſäch lich ſte, vorwaltend entſcheidende 
Moment. Erinnert man ſich nun, daß 48 fr. — 13 ſgr. 8+ Pf. 
im 14 Thalerfuße noch nicht den zehnten Theil von I Thlen. 
erreichen, fo wird man zugeben müffen, daf, nimmt man eine 
arithmetifche Gleichung zum Ausgangspunfte, auch noch nicht 
einmal'der zehnte Theil des Marimun der Strafe, d. h. 42 
dividirt durch 10 — 42 Tagen Gefängniß verwirkt fein würde, 
Wenn wir übrigens nicht nur den oben erwähnten ſpeciellen 


einer furzen Gefängnißftrafe nur eine geringe Schmälerung des durch bie 
Befreiung vom Militärdienfte erlangten Bortheils finden, alfo fein ſtrafbares 
Beginnen mehr für belohnt, als für beftraft halten würde. 
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Erfhwerungsgrund in Betracht ziehen, fondern auch aus der 
früheren Begehung von zwei Holpdiebftählen (nad) Art. 42.) 
einen im Allgemeinen ftraferhöhenden Beitrag zur fubjekti- 
ven Gharafteriftif und Gefährlichkeit des Appellanten entneh— 
men, fo würde es fich doc) nicht verantworten laflen, wenn wir 
deshalb die Strafe, die fich rechtfertigt, ſobald wir den, 
lediglich durd das Verhältnig des Werthes gezeigter- 
maßen vorgefchriebenen Standpunft der objektiven Straf: 
barfeit einnehmen, verdoppeln oder gar noch darüber hinaus 
gehen wollten; denn in der That felbft liegen Feine fonftigen, 
ein weitered Auffteigen gebietende oder auch nur geftattende 
Umftände. Das Aeußerſte, was daher über den Appellanten 
verhängt werden fann, wenn der vorliegende einfache Diebftahl 
für fich zu beftrafen wäre, würde hiernad) eine fiebentägige 
Gefängnißftrafe, abwechfelnd bei Waſſer und Brod, fein. In— 
defien er ift fchon vorher zwei Mal von einem Ridyter aud) 
wegen Diebftahls zu Strafen verurtheilt worden und hat 
legtere bereits verbüßt. Er hat deshalb eine Schärfung we: 
gen Rüdfalls (vgl. Art. 58.) verwirft, d. b. die gefegliche 
Strafe des neuen Verbrechens ift nad) den allgemeinen Be: 
ftimmungen zu erhöhen, aber nie über das verdop: 
pelte Strafmaß. Hiervon hat aud) der Art. 240., der fpe- . 
ciell von rüdfälligen Dieben handelt, nichts geändert. “Dem: 
felben ift vielmehr blos die Vorfchrift eigenthümlich, daß: der 
Richter, wenn Jemand wegen Diebftahls bereitd wenigftens 
zweimal beftraft worden ift und auf das Neue rüdfällig wird, 
ermächtigt ift, außer der im Art. 58. vorgefchriebenen Vers 
längerung der Dauer der Strafe und ftatt der ebenvafelbft. bes 
ftimmten Schärfungen die verwirfte Strafe in der zunächft- 
folgenden höhern Strafart verbüßen zu laffen. Die 
Individualität des Appellanten, der, in dem fräftigften Alter, 
ohne durch Noth getrieben zu fein, revlichen Erwerb verfchmäht 
und ſich der erften beften Gelegenheit zum Stehlen Teichtfinnig 
hingibt, kann es nicht bedenklich erfcheinen laflen, daß wir von 
dem Rechte einer Verdoppelung der geſetzlichen Strafe Ge: 
brauch machen und auf diefe Verdoppelung die zweite Schärf- 
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ungsart des Art, 12. erſtrecken; allein da letztere Feine felbft- 
ftändige Natur hat, fondern nur eine Begleiterin der Gefäng- 
nißftrafe ift, fo darf ftatt dieſer Schärfung nicht auf eine 
höhere Strafart erfannt werden. Die Gefängnißftrafe. felbft 
aber kann begreiflich nur da in der zumächft folgenden höheren 
Strafart verbüßt werden, wo leßtere möglich ift. Da nun nad) 
Art. 17. nicht unter zwei Monaten auf Arbeitshaus erfannt 
werden darf, fo muß es in unferm Falle lediglich bei einer ge— 
fchärften 14tägigen Gefängnißftrafe fein Bewenden behalten, 
weil diellnmöglichkeit des Leberganges in jene ſchwerere Straf: 
art feine Bervierfachung diefer beizubehaltenden leichteren Straf: 
art rechtfertigt. (Siebdrat in diefen Jahrbüdh. Th. 2. S. 100 
bis 114 u. 359.) 


Vi. 


Weber die Stellung der Anklage und das Ver- 
hältniß des Inquifitionsprincips zu dem Aceufa- 
tionsprincipe im Strafverfahren, mit befonderer 
Nückſicht auf das Königl. S. u. Großh. ©. pro- 
viforifche Gefeg v. 18.Novbr. 1848 u. 6. Octob. 
1848 u. den Entwurf einer Strafprozegordnung 
für die Thüringifhen Staaten v. 3. 1849. 


Vom Großh. Sädhf. Herrn PolizeisInfpector 
Dörner zu Jena. 


Bereits in vielen deutichen Ländern, wenn aud) leider wieders 
um in jedem für ſich und nad) feiner Art, hat ſich die allgemeine 
Forderung nad einem öffentlichen mündlidyen Strafverfahren 
mit Staatsanwaltſchaft und Schwurgerichten zu verwirflichen 
begonnen. Das Königreid, und das Großherzogthum Sachſen, 
Baden, die beiden Heſſen, Naſſau, Preußen und Bayern haben 
bereits vollftändig oder theilmeis neue Strafprogeßordnungen, 
in andern Ländern werden folche vorbereitet. Bemerfenswerth 
unter legtern ift insbefondere der Anfangs diefes Jahres erjdhie- 
nene Entwurf einer Straſprozeßordnung für die Thüringifcyen 
Staaten. Mit diefen neuen Gefeten eröffnet ſich für die Wiſ— 
ſenſchaſt und das praftifche juriftiiche Xeben eine neue Ihätig- 
feit. Vorzüglich wird die erftere durch die Prüfung des Vor: 
handenen und Entitehenden, wie durch die Ausführung des 


159 


Einzelnen und Speciellern in Anfpruc genommen. Auch tan- 
hen die allgemeinen principiellen Sragen von Neuem auf; der 
Vorzug des englifchen vor dem franzöfifchen Syfteme, das In— 
quifitionsprineip und das Accufationsprincip dienen befonders 
der Kritif zur Grundlage und zum Ausgangspunft. Ohne 
nähere hiftorifche Anfnüpfungspunfte der Gegenwart an die 
unmittelbare Vergangenheit hat Deutfchland die Aufgabe, diefe 
neuen Einrichtungen aus fich felbft heraus zufchaffen, und dabei 
zumächft die fo fehr verſchiedenen Vorbilder Englands und Franf- 
reichs mit ihren vielfachen Erfahrungen vor fih. Die faft aus- 
ſchließliche Entſcheidung für Frankreichs Beifpiel ift durch viele 
Gründe, zumeift durch eine bei beiden fehr ähnliche Vorzeit in 
diefem Gebiete der Nechtsgefchichte und durch genauere Kennt: 
niß der ſchon in einzelnen deutſchen Ländern geltenden Einrich- 
tungen ded Nachbarlandes, auf unferer Seite gerechtfertigt. 
Doch weifen aud) gewichtige Stimnten auf England hin und 
warnen vor Einfeitigfeit. So viel fteht feit, das jetzt Geſchaf— 
fene, fo vollfommen es auch ift, wird nicht das dauernd Be— 
ftehende fein. Denn es trägt zu fehr die Spuren des augen» 
blicklichen Dranges und der rationellen Unfreiheit an ſich. 
Darum eben nun hevarf es um fo mehr der Kritif, damit, was 
probehaltig erſcheint, feitgehalten, was unthunlich, verworfen 
werde, Der deutjche Trieb, das Beftehende möglichſt feſtzu— 
halten und das Neue an die Grundlagen des Vorgehenden ans 
zufnüpfen, hat fi) auch hier befonders geltend gemacht. Nicht 
immer, wie idy glaube, zu Gunften des Neuen. Es gibt Zei: 
ten und Dinge, die feine Verwandtfchaft und Feine Hülfe im 
Bergangenen finden und aus fich ſelbſt Schaffen und gefchaffen 
fein wollen. So fehr man die Vorzüge der Münpdlichfeit, der 
Deffentlichfeit, der Staatsanwaltichaft und der Schwurgerichte 
allgemein, wenigftens von Seiten derer gelten läßt, welche die 
gegenfeitigen Einflüffe diefer Einrichtung und der politifchen 
Freiheit anerkennen, fo fehr fucht man doch das Möglichite des 
frühern Verfahrens feftzuhalten und alle Flüche gegen das In— 
quifitionsverfahren find nicht im Stande gewefen, dem Inqui— 
fitionsprincipe feine breitefte Geltung in den neuen Syſtemen 
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ftreitig zu machen. Nicht, daß man diefem Principe fein Recht 
(äßt, foll hier getadelt, fondern vorerft am Einzelnen unterfucht 
werden, wie weit dieſes Recht gehen dürfe. Daß es ein ſolches 
und zwar ein vollgültiges habe, wird von vornherein zuge: 
fanden ; aber das Aceufationsprincip gilt mit unzweifelhafter 
gleicher Berechtigung neben ihm; das Maß der Verbindung 
beider muß gefunden werden und hierin gerade ift vielfach ge- 
fehlt in verfchiedener Weife und e8 ift um fo nothwendiger hier— 
nad; überall zu forſchen, je tiefer und unbemerkbarer oft. die 
Fäden liegen, welche die einzelnen Beftimmungen mit dem ober: 
ften Brineipe verbinden. 


Aus den mancherlei fich aufdrängenden Fragen greifen wir 
hier die eine heraus über die Stelle, welche der Anklage einzu: 
räumen fei. 


Um zunächft das Gebiet zu begrenzen, auf weldem fich 
diefe Frage bewegt, ift zu bemerfen, daß fie nur in den Prozeß— 
ordnungen oder Entwürfen Bedeutung hat, welche fi) an das 
franzöfifhe Syftem, d. h.. an das Syitem mit Staatsanwalt: 
haft und Anklagefammern anſchließen, fi) dagegen von felbft 
in dem rein englijchen Syfteme erledigt, weil hier fi ihre 
Stellung am Anfange des Prozeſſes ganz von felbft verfteht ; 
ferner deshalb, weil in England, namentlich wenn man von 
den Goronerunterfuchungen abfieht, das Inquifitionsprincip 
eine fehr untergeordnete Geltung hat, die VBorunterfuchung in 
feinem Zufammenhange mit der Gognition der großen Jury 
fteht, dieſe felbft mehr über die Statthaftigfeit der Klage in der 
Maaße, wie fie angebracht ift, nad) einfeitigem Gehör des An- 
klägers und feiner Zeugen, als über die Zuläffigfeit und Noth: 
wendigfeit der Berfegung in den Anflageftand nad) vorgängiger 
objeftiver Prüfung einer bereits tiefer in die Sache eingegan- 
genen Vorunterfuchung, entjcheidet, und endlich wegen des 
mangelnden Inſtituts der Staatsanwaltfchaft, als einer das 
Intereſſe der bürgerlichen Gefellichaft vertretenden öffentlichen 
Behörde, in Folge welchen Mangels die eben zu löfende Eolli- 
fion verfchiedener, einander nebengeorbneter und durch ihre 
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Selbftftändigfeit befondere Garantien der Gerechtigkeit darbie- 
tender Factoren des Prozeſſes gänzlidy hinwegfällt. 
Mühry, im Anhange I. zu Stephens’ Handbuch 
des engl. Strafrechted und Strafverfahrens ©. 588, 
Riuüttimann, über die englifche Strafrechtspflege 
©. 55. 66. 67. 

Es ift daher die Parallele nicht zu rechtfertigen, weldye 
Mittermaier zieht zwifchen der Prüfung der Anflagebill durch 
die große Jury in England und der Einrichtung, nach welcher 
die Anklage am Schluffe der Vorunterfuhung vor Erlaffung 
des Defretes über die Verfegung in den Anklageftand durch Die 
Anflagefammer, dieſer vorgelegt werden muß. 

Mittermaier, die Mündlichfeit, das Anflages 
princip, die Deffentlichfeit und das Gefchwornenges 
richt. 1845. SAU. ©. 85. Anmerk, 5. ©. 87. 
Anmerf. 13. 

Auf diefem fo abgegrenzten Gebiete nun haben fid) zweier: 
lei Meinungen geltend gemacht und find in die Gefeßgebungen 
übergegangen. Nach der Anficht des Einen foll die Anklage erft 
nad) gefälltem Defrete der Anklagekammer auf Verfegung in 
den Anflageftand, auf den Grund diefes Defrets, erhoben wer: 
den; die Andern dagegen halten es für vorzüiglicher, die An 
Hage am Schluffe der Borunterfuchung erheben zu laffen und 
deren Stehen und Fallen von dem Defrete der Anklagekammer 
abhängig zu machen. Für die erftere Einrichtung gelten ale 
Beifpiele der franzöftich » rheinifche Strafprogeß. Hier wird Die 
Anklage erft nach dem Erfenntniffe der Anklagefammer angefer- 
tigt mit Zulaffung eines Caffationsverfahrens über diefelbe un: 
ter gewiffen Borausfegungen. Der Hauptverhandfung feldft 
legt das Anflagedefret und die Anklagefchrift zu Grunde. 

Code d’instruction erim: art. 241. 313. 
Dr. A. von Daniels, Grundfäge des frangöfifchen 
und rheinifchen Strafverfahrens. Berlin 1849. Sa 
325. 

A. C. H. Braun, Hauptftüde des öffentlichen 

: mündlichen Strafverfahren. ©. 63. Anmerf. r. 
Neue Jahrbücher f. fähf. Strafrecht. VII. 2. 11 
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Eine gleiche Stellung hat die Anklage in mehrern andern 
neuen Strafprozeßordnungen, 3. B. in dem 


Ehurheffifchen Gefege v. 31. Oft. 1848, die Umbild- 
ung des Strafverfahrens betr. $ 189. 192. 193 u. 
195. 

in dem 
Großh. Heffifchen Gefege die Einführung des münds 
lichen und öffentlichen Strafverfahrens in den Pro- 
vinzen Starfenburg und Oberheſſen betr. v. 28. Oft. 
1848. Art. 92. 

ferner in dem | 
Koͤniglich bayerfchen Geſetze die Abänderung des 
11. Theiles des Strafgefegbudyes vom Jahre 1813 
betr. v. 23. Novbr. 1848. No. 25 des Gefehblattes 
8 47, 48. 49. 61. 63, 65. 


und in der 
Großherzogl. badifchen Strafprozeßordnung v. 6. März 
1845. Art. 215. 207, 


Die zweite Meinung hat ihre Vertretung ebenfalls in aus— 
ländifchen wie in inländifchen Gefepgebungen gefunden. Bon 
den erftern nad) Mittermaier 5. B. in dem Strafgefegbuche für 
das ehemalige Königreich Italien v. 8. Septbr. 1807. und in 
dem Reapolitanifchen Strafgeſetzbuche v. 26. März 1819. Nach 
beiden hat der Staatsprorurator bei dem Antrage auf Verſetz⸗ 
ung in den Anflageftand die Anklage dem Anflagegerichte zur 
Prüfung vorzulegen. Mittermaier a.a. O. 


Bon deutichen Gejeßgebungen beftimmen : 

das Königlich ſächſiſche Gefeg, die proviforiiche Ein- 
‚richtung des Strafverfahrens bei Preßvergehen und ders 

gleichen v. 18. Novbr. 1848. $ 14. 15. 17 u. 19, 
und das, namentlich in der vor der Berathung mit dem Land» 
tage publicitten Faſſung, mit diefem größtentheils übereinftim- 
mende 
Großherzogl. ſaͤchſ. proviſoriſche Geſetz über die Ein- 
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richtung des Strafverfahrens bei politifchen Vergehen 

und bei Preßvergehen v. 6. Dft. 1848. $ 10. 11. 

13 u. 15. 
dag am Schluſſe der Vorunterfuchung, in welcher der Unter: 
fuchungsrichter den Angefchuldigten über die Anzeige und alle 
gegen ihn fprechende Umftände und Beweismittel zu hören 
und die Erflärungen deffelben aufzunehmen hat, die An- 
Hagefchrift durch den Staatsanwalt in zwei Eremplaren einge: 
reicht und hiervon das eine Eremplar dem Angefchuldigten zur 
Antwort darauf binnen acht Tagen peremtorifcher Frift mitger 
theilt werden foll. 

Die Anflagefchrift muß enthalten : 

1) alle vie Umftände, welche den Thatbeftand des der 
Anklage zu Grunde liegenden Vergehens bilden, mit 
Beziehung auf die einfdlagenden Beftimmungen des 
Strafgefegbuches ; 

2) den Namen des oder der Angeklagten ; 

3) die Bezeichnung der bei der Hauptverhandflung zu ges 
brauchenden Beweismittel ; 


4) den Antrag auf Schuldigerflärung und Beftrafung. 


Nach Ablauf der zur Antwort gefegten achttägigen Frift und 
Erledigung aller fonft etwa bis dahin noch nothwendig gewor: 
denen Erörterungen find die Aften an die Anflagefammer abzu: 
geben, welche auf Grund derfelben entfcyeidet: 

a) ob überhaupt eine ftrafbare Handlung vorliege ; 

b) ob das Verbrechen, deſſen der Angeſchuldigte bezüchtigt 

ift, vorliege; 

c) um welches Verbrechens willen der legtere in Anklagezu⸗ 

ftand zu verfegen fei, endlich 

d) welche Zeugen oder andere Beweismittel, die von dem 

einen oder dem andern Theile angegeben worden, zur 
Hauptverhandlung mit vorgeladen oder befchafft wer: 
ben follen. 

Wider die Entfheidung der Anflagefammer findet ein 
Rechtsmittel nicht ftatt. In der Hauptverhandlung wird die 

11* 
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Anklagefchrift und das Anflageerfenntniß verlefen und hierauf 
die Vernehmung des Angefchuldigten vorgenommen. 
In dem 
Entwurfe einer Strafprozeßordnung für die thüringi- 
ſchen Staaten. Jena, bei Frommann, 1849. 
welcher unfere Aufmerkſamkeit befonders in Anſpruch nimmt, 
ift das auf die Verſetzung in den Anklageftand bezügige Ver: 
fahren und die Stellung der Anklage folgendermaaßen beftimmt : 
In der Regel hat der Unterfuchungsrichter die Borunter- 
fuhung nicht eher zu beginnen, als bis der Staatsanwalt 
einen dahin zielenden Antrag geftellt hat, (Art. 74.) von da 
an aber von Amtswegen vorzufchreiten und das Geeignete 
zu verfügen (Art. 75.); er hat dem Angefchuldigten das Ver: 
brechen, deſſen er ſich verdächtig gemacht hat, zu bezeichnen 
und ihn zu veranlafien, fich über die den Gegenftand ber 
Anfchuldigung bildenden Thatfachen in einer zufammenhän- 
genden umftändlichen Erzählung zu erflären. Die weitere 
Befragung ift auf die Ergänzung der Erzählung, auf die 
Entfernung etwaiger Dunfelheiten und Widerſprüche und 
insbefondere darauf zu richten, daß der Angefchuldigte alle 
gegen ihn vorliegende Verdachtsgründe erfahre und vollftän: 
dige Gelegenheit zu deren Befeitigung und feiner Rechtfertig— 
ung erhalte. Gibt er Thatfachen oder Beweismittel zu feiner 
Entlaftung an, fo find diefelben zu erheben (Art. 125.). 
Nach geſchloſſener Vorunterfuchung, wenn fonft feine Erör- 
terungen mehr nöthig werden, hat (bei Verbrechen, deren 
Hauptverhandlung vor dem Gefchwornengericht erfolgen fol) 
der Oberftaatsanwalt binnen 14 Tagen erftredbarer Frift 
eine auf den Grund der Vorunterſuchungsakten gefertigte 
Anflagefchrift gegen den Angefchuldigten bei dem Unterfuch- 
ungsrichter zu übergeben. Eine Anklagefchrift iſt bei Strafe 
der Nichtigkeit erforderlih (Art. 194.). 
Die Anklagefchrift fol enthalten: | 
1) den Namen des Angefchuldigten und deſſen perfönliche 
Berhättniffe; 
2) eine Darftellung verjenigen Thatſachen, welde das 
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den Gegenftand der Anklage bildende Verbrechen be: 
gründen follen, mit allen erfchwerenden oder mildern» 
den und für die Strafausmeſſung erheblihen Umftäns 
den. Mehrere Verbrechen find zu ſondern; 

3) die Anklage in der Form: daß der Angefcdhuldigte we 
gen des fraglichen, nad) feinen thatfächlichen Beſtand— 
theilen anzugebenden Verbrechens angeklagt werde, Das 
gleichfalls hier anzugebende Strafgefeg oder eventuell 
ein anderes zu benennendes Strafgeſetz verlegt zu 
haben ; und die Bezeichnung des Gerichtes, welches 
die Staatsanwaltichaft zur Hauptverhandlung und zur 
Entfcheidung der Sache für zuftändig hält, 

4) Zum Schluß find die Beweismittel anzugeben, welde 
fowohl für den Thatbeitand als für die Thäterichaft 
des Angefchuldigten bei der fünftigen Hauptverband: 
lung gebraucht werden follen. -Insbefondere find die 
Namen und der Aufenthaltsort der Belaftungs + und 
‚Bertheidigungszeugen und der Sachverſtändigen, deren 
Abhörung die Staatsanwaltiaft bei der Hauptver⸗ 
handlung verlangt, oder bei denen fie ſich mit Vor: 
lefung ihrer bereits in der Vorunterſuchung enthaltenen 
Ausfagen begnügen will, anzugeben. 

Die Anklagefchrift ift doppelt und bei Mitſchuldigen ein Duplis 
fat für einen jeden derfelben zu überreichen (Art. 195.). Die 
Anklageſchrift ift vem Angefchuldigten bei Strafe der Nichtigkeit 
mitzutheilen, und er dabei fchriftlich oder auch mündlich zu ‘Pros 
tofoll zu bedeuten, daß ihm freiftehe, binnen 14 Tagen (ev: 
ſtredbarer Frift) felbit oder durch einen Vertheidiger Anträge 
auf Bervollftändigung der Unterfuchung zu ftellen, und die Ber 
weismittel anzugeben, weldye er außer den von der Staatdans 
waltfchaft "bezeichneten ‚bei der Hauptverhandlung gebraudt 
wiffen will. Es bleibt dem Angefchulpigten unbenommen, wähs 
rend derfelben Frift dasjenige vorftellig zu machen, was er gegen 
die Berfegung in den Anflageftand überhaupt oder in der bean— 
tragten Manfe glaubt ‚geltend machen zu können (Art, 196.). 
Die nach dieſem Artifel dem Angefchuldigten oder feinem Vers 
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theidiger freiftehenden Anträge und Ausführungen find dem 
Etaatdanwalte fofort bei Strafe der Nichtigkeit mitzuteilen. 
‚Hat in Folge der Anträge des Angeſchuldigten eine Bervollftän- 
digung der Unterfuchung ftattgefunden, fo find die Aften der 
Staatsanwaltfhaft zum Behuf etwaiger Abänderung 
der Anflagefchrift bei Strafe der Nichtigfeit mitzutheilen, 
und ändert fie diefelbe, fo ift auch hiervon wieder bei gleicher 
Etrafe abfchriftlihe Mittheilung zu mahen. Ausführungen 
nad) dem Schlußfage des Art. 196. find von der Staatsanwalt: 
{haft unbeantwortet zu laſſen; fo wie überhaupt ein Schriften» 
wechjel zwifchen ihr und dem Angefchuldigten oder deffen Ver: 
theidiger unzuläffig ift (Art. 199.). Der Unterfuchungsrichter 
hat hierauf die Akten dem Kreisgerichte zu weiterer Entfchließ- 
ung mitzutheilen, weldes je nad) dem Antrage des Staatdan- 
waltes diejelben der Anklagefammer des Appellationsgerichtes 
zu weiterer Entſcheidung einfchidt oder felbft Entfiheidung er- 
theilt. 

Etwa noch nöthige Vervolftändigungen der Vorunterfuch- 
ung durch den Unterfuchungsrichter Fönnen auch jet noch von 
der Behörde, an weldye die Akten gelangt find, verfügt werben 
(Art. 200.). Hierauf wird, wenn nicht Fälle der Freifprehung 
eintreten (Art. 202.), das Verweifungserfenntniß auf Verſetz⸗ 
ung des Angefchuldigten in ven Anflageftand ertheilt. Diefes 
Erfenntniß muß bei Strafe der Nichtigkeit die thatfächlichen 
Beftandtheile des Verbrechens, wegen deſſen die Verfegung in 
den Anklageftand erfolgt, angeben, dad Geſetz bezeichnen, nach 
welchen es zu beftrafen ift, das Gericht benennen, an welches 
die Sache zur Hauptverhandlung zu verweifen ift, und über 
die Beiziehung der von dem Staatsanwalte und dem Angefchuls 
digten angegebenen Beweismittel zur Hauptverhandlung ents 
fheiden. In der Bezeihnung des Verbrechens und 
des Strafgefeges ift dad Gericht nidt an die in 
der Anflagejhrift enthaltenen Anträge gebun: 
den. Auch ift eine eventuelle Bezeihnung des 
Verbrehens und anzuwendender Strafgefebe zu— 
läfſig. NRüdfichtlich der Beweismittel ift insbefondere zu bes 
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flimmen, welche Zeugen und Sadverftändige zur Hauptver: 
handlung vorgeladen werden follen, oder bei welchen eine Vor: 
lefung ihrer Ausfagen und Angaben in der Vorunterſuchung 
ftattfinden fol, Nur offenbar unerhebliche Beweismittel dürfen 
aberfannt werden (Art. 203.). Hiergegen findet weiter fein 
Rechtsmittel ftatt ald die Nichtigkeitsbeſchwerde an das Ober- 
appellationsgericht (Art. 207.), und zwar nur aus folgenden 
Gründen: 

1) wenn ein nicht zuftändiges Gericht in der Sache für 
zuftändig oder ein zuftändiges Gericht für nicht zuftän- 
dig angenommen würde ; 

2) wenn der Staatsanwalt bei einem Berbrechen, welches 
nur auf Antrag eines Betheiligten verfolgt werden 
fonnte, unberechtigter Weife ohne einen ſolchen An— 
trag aufgetreten ift, oder umgekehrt ein Privatanfläger 
an der Stelle des Staatsanwaltes aufgetreten ift, wo 
leterer hätte auftreten müſſen; 

3) wenn gegen gefeßliche Vorfchriften gefehlt würde, bei 
denen die Strafe der Nichtigkeit ausdrüdlich angedroht 
ift; 

4) wenn das Gericht, welches die vorige Entſcheidung 
ertheilt hat, nicht gehörig befegt war; 

9) wegen untichtiger Anwendung oder Nichtanwendung 
eines Strafgefeßes,in dem vorigen Erkenntniffe ; 

6) wenn Beweismittel, welche nicht offenbar unerheblid) 
find, in dem Berweifungserfenntniffe aberfannt wür⸗ 
den (Art. 208.). 

Weicht ein Berweifungserfenntniß in der Bezeichnung des Ver: 
brechens und des Strafgefeged von der Ankflagefchrift ab (Art. 
205.), fo find nad Befinden die Aften der Staatsanwalt: 
[haft zum Behuf entfprechender Abänderungen der Anklage 
Schrift vorzulegen. Die Abänderung ift binnen acht Tagen zu 
bewirken, und dem Angefchuldigten bei der Vorladung 
zur Hauptverhandlung mitzutheilen (Art. 214.). Dem 
Angefhuldigten und der Etaatsanwaltfchaft fteht auch nad 
vem Berweifungserfenntniffe frei, neue Zeugen und Sachver: 
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ftändige nachzubringen. Sie müſſen aber diefelben unter An: 
gabe derjenigen Punkte, worüber fie gebraucht werden follen, 
zeitig anzeigen. Ueber die Zulaffung der neuen Beweismittel bei 
der Hauptverhandlung entjcheidet ſodann noch das Gericht, bei 
welchem die leßtere vorgenommen wird, und es jollen nur offen= 
bar unerhebliche Beweismittel nicht zugelaffen werden (Art.215.). 

Bon den Vorfchriften für das Verfahren in der Hauptver- 

handlung gehören noch hierher: 

Bor der Vernehmung des Angeklagten hat der Vorfigende 
bei Strafe der Nichtigkeit die Anklagefchrift, das Berweif: 
ungserfenntniß und die etwaigen Nachträge der Anklagefchrift 
durch den Gerichtsichreiber verlefen zu laflen (Art. 234.). 
Findet dad Gericht, daß ein unberecdhtigter Ankläger aufge: 
treten, oder daß die in Dem Berweifungserfenntnifje aufge: 
führte That durch Fein Strafgefeg verboten ift, fo fpricht es 
ungeachtet des vorliegenden Verweiſungserkenntniſſes den 
Angeklagten jegt noch) von der Anklage frei, wenn nicht bes 
reits eine entgegenftehende Entfcheidung des DOberappella- 
tionsgerichte8 eingegangen ift (Art. 254.). Ergibt Die Haupt: 
verhandlung, daß der Angeklagte einer andern That oder 
eines andern Verbrechens ſchuldig ift, ala in dem Verweif: 
ungserfenntniffe enthalten ift, fo wird derfelbe, vorbehältlich 
gewoiffer beftimmt angegebener Ausnahmen, zwar von der 
erhobenen Anklage freigefprochen, es bleibt jedoch dem 
Staatdanwalte die weitere Verfolgung der andern That oder 
des andern Verbrechens vorbehalten und es ift auf feine Dies» 
fallfigen Anträge das Geeignete zu verfügen (Art. 259., vgl. 
Art. 256.). Diefelben Grundfäge gelten bei der Hauptver- 
handlung vor dem Geſchwornengericht, f. Art. 282 fi. 

Abgefehen von der forgfältigern Durcharbeitung und der 

größern Ausführlichfeit in den einzelnen Beftimmungen, weicht 
der Entwurf für die thüringiſchen Staaten von den beiden ſäch— 
ſiſchen proviforischen Gefegen, foweit nämlich deren Inhalt 
bier in Rede fommt, hauptfächlich nur in der Beftimmung des 
Art. 214. ab, daß in Fällen, in weldyen das Verweiſungser— 
fenntniß in der Bezeichnung des Verbrechens und des Strafge: 
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fees von der Anklagefchrift abweicht, nad) Befinden die Aften 
der Staatsanwaltichaft zum Behuf entfprechender Abänderungen 
der Anklagefchrift vorgelegt werden follen. Es kann alfo, was 
über die ſächſiſchen Gefege gefagt wird, ald zugleich auch über 
das thüringifche gefagt angefehen werden. Bon jenem wird 
deshalb zunächft die Rede fein, weil wenigitens zu dem Königl. 
Sächſ. die Motive vorliegen und dadurch die Kritif einen ſiche— 
rern Boden gewinnt. 

Der in der Meberfchrift angedeutete Zufammenhang diefer 
Erörterung über die Stellung der Anklage mit der principiellen 
Trage über das Berhältniß des Inquifitionsprincips zu dem 
Accuſationsprincipe liegt darin, daß mit der Anerkennung des 
erfteren der Anklage ihre Stelle vor dem Dekrete der Anflage- 
fammer, mit der Anerkennung des zweiten dagegen derſelben 
ihre. Stelle nad) dem Verweifungsdefrete eingeräumt werben 
muß. Denn da in dem Inquifitionsverfahren die Trennung 
der verſchiedenen Faktoren des Prozeſſes und die Uebertragung 
ihrer Funktionen an verfchiedene felbftfländig neben einander 
ftehende Berfonen deshalb nicht bedingt ift, weil alle Thätigfeit 
in diefem Verfahren von dem Richter unmittelbar nnd ohne die 
Anregung eines dritten Faftors, der Staatsanwaltichaft, aus: 
geht, fo ift ed ganz conjequent, daß der Anklage feine andere 
Bedeutung eingeräumt wird, als die eined Antrages, deſſen 
Beftehen und Nichtbeftehen, ohne wefentlichen Einfluß auf den 
Prozeß, von einer richterlichen Behörde abhängt, deren Aus: 
ſpruch ‚allein über den Gang des Prozeffes entfcheidet. Hinge: 
fehen auf den überwiegenden Einfluß, den das Verweiſungs— 
dekret der Anklagefammer auf den ganzen Prozeß im Verhältnig 
zu der Anklage ausübt, ift es in der That nur eine hohle Phrafe, 
daß man die Anftellung einer Anklage fogar bei Strafe der 
Nichtigkeit verlangt. Die eben erwähnte Beftimmung des 
Art. 214. des thüringer Entwurfes ijt der Mantel, mit dem 
man jene Hohlheit bededt hat. 
In dem Accufationsverfahren ift dagegen nicht nur das 
Porhandenfein einer Anklage, fondern auch die Stellung ders 
felben an die Spike der Haupiverhandlung eine nothwenbige 
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Folge des Princips und eine tief in das ganze Wejen des Pro; 
zefies eingreifende Sache. Hier fteht die Anklage durchaus 
felbftftändig da und ihr Gebundenfein an den vorgängigen Aus: 
fpruch einer Jury- oder. an ein Dekret einer Anklagekammer be— 
rührt ihre Selbftftändigfeit nicht, weil jenes Defret, einem an: 
dern Abfchnitte des Prozeffes angehörig und denjelben fchlie: 
end, nur die Baſis für die Haltbarkeit der Anklage bildet, die: 
felbe nur verwirft oder beftätigt, nicht aber an ihre Stelle als 
Grundlage des Hauptverfahrens tritt und treten kann. Iſt nun 
die Rede von einem Prozeßverfahren, welches auf den combi: 
nirten Principien der Inquifition und der Accufation beruht, 
fo folgt aus dem eben Gefagten, daß hier die Frage über die 
der Anklage einzuräumende Stellung von der vorherrfchenden 
Geltung des einen oder des andern Princips abhängig ift. 
Ueber dergleichen Zweifel Fommt man freilicd leicht hinaus, 
wenn man der Anlıcyt derer beitritt, welche behaupten, daß 
fowohl der accuſatoriſche Prozeß, nämlich der unter Mitwirf: 
ungeines Staatsanwaltes im Gegenfage. des reinen fehriftlichen 
Accufationsprozefies, wie der gemeinrechtliche inquifitorifche 
auf den Inquifitionsprincipe beruhe. Diefer Anſicht muß ent: 
ſchieden entgegengetreten werden, nicht weil fie in der Wirf: 
lichkeit falſch iſt, ſondern weil fie, legislativ zur Geltung ge- 
bradyt, die wefentlichen Bortheile des Accuſationsprozeſſes ver: 
nichtet. Zum Beleg der Geltung dieſer Anficht dient 
Diener in der Abhandlung über die neuern Bor: 
ſchläge zur Berbefferung des Criminalverfahrens in 
Deutſchland. Ztſchr. für geſch. Rechtswiſſenſchaft, 
Bd. All. ©. 87. Anmerkung 32. 
Hier heißt es: 

Es ift wohl nicht überflüfftg, hier zu bemerken, daß fo: 
wohl diefer accufatorifche Prozeß (nämlich der accufatorifche 
Prozeß unter Mitwirkung eines Staatsanwaltes im Gegen: 
ſatz des reinen jchriftlihen Accufationsprozeffes f. S. 97. 
Anmerf. 57.) als der gemeinrechtliche inquifitorifche auf dem 
Inquifitionsprineipe beruhe (Beiträge S. 6. Abegg, Beis 
träge zur Strafgefeßgebung ©. 45. Geib, röm. Grim.: 
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Prozeß S.102—103.). Das letztere (das Inquifitionsprin- 
eip) geht aus der fortjchreitenden Eivilifation nothwendig 
hervor und beruht auf dem Grundfage, daß wo möglich feine 
Rechtöverlegung ungeftraft bleibe und der Staat durch An: 
ftalten dafür forge. Die Prozeßformen, in welchen diefes 
Inquiſitionsprincip realifirt wird, können verfchieden fein. 
Erſtlich accuſatoriſch, wo die Formen des üblichen accufato: 
riſchen Prozeſſes von einem öffentlichen Ankläger beobachtet 
werden; zweitens inquifitorifch, wo amtliche Unterfuchungen 
ohne Anklage ftattfindet: a) der Richter unterfucht allein, 
b) der Richter unterfucht unter Mitwirfung eines Fisfals ; 
drittens gemifcht, wo nad) der amtlichen Unterfuchung 
der Schluß des Prozeſſes in der Form der Anklage verhandelt 
wird: a) der Richter unterfucht und zum Schluß wird der 
Fisfal ercitirt, eine Anklage zu formiren, b) der Richter un: 
terfucht unter Mitwirfung eines Fisfald und hierdurch wird 
die fisfalifche Anklage begründet. 
Ohne Widerfpruch liegt diefer Anficht eine Verwechslung des 
Prineips und der Formen zu Grunde, auch hinſichtlich des mit 
Staatsanwaltichaft verbundenen accufatorischen Verfahrens. 
Man kann gern zugeben, daß die Staatsanwaltfchaft in einem 
großen Theile ihrer Funktionen ein inquifitorifches Inſtitut iſt; 
gewiß aber ift fie dies nicht in foweit fie ald Anklageſchaft 
auftritt. Hier fußt fie auf dem Accufationsprincipe. 

In der That, eine wunderbare Logif müßte die fein, mits 
telft welcher e8 zu beweifen möglidy wäre, daß der accuſatoriſche 
Prozeß auf dem Inquifitionsprineipe und der inquifitorifche 
Prozeß auf dem Accufationsprincipe beruhe. Man könnte ſich 
weiten Redens hierüber enthalten, wenn e8 eben nur auf einen 
theoretifchen Formalismus anfäme, aber gerade, daß hier etwas 
materiell fehr Wichtiges zu hohlem Formalismus gemacht wer: 
den fol, gibt der Sache ihre Wichtigkeit. Betrachtet man die 
aceufatorifchen Formen in dem Strafprozeffe nur ald Formen, 
fo follte man ſich derfelben ganz enthalten und fie als leeren 
Slitterftaat, dem Gefpenfte des Inquifitionsprozeffes umgehängt, 
bei Seite werfen. Dies follen fie aber nicht fein und jind es 
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nicht, denn fie hängen mit fehr wefentlichen Prozeßeinrichtungen 
zufammen, bie das Accufationsprincip zu ihrer Vorausſetzung 
haben. Das Inquifitionsprincip Fennt feine Trennung des 
Klägerd und des Richters. Das. Aceufationsprincip‘,dutldet 
eine folhe Verbindung nicht, ſondern fordert Die Trennung der 
Funktionen des Anklägers von der des Richters, Die Haft aus 
Furcht vor Colluſionen ift eine Folge des. Inquifitionsprincipes. 
Das Aceufationsprincip Fennt eine: folche PBräventivmaßregel 
nit. Das Recht, im Nichterfcheinungsfalle den Angeklagten 
zu contumaziren, kann nur aus dem Accuſationsprincipe, nicht 
aus dem Inquifitionsprincipe abgeleitet werben. Das Accuſa— 
tionsprincip fucht die. Wahrheit auf dem Wege der Barteiver: 
handlung zu finden, nach dem Inquiſitionsprincipe wirds fie 
durch die Mittel des Inquirirens gefucht. Das Aceufationsprincip 
räumt dem Ankläger wie dem Angeklagten gleiche Paxteirechte 
ein; in dem Iuquifitionsprincipe überwiegt. die höhere: Rüd: 
fiht auf das allgemeine Wohl die auf die perſönliche Freiheit 
und Gleichheit des Staatsbürger, auch ‚in den: Fällen, wo der 
durch das. Verbrechen Verletzte nicht der. Staat ſelbſt, ſondern 
nur ein Privatmann, iſt u. ſ. w. In den Prozeßformen nun 
tealiſiren ſich die Principien und es iſt deshalb ganz undenkbar; 
daß die entgegengeſetzten Formen auf demſelben Principe ber 
ruhen ſollten. Wie weit aber dem einen Principe neben dem 
andern Raum zu geſtatten und auf dieſem dualiſtiſchen Grunde 
ein einheitliches Strafverfahren zu begründen ſei, hat die Ge— 
feßgebung zu finden. 

Der bei Löfung diefer Aufgabe denkbare erfte Streit, wel 
chem von den beiden Principien der Vorzug zu geben fei, kann 
als befeitigt und durch Gründe der Vernunft, des Rechtes und 
der Erfahrung als dahin entfchieven betrachtet werden, daß 
keins an ſich zur Bildung eines vollfommmen Strafverfahrend 
ausreihend, fondern. die Verbindung beider zu einem folchen 
nothwendig fei. Der Punkt der Aufgabe liegt darin, das 
Maasß der Verbindung zu finden. Den leitenden Faden gibt 
bierbei,. wie für das materielle Strafgefeg, fo für das Straf: 
verfahren, die Befhaffenheit der Wirfung des Ber: 
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bredens, der Grad der fittlihen Bildung und 
das Maaß der politifhen Freiheit des Volkes. 

Der Umfang der Wirkung des Verbrechens fommt in der 
Rückſicht zur Geltung, daß jedes fchwerere Verbrechen, auch 
nur gegen den Einzelnen begangen, ftetö mehr oder weniger 
die ganze Staatsgeſellſchaft mit trifft, indem es den allgemei: 
nen Frieden, die Ordnung, Sicherheit und Ruhe ftört und ger 
fährdet. Dadurch ift die unmittelbare Ginmifchung des Staa- 
tes in die Verfolgung der Verbrehen, die Nothwendigkeit auch 
von Staatöwegen gegen diefelben einzufchreiten, geboten. Es 
genügt hierzu nicht allein, daß der Staat für Anftalten forge, 
die Gelegenheit geben, das Verbrechen zu verfolgen, zur Strafe 
zu bringen und die Strafe zu vollgiehen, fondern er muß fich 
felbft aud) an der Auffindung und Verfolgung der Verbrechen 
beteiligen.‘ Denn auf der einen Seite liegt ihm der Schuß der 
durch Die Verbrechen geftörten öffentlichen Eicherheit und Ord⸗ 
nung ob und andrerfeits iſt in der ausjchließlichen Ueberlaſſung 
der Verfolgung der Verbrechen an die Staatöbürger nicht ge— 
nügenbe Garantie der Verfolgung aller Verbrechen namentlich 
dann vorhanden, wenn Furcht oder geringeres materielles In» 
tereffe in die Wagfchaale fallen und die des Gemeinfinnes und 
der Baterlandsliebe in die Höhe fteigen laffen. 

Diefe Betrachtungen geben dem Inquifitionsprincipe feine 
Geltung auch da, wo man ſich, wie in England, vorwiegend 
dem Accufationsprincipe zuneigt. Denn unabweislid drängt 
fi) hier die Nothwendigfeit auf, inquifitorifche Inftitute in den 
Strafprozgeß einzuführen. Diefe werden vorzüglich in der Vor: 
unterfuhung und in der Einrihtung einer ftrafverfolgenden 
Behörde Platz finden, Auf der andern Geite führt aber nicht nur 
die Gefahr des Mißbrauches und einer zu großen Ausdehnung 
des Inquifitionsprincips, wie es eine folche vem Abfolutismus 
und der Hierarchie verdankt, auf die Nothwendigkeit, demſel⸗ 
ben ein Gegengewicht zu geben, fondern es fordert and) die fitt- 
liche Würde des Menfchen und die politifche Freiheit Der Staats— 
bürger, feldft da, wo es ſich um Verbrechen handelt, ein Ver: 
fahren, durdy welches jene nicht mehr verlegt und dieſe nicht 
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mehr befchränft wird, al& der legte Zweck des Etrafverfahreng, 
die Ermöglicdhung den wirflih Schuldigen zur verdienten Strafe 
zu ziehen, nothwendig verlangt. Hierzu bietet nach allen Sei: 
ten hin reiche Mittel das Accufationsprincip mit feinen Eonfe: 
auenzen. Diefe beftehen aber nicht allein darin, daß der Ab- 
Schnitt des Hauptverfahrens auf eine Anflage bafirt wird, da, 
abgefehen von andern Gründen, diefe vollfommen durdy ein 
gehörig begründetes richterliches Defret erfeht werden Fönnte. 
Das Zwedmäßige und Nügliche des Anflageprincips zeigt fich 
vielmehr zunächſt darin, daß zur Ermöglichung der Geltend- 
machung defjelben in dem Strafverfahren vor allen Dingen eine 
Theilung der verfchiedenen Faktoren des Prozeſſes eintreten 
muß. Die Bunftionen der Alnterfuhung, der Anklage, der 
Bertheidigung und des Rechtsſpruches müffen geſchieden wer: 
den, um die Form und das Wefen des Anklageprozeffes zu ers 
möglichen. Je forgfältiger aber diefe Funftionen gefchieden 
werben, defto freier fönnen ſich die Träger derfelben neben eins 
ander bewegen und auf die Durchbildung des prozeffualifchen 
Verfahrens und auf die Erlangung des Zwedes defjelben hin- 
wirken, Wenn der Staat von vornherein ald Partei in dem 
Prozefie auftritt, fo ift damit die Gefahr der Parteilichfeit ge: 
geben. Es muß alfo dafür geforgt werden, daß der Staat felbft 
ein Drgan aufftelle, welches zur Vermittelung des Geſetzes 
zwifchen ihm und den Angeklagten fteht. Ein ſolches Drgan 
ift die Staatsanwaltſchaft. Mit dieſer ift num zugleic) die 
Nothiwendigkeit der Anklageſchaft gegeben; die eine bedingt die 
andere. Individualifirt ſich aber damit der Staat dem Angefchul- 
digten gegemüber, tritt er gewiflermaßen inſoweit aus ſich heraus 
und ftellt fi) in der beftimmten Eigenſchaft eines Anflägers 
dem einzelnen Staatsbürger gegenüber, fo wird dadurch der 
Kampf ein gleicher und Ankläger und Angefchulpigter ftehen fich 
ald Parteien gegenüber. Die nächfte nothiwendige Folge 
hiervon ift die Gleihberehtigung beider Parteien in dem 
Prozefie. Diefe nicht gelten laffen zu wollen, liefe gegen den 
Begriff der Gerechtigkeit, deren Ausübung und Realifirung der 
Endzwed des Prozeſſes ift, welcher aber nur durch Mittel, die 
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der oberſten Idee adäquat find, alſo gerechte, erreicht werben 
joll und kann. Denn wollte man durd) eine ungleiche Stellung 
der Parteien, durch Bevorzugung der einen vor der andern Un— 
gerechtigfeit üben, fo würde man das auf diefem Wege er- 
langte gerechte Urtheil eben fo wenig ein gerechtes nennen kön- 
nen, ald man demjenigen den Namen eines frommen Mannes 
beilegt, welcher mit betrügerifchem Gute eine Kirche baut. 
Die Parteiftellung und Gleichberechtigung auch in dem Straf: 
verfahren wird alfo durch die Forderung der Gerechtigkeit be- 
dingt und diefer Forderung nur durch die Form des Anflagever: 
fahrens genügt, nicht des Inquifitionsverfahrens. Denn diefes 
bietet hierfür deshalb nicht genügende Bürgfchaft, weil e8 die 
Vertretung verfchiedener Rollen derfelben Perfon überträgt, und 
diefe Berfon durch ihre Stellung fo unmittelbar an das In— 
tereſſe des Staates gefnüpft ift, daß, abgefehen von der Be- 
ſchaffenheit der menfchlichen Natur, welche nicht leicht zwei fich 
widerftrebende Ideen auf einmal neben einander mit gleicher 
Sorge hegt, hierin allein eine große Gefahr der Gerechtigfeit 
gefunden werben muß. 

Dagegen wird eingeivendet, daß es die Beichaffenheit des 
menfchlichen Geiftes wohl geftatte, daß er fich gleichzeitig zweien 
Intereſſen zuwende und beide mit gleicher Schärfe zu prüfen 
im Stande jei. Die Wahrheit felbft, welche der Menſch über- 
all fuchen müffe, fei ein Refultat der Abwägung des Für und 
Wider. Allein diefer Sag gilt wohl auf dem Felde der Wiffen- 
Ihaft und des ruhigen Lebens, nicht aber da, wo der Kampf 
der Leidenfchaften die Seele erregt und taufend Einflüffe den 
Geift befangen, wovon ſich zu löfen ihm nur felten fofort die 
Kraft zu Gebote fteht. Allein ſchon die Möglichkeit einer ſolchen 
Defangennehmung ‚ deren Dafein taufend trübe Erfahrungen 
lehren, muß warnen und den Geſetzgeber die Mittel fuchen 
laffen, diefelbe zu vermeiden. Ein Princip, weldes in feinen 
Eonfequenzen die Kerfer der heiligen Inquifition und die Fol: 
terbanf hervorgerufen hat, muß von dem Gefeßgeber mit Miß- 
trauen betrachtet werden. Denn feine Aufgabe ift es, nicht 
allein an fich gute Gefege zu fchaffen, fondern auch folche, deren 
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Grundfäge wo möglich feinen Mißbrauch geftatten. Das Geſetz 
muß in fich felbft den Schug vor feiner Entwürdigung tragen. 
Die Gefahr des Inquifitionsprincipg liegt nicht allein in feinen 
möglichen, wenn auch ungerecht gezogenen Folgerungen, fonbern 
auch in feinem Grunde. Diefer ift nicht immer offene Anklage, 
fondern häufig allgemeine Sorge, öffentliches Gerücht und dag 
unmoralifchfte von allen, geheime Angabe. 
Gaetano Filangieri: über den Anflageprozeß 

und das Gefchwornengericht, überſetzt von Pape, 

S. 39. 
Dieſe Gründe in ihrem Weſen verſchieden aufgefaßt, in ihrer 
Gerechtigkeit verſchieden gedeutet und in ihren Zwecken ver— 
ſchieden angewendet, dienen im glücklichſten Falle eben ſo ſehr 
dem Haſſe, der Verleumdung und der Rache, wie der Gerech— 
tigfeit und fönnen von Lift und Schlauheit benupt auch den 
gerechteften Richter irre leiten und den Unſchuldigſten a an den 
edelften Sütern des Lebens Fränfen. | 


Quintilianus, Inst. orat. Lib. V. ce. 3. 


Ich will nicht in Abrede ftellen, daß das Syftem der Anklage, 
wenn diefe unbefchräntt in. die Hände der Bürger gelegt wird, 
ebenfalls ſolche Nachtheile mit fich führen könne, allein eben, 
mit aus diefem Grunde ift das ausfchließlihe Syftem der Pri- 
vatanflage nicht zu vertheidigen; wenn man dies aber dennoch. 
wollte, fo fehlt es nicht an Gegenmitteln, wie der römiſche 
Prozeß zeigt. Ueberhaupt aber fann das, was dem einen 
wie dem andern in gleihem Maaße angehört, nicht bei der 
Wahl des einen vor dem andern entfcheiden. Zu Gunften 
des Anklageſyſtems fommt dabei noch in Erwägung, daß jene 
Gründe hier nur mittelbar auf den Prozeß wirken, indem fie 
zunächſt die Anklage veranlaffen und dieſe erft ven Prozeß, bei 
dem Inquifitionsprineip dagegen unmittelbar zu dem Prozeſſe 
führen. Tritt daher .in jenem Syſtem ein unparteiifch prüfene' 
des Mittel, wie die Staatsanwaltfchaft, dazmifchen, fo neigt 
fi die Wage bier ſchon zu Gunften des — und — die 
Gefetzgebung zu ſeiner Annahme auf. zur X 
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Ein wenig von dem Wege abgewichen Fehren wir zu dem 
erften Ausgangspunkt zurüd. Hier findet ſich noch ein wichtiger 
Einwurf gegen die Zulafjung einer Parteiftellung in dem Straf- 
verfahren, allein fchon durch den Namen des Einwendenden 
gewichtig. 

Martin in ſeiner Recenſion der Heppſchen Schrift 
über Anklageſchaft, Oeffentlichkeit und Mündlichkeit 
des Strafverfahrens in den krit. Jahrbb. für deutſche 
Rehtswiffenfchaft. 13. Bd. 1843. S. 104. 

fi für das bisherige reine Inquiſitionsverfahren erflärend, 
hat gegen Hepp, welcher für die Special-Unterſuchung einen 
öffentlichen Ankläger in Vorſchlag bringt, aus Rüdficht auf 
Sicherung des Angefchuldigten gegen Bedrückung und in der 
Abfiht, die Form eines Verfahrens bei Criminalfachen her- 
beizuführen, welche der des Eivilverfahrens mehr ähnlich wäre, 
folgendes angeführt, was hier wörtlid, folgt: 
„Um zunächſt auf die Form des Griminalverfahrens zu 
„kommen, jo bringt die unverfennbar große Verfchie- 
„denheit des Gegenftandes beider Prozeßarten auch eine 
‚von einander abweichende Form derfelben, wenn nicht 
‚mothrwendigerweife, dann doc fehr natürlich und zweck— 
„mäßig mit fih, gewährt daher einer folchen Formver- 
„ſchiedenheit den Vorzug. Im Civil-Verfahren hat 
„man es nämlich mit Gegenſtänden zu thun, welche der 
„freien Verfügung der ſtreitenden Theile (ihrer Will— 
„kür!) regelmäßig unterworfen ſind und davon äußert 
„ſich der erheblichſte Einfluß auch auf das ganze (Civil-) 
„Verfahren, z. B. durch die Wahl der Prozeßgattung, 
„(ſummariſch oder ordentlich), der zu benutzenden Klage, 
„Einreden, Beweismittel, Rechtsmittel u. d. m., ſo wie 
„durch die Folgen des Ungehorſams. Eben deshalb aber 
„kann kein Civilverfahren ohne zwei Parteien gedacht wer⸗ 
„den (L. 62. D. de judiciis), deren jede die, nur ihr in 
„Hinſicht des Streitobjeftes zuftehende Willfür ausübt. 
„Ganz anders verhätt ſich das Alles bei Beftrafung 
‚‚öftentlicher, ( Criminal⸗) Verbrechen, wobei jede Willfür, 
„ſowohl des Angefchuldigten, — welcher über fein Le: 
‚ben, feine $reiheit, Ehre und Gefundheit, worauf es 
„hierbei doch immer mehr oder weniger anfommt, bes 
„liebig zu verfügen, gar nicht befugt ift, — als auch 
Neue Jahrbücher f. ſächſ. Strafrecht. VII. 2. 12 
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„des durch die Lebertretung des Strafgefeges verlegten 
‚‚Staates, gänzlich hinwegfallen muß. Denn auch dies 
„ſer Letztere darf nicht nach Gefallen hierbei handeln, 
„ſondern it ed dem Gemeinwohl ſchuldig, alle began» 
‚‚genen Verbrecdyen, foweit es ibm möglich tft, durch 
„die verdiente Beftrafung ahnden zu laffen, und wenn 
‚man fein Begnadigungsrecht auch nicht ganz bezwei: 
„fein kann, fo befchränft ſich daffelbe doch auf feltene 
‚„‚Ausnahmsfälle. Umgekehrt aber würde es feiner 
„Schutzpflicht gegen feine Glieder, fo wie dem Zwede 
„aller Beftrafung zuwiderlaufen, wenn er es geftattete, 
„daß ein Unfchuldiger, wiewohl mit deſſen eigner Zu— 
„ſtimmung, beftraft, oder daß eine ungerecht harte 
„Beſtrafung vollzogen werde. Bei fo bewandten Um— 
„ſtänden bevarf es im Griminalverfahren nicht nur des 
‚„‚Auftretend zweier Parteien gar nicht, fondern es ift 
„auch der Würde und Stellung des Staates gegen 
‚Seine Unterthanen durchaus unangemeſſen, dieſen in 
„ſolchen Fällen als eine Partei auftreten zu laſſen, wo— 
„durch der falihe Schein erregt werden würde, daß der 
„Staat ein Wohlgefallen an der Beftrafung habe, fie 
‚„wünfche, während er diefelbe bei erwiejenem Ber: 
„ſchulden des Verbrechers nur als ein unvermeidliches 
„Uebel betrachtet und, ‚gleich einem guten Erzieher, un- 
„gern und mit Bedauern vollziehen läßt. Wer mag 
„daher mit. dem Berfafler. (S. 23.) die „„Herftellung 
„der rechtlichen Gleichheit der Barteien‘’ als einen 
„Grund anführen, weshalb im Griminalverfahren dem 
„Staate ein Anwalt beigegeben werden müffe. Sollte 
„ſich derfelbe nicht, im vollen Vertrauen zu der pflicht- 
„mäßigen Thätigfeit feiner Griminalgerichte, auf die 
„Ausübung, der bloßen Dberaufficht über diefelben be- 
„ſchränken und daher im einzelnen Falle ſich regelmäßig 
„ganz paffiv verhalten fönnen?‘‘ 


Es ift bereits oben bemerft, daß man fi) weder mit der 
bloßen Form des Anklageverfahrens noch damit begnügen kann, 
daß diefes durch Formulirung einer Anklage ald Grundlage der 
Specialumterfuchung ober vielmehr des Haupwerfahrens gel- 
tend gemacht wird. Someit muß man mit Martin volljtändig 
einverftanden fein, da damit die Sache nicht gefördert wird. 
Auch ift es gewiß richtig, daß in dem Griminalverfahren jede 
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Willkür, ſowohl des Angefhuldigten wie des Staates, in Be: 
zug auf Oegenftand und PBerfonen hinwegfallen muß. Ja man 
darf nod) weiter gehen und behaupten, daß dem Staate ein 
gewifjes Uebergewicht über den Angefchulvigten eingeräumt 
werden müſſe, in Hinficht auf das von ihm vertretene Gemein: 
wohl und aus dem ‚Grunde, weil ohne diefes die Verfolgung 
und Unterfuchung der Berbrechen häufig unmöglich werben 
würde, Dies ift bereits oben damit zugeftanden, daß die Noth- 
wendigfeit der Verfolgung der Verbrechen von Staatswegen 
und die daran ſich knüpfende Geltung des Inquifitionsprincips 
anerfannt worden ist. Allein dies hat feine Grenzen. Die Er: 
wägung, daß der Angefchuldigte und Angeflagte noch nicht der 
Ueberführte iftz die Erwägung, daß Freiheit, Ehre, Gefund- 
beit, Leben durch eine ungerechte Unterfuhung tief gefränft 
und verlegt werben können Die Erwägung, daß vie fittliche 
Würde des Menfchen bis auf das Aeußerſte gefchont und in 
dem Zugeftändniß der moͤglichſten Freiheit des Handelns und 
des möglichit freien Gebrauchs feiner Fähigkeiten anerfannt und 
geehrt werden muß; die Erwägung endlich, daß nad) den 
Grundfägen wahrer politischer Freiheit und bürgerlicher Gleich⸗ 
berechtigung in jedem einzelmen Bürger der Staat repräfentirt 
iſt und nur die verbrecherifche Selbftentwürbigung, welche aber 
erſt bewiefen werden muß, eine Minderung jener Eigenfchaften 
rechtlich herbeiführen fann: dieſe Erwägungen müffen dahin 
führen, daß während jeder Unterſuchung alle jene Güter des 
Menfchen und Bürgers möglichſt unangetaftet bleiben, um fo 
mehr, als deren zarte und foftbare Eigenſchaften, einmalverlegt, 
häufig und ſchwer eine vollfommene Wieverherftellung geftatten. 
Diefed wird aber nicht dadurch erreicht, daß Die Vertreter des 
Staates in der Unterfuchung ſich der Parteiftellung überheben, 
ſich der freien Verhandlung des Gegenftandes entziehen, die 
nothwendig zu theilenden Funktionen des Unterfuchungsrichters, 
Auklägers und häufig oder mindeſtens theilweiſe aud) des Ver⸗ 
theidigers in einander verfchmelgen und dadurch ſich ein Ueber- 
gewicht dem: Angeſchuldigten gegenüber verſchaffen, dem ver- 
felbe, von allen Hilfsmitteln der Wiſſenſchaft und des Bei- 
12. 
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rathes erfahrner Männer verlaffen, oft unfchuldig und unwiſ— 
fend unterliegen muß; dieſes kann nur durch Herftellung der 
rechtlichen Gleichheit der ‘Barteien erlangt werden. Diefe | 
Gleichheit muß mit dem Moment eintreten, wo der Staat, be: 
ziehentlic) der Staatsanwalt in den Stand gefegt ift, die. Klage 
zu erheben. Diefe Möglichkeit ift ihm aber gegeben, fobald 
der Infteuftionsrichter den objektiven Thatbeftand feftgeftellt 
und die Richtung des Verdachtes der Schuld gegen ein beftimm- 
tes Subjeft begründet hat. Diefer Zeitpunft ift der längfte, 
wo eine völlige Herftellung der PBarteigleichheit ftattfinden muß, 
ein Mehr als bisher, 3. B. Zulaffung eines Vertheidigers, 
kann fchon früher eintreten, worauf ich aber jegt nicht näher 
eingehen will. Bon dem eben bezeichneten Zeitpunfte an ift 
fein rechtlicher Grund mehr zu finden, aus welchem der Ange- 
fhuldigte dem Anfläger gegenüber in feinen. progeffualifchen 
Befugniffen verfürzt werden könnte, Nur die Haft wegen Ges 
fahr der Flucht macht eine Ausnahme. Auf dem Felde der 
Hauptverhandlung müffen ſich die Parteien frei und gleich ge- 
genüber ftehen, die Grenze der Verhandlung muß feft vorge- 
zeichnet, der Punkt, um den fie fich zu bewegen haben, muß 
beiden Theilen gleich befannt und beive Theile gleichmäßig zum 
Angriff und zur Vertheidigung vorbereitet fein. So mur ift 
dem prüfenden Richter ein unparteiifches und gerechtes Urtheil 
möglid. Denn die Gerechtigkeit ſetzt die Möglichkeit der gründ- 
lichſten Erforfchung der Wahrheit in dem Eonflifte der Wider: 
fprüche verfchiedener Theile voraus. Iſt aber nur ein Theil’in 
feiner vollen Freiheit gehindert, fo bleibt nothwendig ein Zwei: 
fel an der Begründetheit der gefundenen Wahrheit und des dar- 
auf gebauten Rechtsfpruches zurüd, Piychologifche und weht: 
liche Gründe fprechen dagegen, daß das Inquiſitionsverfahren 
diefe Freiheit und Unbefangenheit beiden in dem Eriminalpro- 
zefie betheiligten Parteien geben kann. Die Erfahrung hat troß 
allen Widerfpruch8 der Theorie diefe Säpe betätigt. Zu den 
rechtlichen Gründen gehört vor allen der, daß dem Richter nur 
der Rechtsſpruch gebührt und für deſſen Wahrheit und Gerech— 
tigkeit nur dann Hinreichende Bürgfchaft vorhanden ift, wenn 
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der Richter über den Parteien fteht. Man muß nur fefthalten, 
daß in dem Eriminalprogeffe der Staat in mehrern Eigenfchaf: 
ten, in der polizeilichen und der des Inftruftionsrichters, in der 
des Anklägers und der des rechtfprechenden Richters repräfen- 
tirt werden muß. Auf diefe ſämmtlichen Eigenfchaften laffen 
ſich nicht die gleichen Orundfäge anwenden. In der Eigenschaft 
des Anklägers hat er unzweifelhaft eine Barteirolfe, die weder 
der Würde noch Stellung des Staats unangemeffen ift. Wohl 
aber ift diefes der Hal hinftchtlich des rechtfprechenden Richters, 
wenn diefer 3. B. zugleich auch die Inquiſition in der Haupt: 
verhandlung leitet. Dies bringt ihn aus feiner Stellung und 
fann mindeftens zur Einfeitigfeit des Urtheils führen, abge: 
fehen von andern Inconvenienzen, wie 3. B. der, daß er per: 
ſönlich in die Debatte der Parteien verwidelt und dadurch zur 
Befangenheit für oder gegen die eine Partei verleitet, in fchlim: 
men Fällen und im Mangel an perfönlichen Befähigungen und 
Ueberlegenheit wohl auch in feinem richterlichen Anfehen ge— 
Ihädigt werden fann. Die Herftellung der rechtlichen Gleich: 
heit der Parteien iſt daher wohl ein trifftiger Grund, weshalb 
in dem Criminalverfahren dem Staate ein Anwalt beigegeben 
werden muß, weil durch jene ‘Barteigleichheit die Gerechtigkeit 
vermittelt wird. 
Pſychologiſcher Gründe gegen Einrichtungen des Inquift- 
tionsgerichts ift bereits oben gedacht. 
Auf das Gefagte gründen fich die beiven Säge: 
na ein vollfommnes Strafverfahren nur auf eine Ver: 
einigung des Inquifitionsprincips mit dem — 
cip begründet werden kann, und 
5 daß in diefer Vereinigung dem Inquifitionsprincipe uch 
weiter Statt gegeben werben darf, als die Conſtatirung 
“ des objektiven Thatbeftandes und die Begründung des 
Verdachts der, Thäterfchaft gegen. ein beftimmtes Ob- 
jelt nothwendig erfordert. 
Von den vielen hieran ſich knüpfenden Wengen; 3. B. über die 
Klagänderung und Beibringung neuer Beweismittel, über die 
Eumulation der Klaggründe, über das Recht der Eontumazit: 
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ung, über die Stellung des Afftfenpräfiventen und vergl. mehr, 
ift die hier zur Beantwortung vorgelegte über die Stellung der 
Anklage eine der wichtigiten. 
Außer Mittermaier a. a. D. hat fi) unter Andern 
auch 
Schwarze in den Bemerkungen zu $15. des Königl. 
fächfifchen Gefepes vom 18. Novbr. 1848. 
für die Stellung der Anklage vor dem Verweiſungsdekrete er 
klärt, wobei es mir freilich nicht Elar ift, wie er feine Anſicht 
mit den in den Bemerfungen zu $ 18. 19. 20. erhobenen Be: 
denfen in Einklang bringen will. 
Auch die Motive zu dem Königl. ſächſ. Geſetze, nament- 
lich zu $ 19. 
die Königl. ſächſ. Geſetzgebung über die proviforifche Ein- 
richtung des Strafverfahrens bei Preßvergehen, aus den 
Duellen erläutert und herausgegeben von Dr. Carl Heinrich 
Haafe, 
führen nicht zur Meberzeugung. 
Es heißt hier zu $ 19.: 
Aus der Faflung der Säße unter 2b. und c. wird hervor: 
gehen, daß die Inflagefanmer bei Enticheidung der Frage, 
ob der Angefchuldigte in den Anflagezuftand zu verfegen Bi 
nicht an den Antrag des Staatsanwaltes gebunden ift, fie 
vielmehr, wenn fie in dem, was in den Akten der Vorunter- 
ſuchung vorliegt, ein anderes Vergehen erkennt, als das: 
jenige ift, wegen deſſen der Staatsanwalt die Anflage erho- 
ben hat, nicht behindert ift, die Anklage wegen des erftern 
Vergehens zuzulaffen, wegen des legtern aber abzumeifen. 
Es ift dies allerdings, ftreng genommen, eine Abweichung 
von dem Anflageprincipe, allein eine, weldye die Rückſicht 
auf Vereinfahung des Gefchäftsganges dringend erheifcht. 
MWollte man dies nicht zulaffen, 7 würde man nur den Gr- 
folg herbeiführen, daß der Staatsanwalt auf Grund der bis 
dahin geführten Vorunterfuhung eine neue Anklage gegen 
den Angefchuldigten einreichen und diefe auf das in der An 
flagefammer in jenen Erörterungen erkannte Vergehen des 
Angeſchuldigten richten müßte. 
Man erfennt an, daß die Anklagefammer über die Verfegung 
in, ven Anflageftand zu erkennen: habe, geftattet aber die Erheb⸗ 
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ung der Anklage vor dem Erfenntniffe ver Anflagefammer, alfo 
den Anflageftand vor der Berfegung in den Anflageftand. Will 
man dagegen fagen, die Anklage drüde nur die Anficht des 
Staatsanwaltes aus und könne als ſolche recht wohl erft einer 
Prüfung unterliegen, fo fteht vem entgegen, daß die Anklage— 
kammer nicht die Anklage, wie die engliſche große Jury prüft, 
fondern das Gewicht der in der Vorunterfuchung liegenden 
Entfehuldigungs: und Anfchuldigungsgründe, ohne an die Ans 
lage gebunden zu fein; denn fie fann auf Verfegung in den 
Anklageftand wegen eines andern Vergehens, als des in der 
Anklage begründeten erfennen. Man fagt ferner, die Mittheils 
ung der Anklagefchrift an den Angefchuldigten vor dem Defrete 
der Anflagefammer liege im Intereſſe ver Gerechtigkeit, da hier: 
durch diefem das Vertheidigungsrecht , aud) in den Abfchnitten 
des Prozeffed vor der Hauptverhandlung gewahrt werde, bes 
denft aber nidyt, daß, wenn die Anflagefammer die Anklage 
verwirft, die Vertheidigung dagegen in Nichts zerfällt, ohne 
daß die Verwerfung der Anflage irgend einen Vortheil für den 
Angeſchuldigten in Bezug auf feine Vertheidigung hat. 

Man fagt endlich auch, die Vereinfachung des Geſchäfts— 
ganges erheifche dringend, das von der Anklage des Staats: 
anmwalts abweichende Defret ver Anflagefammer zugulaffen, weil 
jonft die Einreihung einer neuen Anflage des Staatsanwaltes 
nöthig werde. Warum hat man denn aber vorher eine Anklage 
einreichen lafien? Wäre denn die neue nöthig, wenn nicht die 
alte gewefen wäre? Welche verweitläuftigt alſo den Geſchäfis— 
gang, die alte oder die neue? 

Ih kann Hm. Schwarzen nicht in der Anficht beiftim- 
men, daß die Anflagefammer, weil fie nur unter den von dem 
Staatsanwalte und von dem Vertheidiger vorgefhlagenen Be: 
weismittelmwählen fönne, dadurch in eine eigenthümliche Stell- 
ung komme, daß, wenn fie aud) von einer andern Grundlage 
über die Befchaffenheit des Verbrechens ausgehe, fle dennoch 
auf die Wahl unter den ihr vorgefchlagenen Beweismitteln be 
ſchraͤnkt ſei. Dies ift nicht wahr und läuft gegen die UDO 
lichen Worte des 5 19. 2., wo es heißt: 
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die Anflagefammer enticheidet nad) beendigter Vorunter⸗ 

ſuchung — auf Grund der ergangenen Alten. 
Es muß ihr alſo aud) Alles, was in diefen Aften vorliegt, aljo 
auch alle Beweismittel zu benutzen freiftehen und fie fann nicht 
auf die von dem Ankläger und dem Angeichuldigten ausgewähl» 
ten befchränft fein. Es hat wohl Hrn. Schwarze bei diejer An⸗ 
ficht der Gedanke vorgeichwebt, daß das Anflageprincip. den 
Richter an die Anflage und Einlaffung binde. Dann hat er 
aber zu viel Confequenz vorausgefept, Eonfequenz, auf weldye 
. in den angeführten Motiven felbft verzichtet wird. Die Sache 
ift noch viel fchlimmer. Wie nämlich, wenn einmal die An- 
klagekammer einen ganz andern Angejchuldigten für den in den 
Anflageftand zunverfegenden erfännte, als den, welchen der 
Inſtruktionsrichter und der Staatsanwalt dafür erachten? Welche 
Scene vor dem Gerichishofe, wenn bei Vorlefung der Anflage 
und des Defretes der Anklagefanımer in jener A., in diefer B. 
als der Angeklagte genannt wird! Man wird jagen: dies fann 
nicht vorkommen, denn der $ 19. unter 2b. beftimmt ausprüd- 
(ih, die Auflagefammer folle prüfen, ob das Verbrechen, dei: 
fen der Angefchuldigte bezüctigt ift, vorliege. Es habe 
ſich alfo die Anklagekammer lediglich an den objektiven Thatbes 
ftand, an die Schwere der gegen den beftimmten Angejchuldig- 
ten vorliegenden Verdachtsgründe zu halten. Ganz richtig. 
Berträgt fi denn das aber damit, daß man ihr eine. Cognition 
über den Beweis überhaupt dudurch zugefteht, daß man. bie 
Entfcheidung über die Zuläffigfeit ver Beweismittel wenigſtens 
binfichtlid) des von dem Staatsanwalte angeführten, unbe: 
dingt in ihre Hände gelegt hat? Hierunter befinden fid doch 
wohl aud die Mittel für den Beweis des fubjeftiven Thatbes 
ftandes. KHiergegen läßt fi zwar noch einwenden, daß dieſe 
Prüfung blos zum Zwede ver Abjchneidung irrelevanter oder 
überhaupt unzuläffiger Beweismittel gefchehen folle, um dur 
deren nutzloſe Erörterung nicht das Verfahren zu verweitläuft« 
gen und ferner, wie e8 in den Motiven heißt, damit das De: 
fret über die Zuläffigfeit der Beweismittel den Termin zur Ein« 
bringung derſelben feftfegen ſolle. Es läßt fid) dann noch ein: 
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wenden, die Eognition der Anklagefammer könne fich nicht auf 
die fubjeftive Schuld oder Unſchuld erftreden, da derſelben die 
Gompetenz zu einem definitiven Rechtsſpruche nicht zuftehe. 
Allein, dies Alles zugegeben, wird doch Niemand in Abrede 
ftellen fönnen, daß, wenn die Anflagefammer auf Grund der 
Akten der Vorunterfuhung und bingefehen auf die bereits vors 
liegende Anflage und Bertheidigung darüber cognoscirt: 
a) ob überhaupt eine ftrafbare Handlung vorliege, 
b) ob das Verbrechen, deſſen der Angefchuldigte bezüchtigt 
ift, vorliege und 
e) um. weldes Verbrechens willen der Letztere in Anklage: 
zuftand zu verjegen fei; 
möglicherweife ald Refultat diefer Cognition ſich ergeben fönne, 
daß das in der Anklage formirte Verbrechen vorliege, wegen 
defjelben aber ‚nach Inhalt der Vorunterſuchungsakten nicht 
U, ; fondern Bi in Anklagezuftand zu fegen jet. 

Hier bleibt nur die Wahl, entweder eine nene Anklage 
und Einlaffung darauf zuzulaffen, oder das Dekret der Anklages 
kammer für die Anklage gelten zu laflen. Im erftern Falle ftellt 
fih ‚das: ganze: Anflageverfahren vor Abgabe der Akten an die 
Anflagefammer ald unnüß heraus, im zweiten Falle, welcher 
der Intention des Geſetzes entfpricht, wird dem Anklageprin- 
eipe, nicht blos der Anklageform, der Todesſtoß gegeben und 
das ganze Anflageverfahren zerfällt in einen hohlen Formalis— 
mus. Alſo entweder eine neue Anklage, oder die Anklagekam⸗ 
mer, die richterliche Behörde, übernimmt die PBarteiftell: 
ung des. Staatsanwaltes, der wie eine Marionette im Hinter 
grunde fteht und wartet bi8 man ihn von Neuem in Bewegung 
fegt. Es ift zwar noch denfbar, daß die Anklagefammer das 
objeftive Vorhandenjein des Verbrechens anerfennend, den in 
der Anklage Beihuldigten von dem VBerdachte deshalb freifpricht, 
ohne die Anklage gegen einen Andern zu defretiren, fo daß die 
Berfegung diefes in den Unterfuchungs» und Anflageftand von 
einen neuen Antrage des Staatsanwaltes abhinge. Auf dieſe 
Weiſe geſchähe allerdings dem Anklageprincipe Genüge, allein 
ed würde dann eben, was gerade das Geſetz vermeiden will, 
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eine neue Anklage nöthig. Daß übrigens dieſes der Sinn des 
Geſetzes fei, muß in Abrede geftellt werden. Der Entwurf der 
thüringifchen Strafprogeßordnung entfcheidet ſich für Abänvers 
ung der Anklage. 

Jene Paralyfirung der Thätigfeit des Staatsanwaltes tritt 
auch dann ein, wie Hr. Schwarze a. a. O. S. 26. fehr gut 
ausführt, wenn die Anflagefammer von einer andern Anſicht 
der rechtlichen Dualififation der angefchuldigten That ausgeht, 
als der Inftruftionsrichter und Staatsanwalt, und eben deshalb 
die Bornahme neuer Erörterungen faktiſcher Umftände anordnet, 
welche vorher einflußlos ſchienen. Hier wird, bemerkt Herr 
Schwarze, die Thätigfeit des Staatsanwaltes in Betreff der 
Begründung des Antrags auf Einleitung der Unterfuhung 
leicht nutzlos gemacht und der Staatsanwalt außer Stand ge: 
fegt, bei der veränderten rechtlichen Auffaſſung der That, die 
in feiner Stellung liegende Berechtigung zur Stellung ander: 
weiter Anträge und zur Wahrung des öffentlichen Intereffes 
gehörig zu gebrauchen. Ich fege hinzu, auch) zur Wahrung des 
Intereſſes des Angefchuldigten, der einen wefentlihen Schuß 
in den Die Richtung der Unterfuchung beftimmenden Anträgen 
des Staatsaniwaltes gegen das Durcheinander der Anfchuldig: 
ung nad) der Methode des alten Inquifitionsprogefjes findet. 
Nach allem diefen fcheint der Vorzug der Stellung der Anklage 
vor dem Erfenntniffe der Anklagefammer befonderd darin zu 
liegen, Daß die Richtung der Unterſuchung mehr in 
der Gewalt ridhterliher Beamten als der der 
Staatsanwaltichaft bleibt. Denn foldye Gründe, wie 
Mittermaier anführt, daß durch diefe Stellung der Anklage den 
Richtern eine beffere Ueberwachung verjelben Hinfichtlich zu 
großer Leidenſchaftlichkeit und dergleichen geboten ſei, fallen 
doch wahrhaftig zu leicht in die Wagichaale. 

— Haaſe a.a.D., Bemerkung 2., ©. 32. 53. fucht die 
Erwiederung und Bertheivigung des Angefchuldigten auf die 
Anklage und damit die Logif des Geſetzes dadurch zu retten, 
daß er behauptet, die Anklagefammer könne den Angefchuldig: 
ten wegen eines andern Vergehens, ald des von dem Staats: 
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anmwalte behaupteten, nur dann in Anklageſtand verfegen, wenn 
der Staatsanwalt in feiner Anklagefchrift diejenigen Thatfachen 
(obſchon irriger Weile, um dadurd, die Anklage wegen des von 
ihm behaupteten Verbrechens zu unterftügen) wirklich erwähnt 
habe, auf deren Grund die Anflagefammer ihre abweichende 
Entſcheidung bane, weil fonft der Angefchuldigte feiner Ver⸗ 
theidigung verluftig würde, indem er bei feiner Herauslaffung 
auf die Anklageſchrift nur über den Inhalt der legtern fich zu 
erklären hätte. i 

Hiergegen ift einzuwenden, daß dieje Erklärung gegen die 
flaren Worte des $ 19. läuft, nach weldyem die Anklagefammer 
nach Beendigung der Borunterfuhung auf ven Grund der 
"ergangenen Aften entfcheiden ſoll. Es fteht nicht in dem 
Gefege, daß die Anklagefammer über die Anflage auf den 
Grund des von dem Anfläger benusten Materiald der Vorun⸗ 
terfuchungsaften entſcheiden folle. Die Anklagefammer kann ja 
fogar, ehe fie eine Entfcheidung gibt, die Unterſuchung durch 
den Inſtruktionsrichter noch vervolftändigen laſſen, wodurch, 
da dies nach eingereichter Anklage gefchieht, Material in die 
Akten kommt, welches der Staatsanwalt bei der erften Anfer- 
tigung der Anklage gar nicht benugen fonnte. Soll nun aud) 
die Anflagefammer hierauf feine Rüdficht nehmen? Ich glaube 
nicht, daß man hiernach noch an der Unrichtigfeit der obigen 
Erklärung zweifeln kann, abgefehen davon, daß verfelben die 
Motive zu $ 19. des Königl. ſächſ. Gefeges, weldyer unjerem 
8.15. wörtlich entfpricht, entgegenftehen. Die Herbeiziehung 
diefer Erklärung, um die nun einmal eingereichte Vertheidigung 
zu retten, führt zu einem weitern Abfurdum, weldyes darin 
liegen würde, dem Geſetzgeber eine Beſtimmung zuzumuthen 
der Art, daß, um die Vertheidigung gegen eine verworfene Ans 
Hage aufrecht zu erhalten, der Richter an das bei der Anklage 
benutte Material gebunden fein fol, während die Anklage ge: 
trade deshalb verworfen werden kann, weil das falfche Material 
benugt worden ift. Es find ja befonders die Thatſachen und 
aftlichen Depofitisnen , welche ſich auf die verbrecherifche Wil: 
Iensrichtung beziehen, durch welche häufig verſchiedene Anficy- 
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ten über die Beichaffenheit des vorliegenden Verbrechens gebil- 
det werben und welche Beranlaffung zu weitern Erörterungen 
geben, deren Refultate ganz abweichende Anklagen erzeugen 
fönnen. 

Man denke fih z. B. den Fall: ein Menfc richtet gemalt: 
fam Zerftörungen an einem Haufe an durch Zertrümmerung ber 
Thür, eines gefchloffenen Ladens oder dergleichen, fchlägt viel- 
leicht audy dabei einen andern Mann, welcher fich widerfegt, 
nieder und bei diefer Gelegenheit entfpringt, von einer gerade 
in dem Orte, in welchem fich ein feftered Gefängniß nicht findet, 
anweſenden Gerichtsdeputation, ein wegen Verdachts von Mord 
eingezogener und in diefen Haufe einftweilen verwahrterMenfch. 
Der Inftruftionsrichter inftruirt nun die Unterfuchung auf Ans 
trag des mit ihm übereinftimmenden Staatsanwaltes aus dem 
Gefihtspunkte des Art. 109. des Str.:Gef.- Buchs des Ver: 
brechens der Befreiung von Gefangenen. Die Anflagefammer 
findet in den Aften Umftände angedeutet, welche in der Anklage 
aber nicht berührt find, deren nähere Erörterung jedoch erwar- 
ten läßt, daß der Angefchuldigte die Abficht der Befreiung des 
Gefangenen nicht gehabt, und vielmehr nad) Art. 288; wegen 
Beihädigung fremden Eigenthums in Anklageftand zu feßen 
fein dürfte. Wie will man unter Diefen Umftänden die Anklage: 
fammer in ihrem Urtheil nur an die Thatfachen binden, welde 
in der Anflagefchrift erwähnt find. Es gibt hier nur zwei 
Wege: die Anklage wird als ungegründet abgewiefen, oder 
ein auf ein anderes Verbrechen lautendes Dekret ertheilt, dem 
anderes Material, ald jenes, zu Grunde liegt. Bei der gegen⸗ 
wärtig noch beitehenden Beichränfung des öffentlich: mündlichen 
Anklageverfahrens allein auf die politifchen Vergehen mögen 
dergleichen Fälle feltener vorfommenz; dehnt ſich dafjelbe aber 
auf alle Verbrechen aus, fo wird die Frage über die Stellung 
der Anklage von höchſter Wichtigkeit, da eine Menge fehr ver: 
fhieden zu beftrafender Verbrechen nur durch fehr feine Grenzen 
geichieden find. 

In der gegenwärtigen Anorbnung wird, nad) dem bisher 
Geſagten, gewiß eine Berwechfelung der Funktionen des Richters 
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mit denen der Staatsanwaltfchaft, eine unklare Vermiſchung 
des Inquifitionsverfahrens mit dem Anklageverfahren, eine 
Verwirrung der Folgerichtigfeit der Prozeßſchritte, eine umbil- 
lige Benachtheiligung des Vertheidigungsrechtes des Angeflag- 
ten, nicht zu verfennen fein. 

Der Flare Gedanfe des ganzen Prozeßganges mußte zu 
einer andern Anordnung führen. Die drei Hauptmomente des 
Prozeffes, die Vorunterſuchung, das Anklageverfahren und die 
Hauptverhandlung fcheiden ſich ganz einfach und naturgemäß 
durch den Schluß der Vorunterfuhung mit dem Antrage des 
Staatsanwaltes an die Anflagefammer; durch das Defret der 
Anklagefammer auf Berfegung des Angefchuldigten in den An- 
flageftand oder Entbindung von der Inſtanz; endlich der 
Spruch der Gefchwornen und des Gerichtshofes, welchem dann 
die Erecution folgt. Die Anklage ift alfo nicht der Schluß der 
Borunterfuchung, nod) des Verfahrens vor der Anflagefammer, 
fondern der Anfang des Hauptverfahrens, denn dieſes hat ja 
den Grund feiner Eriftenz allein in der Anklage. Hiernach be: 
ſtimmt ſich auch viel Farer der Inhalt und die Grenzen des 
Berfahrens in jedem Abfchnitte, und der ganze Prozeß gliedert 
ſich auf eine höchſt einfache Weife. Diefe Anordnung fonnte 
auch leicht an die Stelle der gegenwärtig in dem Gefege vorge: 
zogenen treten. Statt der Anklageerhebung ließ man am Schluffe 
der Borunterfuchung dem Staatsanwalte einen feine Anficht 
motivirenden Antrag an die Anflagefammer ftellen, geftattete 
dem Angefchuldigten ebenfalls Einreichung einer Schrift an die 
Anklagekammer, gab Testerem ein Rechtsmittel gegen die An- 
Hage für den Fall willfürlicher Abweichungen von dem Auflage: 
defret, welches bei dem Oberappellationsgerichte eingewendet 
wurde, und ſchnitt endlich die zur Beibringung der Beweismittel 
anzuberaumende Zeit durch einen von dem Gerichtshofe, zu def- 
fen Competenz ohnedem diefe Erörterung gehört, feſtzuſetzen— 
den Termin ab. Hierbei ftand ſich der Anfläger wie der Ange: 
Hagte jedenfalls eben fo gut wie bei dem jegigen Berfahren. 
Jenem werden nicht von einem feinem Charafter nad) hierzu 
‚incompetenten Richter Beweismittel abgefchnitten, deren Be: 
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nugung ihm jpäter wichtig werden Tann, und der Angeſchul⸗ 
digte kann fi durch Eingabe einer fchriftlichen Ausführung 
eben fo gut vor der Anflagefammer vertheidigen, ald durch jene 
Auslafiung auf eine Anklage von noch höchſt problematifcher 
Lebensdauer. 

Die Scharfe Trennung der verfchievenen Prozeßftadien, 
fo wie der Funktionen der in denſelben hauptſächlich thätigen 
Faktoren ift ein Durch Die Wiederherftellung des Anflageverfah: 
rens befonders bezweckter Gewinn und eine vorzügliche Garantie 
des Rechtsſchutzes. Die allınählige Vernachläffigung derfelben 
war ein Hauptgrund des DVerfalld der Rechtspflege und des 
Mißtrauens gegen die Reinheit ihrer Ausübung. 

Biener, über die neuen Vorſchläge der Berbef- 
ferung des Criminalverfahrens in Deutfchland, a, a. 
D., ©. 72 f. 9 fi. 

Diefe Trennung ift zugleich eine nothwendige Vorausfep- 
ung der Zweckmäßigkeit der Schwurgericdhte, weil durch fie 
allein und die mit ihr zufammenhängenden Einrichtungen der 
mehrfeitigen Prüfung der Anfchuldigung und Bertheidigung, fo 
wie der verfchiedenfien Rechtsmittel, nicht nur jede Willfür aus- 
geſchloſſen, jondern auch das ganze Verfahren fo vorbereitet 
wird, daß dadurch die endlich erfeunenden Richter die ſicherſten 
Grundlagen des Rechtsſpruches erhalten. 

Es läßt ſich Nichts mehr in fich widerfpruchvolles denken, 
als ein Widerfpruch zwifchen dem Anflagedefrete und der An: 
klage. Im franzöfifchen Verfahren ift derfelbe möglichft vermie- 
den. Willfürliche Abweichungen der Anklage von den Auflage: 
defrete ziehen Gaffation nad) fid). 

Braun a. a. O., ©. 63. Anmerkung 1. 

Die Berlefung des Anflagevefretes vor dem Gerichtöhofe 
fann nie Die Bedeutung haben, dem Richter Anhaltepunkte für 
die Unterfuchung, gegenüber der Anklage, zu geben, ſondern 
nur ald Rechtfertigung des Vorhandenſeins der Anklage Die: 
nen. Durch Zulaffung des Anklagedekrets an die Stelle der 
Auflage, ganz oder theilweis, fo daß bei vorhandenen Abweich: 
ungen jenes vor dieſer den Vorzug hat, wird nicht mur, wie 
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fchon bemerkt, die Stellung des Richterd mit der der Partei 
verwechjelt, fondern aud) nod) manche andere rechtliche Unftatt- 
baftigfeit herbeigeführt. Das Anflagedefret ift ein richterlicher 
Spruch, der nur auf den Grund eines im Wege des geſetzlich 
geordneten Inftanzenzuges eingewendeten Rechtsmitteld abge: 
ändert, ‚beftätigt oder verworfen werden kann. Auf andere 
Weiſe ift Rechrsficherheit nicht denfbar. Ueberträgt man aber 
nun dafjelbe an: die Stelle der Anklage, fo unterliegt es der 
Verwerfung oder Beftätigung je nach Ausgang des Prozeſſes, 
ohne daß es auf inftanzlichem Wege, durch Berufung einer 
Partei an Richter gelangt wäre, weldye, der Gerichtsorgani— 
fation nad) , über jenen Richtern ftänden. Es enthielte dann 
das Erkenntniß des Gerichtshofes in Fällen der Freiſprechung 
zugleich eine Berwerfung des Erkenntnifjes der Anflagefammer, 
welches nicht nur gegen die Rechtskraft des letztern, fondern 
auch gegen die Gompetenz des erftern Läuft. Hieraus erhellt 
zugleich, wie wichtig es ift, das Anflagedekret nicht mit in die 
Hauptverhandlung zu ziehen, fondern ihm feine Stellung als 
Schluß des zweiten Prozeßſtadiums, des Verfahrens vor der 
Anflagefammer zu lafien. 

Die Anklage unterfcheidet fich ferner von dem; Anflage- 
defrete darin, daß legteres feinen Inhalt lediglich auf die rich: 
terliche Meberzeugung genügend vorliegender Anſchuldigungs— 
gründe ftügtz jene dagegen aus der Darftellung des Thatjäch- 
lichen und deſſen Beweife den Grund der Schuld und der Ver: 
urtheilung herleitet. Dadurd) gibt fie der Vertheidigung einen 
feften Boden. Wird diefer dem Angeflagten entzogen, fo wird 
ihm damit zugleich auc der Raum der Bertheidigung beſchränkt 
und die Gleichheit der Parteien hinfichtlicb des Angriffs und 
der Bertheidigung verlegt, Der fich Vertheidigende ift nicht 
mehr Angeklagte, ſondern bereits Verurtheilter, 

Siernach fönnen wir und mit der Einrichtung des Königl. 
ſächſ. und Großh. ſächſ. Gefepes, wonad der Anklage die 
Stelle vor dem Dekrete der Anflagefammer angewiejen wird, 
fo wenig einverftanden erflären, ald wir. die unzweifelhaft 
‚darin liegenden wefentlihen Mängel durch die Beftimmung des 
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Art. 214. des Entwurfs der thüringifhen Strafprogefordnung 
für vermieden erachten Fönnen. Denn immer führt diefer Artikel 
im günftigften Falle nur zu einer Aenderung der Anklage, fo 
daß folgende aus den angeführten Gründen fehr zu tadelnde 
Mängel ftehen bleiben: 

1) die nur formelle Durchführung des Anklageprincips, auch 
in den Theilen des Prozeſſes, in welchen der Vorzug 
deffelben vor dem Inquifitionsprincipe nicht zu verfennen 
ift, mit andern Worten die Anerkennung des principiell 
zu verwerfenden Sapes, daß das accufatorifche Verfahren 
auf dem Inquifitionsprincipe beruhe. 

Indem man diefer Anfiht den Vorzug gab, mag man 
wohl an das Rob gedacht haben, welches dem gemeinrechtlichen 
Inquifttionsprogeffe wegen der ftrengen Sonderung ber ver: 
ſchiedenen Prozeßſtadien dur) die Trennung der inquisitio ge- 
neralissima, generalis und specialis mittelft befonderer Defrete 
gefpendet wird; man hat aber vergefien, daß diefe Einrichtung 
ihr Lob befonders deshalb verdient, weil fie die der Gerechtig- 
feit und Menjchlichfeit von Seiten des Inquifitionsprincipes 
drohenden Gefahren möglichft befeitigt, alfo die Vorzüge diefer 
Einrichtung wohl in dem reinen Inquifitionsprozeffe Anerfen- 
nung finden müffen, ſehr aber in einem auf den Grund der 
verbundenen Principien der Accuſation und der Inquiſition 
conftruirten Prozeffe an ihrer Wichtigkeit verlieren. Läßt man 
freilich das accuſatoriſche Clement nur formell gelten, gibt 
man ftatt eines öffentlichen Prozeſſes nur das Schaufpiel einer 
öffentlihen Wiederholung der breiteften, die Unterfuchung über: 
all erfhöpfenden inquifitorifchen Vorunterfuchung, dann wäre 
es Unrecht, jene wirklichen Vorzüge des Inquifitionsprozeffes 
für die bloßen accufatorifchen Formen, welche für einen fo we: 
fentlihen Verluſt keinen Erfag geben können, fallen zu laffen. 

Allein das foll eben nicht ftattfinden, Dies vorausgeſetzt 
ift die Eintheilung des Prozeſſes in inquisitio generalissima, 
generalis und specialis in dem Anflageverfahren nicht haltbar. 
Denn die Vorunterfuhung, welche zugleich die Elemente des 
fubjeftiven Thatbeftandes foweit zu befchaffen hat, daß darauf 
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die Anflage'gegen ein beſtimmtes Subjekt baftrt werden Fann, 
reicht fiber die'inquisitio generalissima hinaus und fchließt zum 
großen Theil die generalis mit ein. "Deshalb iſt es aber nicht 
nöthig, um das —————— gegen das gegen 
Pr au tetten, mit’ © 
W. Brauer in feiner abhandlung die Verfehung in 
pe Anklageftatid In von Jagemani's Getichtsſaal. 
"Bebrnarheft. Abhandl. vn. GSs8.v. N: 1849. 


au — hatfach lich ſei der Unlerſchied zwifchen Ge: 
neral= und Specialunterfuchung aud) in dem Anflageverfahren 
anerfannt, da die durch dieſen Unterſchied in dem Inquiſitions⸗ 
prozeſſe dem Angeſchuldigten gegebenen Garantieen einer ge: 
rechten und menſchlichen Strafrechtspflege bier durch an- 
dere, befonders Wegfall der Zortur, des Reinigungseides, des 
Fangens nad) Geftändniffen, freie Bertheidigung, öffentliches, 
verhandlungsmäßiges Verfahren, Spruch Gefchworner und 
bergl. m. vollfommen erfegt werden. 


2) Leidet die fo nothwendige Selbtftändigfeit und Unabhän- 
gigfeit der Staatsanwaltſchaft dur die Stellung der 
Anklage vor dem Defrete der Anklagefammer, fo wie das 
Vertheivigungsrecht des Angeklagten. 


Es fcheint zwar einerlei, ob die vorherangefertigte Anklage nadı 
dem Defrete der Anklage abgeändert werden muß, oder ob die 
Anklage dem vor ihrer Anfertigung gefällten Defrete der An: 
Hagefammer zu conformiren ift. Denn immer fommt es darauf 
hinaus, daß Anklagedefret und Anklage nicht in Widerſpruch 
ftehen follen. Allein nad) der erften Einrichtung wird die Leber: 
einfiimmung durch Suppofition des Richters an die Stelle des 
Anklägers erlangt; im zweiten Falle dagegen fommt man zu 
der Gonformität auf dem Wege eines Caffationsverfahrene. 
Hiermit wird der doppelte Vortheil erreicht, daß die Umabhän: - 
gigfeit der Staatsanwaltſchaft von der richterlihen Behörde 
gewahrt und ein ferneres Prüfungsmittel für die Haltbarkeit 
der Anklage gewonnen wird. Im diefer zweiten Inconvenienz 


Neue Jahrbücher f. fächf. Strafrecht. VII. 2. 13 
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3) die der Vermifchung der richterlichen Funktionen” mit 
denen der Partei, weldye der Staatsanwalt in der Eigen- 
ſchaft als Ankläger vertritt ; 

und 

4) gewinnt die Anflagefammer durch diefe Einrichtung eine 
folhe Ausdehnung von Befugniffen, daß dadurch das 
Gleichgewicht der verfchienenen Faktoren des Prozeſſes, 
namentlich den Geſchwornen und Richtern der Haupts 
verhandlung gegenüber, geftört und die durch die Son- 
derung der beftimmten Thätigfeiten der Prozeßorgane ge: 
botene Garantie für Erlangung eines durchaus unpar« 
teiifchen Rechtsſpruches gefährdet wird. 


IX. 


leber ärztliche Gutachten in Unterſuchungsſachen 
und über die Fünftige Stellung der Gerichtsärzte 
dem Gerichte gegenüber. 


Bon dem Herrn Amts» Nctuar €, Fud wig 
in Stolpen, 


„Möchten Inquirenten und erfennende Nichter fih immer be- 
mühen, den ganzen Menfchen, welchet als Angeflagter vor 
ihnen fieht, möglich kennen zu lernen; es ift vine fehöne, 
reichlich Ichnende Aufgabe, nachzumweifen, daß der Verbrecher 
nur ein Unglüclicher fei,” 

| Seuffert. 


Menn jeve Handlung des Menfchen, d. h. das ſinnlich wahr: 
nehmbare Refultat des Willens, mit deffen gefammten Seelen 
zuftande und dem hiermit in Berbindung ftehenden gleichzeitig 
in die Erfeheinung tretenden Bildungsgrade auf das Genauefte, 
und Innigfte zufammenhängt und gerade in der Richtung herr 
vortritt, welche das geiftige Leben, fei ed aus fich felbft ode 
unter der Einwirfung der nie fehlenden äußern Einflüffe, eben 
genommen hat, fo muß unbezweifelt auch da, wo es darauf 
anfommt, irgend eine pofitiven Geſetzen eines Staates, wel: 
chem der Handelnde angehört, zumiderlaufende. That einer 
13 * 
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rechtlichen Beurtheilung zu unterwerfen, vor allen Dingen auf 
die Quelle zurüdgegangen werben, aus welcher der Trieb zum 
gefegtwidrigen Handeln entfprungen it. Das Zurüdgehen zu 
diefer Duelle, auf welches früh fhon Schiller in feinem 
„Verbrecher aus verlorner Ehre’’ fo furz als trefflich mit den 
Worten hinwies: „wir müffen ihn feine Handlungen nicht blos 
vollbringen, fondern auch wollen fehen; an feinen Gedanfen 
liegt uns unendlich) mehr, als an feinen Thaten und noch weit 
mehr an den Quellen feiner Gedanken, als an den Folgen jener 
Thaten,“ führt allein zu dem Standpunft, welchen der Inqui— 
rent und erfennende Richter dem Angefchuldigten gegenüber ein- 
zunehmen hat. 

Allein das Auffinden und Erkennen diefer Quelle ift nicht 
leicht, es fegt einen richtigen und tiefen piychologifchen Blick, 
ein’ befonderes pſychiſches Studium und Belanntfchaft mit den 
Grundprincipien voraus ‚: nach weldyen ſich das geiftige Leben 
des Menſchen normal entwickelt und ausbildet, und es Fann 
hierzu die durch aufmerffame und forgfältige Beobachtung ge- 
wonnene Menfchenkenntniß ficherlich niemals genügen, wie 
wohl fie auch dem Laien anftehen und ihn in gar vielen Fällen 
wenigftens vor groben Mißgriffen bei entftehenden Zweifeln 
darüber, ob unter gewiffen Verhältniffen irgendeine rechtswi— 
drige Handlung mit ihren Folgen dem Thäter anzurechnen fei 
oder nicht, zu fehügen im Stande fein mag. Sehr wahr und 
treffend fagt in diefer Beziehung Friedreih*): „Dieſe pſycholo— 
gifchen Kenntniſſe, welche der Richter befigt, diefe Menfchen- 
fenntniß ift eiwas ganz anderes als bie gerichtliche Piychologie, 
die in foro zur Sprache fommt. Der wiſſenſchaftlich gebildete 
Kopf, das Genie, wird ſich eine fogenannte philofophifche 
Pſychologie, Selbft- und Menfchenkenntniß zu erwerben wif: 
fen, ohne daß er jedoch im Stande ift, Die einzelnen Seelens 
Franfheitsformen in ihren verfchiedenen Charakteren, in ihrem 
bald offenbaren, bald verborgenen Zuftande, richtig zu erkens 
nen: denn dieſes fegt eine genaue Kenntniß Der ganzen menſch⸗ 


*): In feinem Syſtem der gerichtl. Pſychologie. Zweite Aufl. S. 161. 
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lihen Organifation, ſowohl ihrer fomatifchen: als pfychifchen 
Sphäre, fo wie eine vielfeitige Erfahrung voraus, und diefes 
wird man: auc) bei dem. wiffenfchaftlich gebildetften Richter 
weber erwarten nod) finden.’‘ Daraus geht hervor, daß der 
Richter deit Arzt nicht entbehren kann, fobald der zweifelhaft 
pſychiſche Zuftand eines Individuums, welchem die Folgen 
ſeines Handelns oder Unterlafjens angerechnet werden follen, 
in Frage kommt, und daß in diefem Falle der Richter mit dem 
Arzte Hand in Hand gehen muß, ſoll fich nicht die Zahl ver 
beflagenswertheften Juſtizmorde der Vergangenheit mehren. *) 
Wie häufig und bisweilen wie grundlos Zweifel art der Zurech⸗ 
nungsfähigfeit eines Verbrecher, namentlich von deffen Ver: 
theidiger**) erhoben und zum Gegenftand weitläufiger Erörter: 
ungen gemacht werden, ift eben fo befannt, als der Streit, 
welcher fich bei Löfung diefer Frage häufig zwifchen Richter 
und Arzt entfpinnt, Wie dem aber auch fein möge, fo viel ift 
gewiß, daß eine Frage, deren Beantwortung über Tod ***) 
ober Leben, über Wohl oder Wehe eines gefallenen Menſchen 
zu entjcheiden hat, wichtig genug ift, unfere ganze Aufmerkſam⸗ 
feit und Theilnahme in Anfpruch zu nehmen, um möglichft 
dahin zu wirken, daß fie, wo fie aufgeworfen wird, auch in 
ihrem ganzen: Umfang und Gewicht erfaßt und in einer dem 
wahren Sachverhältniffe entfprechenden Weiſe erledigt werde. 
Daß dies bis jegt nicht: immer der Fall gewefen ift, liegt 
UV——⏑—⏑— —— in der Stellung de vom 


Dr. Friedreich in feiner —* Diagnoſtik der pſychiſchen Krank⸗ 
2. Aufl, S. 362. ſagt: Wahrlich es iſt ſchauderhaft, wenn man 
W⸗ wie viele wre Opfer ſchon eine: der Piychologie unkundige 
Rechtspflege gewürgt hat, und es wird.ein Leichtes fein, von allen Orten 
u (auch die gegenwärtige trifft dieſer Fluch) Beifpiele anführen zu 


fü ” 
lang ESyſtem der gerichtl. Biychologie. ©. Ye, * 
Ta s. au endlich zur Ehre ber Menſchheit die Abſchaffung der Todes⸗ 
durch die Befchlüffe der Nationalverfammlung in Branffurt in Ausficht 
, fo gibt es doch immer noch Strafen, die den moraliſchen und bürs 
Tod des Verbrechers im Gefolge haben, DB 
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Gericht zu Rathegezogenen Aerzte dem Richter gegenüber. Eifer 
fucht und Pedanterie auf der einen, Mangel an wahrer Würs 
digung der gerichtlichen Piychologie auf der andern Seite, 
haben den Standpunft , welchen der mediciniſche Sachverſtän—⸗ 
dige fchon längft, insbefondere in der peinlichen Rechtspflege 
hätte einnehmen follen, verrüdt und ihm eine Stelle angewies 
jen, welche der hohen Wichtigkeit feines Berufs und feiner 
ihm fpeciell übertragenen Funktion als Gerichtsarzt Feines: 
wegs entfpricht. "Während nämlich der Richter durch die an 
den Arzt erlaffene Aufforderung, die rüdjichtlid der Zuredhys 
nungsfähigfeit eines beſtimmten Individuums entftandenen 
Zweifel durch Erploration des pſychiſchen Zuftandes deſſelben 
zur Erledigung zu bringen, feine Incompetenz und man möchte 
fagen geiftige Impotenz im diefer Beziehung faktifch ſelbſt zu⸗ 
gefteht und nicht wagt, ein Gebiet zu betreten , auf welchem 
er, wenn auch nicht immer ganz fremd, doch nie fo vecht heis 
mifch geworden ift, vindieirt er fich ein Recht, welches mit 
feiner vorausgegangenen Anfrage bei einem Sadyverftändigen 
rücfichtlich eines ihm fremden Punktes nicht in Einklang zu brins 
gen ift, ein Recht, welches, confequent durchgeführt, die Zu— 
ziehung von Aerzten bei zweifelhaften pfychologifchen Zuftänden 
angefchulvigter Perfonen völlig unnöthig und überflüffig 
erfcheinen laffen wird. Es verfteht fi) von felbft, daß hier 
von fo eflatanten Fällen, wo fi) auch dem Laien erhebliche 
Zweifel nicht aufprängen, nicht die Rebe fein kann, vielmehr 
ift auf Erfcheinungen Rüdficht zu nehmen, die ſelbſt den ers 
fahrenen- pfychifchen Arzt, welcher fich in dem unermeßlich weis 
ten! Felde der Natur ergangen und, indem er feinem Geifte 
völlig Freiheit gelaffen  fid darin umzuſehen, fo manchen 
fhägbaren Fund gemacht hat, in eine gewiſſe Unficherheit und 
Rathlofigkeit zu verfegen vermögen. Achtet nun der gewifien« 
hafte Richter auch folche Fälle nicht für zu gering, fie der ges 
naueften und forgfältigiten Prüfung unterwerfen zu laffen, fo 
hat der fpätere Urthelsverfaſſer eben ſo wenig das Befugniß, 
das Ergebniß diefer Exploration, die ohnedem mit juriftifchen 
Schlußfolgerungen nichts zu thun hat, ohne Weiteres ald un« 
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giltig zurüdzumeifen, wenn ihm der Inhalt der Akten mit dem 
ärztlichen Befund nicht in Einklang zu ftehen fcheint. Und 
für diefe Behauptung fpricht der bereits mehrfach erwähnte 
Friedreich*) unter Bezugnahme aufBaris und Fonblanque. 
Sie und Andere haben vielfach herausgehoben, wie ein Menfch 
geiftesfranf fein könne, ohne die Wuth eines reißenden Thieres 
oder die Poſſen eines Hanswurftes zu zeigen, wie die Paroris- 
men vollfommen ausgebildeter Tobfucht von Jedem zu erkennen, 
allein in vielen Fällen die Grenzlinie zwifchen Gefundheit und 
Krankheit fo fein fei, daß die umfaflende Gewandtheit und 
Urtheilsfraft eines erfahrnen Arztes nöthig fei, um das Dafein 
oder Richtfein einer pfychifchen Abnormität außer Zweifel fegen 
zu können. Iſt dies nun der Fall, fo erfcheint es in der That 
als ſehr gefährlidh, dem der Pſychologie unfundigen Richter 
das Recht zuzugeftehen, auch dann von einer nochmaligen pfy: 
chiſch⸗arztlichen Exploration eines Angefchuldigten abzufehen, 
wenn bereits von einem zu Rathe gezogenen Sachverftändigen 
Zweifel an der Freiheit deffelben erhoben worden find. Scheis 
nen diefe Zweifel dem Richter nicht ausreichend begründet zu 
fein, ‚oder findet er nad) dem Inhalte der Aften Widerfprüche, 
fo hat er jedenfall, will man am Ende die ganze ärztliche Er: 
ploration, wie ed durd) jo manche Bertheidigung gefchieht, nicht 
als eine bloße Formſache betrachten, nicht felbit hierüber zu 
entfcheiden , fondern die Erledigung der angeregten Zweifels- 
frage durch Einholung eines superarbitrii einem ſachverſtändi— 
gen Eollegio zu überlaffen, deſſen Zufammenfegung ihm eine 
Garantie für ein richtiges und wohlfundirtes Gutachten ges 
währt. **) Will man aber die Nothwendigfeit einer folchen 
Mafregel in dem nur angegebenen Falle damit zurüchveifen, 
daß, da der Impuls zur freien That Far vor Augen gelegen, 
ein Gutachten gar nicht zu erfordern gewefen wäre, fo ift da— 
gegen einzuhalten, daß gerade die verborgenen pfochifchen 
er EC bei welchen die damit Behafteten in ver 





er A. a. D. ©. 160. 
- Heder, Lehrb. der gerichtl. Medicin. Berlin 1829. ©. 8. 


Regel den Bliden des Laien als geiftig frei erſcheinen, Die Zus 
ziehung seines Arztes nöthig machen ‚follen fie nicht dem Aus- 
fpruche theilnahmloſer Richter, welche in ihrer Befangenheit 
und Unerfahrenheit bei dieſem Unglüdlichen nur Berftellung 
und Berftoctheit finden zu müffen glauben, zum Opfer fallen. 
— Mag aud) hinſichtlich dieſer verborgenen pſychiſchen 
Kranfheitszuftände den Richter kein Vorwurf treffen, wenn er 
fich nicht veranlaßt findet, veinen Sachverftändigen zu Rathe zu 
ziehen; allein dem Staate gereicht es zum Borwurf, daß er 
für folche Fälle nicht Vorſehung getroffen: und auf diefe Weife 
den Richter einer ſchweren Verantwortlichkeit, Die er im guten 
Glauben, das: Seinige gethan zu haben, unbewußt auf fich 
ladet, überboben hat. *) Doch auf dieſen Bunft wird weiter 
unten zurückgekommen werden. Hierfei nur noch fo'wiel bes 
merft, daß, obgleidy die Geſetzgebung Deutſchlands von jeher 
die Nothwendigfeit anerfannt hat, bei zweifelhaften pſychiſchen 
Fällen in foro. die Thätigfeit eines Arztes in Anfpruch zu mehr 
men, während früher Frankreich in feinem Code Napoleon und 
England nad) seiner PBarlamentsacte unter Georg III. audy in 
diefer Beziehung die Entſcheidung nur dem Richter überlaſſen 
oder doch ein tieferes wiffenfchaftliches Eingehen auf den See 
fenzuftand eines Angeſchuldigten durch einen hierzu befähigten 
Sachverſtändigen ausgefchloffen wiffen wollten, doch bis auf 
den heutigen Tag, wo die gerichtliche Medicin durch die Forſch— 
ungen und Bemühungen der angefehenften Aerzte und Natur: 
foricher auf eine fo. hohe Stufe der Ausbildung und Vollkom⸗ 
menbeit ‚gelangt ift, die Stellung des piychifchen Arztes dem 
Richter gegenüber lange nod) feine fachgemäße und würdige ger 
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) Heinroth in feinem Syftem der piychologifch = gerichtlichen Medi⸗ 
cin, Leipz. 1825. ©; 273. ſagt: Der Verf. hat jest eben einen Fall vor 
fich bei einem Dienftmädchen, die Niemand für eine Gemüths= oder Verſtau⸗ 
des⸗Kranke halten follte, der mit ihr ſpricht und fie,in ihrem Thun beobachtet. 
Sie fpriht und handelt durchaus verftändig und feine Spur eines Gemũths⸗ 
leidens iſt an ihr wahrzunehmen, fo daß ein mit ihrem Zuſtande nicht vertraus 
ter Inquirent auf feine Meife etwas — an a ‚areien winde. Gleich⸗ 
wohl iſt fie gemüthaftanf ıc, 
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worden ift. Während man mit eiferfüchtiger Aenngftlichkeit dar 
über wacht, daß vorkommenden Falls der Arzt die ihm vom 
Gericht bei Abgabe eines Gutachtens angewiefenen Grenzen, 
die nicht ſelten, da der Richter oft nicht weiß, von welchem 
pſychologiſchen ‚Gefichtspumfte aus er die vorzulegende Frage 
ftellen ſoll, zu weit oder zu enge. oder gar unrichtig angegeben 
find," auf das Strengfte innehalte; während man ferner nur 
allzuleicht geneigt ift,,fofort eine Anmaßung oder Heberfchreit: 
ung feines Befugniffes zu finden, wenn der adhibirte mebdicini- 
ſche Sachverftändige feine gemachten Wahrnehmungen biswei- 
len mit der Thatfrage felbft in Verbindung bringt, läßt man 
ganz unbeacdhtet, daß die feitherige Abhängigkeit des Arztes, 
in welcher er, fo zu fagen, nur als ein Handlanget des Ge- 
richtserfcheint , ſo wie Mangel an Sachfenntniß Seitens der 
Richter lediglich die Schuld davon trägt, daß unter den jegigen 
Berhältniffen von einer allfeitigen Garantie eines gerechten Ur: 
thelsſpruchs, worauf jeder Angeklagte pin ſpuch 
hat, noch nicht die Rede fein fan. 

Zu einer Zeit aber, wo man das geſammte Staatsleben 
auf Deffentlichkeit und Münplichfeit bafirt, wo man einfehen 
gelernt hat, daß nur eigne Anfchanung und Prüfung zur Wahr: 
heit führt; und daß das in todten Akten niedergelegte Reſultat 
einer weitläufigen Unterfuchung lange noch fein treues Bild 
von einem Verbrecher gewährt, der in mand)’ einfamer Stunde 
vor einem Inquirenten geftanden, weldyer feine Ahnung von 
den Gefühlen des Unglücklichen gehabt und im unzeitigen Dienft: 
eifer nur darauf hingearbeitet hat, ein Geſtändniß oder, in 
deſſen Etmangelung, Ueberführungsmomente zu erlangen, dürfte 
ed angemeſſen fein, auf die bereits angedeuteten Mängel auf: 
merkſam zu machen, deren Fortbeftehen die in nahe und fichere 

Ausficht geftellte Umgeftaltung des jegigen — —— 
nur ſchaͤnden und beflecken würde . AI 
Es iſt bereits oben darauf hingewiefen * daß der 
Seelenzuſtand des Verbrechers die forgfältigfte Beachtung ver» 
diene, wolle man nicht die Zahl der Juſtizmorde einer vor: 
urtheilsvollen Bergangenheitimehren. ı Und in der That, es 


ift an der Zeit, daß Inquirent und Richter eine bisher. fehr 
vernadhläffigte und fo verfchiedenartig beantwortete Frage, 
wie weit der vom Gerichte zu Rathe gezogene pſychiſche Arzt 
bei Ermittelung zweifelhafter Seelenzuftände feine Thätigfeit 
erftreden dürfe und welche Stellung er überhaupt dem Judicio 
gegenüber einzunehmen habe, näher ins Auge zu faffen. 

Die Zweifel, welche rüdfichtlic) der Zurechnungsfähigkeit 
eined Verbrechers entftehen, find theild objektiv, theils ſubjek⸗ 
tiv und überhaupt dreifacher Art.*) - 

Die That des Angefchuldigten ift entweder 

1) ſchon an fi unfinnig, 
oder es laffen 
2) die übrigen Umftände bei Begehung der 
That auf Mangel an BRUNEI REN ſchlie— 
ßen, 
oder es begründen endlich 
3) die näheren, ſpeciellen Ausſagen des Thaͤ— 
ters im Laufe der Unterſuchung Zweifel an 
deſſen Zurechnungsfähigkeit. 
Der unter 1) erwähnte Fall wird in fo fern unter allen Umſtän⸗ 
den eine gleiche Behandlung erfahren, als bei diefem nicht mit 
ber criminellen Unterfuchung, fondern mit der Erploration des 
Verbrechers, weldye das weitere Verfahren erft bedingt, bes 
gonnen wird. 

Anders aber und meift verwidelter geftaltet ſich das Sad) 
verhältniß bei den unter 2) und 3) gedachten Fällen, da gerade 
hier das Wiffen des Richters nicht ausreicht, gewandte Ver: 
ftellung und Heuchelei von der Wahrheit zu unterfcheiden, oder 
eine vorgefaßte, einfeitige Meinung die Wahrheit für Täufch» 
ung hält. Daß Legteres am gefährlichften ift, liegt am Tage, 
Der Inquirent und erfennende Richter wird folchen Falls das 
Benehmen des Infulpaten nad) feiner individuellen Anſicht auf 
faffen und beurtheilen und felbft den fchroff hervortretenden Wis 
derſprüchen und fonftigen auffälligen Erſcheinungen in. feiner 


· — 


*) Beiſpiele finden ſich bei Friedreich a. a. O. S. 307 ff. 





Befangenheit eine Deutung geben, die der Wahrheit fern liegt. 
Ein näheres Eingehen auf das in diefer Beziehung zur Zeit 
noch übliche Verfahren wird die gemachte Behauptung recht: 
fertigen. 

Mögen auch gewiffe Umftände bei Begehung eines 
Verbrechens oft feltfam und unnatürlich erfcheinen, fo pflegt 
man ſich doc, bald zu beruhigen, fobald nur das Benehmen 
des Thäterd und defien Ausfagen, die vielleicht gerade darauf 
berechnet And, das num einmal Gefchehene als das Refultat 
längeren Vorbedachts zu bezeichnen, der Art find, die ober: 
flählidy aufgetauchten Zweifel an der Zurechnungsfähigfeit des 
Angeflagten zurüdzudrängen. Iſt man doc) in der Regel weit 
mehr geneigt, irgend eine That mit allen Schredniffen, denen 
nur die fchöpferifche Kraft der zügellofeften Phantaſie Geftalt 
und Leben zu verleihen vermag, verübt, als fi) in den Erwart⸗ 
ungen getäufcht zu fehen, einem fidy mächtig und fchnell zur 
größten Spannung aller Gefühle entwidelnden Trauerfpiele fol- 
gen zu können; der Inquirent und Richter, deffen Humanität 
vielleicht bereits mit Zäufchungen aller Art belohnt worden ift, 
wird allmählid und unwillkürlich mißtrauifch und menfchen- 
feindlich und zieht ſich mit feinen befjeren Gefühlen, mit denen 
er fo oft auf die Herzen verftodter Sünder, aber leider meift 
vergebens, zu wirken verfucht hat, in fein Innerftes zurüd, 
während er feinen Umgebungen und denen, bie ihre Thaten 
vor ihn geführt haben, eine rauhe Außenfeite zufehrt. ‘Der 
Grundſatz: „quilibet praesumitur bonus, donec probetur con- 
trarium** erfcheint ihm endlich nur noch als eine euphemiftifche 
Redensart, welcher im praftifchen Leben fein Werth; beizule: 
gen ſei. 

Man braucht durchaus nicht blos an verfnöcherte und pe: 
dantifche Griminaliften der Vorzeit zu denfen, um in biefen 
Bemerkungen Wahrheit zu finden. Wie reich das gegenwärtige 
Zeitalter auch an Intelligenz und Humanität ift, nichts defto 
weniger werben in ihm alle die Erfcheinungen auftauchen, die 
oft felbft ven gebilvetften und hellften Berftand mehr oder weni: 
ger gefangen halten. Während man nun aber fchon längft die 
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doppelte Stellung des jeßigen Unterſuchungsrichters tadelnd 
hervorgehoben und in der That etwas Unnatürliches darin ge— 
funden hat, daß eine und diefelbe Perſon eine zweifache Rolle 
übernehme, und auf der einen Seite die Unfchuld eines Inqui- 
fiten darzuthun, auf der andern abergleihmäßig auf defjen 
Ueberführung hinzuwirken ſuche, hat man gänzlich überfehen, 
daß auf den Schultern ded Inquirenten und Richters noch (eine 
andere Laft ruht, die in: andern Händen mur seine füße Bürde 
fein würde, Nady den vorausgeſchickten Bemerkungen kann es 
nicht zweifelhaft fein, daß diefe Laft, die wenigitens für den 
gewiffenhaften ‚Richter vorhanden ift, im nichts anderm als 
darin befteht, bei dem Bewußtfein eigner Unkenntniß in gewif- 
fen Fällen für den maßgebend fein zumüffen, ‚deffen Beruf und 
ganzes Leben den Forſchungen auf dem weiteften und fchmierig: 
ften, aber auch auf dem fegensreichften Gebiete, auf dem Ge- 
biete der phyſiſchen und pfychifchen Heilfunde, gewidmet ift, 
' Und maßgebend ift der Richter in Wahrheit in doppelter 
Beziehung. Einmal nämlich. deshalb, weil dem Arte be- 
ſtimmt gefaßte Fragen vorgelegt werden, die eben auch nur 
innerhalb der angewiefenen Grenzen beantwortet werden follen, 
und dann insbefondere auch infofern, als der mediciniſche Sach⸗ 
verftändige fehr häufig genöthigt ift, fein Gutachten über den 
Seelenzuftand eines Verbrechers nah dem Inhalte der Akten 
zu motiviren, mit welchem: das zu explorirende Individuum 
nicht felten in Widerſpruch fteht. ET 
In der erſtern Beziehung bedarf, e8 nur der nochmas 
ligen Hinweifung auf das oben Gefagte, daß nämlich, der Rich: 
ter oft nicht weiß, von welchem pfychologifchen Geſichtspunkte 
aus er die vorzulegende Frage ftellen foll, in der letztern Hin⸗ 
ficht wird es ebenfalld genügen, darauf aufmerfjam zu machen, 
daß unter den noch beftehenden Verhältniffen, wo es dem Arzte 
nicht geftattet ift, eine angeſchuldigte Perſon, über deren Zus 
rechnungsfähigfeit Zweifel entitehen, zu beobachten, wenn fie 
vor dem Inquirenten steht, Alles von der Auffafjung , Deren 
Refultat in den Aften niedergelegt ift, abhängt. ; Und wie ver: 
ſchieden ift nicht häufig der Zuftand des Jufulpaten in der ein- 


ſamen Gefängnißzelle von den, wo er dem Inquirenten oder 
Richter gegemüber fteht 17 Wie oft" wird: der aphibitte Atzt in 
die Berlegenheit Fommen , "feine gemachten Wahrnehmungen 
mit dem Inhalte der Akten nicht in Einklang bringen zu können! 
Und was ift die Folge davon? Der erfennende Richter, dem 
nad) dem Inhalte der Akten der Impuls zur freien That klar 
vor Augen zu liegen Scheint, wird won dem ihm zuſtehenden 
Befugniſſe, das ärztliche Gutachten unberüdjichtigt zu laſſen, 
Gebrauch machen, und die Verurtheilung des Delinguenten, 
mag aud) defien Zurechnumgsfähigfeit immerhin: in Zweifel ge⸗ 
zogen fein, ausſprechen. Wie wenig einem ſolchen Berfahren 
beizuſtimmen iſt, < darüber ſpricht fi) Gro8*) in folgenden 
Worten aus: „Der Ausfprud) über wirkliche Zurechnung ge- 
bührt ver Sache nad) dem Richter, nicht aber der über Zurech- 
nungsfähigfeit in zweifelhaften, Gemüthszuftänden. Es hans 
delt ſich hier um ganz etwas Anderes, als um jenen Heinlichen 
Wortſtreit, e8 handelt ſich um die gefallene Menfchheit , die 
ſelbſt im Verbrecher noch zu berüdfichtigen, und weswegen ge 
tabe der Gerichtsarzt von der Obrigkeit aufgeftellt ift, um das 
etwaige verborgene Kranke im Gemüthözuftande des Gefallenen 
aufzufuchen,. während der Richter von Amtswegen von der 
Vorausſetzung ausgeht, der Verbrecher jei, dem gewöhnlichen 
natürlichen Zuftande gemäß, ein gemüthsgefunder Men.‘ 
Dieje jo wahr und aus dem Leben gegriffenen: Worte werden 
auch durch die offenbar zu weit gehende Befürchtung Plat: 
nerö**): ,‚Vereor, ne in'aestimandis vel maxime hujus 
oceultae amentiae, signis non judieum negligentia aliqua 
aut nimia severitate, sed medicorum inseitia et: culpa, qui 
harum :rerum disceptatores et arbitri esse solent, graviter 
nonnunguam: erretur,‘* um jo weniger Widerlegung finden, 
ald man, wo Platner von inseitia medicorum fpricht, den 
Richter unzweifelhaft noch für viel unfähiger halten muß, in 


*) Gros, der Scepticismus der Freiheitslehre, Heidelberg 1803: 
©. 153, 
) Quaest. med. I. pag. 3. edit. Choulant.: 


einem jolchen Falle, deſſen eben gedacht worden ift, irgendwie 
ein Urtheil abgeben zu können. Jedenfalls verdient hier der 
Ausſpruch Heder’s*):  ‚‚Einfihtsvolle Rechtsgelehrte wer: 
den leicht begreifen, wie verfchieden ihre Stellung von der der 
Aerzte ſei in Bezug auf das zu Leiſtende. Der Richter, won 
pofitiven Sagungen ausgehend und ein gefchriebenes Gefeg 
vor fi) habend, ift an das Feftbeftimmte gewöhnt und vermag 
leicht beftimmte Entfcheidung zugeben. ' Der Arzt, ver die 
ewigen Geſetze der Natur nur unvollfommen und ftücweife 
erkennt, der das verfchloffene Geſetzbuch nicht nach Willfür 
öffnen und nachſchlagen kann, muß ſich befcheiden, daß Gewiß: 
heit feinen Ausfprüchen häufig mangle, und darf diefes nicht 
verhehlen, wo jo wichtige rechtliche Folgen davon abhängen. 
Er würde pflihtwidrig Gewißheit vorſpiegeln, wo fie fehlt, 
und gibt durd) die offne Darlegung der Ungewißheit und ihrer 
Gründe einen Beweis feiner Kenntniffe. Ein Borwurf, den 
man darüber erhöbe, träfe nicht den Arzt, nicht feine Wiffen- 
Schaft, fondern die. Unzulänglichfeit menſchlicher Erkenntniffe 
überhaupt,’ mehr Beachtung, als eine einzelne Befürchtung, 
die der Begründung entbehrt. 

Dürfte num in Vorftehendem genugfam auf die gegenwär: 
tig in der peinlichen Rechtspflege fich noch findenden Mängel 
und Uebelftände hingewieſen worden fein, fo kommt es nun⸗ 
mehr darauf an, dahin zu wirken, daß bei der bevorftehenden 
Umgeftaltung des jegigen Verfahrens das Veraltete und Un: 
swedmäßige in die nene Ordnung der Dinge, wodurch wahre 
Gerechtigkeit und eine fihere Garantie. gegen willfürliche Ein: 
jeitigfeiten erzielt werden foll, nicht mit übergehe. Daß bei 
dieferReorganifation des Unterfuchungsverfahrens insbefondere 
auch dem Gerichtsarzte eine andere und angemefjenere Stellung 
angewiefen werden müſſe, als dies bisher der Fall geweſen 
ift, darauf ift fchon oben umftändlich aufmerkfam gemacht 
worden. Es ift daher hier nur noch die Frage zu beantworten, 
wie ‚die Thätigfeit des Gerichtsarztes fich Fünftighin geftalten 


*) In feiner Zeitfchr. 1821. 2, Hft. ©. 230. 
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und in welche Beziehung er zu dem Gericht treten ſolle. Be: 
denkt man inzwifchen, daß die in Ausficht geftellte Einführung 
ber Schwurgerichte ſich auf den Grundfag gründet, daß nur 
eigne Anſchauung und Prüfung zur Wahrheit führe, und daß 
man die That, von der Perfon des Handelnden getrennt, weder 
wahrhaft erkennen, noch beurtheilen kann, fo wird die aufge: 
ftellte Frage um fo leichter ihre Beantwortung finden, als es 
fi) hier noch dazu um einen Sachverſtändigen handelt, deſſen 
Urtheil und Gutachten an Richtigkeit und Sicherheit nur ges 
winnen muß, wenn er alle einzelne Umftände fennen lernen und 
prüfen fann. 

Es dürfte daher nicht gewagt erfcheinen, die Fünftige 
Stellung des Gerichtsarztes mit den kurzen Worten zu be: 
zeichnen: 

„»„Derimgweifelbaften pſychiſchen Zuftänvden 

zu Rathe gezogene Arzt muß ein Mitglied 

des rihterlihen BPerfonals werden und, wie 

diefes, dem Angefhuldigten gegenüber im 

Gericht feinen Platz einnehmen.‘ 

Die jegt beftehende Einrichtung, nach welcher der Gerichtsarzt 
gerviffermaßen noch froh fein muß, wenn ihm die betreffenden 
Unterfuchungsakten zur Einficht mitgetheilt werben, ift, wie 
aus dem bereits Gefagten wohl abzunehmen, durch und durch 
fo unpraftifch, einfeitig und zweckwidrig, daß man in Wahr: 
heit nicht begreifen fann, wie die Ausübung fo mangelhafter 
und befchränfter Befugniffe dem Arzte hat Anfeindungen zuzie—⸗ 
ben können. Allein die Zeit, wo fo mandyer Richter eine ges 
wife Infallibilität für fih in Anfprucdh nahm und geltend zu 
machen fuchte, ift vorüber, man ift endlich zu der Meberzeug- 
ung gelangt, daß das ftarre Kefthalten an dem todten Buch— 
ftaben des Gefeges Leib und Geift tödet und der gefunden 
Bernunft, die Alles prüft und das Beſte behält, geradezu wis 
berftreitet. Daher hat man auch erfannt, daß dem Verbrecher 
eine andere und beffere Garantie für einen gerechten Urthels: 
fpruch zu Theil werden müffe, als diejenige ift, die das jetzige 
Unterfuchungsverfahren bietet; aus demfelben Grunde wird 
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man aber auch noch weit mehr Davon überzeugt fein, Daß der Un- 
glücliche, welcher in einem unfreien Zuftande eine gefegwidrige 
That verübtshat, im weit höherem Maaße Anſpruch auf die 
forgfältigfte Prüfung feines Seelenzuftandes ‚hat. Andrerjeits 
ift jedoch der der Unschuld oder Unzurechnungsfähigkeit gefeglich 
gewährleiftete Schuß von der ftrengften und unnachſichtlichſten 
Verfolgung freiverübter Verbrechen abhängig; ſoll niht am 
Ende das Lafter, deſſen Begleiterinnen Verftellung und Heuche⸗ 
lei zu ſein pflegen, Dem Geſetze Hohn sprechen und ſelbſt Da 
triumpbiren, wo das ſchuldloſe, aber von heftigen und erſchüt— 
ternden Eindrücken niedergehaltene und befangene. Gemüth im 
Gefahr fommt, ein Verbrechen auf ſich gewäßt zu fehen, deſſen 
es nicht einmal im Gedanken fähig war. Es follıdamit' nur 
angedeutet werden, daß, wenn es Seelenzuftände gibt, in 
denen die, Handelnden für ihre Thaten nicht verantworilic) fein 
können; | derartige Zuftände nicht fekten auch von Denen nachge- 
ahmt werben; die, obwohl ſie mit Freiheit und Bewußtſein 
das Geſetz verletzten, doch Strafloſigkeit für ſich herbeizuführen 
bemüht ſind. Iſt der Verbrecher gewandt und conſequent in 
Durchführung feiner angenommenen Rolle, ſo wird er ven In— 
quirenten ficherlich täufchen und ihn dahin bringen, eine Menge 
Symptome, aftenfundig zu machen, die felbft den erfahrenen 
und / ſcharfblickenden Arzt, wenigſtens eine Zeit lang, zu täns 
ſchen und irre zu führen im Stande find, wenn fie ihn nicht 
vielleicht. geradezu. verleiten ,; bei ‚der ihm inwohnenden Inge: 
wißheit die. milvere Anficht auszusprechen und wenigftens Zwei- 
fel an der Zurechnungsfähigfeit des Betrüger anzudeuten.! Die 
hiergegen, etwa zu machenden Einwendungen werben durch die 
oben angeführten treffenden Worte: Hecker's ihre Widerlegung 
finden.» Alle diefe Mebelftände und Mangelbaftigkeiten werben 
aber vermieden werben, ſobald der pſychiſche Arzt den Ange: 
ſchuldigten von dem Augenblicke an, wo die Unterfuhung be; 
ginnt, ſelbſt beobachtet, und mit: geübtem Auge Geberden und 
Worte, ſo wie den Geſammtausdruck im Antlitze, der allein: der 
Spiegel der. Seele „genannt zu werden verdient, in ſich anf 
nimmt. Iſt man bereits davon überzeugt, Daß nur der aus 


wahrer Ueberzeugung und dem Sadyverhältniß entfprechend das 
„Schuldig““ oder „Nichtſchuldig“ über einen Angeklagten aus: 
ſprechen koͤnne, welcher fich eben fo genau mit der Berfönlich« 
feit ald mit den nähern Umſtänden bei Begehung ver That bes 
fannt gemacht hat; warum follte man bei Entſcheidung einer 
noch weit wichtigern Frage, einer Frage, deren Beantwortung 
dem erfennenden Richter den Weg, den er einzufchlagen hat, erit 
vorzeichnet, den Arzt, deſſen Thätigfeit weder von ihm felbft 
noch von Andern im Voraus beftimmt und begrenzt werden 
fann, von einer gleichen Berechtigung ausgefchloffen wifjen 
wollen? Und wenn mit Einführung der Schwurgerichte zugleich 
eine Duelle, aus weldyer der Arzt bis jegt zum großen Theil bei 
Erploration zweifelhafter Gemüthszuftände hat ſchöpfen müffen, 
entzogen wird, wenn ihm nicht einmal Akten, die ihm minde— 
ftens annäherungsweife Aufichlüffe zu geben im Stande waren, 
vorliegen: auf welche Weife foll er ſich mit einem Zuftande be— 
kannt machen fönnen, in defien geheimjte Tiefen bisweilen nicht 
einmal der Blid des pfychifchen Arztes zu dringen vermag? Es 
bedarf gewiß feiner weitern Auseinanderfegung, um der vorge: 
Ihlagenen Reform Geneigtheit und Eingang zu verfchaffen, um 
darzuthun, daß der vom Gericht zu Rathe gezogene Arzt feine 
minder wichtige Stellung einzunehmen hat, als die Geſchwor— 
nen, Die über das materielle Wohl oder Wehe Angefchuldigter 
zu entjcheiden haben. 


X. 
Beitrag zur Lehre vom Meineide, 


(Was bedeutet eine Mentalrefervation ?) 
Mitgetheilt von dem Herrn Adv. Franz Poland in Dresven. 


Bei den Gerichten zu M. erhob T. M. zu S. gegen M. P. dafelbft im 
Sahre 183 , eine Schädenklage folgenden Inhalts: Beklagter hätte am 
16. April 183 . mit dem Kläger über ein auf des Erftern Grundſtücke befinds 
liches Torflager einen Vertrag abgefchloffen, wornach Kläger vom Beklagten 
auf das Jahr 183. die Befugniß zugeftanden erhalten hätte, diefes Torflager 
zu benugen, und fo viel Torfziegel daraus zu fertigen, als ihm belieben 
würde, jedocd) gegen einen von Klägern an Beklagten von jedem 1000 Zies 
geln mit 20 Gr. zu enteichtenden Grundzins ; dabei wäre Klägern vom Ber 
klagten noch geftattet worden, die im 3. 183. nicht verarbeitete Torfmaffe 
im Srühjahre 183. vollends aufarbeiten zu laffen, Als nun Kläger mit 
einem bedeutenden Koftenaufwande eine Torftrockenſcheune auf Beflagtens 
Grundftüce errichtet, den Apparat zu Ableitung des Waffers aus der Torfs 
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grube angefchafft, auch bereits 63,800 Torfziegeln gefertigt und fchon neue 
Maſſe zu 24,000 Stüd Torfziegeln aus dem Torflager mit bedeutenden Koften 
herausfchaffen laffen und von den fertigen Torfziegeln Abnahme gefunden 
hätte, wäre Beflagter in die Torfgrube gefommen, hätte ſich der fämmtlichen 
noch vorräthigen Torfziegel bemächtigt, des Klägers Arbeitsleute ungefähr 
—nach Johanni 183. davon gejagt, die Torfziegeln eigenmächtig verfauft, 
außenftehende Gelder, die Klägern zugehört, eingezogen, des Klägers Sohne 
in der Torfgrube Geld für Torfziegel, die für Nechnung des Klägers verfauft 
gewefen, abgenonmen und ſich der Torfziegelmaffe zu 24,000 Stüden, fo wie 
der Torftrockenſcheune und des Apparats zur Wafjerableitung bemächtiget, 
auch in diefem Jahre 183. die Torfgrube fo wie die Maſſe von 24,000 Torfs 
ziegeln anderweit verpachtet. Kläger forderte nun den auf diefe Weife ent- 
ftandenen Schaben, den er näher berechnete. 
Nach geführtem Beweife des Klägers und Gegenbeweife des Beklagten 
warb von der Juriftenfacultät zu Leipzig ein Urtel abgefaßt, in welchem Bes 
klagtem folgender Reinigungseid auferlegt wurde: 
daß er im Berlauf der Zeit, als Kläger ein Torflager in feinem, Beflag- 
tens Grundftüc zu benugen gehabt, in die Torfgrube nicht gefommen, Kläs 
gers angeftellte Arbeiter von Fortſetzung ihrer Arbeit nicht zurücdgehalten 
und davon gehen heißen, auch einige außenftehende Gelder für von Klägern 
gefertigte und verfaufte Torfziegel nicht an fich gezogen habe. 

Aus den Entfcheidungsgründen ift folgendes zu bemerfen: 

Die Ausfagen der Zeugen bieten wenig Ergebniffe zu Klägers Bortheil 
dar. — Nur zum Theil und fehr unvellfommen erhalten die von Klägern 
aufgeftellten Behauptungen, als ob Beflagter in die Torfgrube gefommen, 
und Klägers Arbeiter fortgejagt, ingleihen: daß Beklagter von Klägern 
verfertigte Torfziegel eigenmächtig verkauft habe, durch die Depofitionen der 
Beugen Fol. Act. einige Unterſtützung. Bon diefen Zeugen beftätigen näms 
lich in Beziehung auf den Iften Bunft mehrere: daß Belflagter einesmals 
in die Torfgrube gefommen fei, ſich mit Klägern überworfen und Micne ges 
macht habe, die Arbeiter fortzujagen, daß fich zwar beide wieder mit einander 
vereinigt hätten, jedoch Tags darauf Klägers Arbeit aufgehört habe; daß 
er einmal eine Ouantität bei Beflagtem beftellter Torfziegel, nachdem ihm 
Bellagter freigeftellt, folche zu laden, wo er wollte, bei Klägern geladen, 
nichts defto weniger Beflagter die Bezahlung dafür von ihm angenommen 
habe. Sin Anfehung beiderlei Gegenftände legt fich aus diefen Zeugenaus: 
fagen zwar Fein volländiger Beweis, aber doch eine Präfınntion gegen Bes 
flagten zu Tage, weshalb der erfannte Reinigungseid als gerechifertiget fich 
darftellt. Denn mag es auch fein, daß, wenn man bie Klage mit dem hier- 
her gehörigen Artifel vergleicht, der Beweisführer Darüber mit fich ſelbſt nicht 
einig zu fein fheint, zu welcher Zeit, ob vor oder nach Johannis gedachten 
Jahres Bellagter einer Störung fich ſchuldig gemacht habe, welche feinem 
Gefchäft ein Ende gemadyt haben foll, fo fommt doch alles darauf an, vb 
folches im Berlauf der Zeit gefchehen, wo Kläger auf Beflagtens Grund 
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umd Boden ein contractmäßiges Recht zur Torfgräberei gehabt, daher auch 
die dem Beflagten auferlegte Eidesleiftung hierauf ausdrücklich gerichtet wors 
den. Wenn auch ferner Fein Beweiszeuge Klägers Behauptung, daß Ber 
Hagter Klägers angeftellte Arbeiter aus ber Torfgrube fortgejagt,, beftätigen 
wollen, fo ift doch durch ihre Ausfagen conftatirt, daß von der angegebenen 
Zeit an, wo Kläger und Beklagter uneins geworden und von Beflagtem bass 
jenige gefehehen, was Kläger ihm zur Laft legt, Klägers Arbeit in der Torf⸗ 
grube aufgehört hat, welches ebenfalls eine Präfumtion gegen Beklagten hers 
beiführt, zu deren gänglicher Befeitigung es der ihm auferlegten Eidesleiftung 
bedarf. 

Beklagter leiſtete den ihm zuerkannten Reinigungseid, ward wegen 
Meineides angeklagt und geſtand bei ſeinen Vernehmungen zwar zu: daß 
er zur angegebenen Zeit allerdings mehrmals auf das Feld und in das Torf- 
lager gekommen fei, wie dies zur Bewirtbichaftung feines Grundftüds na> 
türlich nothiwendig gewefen jei, und daß er zu Klägers Arbeitern gejagt habe: 
„Reifet zum Teufel md nehmt Guer Zeug mit!“ auch ferner: „Ihr feid 
nicht werth, daß ich Cuch auf meinem Wege hinausgehen laffe, Ihr macht 
mir mehr Schaden, als ich Nußen von der Torfgrube habe!“ Allein er 
leugnete, bei diefen Handlungen die vom Kläger beigemefjene Abficht gehabt 
zu haben, bie Arbeiter deſſelben zu vertreiben. Die eingezogenen Poften für 
Torfziegel aber anlangend, fo behauptete er, daß er biefelben, bis auf eine, 
erft dann eingezogen habe, als Kläger ſchon felbft freiwillig das Torflager 
und bie Bearbeitung veffelben hätte aufgegeben gehabt, ohne feinen vertrags—⸗ 
mäßigen Verpflichtungen nachgefommen zu fein. Er verficherte, den Gib 
anit gutem Gewiſſen geleiftet zu haben, da der Sinn und Zweck des ange- 
fochtenen Eides mit den obigen von ihm zugeftandenen Handlungen gar Nichts 
gemein gehabt habe, indem jener Eid ſich nur auf Eingriffe in des Klägers 
vertragsmäßige Defugniffe und auf Verhinderung befjelben daran habe be= 
ziehen können, nicht auf Handlungen, die an fich einflußlos gewefen, oder 
erſt nad) freiwilligen Zurücktritte Klägers gefchehen wären. 

Darauf wurde vom Schöppenftuhle zu Leipzig folgendes Urtel abgefaßt : 

„Dieweil M. P. die Wirklichkeit mehrerer Thatfachen, welche er in der 
beiliegenden Eivilfache abgejchtworen, eingeräumt, ſonach verfelbe eines Mein- 
eides fich ſchuldig gemacht, die zu feiner Ereulpation angeführten Meinungen 
und Berhältniffe aber ihm auf Feine Weife zu Statten fommen mögen, da fie 
auf offenbaren Mentalrefervationen beruhen und von ihm in dem erwähnten 
Prozeffe zu Ablehnung der von dem Gegner behaupteten Thatfachen an⸗ und aus⸗ 
zuführen geweſen wären: fo ift derfelbe mit einjähriger Zuchthausftrafe 
zu belegen, Gr ift auch zu Abftattung der erwachjenen Unfoften verbunden,” 

Gegen diefes Urtel ließ fich der Beklagte anderweit verteidigen, auffeinen 
Antrag wurden noch mehrere Entlaftungszeugen abgehört und Erörterungen 
mit den Parteien angeftellt ; es ift jedoch der hauptfächliche Inhalt der Aften 
im nachftehenven zweiten Grkennniniffe fo vollftändig angeführt, daß auf dies 
fes fogleich übergegangen werden fann, Es lautet: 
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„Daß M.P. mit der in dem fol. seq. zu lefenden Urtel ihm auferlegten 
einjährigen Zuchthausftrafe zu werfchenen, vielmehr wegen des ihm beiges 
meffenen Meineides geftalten Sachen nach weiter etwas wider ihn nicht vors 
zunehmen, Dagegen ift gedachtes Urtel, infoweit darin P. zu Abſtattung 
der aufgelaufenen Unfoften verurtheilt worden, wie hiermit gefchieht, zu bes 
flätigen, es ift auch P. die fernerweit erwachſenen Unfoften abzuftatten vers 
bunden,“ 

Der Inhalt des von P. geleiteten Eides zerfällt in folgende verfchiedene 
Süße: 

1) daß P. nicht in die Torfgrube gefommen ; . 
- 2) daß er M.'s amgeftellte Arbeiter von Fortfegung ihrer Arbeiten nicht 
zurüdgehalten und davon gehen heißen ; 
3) daß er einige außenftehende Gelder für von M, gefertigte und verfaufte 
Torfziegel nicht an fich gezogen habe; und 
4) da er feine dieſer Handlungen zu der Zeit vorgenommen, während 
welcher M. das Torflager in feinem, P.'s, Grundſtücke zu benugen 
gehabt. 
Nun hat P. ad 1) und 4) bei feiner Vernehmung allerdings eingeräumt, 
daß er während leßtgedachter Zeit öfters in die Torfgrube gefommen ; allein 
wenn er auch bei dem abgelegten Reinigungseide das Gegentheil befchworen, 
fo hat ihm doc) deshalb ein Meineid nicht zur Laft gelegt werden fünnen, ba 
offenbar fein Kommen in die Torfgrube nicht ſchon an und für fich allein, 
fondern nur in Verbindung mit dem Inhalte des 2. und 3. Satzes als ein 
Gruud der von M. angeftellten Schädenklage betrachtet werben darf, um fo 
mehr, als jelbft in den Entfcheidungsgründen des Definitivurtels Flar ausge» 
fpeochen ift, daß M. die öftere Anwefenheit P.'s in der Torjgrube während 
des angegebenen Zeitraums durch mehrere Zeugen bewiefen habe, mithin es 
bie Abficht der Urtelöverfafler bei Abfafjung des Reinigungseides gar nicht 
gewefen fein fann, von dem Eide über jenen bereits bewiefenen Umftand allein 
fchon die Entfcheidung jenes Rechtöftreites abhängig zu machen. 

Ad 2) hat P. theils nicht in Abrede geftellt, daß er zu Anton G., einem 
Arbeiter M.'s, in der Torfgrube gefagt: „Reifet zum Teufel und nehmt Euer 
Zeug mit!“ theils geftanden, daß er, als er einmal in die Torfgrube gekom— 
men, M.'s Arbeiter mit den Worten ausgefcholten: „Ihr feid nicht werth, 
daß ich Euch auf meinem Wege hinausgehen laffe; Ihr macht mir mehr 
Schaden, als ic) Nugen von der Torfgrube habe.“ Allein P. hat geleugnet, 
daß er mit jenen Aeußerungen die Abficht, die Arbeiter M.'s fortzutreiben 
oder an der Arbeit zu hindern, ausgefprochen, und daß in Folge jener Aeu— 
Berungen irgend einer der Arbeiter an ber Arbeit fich behindern laſſen; und 
es ftehen ihm hierunter allerdings theils die eigenen Depofitionen der in ber 
Eivilfache fowohl von M. bei deſſen Beweife, als von ihm, P., ſelbſt bei 
feinem Gegenbeweife ald Zeugen benannten Arbeiter, theils die Nefultate 
der anderweiten Beriheidigung zur Seite, Denn von M.'s Beweiszeugen 
fagt N. N,, daß P. zwar die Arbeiter fortiagen wollen, ſich aber mit M. 
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wieber vereinigt habe; ber 3te Zeuge aber: P. habe fich nur mit M. gezanft, 
auch die Arbeiter nicht gerade fortgejagt, indeffen habe doch Tags darauf die 
Arbeit für M. aufgehört. Dagegen verfichert der 1fte Gegenbewveiszenge, 
daß einige Tage vor Michaeli 183, M. felbft, für den er bis dahin in der 
Torfgrube gearbeitet, ihm fagen laffen, er laffe feine Ziegel mehr ftreichen 
und bezahle nichts mehr dafür; daß hierauf P., dem er dies eröffnet, ihm 
geheißen, für feine Rechnung fortzuarbeiten und ihm das, was er von M. 
an Lohn zu fordern gehabt, bezahlt habe der 2te Zeuge aber: daß M., als 
er zu gebachter Zeit von demfelben feinen Lohn für die Arbeit in der Torfs 
grube holen wollen, ihn damit an P. geiviefen, diefer auch ihn bezahlt habe. 
Alles diefes geht noch deutlicher aus den Ausfagen der Bl. der Unterfuchungs- 
aften abgehörten Defenfionalzeugen hervor, welche einftimmig verfichern, 
daß P. fie, die damaligen Arbeiter M.’s, nicht fortgejagt, fondern daß M. 
felöft die Arbeit aufhören laffen und zu ihnen gefagt habe, weun fle ferner 
in der Torfgrube arbeiten wollten, fo möchten fie es thun, aber er zahle feis 
nen Lohn mehr dafür, Daf dies im September 183 gefchehen, ergibt ſich 
theils aus den gedachten Zengenausfagen, theils aus dem Inhalte der beiges 
brachten Berechnung über die von M, bis dahin gefertigten Ziegel und über 
den P. dafür fchuldig gewordenen Zins, 

Es geht ſonach aus allen diefen Umftänden ſo viel Har hewer, daß, 
wenn auch P. bei einem im September 183. gehabten Streite gegen M.'s Ar⸗ 
beiter Neußerungen, welche ein Geheiß, aus der Grube zu gehen, enthalten, 
gethan Hat, daburd doch eine Störung diefer Arbeiter in ihrer Beichäftigung 
für M. nicht herbeigeführt worden ift, fondern daß M. felbit die Arbeiten im 

der Torfgrube eingeflellt und deren Fortſetzung P. überlaffen habe, Wenn 
alſo legterer bei Ablegung des Reinigungseides beſchworen hat, daß er M.'s 
Arbeiter von Fortfegung ihrer Arbeit nicht zurücfgehalten, fo hat er nur die 
bereits in den Akten bewiefene Wahrheit beſchworen und der Umftand, ob er 
die Arbeiter gehen heißen oder nicht, ift um fo unerheblicher, als darin nur 
ein Mittel, die Arbeiter von der Arbeit abzuhalten, erkannt werden kann, 
welches an und für fich und da es ohne Erfolg geblieben, ganz ohne Einfluß 
auf‘ die Eutfcheidung jenes Rechtöftreites war. 

Was ad 3) das Ginzicehen M. er Außenftände aulangt, fo hat P. 
allerdings geftanden : | 

a) daß er einmal von I. H. aus 2. 3 Thle. 10 Or, 6 Pf., die —* 

vr Mr für Torfziegel ſchuldig geworden, eincaſſirt; 

sb) daß er einige Tage vorher, ehe M. das Torflager verlaffen, von M.'s 

Knaben eine Summe Geldes fich geben laſſen, welche derfelbe eben für 

Alta ‚ verkaufte Torfziegel eingenommen gehabt, und nad) den Zeugenaus— 

ſagen fowohl in der Givilfache als in den Unterfuchungsaften find dies 

dieſelben 4 Thle, 1 Gr, geweſen, deren M. in feiner Klage gedacht 

„hatte, Endlich 

—E— —— G. U., daß er im November 183. 400 Torfziegel aus M,'s 
Torfgenbe geholt und unaufgefordert den Betrag an 21 Or, au Ps, der 
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fich gerade in der Grube befunden, bezahlt Habe; was jedoch P. durch⸗ 

aus in Abrede geftellt hat. 
Hierbei ift aber zu bemerken, daß die sub b) und c) erwähnten Borfälle ganz 
ohne Einfluß anf die vorliegende Unterfuchung find, da ad b) imden Entſcheid⸗ 
ungsgründen des Definitivurtels der Beilagsaften die Erhebung der 4 Thlr, 
1 &. von M.'s Sohne von den Thatfachen, auf weldye der Reinigung seid 
bezogen wurde, ausdrücklich ausgefchlofien worden it, der Verkauf der Torf⸗ 
ziegel sub e) aber, abgefehen davon, daß er ganz umerwiefen geblieben, im 
November 183 ,, aljo zu einer Zeit gefchehen fein foll, two, nachdem, was 
oben ad 2) bemerkt it, M. ſchon längit die Arbeiten in der Torfgrube ein⸗ 
geftellt und P. diefelben für eigene Rechnung fortgefegt hatte, 

Es bleibt mithin nur das von P. sub a) abgrlegte, die Erhebung der 
H.'ſchen Poſt an 3 Thlr. 10 Gr, 6 Pf. betreffende Geftändnig übrig. 
Indeffen erſcheint auch hier P. als zur Gmüge gerechtfertigt. 

Zuvörberft verfichert nämlich H. felbft Fol. der beigelegten Civilakten, 
als damaliger Beweiszenge: er wiffe nichts davon, daß B. außenſtehende 
Belver für vom M, verkaufte Torfziegel eincaffirt habe. Er, H., habe einmal 
bei B. 1500 Torfziegel beftellt, worauf B,erwivert: er könne laven, wo er 
wolle, bei M. oder bei Kr. Sein Kuecht habe nun bei M. geladen , das 
Geld dafür an 3 Thlr. 10 Er. 6 Pf. habe er aber an P. bezahlt, weil er bei 
biefem und nicht bei M. die Beftellung gemacht habe, 

Hiernaͤchſt ergibt fich aus der Fol. der Beilagsakten von M. eingereichten 
Imploration, daß P. die gedachten 3 Thlr. 10 Gr. 6 Pf. erft im Jahre 
383, an fi genommen, alfo, nach dem oben ad 2) bemerften, ebenfalls zu 
einer Zeit, wo M. fein Torflager mehr auf P.'s Grundſtücke zu benugen hatte. 

Es ift mithin fo viel gewiß, daß die H.’fche Forderung nicht von fols 
chen Torfziegeln hergerührt, welche M. felbft an H. verfauft hatte, und daß 
P. fie nicht zu der Zeit erhoben habe, zu welcher M, noch ein Torflager auf 
P.'s Grundftüce zu benußen hatte, Bon diefem letztern Umftande hing aber, 
wie in den Entfcheivdungsgründen des Definitivurtels fol. der Beilagsaften 
ausbrüdlich ausgefprochen worden ift, die Entfcheidung jenes Civilprozeſſes 
allein ab, mithin fann darauf, ob M. die Torfziegel, die H. an P. bezahlte, 
ſelbſt gefertigt oder verfauft habe, chnehin weiter nichts anfommen. 

Dei diefer Lage der Sache läßt fih aus allen von P. abgelegten Ges 
ſtaͤndniſſen noch nicht folgern, daß P. durch Leiftung des obgedachten Reinig- 
ungseides eines Meineides fich fehuldig gemacht habe, Der im vorigen Urtel 
ausgefprochenen Anficht, daß alles, was P. zu feiner Rechtfertigung anges 
führt Habe, nur auf Mentalrefervationen und Ausflüchte hinauslaufe, die 
bei vorliegender Unterfuchung nicht zu berückſichtigen feien, hat man nicht 
beitreten können, Denn unter Mentalrefervation wird befanntlich diejenige 
Deutung verftanden, welche der Schwörende den Worten des ihm vorgefchries 
benen Gides nach einem von ihm felbft gefaßten, jedoch mit der Intention 
befien, der den Eid forderte oder auflegte, in Widerfpruch ftehenden Sinne 
unterlegt, 
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Cf. Abr. Raestner D. de reservat. mentalib. Lips. 1746. 
$. VI. Glüd, Grläuter. der Banberten. Th. 12. S. 204. 

Dies läßt ſich aberim vorliegenden Falle Hinfichtlich P.'s nicht behaupten ; 
denn wenn er auch nach Ablegung des gedachten Reinigungseides zugeftanden 
bat, daß er, während M. noch das Torflager in feinem Orundflüde benugte, 
in die Torfgrube gefommen fei, M.'s Arbeiter gehen heißen und M.'s Sohn 
Geld für verfanfte Torfziegel abgenommen habe, fo geht boch aus den Ent- 
fcheidungsgründen des Urtels, worin ihm jener Reinigungseid auferlegt wurde, 
felbft Far hervor, daß die Abficht der Urtelsverfaffer bei Auflegung diefes 
Eides gar nicht dahin ging, von obigen Umftänden allein die Entſcheidung 
des Rechtöftreites abhängig zu machen. 

Es war fonach P. mit der im vorigen Urtel erfannten Strafe zu ver= 
ſchonen, dagegen aber diefes Urtel, in fo weit er darin zu Abſtattung der 
Unterfuchungstoften verurteilt worben ift, zu betätigen, auch B. au Ueber= 
tragung der feitdem erwachfenen Koften anzuhalten, da derfelbe jedenfalls 
infofern wenigftens gegen die Form gefehlt hat, als er, wie ihm allerdings 
oblag, nicht ſchon vor Ablegung des Reinigungseides diejenigen Erklärungen 
gegeben hat, die erſt bei der vorliegenden Unterfuchung zur Sprache gefoms 
men find umd diefe Unterfuchung herbeigeführt haben. 


Präjudicien 
1. 
Art, 238. Bietualiendiebftapl. 


Mehrere Bauernburfche hatten eine verfchloffene Reftanration —— * 


erbrochen und beide Male verſchiedene Victualien entwendet, auch ſelbige ſo— 
fort verzehrt. Ein Antrag auf Beſtrafung lag nicht vor. Allein das AG. 
zu Dresden beſtrafte einen Jeden der Inculpaten nach Art. 230. des Cr. GB. 
in fo weit, als die Victualien nicht von ihm, fondern von feinen Genoffen 
nr worden, da hier die Borfchrift des Art. 238. ceſſire. — Allein das 
OAG. war anderer Meinung, aus folgenden Gründen: 

Es ift in den Entjcheidungsgründen zu dem vorigen Grfenntniffe bereits 
ausgefprochen worden, daß die beiden, hier in Frage befangenen Diebftähle 
— abgefehen einftweilen von der bei dem zweiten Diebftahle mitverübten 
Entwendung von Cigarren — an fi) und infoweit diejenigen Eßwaaren, 
welche jeder einzelne Theilnehmer verzehrt hat, als Bictualientiebftähle anzu— 
jehen und bei dem Mangel eines auf Beftrafung gerichteten Antrags des 
Berlegten nicht mit Strafe zu belegen ſeien. Bielmehr hat man in voriger 
Inftanz die Beftrafung der Intulpaten bei jedem derfelben nur infoweit ein- 
treten laſſen, als ver Mer der Bictualien in Frage fommt, welche nicht er, 
fondern die übrigen Theilnehmer verzehrt haben, und dabei ausgefprochen, daß 
der Art. 238. des Er. GB, fich feinem Sinne nach nur auf die zur Befrie⸗ 
digung der eigenen Lüfternheit verübten Entwendungen beziehe und der Bes 
griff einer gleichen Theilnahme am DVictualiendiebftahle eines Andern 
ausgefchlofien fei. 

Das Oberapp.Gericht hat jedoch diefer Anficht, insbefondere in Erwäg- 
ung ber befonderen Umftände des vorliegenden Balls, nicht beitreten können. 
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Mie in dem Art. 238. des Er.:GB. felbft ein genügendes Anhalten zu 
der obengedachten beichränfenden Auslegung nicht gefunden werden kann umd 
auch der, gebrauchte Ausdruck „Entwendung en “ einigermaßen entgegenfteht, 
fo muß e8 auch bedenklich erſcheinen, hier die Befimmungen in Art. 33. 34. 
analog zurAnwendung zu bringen, Es beruhen diefe Beftimmungen offenbar 
auf Grundfägen, welche auf die Bictualiendiebitähle bei ihrer eigenthümlichen 
Befchaffenheit nicht paſſen. Indem man in Art. 238, bie Lüfternheit, 
welche zu einer Entwendung und einem fofortigen Genuſſe des Entwendeten 
verleitet hat, als eine, von dem gewöhnlichen animus furandi fo weſentlich 
verfchiedene Wilfensrichtung anerfannte, daß auf ſolche Diebftähle nur eine 
fehr geringe Strafe felbft dann, wenn fie an ich als ausgezeichnet im Sinne 
des Art. 230. fich darftellten, gefegt wurde, wurde auch die Nothwendigfeit 
herbeigeführt, diefe Diebftähle, wenn fie verfommen, mit Rüdjicht auf diefe 
befondere und eigenthümliche Natur zu behandeln und ihre rechtliche Beurz 
theilung nach diefer legteren einzurichten. Derjenige, welcher im Vereine 
mit einem Andern Bictualien entwendet, um fie fofort zu verzehren, will hiers 
bei nur die Befriedigung feiner Lüfternheit, ebenfo wie fein Complice. Beide 
fiehlen, um ihre Luñeruheit zu befriedigen, ohne daß der Eine irgend welchen 
Genuß oder Bortheil dadurch erlangt, daß auch der Andere feine eigne Lü— 
fternheit ———— Die beſondere Rückſicht, welche den Geſetzgeber zu der 
milden Beurtheilung der Victualiendiebftähle bewog, wird * nicht aus⸗ 

eſchloſſen, daß mehrere, in gleicher Abſicht, gleichzeitig, jedoch jeder für 
4 Vietualien zur Befriedigung feiner Lüſternheit entwendete ; vielmehr würde 
man der Nbficht des Geſetzgebers entgegentreten und zu einem, dem praftis 
fchen Bedürfniffe laum entſprechenden Ergebniffe aelangen, wenn man bei 
dem Victualiendiebftahle Mehrerer eine gleichzeitige Anwendung des Art. 238. 
und der Art. 223., bezüglich Art. 230. eintreten laffen wollte. 

Berückfichtigt man hiernächft den vorliegenden Fall, wie er ſich nach den, 
im vorigen Erfenntniffe bereits angezogenen Geftändniffen der Inculpaten 
darftellt, fo erhält die Anficht über die Auslegung des Art. 238., wie fie 
vorftehend entwidelt worden , infofern noch eine weitere Unterftügung, als 
offenbar jeder Einzelne nur feine dene Lüſternheit befriedigen wollte und ein 
gemeinfames, den Bortheil Aller gleichmäßig berührendes Interefie 
bei der Bereinigung felbit nicht vorwaltete., Aa 

Bine Beitrafung der im Erfenntniffe genannten Inculpaten Fönnte daher 
nur infoweit eintreten, als fie bei der Entwendung von Gigarren ſich betheis 
ligt haben, da im Betreff derfelben, felbft abgefehen davon, ob hier über: 
haupt die Beftimmung des Art. 238. Plag ergreifen fann, die Anwendung 
deffelben deshalb ausgefchloffen it, weil diefe Cigarren nit am Orte der 
EN fondern von den Juculpaten nach Haufe mitgenommen wor— 
den find. Sa 





’ Literarifche Notiz. 


Außer den bereits früher erfchienenen Commentaren von Cuno, Haaſe 
und Schwarze über das Gefeg vom 18. Now, 1848, die proviforifche Ein— 
richtung des Strafverfahrens bei Prefvergehen betr., ift neuerlich auch ein 
folder von dem Geh. Juſtiz-Rathe Dr. Groff (Dresden, bei Meinhold) ers 
fbienen. Der Name des Verfaflers bürgt, ftatt jeder weiteren Empfehlung, 
für den Werth diefer, hauptfächlich von dem praftifchen Standpunfte aus— 

ehenden Schrift und ermangelt daher die Redaction nicht, auf diefelbe das 
Bublikum befonders noch aufmerffam zu machen. 
Die Redaction. 


Drud von Breittopf und Härtel in Leipzig. 


XI. 
Eulpofe Tödtung oder verfuhter Mord ? 
Gin Rechtsfall. 


Das Bartifche des Rechtsfalls ergibt ſich aus den Entſchei— 
dungsgründen des erften. Erfenntniffes. In demfelben wurde 
Inculpat wegen verfuchten Mordes an einem Todten mit drei: 
jähriger Arbeitshausftrafe, in dem Erfenntniffe zweiter Inftanz 
aber wegen fahrläjliger Tödtung zu zweijähriger Arbeitshaus- 
ftrafe verurtheilt. 

Die Entjheidungsgründe zu dem erften Erfenntniffe find 
unter A., die zu dem zweiten unter B. angefügt. 

A | 


Am 12. December1849 wurde dem Vorftande der Gerichte 
zu Treuen angezeigt, daß in der vorhergegangenen Nacht der 
Webergefelle Carl Gottlob Walther der Jüngere, zu Treuen, 
von dem Handarbeiter Michael Schwanitz dajelbft erfchlagen 
worden ſei. Gleichzeitig gelangte zur Kenntniß des Gerichts, 
daß der Leichnam in die Wohnung des älteren Walther gefchafft 
und dafelbft unter Aufficht geftellt, der ald Urheber der Tödtung 
bezeichnete Handarbeiter Schwanig aber zur Haft gebradyt wor: 
den ſei. Noch deſſelben Tages verfchritt man, nad) fruchtlos 
angeftellten Wiederbelebungsverfuchen, zur legalen Obduction 
und Section des Leichnams, welcher letztere als der entfeelte 
Körper des jüngern Walther fowohl von defien Vater, als von 
dem vorgeführten Inculpaten Schwanig recognofeirt worden 

Neue Jahrbücher f. ſächſ. Strafrecht. VI. 3. 15 


218 


war. Bei der äußeren Befihtigung fand man namentlich, außer 
vier bläulicherothen Streifen am linfen Schenkel, welche augen: 
fcheinlich von, furz vor dem Tode erhaltenen Schlägen herrühr- 
ten, jedoch als zu dem eingetretenen Tode in gar feiner urſäch— 
lichen Beziehung ftehend erfannt worden find, theild an dem 
hinteren Theile des Kopfes Hautentfärbungen, ungewöhnfiche 
Erhöhungen, Quetſchungen uud Hautwunden, theils auf der 
Gefihtsfläche Duetfchungen und Blutverluft aus der Nafe, 
wogegen bei derinneren Befichtigung ſowol ſchon in den äußeren 
weichen Beverungen des Schädels bedeutende Blutergüſſe und 
Bluterfüllung, als ganz befonders nach Durchfägung des Schä- 
dels ſehr beträchtlicher Blutaustritt und Blutüberfüllungen im 
Gehirn und defien Häuten und Gefäßen bemerfbar wurden. 

Sonftige Untegelmäßigfeiten und organische Abnormitäten 
waren nicht zu finden, und fprad) fich Das auf deſſen Grund er- 
theilte gerichtsärztliche Gutachten im Wefentlichen dahin aus, 
das Walther Feines natürlichen, fondern eined gewaltfamen 
Fodes und zwar an Gehirnlähmung, wahrfcheinfich unter Mit: 
wirkung von Gehirnerfchütterung,, geſtotben ſei und die Ver: 
anlafjung zu diefer Störung, mithin zu dem Tode ſelbſt, in 
äußeren Gewaltthätigfeiten beſtehe, weldye den Kopf von-außen 
her mehrfach getroffen haben müßten. 

Der Urheberſchaft dieſer Berlegungen wird, wig ſchon an- 
gedentet, der Handarbeiter Johann Michael Schwanitz zu 
Treuen beſchuldigt. 

Die bisherigen Lebensverhältniffe deflelben bieten etwas 
Bemerfenswerthes nicht dar, außer daß er erft Fürzlich wegen 
Ercefies fih in Unterfuhung befunden hat und deßhalb mit 
ſechswoͤchiger, zur Zeit noch nicht verbüßter Gefängnißftrafe be— 
legt worden ift. 

Seine Beziehungen zu dem in feiner Nachbarſchaft woh— 
nenden jüngeren Walther mögen früher keineswegs unfriedliche 
geweſen feinz erft in neuerer Zeit hatte fich zwiſchen Beiden 
eine Feindfchaft entfponnen, wahrfcheinlich in Folge davon, daß 
Schwanig gegen Walthern in einer wider diefen anhängigen 
Diebftahlsunterfuchung als Anfläger aufgetreten war. 
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Als Ergebniß diefes feinpfeligen Verhättniffes ift es zu: 
nächft anzufehen, wenn Ehwanig am Nachmittag des 11. De: 
cember, an welchem fi, wie ihm befannt war, der jüngere 
Walther und der Lohgerber Julius Ferdinand Mofes aus Treuen 
in Hartmanndgrün befanden, um mit dem Begüterten Johann 
Gottlieb Stödel dafelbit Schaggräberei zu treiben, und dem: 
felben unter diefem Vorwande Geld abzuſchwindeln, ohne bes 
fonderen Anlaß oder Beruf ebenfalls nach Hartmannsgrün fid) 
verfügte, mit dem Entſchluſſe, die betrüglichen Pläne jener bei: 
den Berfonen durd Belehrung Stödels zu durchkreuzen. 

In Hartmannsgrün angelangt, traf Schwanig auf dem 
Dorfwege mit Walthern und Mofefen zufammen. Er ging eine 
Strede Weges hinter denfelben her. Es entipann fich zwifchen 
ihm und Walthern eine Schlägerei, bei weldyer er von diefem 
mittelft eines fofort aus einem nahegelegenen Gartenzaune aus: 
geriffenen Pfahles angegriffen wurde, und mehrere blutige Ver: 
legungen davon trug. 

Während Walther hierauf, unter Zurüdlaffung des ges 
dachten Zaunpfahles, die Flucht ergriff, begab fih Schwanig, 
niit dem an fih genommenen PBfahle, in die Vollftädt’fche 
Schenke zu Hartmannsgrün. Unter Fluchen und Lärmen er: 
zählte er hier fein Degegniß mit Walthern und Mofefen, und 
er ftieß dabei, wie er deffen, feines Ableugnens ungeachtet, 
durch die eidliche Ausfage des Wirthes, Friedrich Vollſtädt zu 
Hartmannsgrün und die abminiculierenden Depofitionen Marien 
Rofinen verehel. Bollftädt und eines gerade anwefenden Gaftes, 
Gottlob Oſchatzens aus Schönheide, für überführt zu achten, 
wiederholt die drohende Aeußerung aus: 

„Morgen früh lebt Der nicht mehr!“ 

Nach längerem, zum Theil fchlafend verbrachten, Aufent: 
halte entfernte er fi), und zwar nad) Angabe Bollftädt’8 unter 
der beftimmten Erklärung : 

„Der, der mic geſchlagen hat, lebt morgen nicht mehr!“ 

Seinem urfprünglichen Zwede gemäß ging er nun zu dem 
Begüterten Stödel, um diefen vor den Betrügereien Walthers 
und Mofefend zu warnen. Neben Ausführung diefes Vorhabens 
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nahm er Gelegenheit, von der am nämlichen Tage mit Wals 
thern beitandenen Schlägerei zu erzählen, und hierbei foll er, 
nad) eidlichen Berficherungen des anmwefenden Stödelfchen Sol): 
nes, Gottlieb Ehriftian Stöckels, welchen er felbft jedoch wider: 
fpricht, unter Hinweifung auf die erhaltenen Berlegungen ſich 
dahin geäußert haben: 

„daß Walther feine Prügel fchon wieder friegen 

würde,” 

Bon Hartmannsgrün begab ſich Inculpat in der zehnten 
Abenditunde nad) Treuen zurüd und zunächft in die Trögerfche 
Bierfchenfe, wofelbft er fich an einen Tiſch neben mehreren an- 
deren Gäſten niederließ. Auch hier gab das mehrgedachte Zu: 
fammentreffen mit Walthern Stoff zur Unterhaltung ; auch hier 
ließ er fi, wie er felbft nicht fchlechthin abredig gewefen, dahin 
aus, daß er fi) deßhalb an Walthern fchon wieder rächen 
werde, ja er fol dabei fogar nad) eidlicher Ausfage Guftav 
Adolph Dietrihs und Earl Gottlob Trögers die — von anderen 
Anweſenden überhörte — Aeußerung hingeworfen haben : 

„wer weiß, was die Leute morgen fagen!* 

Waͤhrenddem war übrigens auch Walther mit vem Weber: 
lehrling Friedrich Auguſt Tifchendorf aus Treuen in die Trö— 
gerſche Schankwirthſchaft eingetreten und hatte, anfcheinend 
ohne von Schwanigen beachtet zu werden, an einem abgefon- 
derten Tifche Pla genommen. Nach 12 Uhr hatte er ſich, 
gleichzeitig mit Tifchendorfen und mehreren anderen Gäften, 
wiederum entfernt und den Nachhauſeweg unter erbetenem Geleite 
des erfteren, gegen welchen er die Beforgniß eines abermaligen 
Zufammentreffend mit Schwanigen geäußert, angetreten. 

Bald darauf brach auch Schwanig, jedoch ebenfalls nicht 
allein, fondern in Gefellfchaft anderer Gäfte, aus der Tröger: 
ſchen Schenfe zum Heimmeg auf und ging, zuerft in Begleitung 
der Anderen, fpäter aber allein, in der Richtung nad) feiner 
Wohnung auf der Lengenfelverftraße fort, welche letztere als: 
dann an dem auf der Handzeichnung mit + bezeichneten SBuncte *) 


*) Anm. Die Localitäten anlangend, fo gehet von ber Lengenfelvers 
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der Schauplatz des von fo bedauerlichen Folgen begleiteten Zus 
fammentreffens mit dem in gleicher Richtung vorausgegangenen 
Walther werben follte. 

Diefem Zufammentreffen mit Walthern ging jedoch) zunächft 
noch) ein anderes Begegniß voraus. Als nämlich der obgedachte 
Weberlehrling Tiſchendorf, welcher Walthern auf deffen Bitten 
das Geleit bis zu dem auf der Handzeihnung mit Nr. 7 mar: 
firten Buncte, der Kießlingfchen Schenke, gegeben hatte, von 
da auf der Straße zurüdfehrte, ftieß er an der Stelle, an welcher 
von der Straße der Weg nad) dem Ringelsberge abgeht, auf 
den ihm entgegenfonnmenden Schwanig. Er wurde von diefem 
mit den Worten: 

„wart, hier treff ich dich gerade" 
angehalten, fprang jedoch auf die Seite und ergriff die Flucht. 
Dhne von Schwanigen, welcher vielmehr auf der Straße den 
Weg nad) feiner Wohnung zu fortfegte, verfolgt zu werden, 
blieb er noch eine Weile ftehen, in der Erwartung, daß Schwa— 
nig auch mit dem auf der Straße vorangegangenen Walther 
noch zufammenfommen würde, und erft, als er bei fortgeſetzter 
Aufmerffamfeit etwas hierauf Bezügliches nicht vernahm , trat 
er auch feinerfeitS den Nachhaufeweg an. 

Soviel nım das unmittelbar hierauf gefolgte Zufammen- 
treffen des Inculpaten mit Walthern betrifft, fo find zunächft 
die darauf Bezug habenden Bernehmlaffungen des Angejchul: 
digten felbft näher in’8 Auge zu faffen. Diefer geftand nun 
gleich bei dem erften fummarifchen Verhöre, daß er in der frag: 
lichen Nacht mit Walthern einen Streit gehabt und denfelben 
mit einem Stode gefchlagen habe; auch recognofeirte er einen 
ihm bei der Arretur abgenommenen Steden — nad) Befchreis 
bung des Gerichts einen von einer dünnen grünen Fichte ab» 


ſtraße ein Weg nach dem Ringelberg ab, darauf gelangt man auf berfelben Straße 
an die Kießlingſche Schenke, welcher in einiger Entfernung gegenüber, ein 
Brauhaus und das Hofmannjche Haus liegen, Cine Strede weiterhinauf 
liegt das Haus, wo Inculpat wohnt, und noch weiter (60 Schritte von diefem 
Haufe) das Prellerfhe Haus und noch weiter (in noch größerer Entfernung) 
das Haus, wo Walther wohnt. 


ftammenden, 1 Elle und 2 Zoll langen, am ftärferen Ende 
1300 1% Linie und am unteren Ende 10 Linien ftarfen Stod — 
als denjenigen, mit weldem er Walthern gejchlagen habe. 
Ueber den Hergang felbft gab er bei den fpecielleren Verneh— 
mungen an: 

Gr fei von der Trögerfchen Schenfe aus direct nad) Haufe 
gegangen. Eine furze Strede vor dem Hofmannfchen Haufe 
habe Walther geftanden und ihn angerebet: 

„Du gottverdammter Hund, ich ſtech' Dich todt.“ 

Dabei habe verfelbe ein offenes Meſſer in den Händen gehalten. 
Er habe nun Walthern abgewehrt und fidy nicht zu Leibe ge: 
laffen. Im fortwährenden Streiten feien fie auf der Straße vor: 
wärts bis vor das Prellerfhe Haus (Nr. 2) gelangt. Dabei 
habe er feinen im Prellerfchen Haufe wohnenden Bruder, Au— 
guft, zu Hülfe gerufen. Bor dem Prellerfhen Haufe feien fie 
zufammen niedergefallen. Und erft hier habe er Walthern ven . 
fraglichen Stod, welchen diefer bei fid) gehabt, abgenommen 
und ihm einige Hiebe verfegt. Er habe ſich darauf entfernt, 
während Walther auf dem Erdboden liegen geblieben. 

Hiernähft leugnet Inculpat, daß er Walthern verfolgt 
und zuerft angegriffen habe, behauptend, daß vielmehr diefer 
ihm aufgelauert und den erjten Angriff unternommen; er will 
ferner Walthern nicht auf den Kopf, fondern blos auf den 
Rüden und das Gefäß, und auch nicht vor, fondern erft nach 
dem Riederfallen auf die Erde, geichlagen haben, und er ftellt 
endlich die Abficht, Walthern zu tödten, durchaus in Abrede, 
indem er zugleich die Ueberzeugung ausfpricht, daß derfelbe 
nicht in Folge der Schläge, fondern vielmehr in Folge des Nie: 
derftürzend auf den hartgefrornen Erdboden ums Leben ge: 
fommen fei. 

Wendet man fich zur Prüfung und Vergleichung der vor= 
ftehenden Angaben mit den objectiven Unterfuchungsergebniffen, 
fo muß zunächft vie Behauptung des Inculpaten, daß auf dem 
Nahhaufewege von der Trögerfchen Schenfe er von Walthern 
erwartet und zuerft angegriffen worben fei, und daß insbefon- 
dere der bei dem Exceſſe gebrauchte Stod ſich urfprünglich im 
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Befige Walthers befunden habe, erhebliche Zweifel erregen, 
Denn, was zunächft den legtgedachten Umſtand betrifft, ift 
davon, daß Walther auf dem Nachhaufewege einen Stod be: 
jefien habe, etwas nicht ermittelt und insbefondere von Tifchens 
dorfen bei dem gemeinfchaftlichen Gange bis zur Kießlingichen 
Scenfe eine derartige Waffe in den Händen deſſelben nicht 
bemerft worden, Nun ift zwar auch im Befige des Inculpaten 
weder von den Gäſten in der Trögerfchen Echenfe, noch von 
Tiſchendorfen bei der mehrgedachten Begegnung auf der Lengen: 
felder Straße ein Werkzeug der fraglichen Art wahrgenommen 
worden. Allein wenn hiernach die Vermuthung entiteht, daß 
Einer von Beiden, entweder Schwanig, oder Walther, den 
Stod erit auf dem Nachhauſewege und zwar nad) dem Abgehen 
Tiſchendorfs ſich zu verichaffen gewußt habe — objchon hierüber 
etwas mit Sicherheit nicht zu ermitteln gewefen —, jo möchte 
man jih im Zweifel ſchon um deßwillen zu der legteren An: 
nahme, daß nänlih Schwanig fi) vor dem Zufammentreffen 
mit Walthern in den Befig des Stodes gefegt habe, hinneigen, 
weil Walther bei dem Zufanmenftoße mit Schwanigen nad) des 
legteren eigener Angabe bereits mit einer anderen, gleidy wirk⸗ 
famen Waffe, deren Anwendung übrigens den gleichzeitigen 
Gebrauch eines Stodes ausſchließen oder behindern mußte, 
nämlich mit einem aufgeſchlagenen Tafchenmefjer, ausgeftattet 
war und daher im minderen Grade das Bedürfniß einer ander: 
weiten Waffe fühlen mußte, als umgefehrt der übrigens wehr- 
lofe und ſchon bei der Schlägerei in Hartmannsgrün unter: 
legene Schwanitz im Angeficht feines vorausjeglic bewaffneten 
und bisher fiegreichen Gegners. 

Jene Annahme gewinnt aber an Haltbarkeit, wenn man 
damit — und dieß ift der zweite Punct, in welchem ſich die 
Angaben des Inculpaten ald unglaubhaft erweifen — die allge: 
meinere Erwägung in Verbindung bringt, daß nach den Er: 
gebniffen der Unterfuhung offenbar nicht der Inculpat von 
MWalthern erwartet und angehalten, fondern entgegengejeßt 
Walther von dem Inculpaten auf dem Nachhauſewege verfolgt 
und zuerft angegriffen worden ift. 
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In diefer Beziehung ift zunächft auf den Umftand hinzu— 
weien, daß aus der Trögerfchen Schenfe zuerft Walther, und 
erſt nach ihm, jedoch, wie ſich aus der Zeitfolge der nachherigen 
Begegnung mit dem Waltherfchen Begleiter Tiſchendorf beredy: 
nen läßt, auch nur furze Zeit darauf Schwanig zum Nach— 
hauſewege aufbrach, und daß hierbei zwar wohl der leßtere, 
wenn es ihn um einen Angriff auf den voransgegangenen 
Walther zu thun war, die Füglichfeit eines foldyen Unterneh: 
mens ungefähr zu berechnen im Stande war, nicht aber in gleis 
her Maße Walthern, wenn er es auf einen hinterliftigen An- 
fall gegen den noch in der Trögerfchen Schenfe zurüdgebliebe: 
nen Schwanig abgefehen hätte, die ſichere Vorausſicht gewährt 
war, ob, wann, und unter welchen der Ausführung förderlichen 
oder hinderlichen Umftänden Schwanig den Heimweg aus der 
Trögerfchen Schenfe antreten würde. Dabei mag nicht einge: 
wendet werden, daß Schwanig bei dem Aufbruche aus der 
Trögerfchen Schenfe an die Verfolgung des kurz zuvor fortge: 
gangenen Walther mit Rüdficht theils auf die Begleitung deſſel⸗ 
ben Seiten Tifchendorfs und mehrerer anderer Perfonen, theils 
auf die mit ihm ſelbſt gleichzeitig aufgebrochene Gefellfchaft nicht 
habe denfen können, da ihm vorausfeglic) recht wohl befannt 
gewefen ift, daß, wie aud) wirflich gefchehen,, ebenfowohl die 
Waltherfchen, als wie feine eigenen Begleiter je nad) der Lage 
der einzelnen Wohnungen in verfchievenen Richtungen nod) 
unterwegs abgehen und ihm daher nad) deſſen Erfolg auf ver 
weitergelegenen Wegeftrede noch Gelegenheit zum vereinzelten 
Zufammentreffen mit Walthern fid) darbieten würde. — 

Blickt man weiter auf die Vorgänge am fraglichen Tage 
zurück, fo läßt fich nicht verfennen,, daß diefelben, insbeſondere 
aber der Erfolg der in Hartmannsgrün ftattgefundenen Schlä— 
gerei, Feineswegs für Walthern, wohl aber für Schwanigen 
einen Grund oder doch Vorwand zu neuen Händeln abgeben 
fonnte, und während in der That Schwanig feine Erbitterung 
gegen Walthern wegen der von diefem erlittenen Mißhandlun— 
gen und den Entfchluß, ſich deßhalb noch an dem nämlichen 
Tage Genugihuung zu verfchaffen,, an verfchiedenen Orten und 
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in fehr beftimmter Weiſe zu erfennen gegeben hatte, ift Seiten 
Walthers etwas derartiges nicht befannt geworden; während 
Walther ſich bewogen gefunden hatte, zu feinem perfönlichen 
Schuke gegen. etwaige Nachſtellungen Schwanigend auf dem 
Heimwege aus der Trögerſchen Schenfe das Geleite Tiſchen— 
dorfs in Anfpruch zu nehmen, hat Schwaniß bei der fpäteren 
Begegnung mit diefem ohne allen Anlaß Händel gefucht und, 
wie e3 fait scheinen möchte, von deren Verfolgung bei dem Aus— 
weichen Tifchendorfs nur aus dem Grunde fofort wieder abge: 
ftanven, um nicht hierbei in dem bereits vorausgegangenen Wal: 
ther das eigentliche Ziel feiner Beftrebung zu verlieren. — Am 
beredteften Fpricht aber dafür, daß Schwanik der angreifende 
Theil geweſen fei, der Umftand, daß das Zufammentreffen mit 
Walthern vor dem Prellerfhen Haufe (PBunet + der Handzeich⸗ 
nung), mithin. an einer, von der Trögerfchen Schenfe ausge: 
gangen, Über Schwanigens Wohnung hinaus nad) 
ver Waliherfchen Wohnung zit gelegenen Stelle der Lengenfel- 
der Straße, ftattgefunden hat, Denn fo gewiß es auf der einen 
Seite iſt, Daß Walther, wenn er Schwanitzen hätte auflauern 
wollen, nicht dieſen Punct, Dis zu welchem jener auf dent gera⸗ 
den Wege nach ſeiner Wohnung nimmermehr gelangen können, 
ſondern eine Stelle bei oder vor der Schwanitzſchen Wohnung 
zum Hinterhalte gewählt haben würde, ebenſo ſicher muß auf 
der andern Seite, in Ermangelung eines gleichberechtigten Er: 
Härungsgrundes ) der Zweck, zu welchem Schwanig mit Ueber— 
gehung feiner Wohnung bis zu dem gedachten Puncte vorfchritt, 
in der Berfolgung Walthers gefunden werden, Als ein vergeb⸗ 
liches Bemühen erſcheint e8 aber, wenn Juculpat den Hergang 
fo darzuftellen‘ ſucht, als ſei das erfte Zufanimentreffen mit 
Walthern bereits an einem früheren, vor feiner Wohnung ges 
legenen Bunte‘ erfolgt und als ſeien ſie beide erſt im Berfolge 
des Streites beim fortwährenden Vorwärtsſchreiten bis zu dem 
Prellerichen Haufe gelangt, woſelbſt dann der Wortwechfel in 
Thätlichfeiten. ausgeartet feir Denn es ſteht dem Inculpaten 
hierunter fein eigenes, vorher abgelegtes, unzweideutiges Ge⸗ 
ſtaäͤndniß, daß Walther ihn am Prellerſchen Haufe erwartet und 


angeredet habe, jo wie die innere Unwahrfcheinlichkeit feines 
nenerlihen Vorbringens und die Ausfage mehrerer Zeugen, 
welche den Streit aus der Ferne mit angehört haben und als 
den Drt defielben übereinftimmend die Stelle vor dem Breller- 
ihen Haufe bezeichnen, entgegen. 

Uebergehend zu den Angaben des Angefchuldigten über die 
That felbft, fo fommen bei deren Prüfung zuvörderft die fchon 
beregten Depofitionen mehrerer Zeugen in Betracht, welche, von 
dem laut geführten Wortwechjel ver beiden Streitenden aus 
dem Schlafe erwedt oder font aufmerkſam gemacht, von ver- 
ſchiedenen Standpuncten, aus größerer oder geringerer Entfer— 
nung den Streit angehört haben. Es find dieß erftend die Be- 
wohner des Prellerfhen Haufes, ſodann die Bewohner des 
Hofmannfchen Haufes, weiter zwei, in der fraglichen Nacht 
in dem nahegelegenen Brauhaufe befchäftigte Perſonen, hier: 
nächft der in der Nähe des Punctes 6 der Handzeichnuug ge: 
ftandene Nachtwächter und endlich der Bewohner eines benach— 
barten Haufes, der Webermeifter Carl Auguft Mosler. 

Der ziemlich übereinftimmende Inhalt diefer Ausfagen läßt 
fich im Wefentlichen auf folgende Säge zurückführen: 

daß bei dem entftandenen Wortwechfel Einer der beiden 
Streitenden — nad der Stimme Michael Schwanig — dem 
Gegner vorgehalten, 

wie dieſer das Meſſer haußen habe und es ihm 
(Schwanigen) wohl machen wolle, wie in Hart 
manndgrün 
dabei aber wiederholt feinen im SPrellerfchen Haufe wohnenden 
Bruder mit den Worten herbeigerufen hat: 
„Auguft, Auguft, Fomm heraus, er hat das Meffer 
haußen“ 

daß ferner der Andere der beiden Streitenden — nad) dem 
Klange der Stimme der jüngere Walther — zwijchen jenen 
Worten Schwanigens wiederholt den Ausruf: 

Michel, laß mid) los! 
hören laſſen, 
daß, nachdem die Streitenden diefe Reden wechjelfeitig 
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mehrmals wiederholt, plötzlich ein Geräuſch erflungen, welches 
von einigen Zeugen als ein Fall auf den Erdboden, von ande: 
ven als ein mit einem Knüttel geführter Schlag auf einen 
menfchlihen Körper, von Einem Zeugen als „ein Pfäticher“ 
bezeichnet wird, | 

daß unmittelbar nach diefem Geräufche die Stimme des 
Einen der beiden Streitenden, Walthers, verftummt, wogegen 
die Stimme des Anderen noch fernerweit zu hören gewefen, 

daß bald hierauf noch mehrere einzelne Schläge — an 
fcheinend mit einem Knüttel oder einem Tragband auf einen 
menfchlichen Körper geführt — hintereinander gefallen, bis bei 
der Dazwifchenfunft einer dritten Perfon, Auguft Schwanigeng, 
und auf deffen Gebot, Ruhe eingetreten. 

Nah dem Vorftehenden läßt fich über den’ Verlauf des 
Exceſſes foviel mit einiger Wahrfcheinlichfeit annehmen, daß 
Walther zuerft von Schwanigen, dem er wiederholt zugerufen : 

„Michel, laß mich [og !” 
erfaßt worden ift, daß die vorgefallenen Thätlichfeiten ſämmt— 
lich von Schwanigen, ohne Erwiederung Seiten Walthers, 
ausgegangen und daß Walther fofort in Folge der erften mecha— 
nifhen Gewalt, welde ihn getroffen, Fampfunfähig gewor- 
den ift. 

Allein für die, für die rechtliche Beurtheilung wichtigften 
Fragen: ob diefe legtgedachte Verlegung ein Schlag auf den 
Körper Walthers, oder ein Fall auf den winterlich erftarrten 
Erdboden, und legteren Falls, ob ed der Fall Eines menfchlichen 
Körpers, des MWaltherfchen, oder aber beider Streitenden ge: 
wefen und durch welchen äußeren Anftoß das Niederftürzen her: 
beigeführt, fo wie, welche Körpertheile Walthers dadurch und 
durd) die fpäter gefolgten einzelnen Schläge getroffen worden 
find? ift aus den obgedachten Zeugenausfagen eine fichere Ent- 
Iheidungsgrundlage nicht zu gewinnen. 

Ebenfowenig finden dieſe Fragen in dem Befunde der 
‚gerichtsärztlihen Unterfuchung des Leichnams (wobei übrigens 
den Sachverſtaͤndigen der von Schwanigen bei der Schlägerei 
gebrauchte Stod nicht mit vorgelegen zu haben fcheint,) ihre 
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Beantwortung; vielmehr fpricht fid) das Gutachten dahin aus, 
daß ſich nicht mit Sicherheit nachweifen laffe, ob die Veran— 
lafjung zum Tode Walthers in Schlägen, welde den Kopf 
getroffen, oder in einem Sturze auf den Kopf zu fuchen fei, 
indem neben der Möglichfeit, daß ein mit heftiger Gewalt, 
wenn aud) mittelft eines nur mittelftarfen Stodes auf den Kopf 
Walthers geführter Schlag die tödtlihe Einwirfung auf das 
Gehirn defjelben ausgeübt habe und daß fomit Walther, zum 
Zode bereits getroffen, niedergeftürzt fei, die andere Möglichkeit 
beitehe, daß ein auf den Kopf des etwas beraufchten Walther in 
einer Falten Winternacht geführter Schlag nur Betäubung her: 
beigeführt habe und daß erft durch den hierauf erfolgten Sturz 
mit dem Kopfe auf den harten, gefrornen Boden der Tod: ein« 
getreten fei, ” 

Iſt fomit der unmittelbare, wie mittelbare Kaufalzufante 
menhang zwifchen den Seiten Schwanitzens verübten Gewalt: 
thätigfeiten und dem eingetretenen Tode Walthers nicht zu er: 
mitteln gewefen, fo ergiebt fid) hieraus von felbft die rechtliche 
Folgerung, daß Inculpat des Verbrechens der Tödtung nicht 
für ſchuldig erachtet und deßhalb beftraft werden kann. 

Allein wenn man auch von diefem Erfolge ganz abfieht 
und vielmehr von der Annahme ausgeht, daß der Tod Wal: 
thers durch einen, von dem Willen und Wirfen Schwanigens 
vielleiht unabhängigen Sturz auf den Boden herbeigeführt, 
mithin die fpäter zugefügten Gewaltthätigfeiten nur gegen ven 
auf den Boden hingeftredten Leichnam gerichtet geweſen feien, 
fo bleibt doc die Handlungsweife des Inculpaten darum noch 
feineswegs ftraflos, fondern fie tritt nur mit Hinficht auf die 
ihr zum Grunde gelegene Abficht in die Grenzen des Verſuches 
und namentlich in die Reihe derjenigen Bälle zurüd, welche in 
Art. 27 des Criminalgeſetzbuchs vorgefehen worden find. Daß 
aber die Abficht des Angefchuldigten dei den, Walthern zugefüg: 
ten Gewaltthätigfeiten auf Körperverlegung der ſchwereren Art 
und, wenigftend eventuell, ſelbſt auf Tödtung deſſelben gerich- 
tet gewejen fei, hat man, ungeadhtet des Ableugnens des Ins 
eulpaten, anzunehmen unbedenklich gefunden. Dafür fprechen 


nämlich zunächft die der That in Furzer Aufeinanderfolge vor: 
ausgegangenen Bedrohungen des Inculpaten, welche nicht blos 
im Allgemeinen davon, daß derfelbe feit und in Folge der in 
Hartmannsgrün erlittenen Niederlage von Erbitterung und 
Rachegedanken gegen Walthern erfüllt gewefen fei, Zeugniß 
ablegen, fondern insbefondere auch, was namentlid) die am 
Nachmittage des 11. December in der Vollſtädtſchen Schenke 
ausgeftoßenen anlangt, in fehr deutlicher und beftimmter Weife 
auf den fpäter wirklic) eingetretenen Erfolg hinweijen. Sodann 
ift nicht unbeachtet zu laſſen, daß Inculpat die Gewaltthätigfei: 
ten gegen einen, bereits bewußtlos niedergefunfenen und kampf— 
unfähig gewordenen Gegner, weldyen er felbft ſchon für ſchwer— 
getroffen halten mußte, noch mit ziemlicher Beharrlichfeit und 
Kraft fortfeßte, und e8 beweiſt endlid die Befchaffenheit eines 
Theild der am Leichname gefundenen Verlegungen, welche uns 
bezweifelt von Schwanigen herrühren und, wenn fte nicht an 
fi) oder in Verbindung mit anderen, dem Inculpaten nicht zus 
zurechnenden Einwirkungen den Tod Waltherd wirklich herbeis 
geführt haben, doc) folhen herbeizuführen an fi) wohl geeignet 
waren, wenigitens für Die Öleichgültigfeit des Inculpaten gegen 
die verfchiedenen möglichen Erfolge feiner Handlung. Denn 
muß man auch von den am linfen Schenfel des Leichnams 
wahrgenommenen, bier einflußlofen Streifen ganz abfehen, und 
muß es aud) ferner, was die am Kopfe befundenen wefentlichen 
Berlegungen betrifft, unentſchieden bleiben, ob und welche der: 
jelben von dem Falle Walthers hergerührt und den Tod veffels 
ben verurfacht haben, fo ift e8 doch im höchſten Grade wahr: 
ſcheinlich, daß diefe legteren mehrfachen und an entge: 
gengefesten Theilen des Kopfes fihtbaren Wunden nicht 
ausfchließlich von einem Falle des Waltherfchen Körpers auf 
den, wennfchon anjcheinend etwas unebenen Boden, jondern 
zum Theil auch durdy nad) den Kopfe geführte Schläge Schwa- 
nisens mit dem oftgedachten Stode hervorgebracht worden find. 
Daß aber derartige Einwirkungen auf diefe Theile des menſch— 
lihen Körpers abfolut oder unter Umftänden tödtlich werden 
önnen, konnte dem Inculpaten nicht unbekannt fein. Man hat 
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daher auf Grund des Art. 27 des Eriminalgefegbuchs, übrigens 
mit Rüdficht darauf, daß man in der That, wenn jolche fonft 
erwiefenermaßen mit tödtlihem Erfolge begleitet geweſen wäre, 
noch immer nicht die fubjertiven Vorausfegungen des Art. 121, 
fondern nur diejenigen des Art. 123 des Criminalgeſetzbuchs 
wiedergefunden und hiernady die Strafe des vollendeten Ver: 
brechens bemeffen haben würde, eine dreijährige Arbeitshaus— 
ftrafe dem Grade der vom Inculpaten an den Tag gelegten 


Böswilligfeit entfprechend erachtet. 
Der Koftenpunct bedarf feiner befondern Rechtfertigung. 


B. 
Entfheidungsgründe. 

Indem man im Hauptwerfe ſich auf die, in den Entichei« 
dungsgründen des vorigen Erfenntniffes enthaltene ausführliche 
und gründliche Relation der Ergebniffe der Unterfuchung be: 
rufen fann, ift zur Rechtfertigung vorftehenden Erfenntniffes 
noch Folgendes zu bemerken gewejen: 

Die erfte Frage, deren Beantwortung von Einfluffe auf die 
Entſcheidung ift, geht dahin: ob anzunehmen fei, daß Incul⸗ 
pat den Webergefellen Walther in der Nacht vom 11. bis 12. 
December 1849 bei ihrem Zufammentreffen auf der Straße 
nady Lengenfeld angegriffen oder aber, ob Walther ihn ange: 
griffen und Inculpat nur zur Abwehr diefes Angriffs Thätlich: 
feiten gegen Walther verübt habe. Ueberwiegende Gründe fpre: 
hen für Annahme des erftern Falles und dafür, daß Walther 
auf dem Wege in feine Wohnung von dem Inculpaten verfolgt 
und von dieſem zuerft angegriffen worden fei. 

Denn, wenn fchon der Umftand, daß Walther vor dem 
Inculpaten die Trögerfche Schenfe verlaffen hat, nicht für dieſe 
Meinung angezogen werden kann, da er eher dafür fpricht, daß 
Walther, deſſen Wohnung nad) Bl, — über die des Inculs 
paten hinauslag, dem Inculpaten unterwegs auflauern wollen, 
fo wird dieſe Meinnng doch durch folgende Thatjachen genügend 
gerechtfertigt. 

Zunächit gelangt in Betracht, daß für Walthern, der feinen 


Gegner bereitö in den Nachmittagsſtunden defielben Tages be: 
fiegt hatte, wie Inculpat felbft BI. — anführt, fein ausrei- 
chender Grund vorlag, nochmals fi an dem Inculpaten zu 
vergreifen, zumal der Streit am Nachmittage nad) der Ausfage 
des Di. — abgehörten Zeugen nicht ohne einige Verſchuldung 
Ineulpatens entjtanden zu fein fcheint. Bielmehr liegt die An: 
nahme fehr nahe, daß Inculpat, welcher theils durd) die erhal: 
tenen Schläge, theild wohl auch durch die wiederholten Fragen 
über die Bewandniß der Schlägerei auf den Gefellen Walther 
fehr erbittert worden ift, die erfte Gelegenheit wahrnahm, ſich 
an dem Urheber der Schläge und des ihm angethanen Schim— 
pfes zu rächen. Hierfür fprechen noch die mannichfachen Droh— 
ungen, welche Inculpat (wie die Bl, — angezogenen Zeugen 
ausfagen in Verbindung mit feinen Auslafjungen Bl. — be: 
weifen) fowohl in der Hartmannsgrünfchen Schenfe fofort nad) 
dem Borfalle, als insbejondere fpäter in der Trögerfchen 
Schenke ausgeftoßen hat und welche mindeftens den Entfchluß 
des Inculpatens Fund geben, den erlittenen Schimpf baldmög: 
licht zu rächen. Ebenſo hatte Walther ſich zu feinem Schuße 
die Begleitung eines Dritten, des Gefellen Tifchendorf, ausge: 
beten, mit einer, die Furcht eines Ueberfalls ausfprechenden 
Aeußerung, zu welcher er wohl durch den Anblick des gleichzeitig 
anweſenden Inculpatens, vielleicht audy durch die Drohungen 
des leßteren, wenn er foldhe vernommen hat, veranlaßt fein 
fonnte. Endlich ift noch zu berüdjichtigen, daß der Streit und 
die Scylägerei in der Nacht erft an dem Prellerfchen Haufe, 
welches über die Wohnung Schwanigens hinausliegt, begon— 
nen und beendigt worden ift. Für diefen Umftand ſprechen die 
vielfachen, unter fich übereinftimmenden Zeugenausfagen, weld)e 
Bl. — angezogen find. 

Die Zweifelsgründe, welche gegen diefe Anficht geltend 
gemacht werden können, reichen nicht aus, das Gewicht diefer 
Thatfachen zu entkräften. 

As folche Zweifelsgründe erfcheinen folgende: 
Der Gefelle Tifchenvorf gibt an, daß, als er fih von 


Walthern bei dem Kießlingfchen Schenfftätte getrennt hatte, er 
auf der Lengenfelder Straße zurüdgegangen und bei dem nad) 
dem Ringelberge abgehenden Wege auf Schwanigen geftoßen 
fei, welcher ihn angehalten habe, fo wie daß er, als legterer 
weitergegangen ſei, einige Zeit gewartet habe, um zu hören, ob 
Schwanig mit Walthern noch zufammentreffen werde, er jedod) 
ehvas derartiges nicht gehört habe und ſodann fortgeganzs 
gen fei. Hieraus ergibt ih, dag Walther einen, die Ent: 
fernung der Kießlingichen Schenkftätte von dem Ringelberger 
Wege doppelt umfafjenden Raum bereits durchfchritten haben 
konnte, als Schwanig mit Tifchendorf zufammentraf, und daß 
ſonach Walther einigen Vorjprung hatte, fo wie, daß er aud) 
in den nächftfolgenden Minuten, obſchon die Nacht ruhig ges 
weſen, nichts gehört hat, was auf ein Zufammenftoßen Schwa= 
nigs und Walthers jchließen läßt. Die Entfernung der bier 
fraglihen Puncte von dem Schwanipfchen oder Prellerfchen 
Haufe ift in den Acten nicht angegeben und es kann daher die 
Richtigkeit der Bl. — vom Defenfor aufgeftellten Behauptung, 
daß dieſe Entfernung Feine unbedeutende fei, hierorts nicht bes 
urtheilt werden. Allein da die Thatjache feititeht, daß der 
Streit und Kampf erft am Prellerfchen Haufe begonnen habe, 
weldyes über die Schwanigfche Behaufung hinaus, jedoch vor 
der Waltherichen Wohnung liegt, — wofür man insbefondere 
auf die beftimmten Ausfagen Bl. — verweift —, fo muß noth: 
wendigerweiſe Inculpat über feine Wohnung hinausgegangen 
und dafeldft auf Walthern geftoßen fein, Es ift nun allerdings 
möglid, daß Schwanig rafcher gegangen, als Walther, oder daß 
legterer aus irgend einem Grunde unterwegs ſich verweilt habe 
oder daß er bei dem Prellerfhen Haufe ftehen geblieben fei, um 
von da aus zu beobadten, ob Schwanig, welcher denjelben 
Weg fommen mußte, fi) nach Haufe begeben werde, Eine Ge: 
wißheit hierüber zu erlangen, ift bei der Lage der Sache nicht 
möglich, und es muß daher die obige Thatfache genügen, gleid)- 
viel wie man fie mit den übrigen Umftänden vereinigen will. 
Aus ihr entipringt aber die ſtärkſte Vermuthung dafür, daß 
Schwanitz weiter, als er nöthig hatte, um nad) Haufe zu 


gelangen, gegangen und erft, nachdem er bei dieſem vorbei ges 
fommen ift, auf Walthern geftoßen fei. 

Bon dem Defenfor ift hiernächſt BI. — geltend gemacht 
worden, daß nad) den Ausfagen der Zeugen, welche den Streit 
gehört haben, Walther ven Streit begonnen habe. Allein wie 
hierüber die Ausjagen Bl. — feinen genügenden Aufichluß ger 
währen, fo gewinnt e8 vielmehr nach den Ausfagen BL. — 
den Anfchein, daß Schwanig, indem er Walthern gleichzeitig 
Borwürfe über fein Benehmen gegen ihn in Hartmannsgrün 
gemacht hat, zuerſt Walthern angegriffen hat, da diefer gerufen: 
„Michel, greif' mich nicht an!“ „Michel, laß mid) los!“ Es 
fann dabei mit Hinblid auf BL. — zugegeben werben, daf 
Walther gleichzeitig zur Abwehr des Angriffs ein Meſſer ge: 
zogen habe, ohne daß jedoch hierdurd) etwas in der Sache felbft 
geändert wird, zumal der Bl. — abgehörte Zeuge verfichert, 
daß Schwanig, nachdem ihn Walther aufgefordert , ihn loszu: 
lafien, gejagt habe: „ich laſſ' Dich nicht fahren, vor Deinem 
Meſſer fürdyt ich mich nicht !* 

Allerdings hat nun Inculpat aud) mit Beziehung darauf, 
daß Walther das Meffer gezogen habe, feinen Bruder, wel: 
cher in dem Prellerichen Haufe wohnt, um Hilfe angerufen 
Allein hieraus folgt nidyts für die Meinung, daß Schwaniß der 
angegriffene Theil geweſen fei, da fich ebenfo gut denfen läßt, 
daß Schwanitz, auf eine foldye Abwehr nicht vorbereitet, behufs 
der fchnelleren oder ficherern Bezwingung feines Gegners, Die 
Hilfe feines, in unmittelbarer Nähe befindlichen Bruders ange: 
rufen hat. 

- Nimmt man nun an, daß Inculpat Walthern angegriffen 
habe, fonad) des Erfteren Anführen, wie er nur Walthers An: 
griffe abzumehren ſich genöthigt gefehen habe, nicht wahr fei, fo 
ift zu der Frage überzugehen,, wodurch der Tod Walthers her: 
beigeführt worden fei. In voriger Inftanz hat man, geftügt 
auf das gerichtsärztliche Gutachten, dahin ſich ausgefprocyen, 
daß der Baufalzufammenhang zwifchen den Seiten Schwa— 
nigs verübten Gewaltthätigfeiten und dem eingetretnen Tode 
Walthers nicht zu ermitteln gewefen fei, ſonach Inculpat 
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des Verbrechens der Tödtung nicht für ſchuldig erachtet wer: 
den fünne. 

Allein diefer Anficht ift nicht beizutreten geweſen. 

Das Gutachten der Gerichtsärzte läßt unentfchieden, ob 
Walther in Folge des Sturzes auf den Boden oder aber in 
Folge erhaltner Schläge tödtlich verlegt worden fei. Selbft 
wenn man davon abfehen will, daß die mehrfachen, an 
entgegengefehsten Theilen des Kopfes fihtbaren Ber: 
legungen nicht ausfchließlih von dem Falle auf den Boden, 
fondern jedenfalls allein oder wenigſtens theilmeife von Schläs 
gen auf den Kopf Walthers herrühren, fo wie angenommen, daß 
Schwanig Walthern nicht eher, als derfelbe bereits am Boden 
gelegen, geichlagen habe, fo muß er immer noch als Urheber des 
Todes Waltherd angefehen werden. Die günftigfte Annahme 
für Inculpaten ift es nämlich, wenn man davon ausgeht, daß 
der Tod Walthers bereits und fofort erfolgt fei, als er auf den 
Boden gefallen it. Walther ift nad der Verfiherung Ins 
culpatens dadurch gefallen, daß er und Inculpat fi gepadt 
haben und dabei niedergeftürzt find. Geht man nun davon 
aus, dag Inculpat Walthern zuerft angefaßt und angegriffen hat, 
fo ift er aud) für den Fall Walthers, der hierdurch herbeigeführt 
worden ift, verantwortlich zu machen und er als Urheber defjel: 
ben anzufehen. Seine Handlung war es, durch welche Walther 
nieberftürzte und ſich tödtlich verlegte, und in ihr liegt wenigſtens 
die mittelbare Urfache der Verlegung felbft. Vergl. noch Henke, 
Lehrb. d. Erim, Rechts. Bd. II, ©. 129 f. Heffter, Lehrb. d. 
Erim. Rechts. $. 231. 

Es kann auch feinem Bedenken unterliegen, von diefer 
Meinung bei dem jegigen Erkenntniſſe auszugehen und die für 
Inculpaten günftigere Anficht der vorigen Inftanz aufzugeben, 
weil, wie ſich weiter noch zeigen wird, die in zweiter Iuftanz 
gefaßte Anficht fchließlich noch zu einer Herabfegung der Strafe 
führt und dieſes Ergebniß ausreichend ift, um den Einwand, 
als ob eine reformatio in durius ertheilt worden, zu be: 
feitigen. 

Fragt man nun, in welcher Abfiht Inculpat Walthern 


thätlich angegriffen habe, fo fann man aud) hier der Anficht der 
vorigen Inftanz, welche einen animus necandi angenommen 
hat, nicht beitreten. Die vorige Inftanz hat diefe Annahme auf 
die bereits‘ obengedadhten Drohreden Inculpatens begründet. 
Allein — abgejehen davon, daß in confequenter Fortführung 
diefer Meinung nicht ein Todtichlag, fondern vielmehr, da diefe 
Drohreden eine nicht unbeträchtliche Zeit vor der Ausführung 
erfolgt ſind und daher auf eine, mit dem Todtjchlage nicht ver- 
einbare PBrämeditation hinweifen, ein Mord anzunehmen fein 
würde — will man zu Öunften Inculpatens annehmen, daß er 
nicht fo tief gefunfen fei, eines der ſchwerſten Verbrechen beab— 
ſichtigt und in feiner. Erbitterung darauf gedacht zu haben, wie 
er nur in der Vernichtung feines Gegners, mit welchem er frü: 
her nicht einmal in feindfeligen Verhältniffen geftanden (BI. —-), 
Befriedigung feines Zorns finden könne, Scheint Inculpat aud) 
nad) Inhalt der Beilagsacten und Bl. — ver gegenwärtigen 
Acten zu Erceffen geneigt zu fein, fo liefern die Acten doch im 
Uebrigen feinen Beweis für eine fo tiefe fittliche Verworfenheit 
des Inculpaten, als fie bei jener Annahme vorausgefegt werben 
müßte. Wohl mag er bei jenen Drohungen gemeint und beab⸗ 
fihtigt Haben, Walthern die empfangenen Schläge in reichlichem 
Mae zu vergelten und fomit fich eine vollftändige Genugthuung 
zuverfhaffen, allein zu einer ſchwereren Beſchuldigung Incul⸗ 
patens fehlt 8, wie bemerft, an ausreichender Unterlage in den 
Acten. Für diefe mildere Beurtheilung läßt fich endlich auch die 
Ausfage des BI. — abgehörten Zeugen anführen, welcher an= 
gibt, daß Inculpat, als Walther zu Boden gefallen, wiederholt 
gerufen habe: „Willft Du auf, willft Du auf“, was ſich mit der 
Abfiht, dag er ihm erfchlagen wollen, ‚nicht wohl vereinigen 
läßt. Unter diefen Umftänden will man auf die Ausfage der 
Ehefrau Inculpatens Bl. — nicht weiter eingehen, obſchon 
auch im diefer eine Unterftügung der hier angenommenen 
Meinung deßhalb gefunden "werden Fönnte, weil höchſt— 
wahrſcheinlich Inculpat, wenn er die Abficht, Walthern zu 
erihlagen, ‚gehabt oder nur, daß er ihn getödtet, geglaubt 
hätte, wohl in einem aufgeregteren — ſich befunden 


und überhaupt fi) anders, als bezeugt wird, benommen has 
ben würde. 

Nach diefem Allen kann darüber nicht gezweifelt werden, 
daß Inculpat durch feine Handlung den Tod Walthers herbei- 
geführt habe, und daß auf diefe fowohl die Etrafbeftimmungen 
des Art. 132 als insbefondere die des Art. 127 des Erim.- 
Geſetzbuchs Anwendung leiden. Man hat, da die legteren fi 
hier als die ſchwereren darftellen, Inculpaten der fahrläffie 
ger Tödtung Walthers für fchuldig erachtet und für ange: 
meffen befunden, nad) Art. 127 die erfannte Strafe in der Maße, 
wie geſchehen, herabzufegen. 

Die Entfcheidung in Betreff der älteren und neueren Kos 
ften bedarf keiner befonderen Rechtfertigung. 


XI. 


Wer ift bei denjenigen Verbrechen, deren Inter: 

fuchung und Beftrafung, von einem Antrage des 

Berlegten abhängig ift, zur Stellung und Zurüd: 

nahme des Strafantrags dann berechtigt, wenn 

der Verlegte eine unter Vormundſchaft ftehende 
Perſon ift? 


Dom 
Herrn Actuar Noßtänſcher zu Neufalza. 


Unter ven vielen Eontroverfen, welche in der Lehre von den 
oberwähnten Verbrechen vorkommen, umd deren Beantwortung 
dem Unterfuchungsrichter fowohl als dem Strafrichter mitunter 
nicht geringe Verlegenheiten bereitet, ift Die in der Ueberſchrift 
genannte ohne Zweifel eine der fehwierigften und zugleich prac- 
tiichwichtigften. 


237 


Es kann, wenn dergleichen Berbrechen gegen Berfonen, die 
unter Bormundfchaft ftehen, verübt worden find, der doppelte 
Fall eintreten, daß entweder leßtere felbft, oder daß deren civil 
rechtliche Vertreter vor Gericht erfcheinen, um den erforderlichen 
Strafantrag, beziehendlich für ihre Pflegbefohlenen, zu ftellen, 
oder einen bereit geftellten Antrag wieder zurüd zu nehmen; 
es fann ferner vorfommen, daß jene mit diefen über die Frage, _ 
ob die Unterfuchung gegen den Thäter und deſſen Beftrafung 
zu beantragen fei oder nicht, verfchiedener Anficht find; es kann 
endlich wohl auch gefchehen, daß die gefeglichen Vertreter felbft 
die Thäter, oder doc) wenigftens bei dem in Frage befangenen 
Verbrechen betheiliget find. 

Wie hat fich hier der Nichter zu verhalten? wen foll er 
das Klagerecht und das Recht zur Zurücknahme des Etrafan- 
trags geftatten, dem Verletzten felbft, oder dem Bormunde? foll 
er dem Vormunde zugeftehen, wider den Willen des Pflegbefoh:, 
fenen zu denunriren, und wer fol in dem zulegt erwähnten Salle 
die Rechte des Verlegten wahrnehmen? 

Für den ſächſiſchen Juriſten — und auf das fächfifche Recht 
ſoll ſich mit Rüdfiht auf die Tendenz der Jahrbücher diefe Ab: 
handlung befchränfen — ift die Frage von befonderer Wichtig: 
feit, weil durch das Eriminalgefegbud) vom 30. März 1838 
die Anzahl der gedachten Verbrechen im Verhaͤltniß zu dem frü: 
heren Rechte und zu der neueren Gefeggebung anderer Staaten 
bedeutend vermehrt worden ift, eine dießfallfige gefegliche Be— 
flimmung aber, wie fie in anderen Griminalgefegbüchern ſich 
vorfindet, *) nicht vorhanden ift. 


) 3.8. im Würtembergifchen Strafgefegbuche Art. 137. Derſelbe 
lautet: „Zu Anbringung der Klage bei Gericht ift der Betheiligte, wenn er 
das 16. Jahr zurücgelegt hat, berechtigt; hat derfelbe diefes Alter noch nicht 
erreicht, oder ift er wegen Krankheit oder Abwefenheit felbft vor Gericht zu 
handeln verhindert, fo find diejenigen, welche kraft ehelicher, älterlicher oder 
vormundfchaftlicher Gewalt feine Perfon zu vertreten haben , ſlatt feiner zur 
Klage berechtiget. Die Bälle, in denen ausnahmsweiſe den Vertretern des 
Beichädigten, oder anderen Berfonen , oder Behörden fogar gegen den Willen 
des Grfteren ein eigenes Klagerecht zufteht, find im Geſetze befenders be⸗ 
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Zwar enthält Art. 203 des fähhfifchen Griminalgefeßbuches 
im zweiten Abfchnitte unter anderen auch die Beſtimmung, daß 
bei Ehrenverlegungen gegen Eheweiber und Kinder auch bie 
Ehemänner und Bäter zu dem Strafantrage berechtigt fein 
follen:. Allein es ift ſchon hinlänglich befannt, und bedarf ſonach 
feiner weiteren Beleuchtung, daß diefe Vorfchrift fich auf die 
fogenannte mittelbare Injurie bezieht, und ſonach hierher, wo 
von einer Vertretung der Rechte des Verletzten die Rede ift, 
gar nicht gehört. *) 

Ebenfowenig können die Vorfchriften in Art. 263. 264. 
265. und 266, nad) welchen den Aeltern und Vormündern bei 
den dort erwähnten Verbrechen das Klagerecht nachgelaſſen ift, 
auf den gegenwärtigen Ball angewendet werben, weil hier der 
Grund zu diefer Berechtigung ebenfalls nicht in dem BBertre: 
tungsrechte, fondern vielmehr darin liegt, daß in jenen Fällen 
‚die genannten Vertreter felbft al& verlegt angefehen werden. 

Aus den Landtagsverhandlungen vom Jahre 1836 zu 1837 
geht hervor, daß man das Bedürfniß einer folden geſetlichen 
Beſtimmung lebhaft fühlte. 

Von der Deputation der erſten Kammer zur Vorberathung 
des Criminalgeſetzbuches wurde nämlich in ihrem Bericht vom 
4. November 1836 nach Anleitung des 121. Artikels des Ent- 
wurfs des Würtembergfchen Strafgeſetzbuchs (des älteren vom 
Sahre 1832) nad) Art. 5 folgender Zufagartifel vorgefchlagen : 

„sn allen Fällen, wo nad) diefem Geſetzbuche Unter: 
fuchung und Strafe nur auf Antrag der beleidigten (2) Per: 
fonen ftattfindet, find, wenn diefe legtere unter Alters- oder 
Zuftandsvormundfchaft fteht, diejenigen, welche vermöge ches 
licher, väterlicher oder vormundfchaftlicher Gewalt deren Per: 
fon zu vertreten haben, at ihrer Stelle zur Erhebung der An 
flage, fo wie zur Zurücknahme derfelben berechtiget. Ausges 
nommen hiervon find die unmündigen Ehefrauen, wein fie 


Nimmt. Waren die Bertreter des Befchädigten ſelbſt die Thäter, fo iſt das 
Derfahren von Amtswegen gegen fie einzuleiten, ’’ 


*) f. Weiß, Criminalgeſetzbuch S. 309. 


gegen ihren Ehemann Anklage erheben wollen, in welchem 
Falle fie nicht nur zur Anklage berechtiget, fondern auch an 
die Zuftimmung des Vormundes nicht gebunden find. Waren 
die Vertreter der Beleidigten felbft vie Thäter, fo tritt mit 
Ausnahme des zulegt gedachten Hals, das Verfahren von 
Amtswegen ein.” 

Diefer Artifel wurde von der erften Kammer ohne * 
angenommen. In der zweiten Kammer dagegen wurde er ver- 
worfen, weil er, formell betrachtet, mehr in das Civilrecht, oder 
wenigitens in den Griminalprozeß, gehöre, in materieller Be; 
ziehung aber das Bedenken gegen ſich habe, daß jeder, der durch 
eine widerrechtliche Handlung des Anderen verlegt fei, ohne 
Unterfdied des Alters und anderer Verhältniffe 
zur Anzeige bereihtiget fein müffe. *) 

Bon der Deputation der erften Kammer wurde hierauf 
folgende veränderte Faſſung vorgefchlagen: 

„In allen Fällen, wo nach diefem Gefeßbuche Unterfu: 
Hung und Strafe nur auf Antrag der beleidigten (2) Perſon 
Statt findet, find, wenn diefe Iegtere unter ehelicher, Alters- 
oder Zuftandsvormundfchaft fteht, Diejenigen, welche ver: 
möge ehelicher, älterlidher oder vormundfchaftliher Gewalt 
die beleivigte Perſon zu vertreten haben, gleichfalls zur 
Erhebung der Anklage berechtiget ; für unmündige Ehefrauen 
fönnen deren Bormünder gegen den Ehemann derfelben Klage 
nicht erheben.” 

Allein auch diefe Faſſung erhielt die Genehmigung ber 
zweiten Kammer nicht und die erfte Kammer ließ hierauf den 
Zufaßartifel gänzlich fallen. 

Beim Mangel eines fpezielen Geſetzes kann es nicht feh- 
len, daß in Bezug auf diefe Frage, welche ſonach nad) den all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen beantwortet werden muß, die hin= 
fihtlich der Vertretung der unter Vormundſchaft ftehenden Per: 
fonen gelten, in der Praris eine große Meinungsverfchieden- 


heit herrſcht. 


*) Bol, Mittheil. S. 315. 1803, 1804, 4144. 4358, 5331. 5668. 
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Den Berfaffer find ſchon mehrere Fälle vorgefonnmen, in 
welchen Perfonen, die der Volljaͤhrigkeit nahe ftanden und we⸗ 
gen dergleichen gegen fie verübter Verbrechen die Unterſuchung 
gegen den Thäter und deſſen Beſtrafung vor Gericht; verlangten, 
von dem Unterfuchungsrichter mit den Bedeuten abgewieſen 
wurden, daß an ihrer Statt der Altersvormund zw denunciren 
habe, während andere Richter in gleichen Fällen fchon dreizehn 
und vierzehnjährigen Perfonen das Klagerecht gejtatteten: 

Dieb kann um fo weniger befremden, je weniger ſich vers 
fennen läßt, daß die analoge Anwendung jener allgemeinen 
Rechtsprinzipien auf den vorliegenden Fall bedeutenden Schwie— 
rigfeiten unterworfen ift. 

Möge aus diefem Grunde dem Verfaſſer, welcher wohl 
fühlt, daß feine Feder der Schwierigkeit des, feines Wiſſens 
noch von Niemanden behandelten Gegenftandes nicht gewach— 
fen ift, eine um fo nachfichtigere Beurtheilung feines Verſuchs 

zu Theil werden. 

Zuvörderft mag hier die Bemerfung Platz finden, daß die— 
elben Grundfäße, welche von der Stellung des Strafantrags 
gelten, auch für die Zurücknahme deſſelben maaßgebend fein 
müffen. 

Es folgt diefes vermöge des Schluſſes ex opposito noth: 
wendig aus Art. 75 des Criminalgeſetzbuchs, weil nad) denifel: 
ben mit der rechtzeitigen Zurüdnahme des Strafantrags die 
Beitrafung des Thäters hinwegfällt, diefelbe mithin weiter 
nichts als einen ausdrüdlichen Verzicht auf die Beftrafung 
enthält. 

Zunächſt kann nun gefragt werden 

I. 
find die. civilrechtlihen Vertreter jener Perfonen (Väter, Vor: 
münder, Ehemänner) beretiget, für diefelben dergleichen An: 
träge zu ftellen und zurüdzunehmen? 

Das ſächſiſche Criminalgeſetzbuch giebt hierüber, wie ſchon 
oberwähnt, feinen Aufichluß. 

Was die ausländiihe Gefepgebung anlangt, fo ift in 


241 


Würtemberg den civilrechtlichen Vertretern diefes Recht im all: 
gemeinen gejtattet. *) 

Ebenfo in Preußen und Baden. **) 

Aus den Verhandlungen des Landtags vom Jahre 1836 
zu 1837 geht mehrfad, hervor, daß man damals aud) in Sach— 
fen fein Bedenfen trug, ihnen dieſes Recht einzuräumen, 

Denn in dem von der Deputation der eriten Kammer vor: 
geichlagenen bereits oben erwähnten Zufagartifel war dieß be= 
ftimmt ausgefprochen, und wenn derfelbe aud) die Zuſtimmung 
der zweiten Kammer nicht erhielt, fo lag doc) der Grund hier⸗ 
von nicht darin, weil man jenen Perſonen dieſes Recht nicht 
geftatten wollte, fondern weil man von der Anjicht ausging, 
daß eine folche Beftimmung mehr in das Verfahren gehöre. 

Ferner waren zwar in dem Entwurfe des 203. Artikel 
(Art. 193 des Entwurfs) die urfprünglich mit aufgenommenen 
Worte: „Unmündige” und „Wormünder“ fpäter im Art. 203 
hinweggelaflen worden. Wie jedoch ausdrücklich ausgefprochen 
wurde, geichah dieß nicht etwa deshalb, weil man die Bormün- 
der von dem Rechte, wegen gegen ihre Pflegbefohlenen verübter 
Beleidigungen die Beftrafung des Thäters für diefelben zu bes 
antragen, ausſchließen wollte, fondern weil man im Gegentheile 
der Anfiht war, daß ihnen diefes Recht nach allgemeinen 
Rechtsprincipien zuftehe, und befürdhtete, e8 würden, wenn bie 
Bormünder in diefem Artifel allein erwähnt wären, in Bezug 
auf andere, nad) denfelben Grundfägen zu beurtheilende Ver: 
brechen, Mißverftänpniffe veranlaßt werden. **”*) 

Auch die Praris hat fi) in Sachſen für Bejahung diefer 
Frage entjchieden, 

Das Fönigliche Appellationsgericht zu Budiſſin befolgt 
3. B. den Grundfag,, daß den Bormündern, deren Pflicht ſich 
nicht lediglich auf Verwaltung des Vermögens des Bevormun⸗ 


*) Bol, oben Not. 1. 
») Bol. pr. Landr. $, 567. 568, bad. Geſetzb. $. 315... 


) Beil, zur ftändifchen Schrift vom 2. December 1837 zu Art, 193. 
1. Abtheil. IH. Bd, ©. 598 unter b. — Mittheilungen S. 5531. 
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deten befchränfe, als ſolchen und ftatt des Pflegbefohlneen 
das fragliche Recht zuftehe, mit Ausnahme der Bormünder un: 
mündiger Ehefrauen, welchen nicht geftattet fein fol, wegen 
eines von dem Ehemann begangenen Ehebruchs deſſen Beftra- 
fung felbftftändig zu beantragen oder einen dießfalls geftellten 
Antrag zurüdgunehmen. *) 

Nach der Anlıcht des Föniglichen Oberappellationsgerichts 
haben die gedachten Vertreter Diefes Recht, fomweit das Recht 
und die Pflicht der Vertretung nad) den Beftimmungen des Ei- 
vilrechts überhaupt geht, jedody mit der Befchränfung, daß, bei 
gegen bie Berfon gerichteten Verbrechen zu ihrem Strafantrage 
noch die Zuftimmung des Verlegten binzutreten fol, wenn diefer 
felbft zur Anklage berechtiget erfcheint. **) 

Indeſſen wird fie hin und wieder auch verneint. Diejeni« 
gen, welche dieß thun, berufen fich zur Vertheidigung ihrer An— 
fiht gewöhnlich darauf, daß das Recht des Verletzten, wegen 
eines gegen ihn verübten Verbrechens die Beftrafung des Thä- 
ters zu verlangen, oder von einem ſolchen Strafantrage abzu= 
fehen (das Recht der Verzeihung), ein rein perfönliches fei, 
welches auf den Vormund gar nicht übergehen fönne. 

Nach des Verfaſſers Anficht hängt die Entfcheidung der 
Frage von der richtigen Erkenntniß der inneren Gründe ab, 
welche den Gefeßgeber beftimmt haben, bei gewiffen Verbredyen 
die Officialunterſuchung auszufchließen und die Einleitung der 
Unterfuhung und Beftrafung des Thäterd von einem Antrage 
des Verlegten abhängig zu machen, weshalb hierüber erft Eini- 
ge8 vorausgefchickt twerden muß. 

Die Motiven zu dem Entwurfe des fächfifchen Criminal: 
geſetzbuchs enthalten über jene Gründe nichts; es werden daher 
diefelben aus den betreffenden einzelnen Artifeln des Eriminal- 
geſetzbuchs felbft zu entwideln und herzuleiten fein. 

Es laſſen ſich vornehmlich folgende zwei Klaffen jener Ver: 
brechen unterſcheiden: 


*) Bol. Weiß, Criminalgeſetzbuch ©. 310. 
) Held und Siebbrat, Griminalgefegbudh ©. 138. . 
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In die erfte Klafle 

1, 

gehören diejenigen, welche mit Rüdficht auf den eigenen Wil« 
len des Berlegten ald Verbrechen hingeftellt find, weil durch 
fie zunächſt und hauptſächlich ein individuelles Privatrecht 
verlegt wird, mithin in fehr vielen Fällen, nur der Verleste im 
Stande fein wird, die Schuld des Verlegenden gehörig zu bes 
urtheilen und bei welchen ſonach, wenn der Verletzte durch 
Unterlaffung der Anklage ftilfhweigend feine Einwilligung er: 
flärt, der Grund zur Beftrafung hinwegfällt. Es find dieß die: 
felben Verbrechen, von denen die Regel gilt: „volenti non fit 
injuria.‘* 

Hierher gehören beifpielsweife die im Artifel 132 unter 
Nr. 1. 2°. Art. 138, 168. 194. 195. 198. 200 erwähnten 
Verbrechen. 

Bei diefen Verbrechen ift das Dfficialverfahren offenbar 
deshalb ausgefchloffen,, weil, bevor nicht der Verletzte felbft er- 
Härt hat, er erfenne die ftattgefundene Rechtsverlegung für 
ein Verbrechen, darüber, daß ein folches worliege, eigentlich noch 
gar feine Gewißheit vorhanden ift. 

Der zweiten Klafle 

2. 
find diejenigen Verbrechen beizuzählen, welche zwar ohne Rüd: 
fiht auf den Willen des Verlegten im unmittelbaren Intereffe 
der bürgerlichen Geſellſchaft und der öffentlichen Sicherheit und 
Drdnung als ftrafbar fich darftellen, bei welchen aber die Ein- 
leitung der Unterfuchung und die Beftrafung des Thäters des— 
halb von einem Antrage des Verlegten abhängig gemacht ift, 
a. weil der Thäter und der Verlegte einem und demfelben Fa— 
milienverbande angehören, mithin einerfeits, wenn der Staat 
unaufgefordert ſich einmifchen wollte, das fittlihe Prin— 
cip der Familie verlegt werben, und in fehr vielen Fällen 
Nachtheile für die Familie felbft die Folge fein würden, an— 
drerfeits dem Bamilienoberhauptein der ihm zuftehenden Straf: 
gewalt fchon ein geeignetes Mittel an die Hand gegeben ift, 
das Verbrechen zu ahnden; 


24 
(Art. 237. 244. Zufaße Artifel zu Art. 245 des Eriminal- 
—— ) 

. weil fonft, wenn aud) zwifchen dem Thäter und DVerlegten 
das unter a. erwähnte Verhältnig nicht ftattfindet, doch 
das Wohl des Verlegten felbft und feiner nächten Angehö— 
tigen, deren guter Ruf und Stellung im Leben häufig gefähr: 
det werden würden. 

(Art. 149. 150. 152. 153. 211. 212. 216 des Criminal⸗ 
geſetzbuchs.) 

So gewichtig und zureichend nun aber auch obige Gründe 
füt Ausſchließung des Officialverfahrens ſein mögen, ſo hat es 
doch der Geſetzgeber aus Rückſichten auf die öffentliche Sicher 
heit und Ordnung gewiß mit Recht bevenflich gefunden, in jenen 
Fällen gänzliche Straflofigkeit eintreten zu laffen, 

Er hat vielmehr dadurch, daß er jene widerrechtlichen Hand» 
[ungen mit Strafe bedrohte, alfo für Verbrechen erklärte und 
nur die Strafbarkeit von einem Antrage des Verlegten abhängig 
machte, ausgefprochen, daß Fälle eintreten fönnen, in welchen 
die Ahndung derfelben unbedingt nothwendig erſcheint. 

Unzweifelhaft hat er hierbei alle diejenigen Bälle im Auge 
gehabt, in welchen erhebliche Gründe gegen Einleitung der Un- 
terfuhung und Beftrafung des Thäters entweder nicht vorlie: 
gen, oder, Falls dergleichen auch vorhanden fein follten, doc) 
dem Staate aus der Nicht-Ahndung des Verbrechens größere 
Nachtheile erwachfen würden, als diejenigen find, welche der 
Verletzte, deſſen Familie und fonftige Angehörige von der Unter: 
fuchung zu befürchten haben. 

Kommen nun Fälle diefer Art vor, fo wird durch die Rück— 
fiht auf das allgemeine Befte für den Verlegten das Gebot be: 
gründet, von feinem Rechte des Strafantrags auch wirklic) 
Gebrauch zu machen. 

Daß er diefem Gebote Folge leiften werde, hat der Gefep- 
geber offenbar vorausgeſetzt, als er die Beftrafung des Verbres 
chens von feinem Willen abhängig machte und dadurch bie 
Strafgewalt des Staats — fo zu fagen — in die Hände eines 
Einzelnen legte. 
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Soll alſo der Zweck, welchen der Gefeßgeber bei jener 
Ausnahmebeftimmung im Auge hatte, überhaupt erreicht wer« 
den, fo fann dieß nur dann gefchehen, wenn von dem Rechte 
des Strafantrags und der Zurüdnahme deffelben ein weifer und 
. richtiger Gebraudy gemacht wird. 
Dieß ift aber wiederum nur dann möglich, wenn in jeden 
einzelnen Balle die Frage, ob die Einleitung der Unterfuhung 
und die Beftrafung des Thäters zu beantragen und nad) Befin- 
den, ob ein bereits geftellter Strafantrag wieder zurücdzunehmen 
fei, zu dem Oegenftande der genaueften Erwägung gemacht wird. 
Die Fragen, welche fid) hierbei der zum Strafantrage und 
zu deffen Zurüdnahme Berechtigte vorzulegen und zu beantworten 
hat, ergeben fi) nad) dem Obigen von felbft. 
Nach Befinden wird er nämlich darüber zu cognosci— 
ven haben: 
ad. 1. ob die betreffende rechtswidrige Handlung den befonderen 
Umftänden nad) ein wirkliches Verbrechen enthalte oder nicht 
3. B. ob das Schimpfwort, die Thätlichfeit mit Rüdficht auf 
die Perfönlichkeit deffen, von dem fie ausgingen, als eine 
Beleidigung anzufehen fei, oder nicht, 

oder: 

ad. 2, ob vielleicht dem Verletzten felbft und deffen Angehörigen 
aus der Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung und Ber 
ftrafung des Thäters, insbefondere der damit verbundenen 
Beröffentlichung des Falls, wefentliche Nachtheile erwachfen 
fönnen, ob namentlich dieſe Nachtheile größer find als diejeni— 
gen, welche der bürgerlichen Geſellſchaft im Falle der Nicht: 
Ahndung des Verbrechens drohen, 

und außerdem 

ad. 2°, ob nicht die dem Familienhaupte zuftehende häusliche 
Strafgewalt zur Ahndung des Verbrechens hinreichend er- 
ſcheine. 

Je nach dem Reſultate dieſer Cognition wird ſich nun das 
weitere Verfahren des Verletzten richten. 

Findet er nämlich, daß die Frage ad 1. zu bejahen, oder 
daß Die ad 2 a. b. und ad 2a zu verneinen find, fo wird er den 
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Strafantrag ftellen, im Gegenfalle wird er von demfelben ab: 
fehen, oder den bereits geftellten Antrag wieder zurücknehmen. 

Sene Eognition über das Materielle muß alfo dem formels 
len Strafantrage, beziehendlich dem Verzichte auf denfelben, 
vorausgehen; fie ift das Fundament deſſelben und mithin eigent: 
lich gerade das, um was es fid) hier handelt. 

Kann und muß man nun aud) zugeben, daß das fragliche 
Recht ein perfönliches fei, infofern daſſelbe unveräußerlich ift 
und insbefondere auf die Erben nicht übergeht, vielmehr mit 
dem Tode des Berechtigten erlifcht,*) fo gehen doch offenbar 
diejenigen zu weit, weldhe-behaupten, daß die Ausübung defjel- 
ben ein und für allemal an die Perfon des Berechtigten ger 
bunden fei. 

Ohne Zweifel verwechfeln fie hierbei den in der Nichtan: 
ftellung des Strafantrags und beziehendlic in deſſen Zurüd: 
nahme liegenden Verzicht auf die Ahndung des Verbrechens mit 
der Verzeihung eines zugefügten Unrechts im hriftlichen Sinne. 
Wäre von einer ſolchen die Nede, fo würde man fein Bedenfen 
tragen, ihnen beizuftimmen, denn dann würde allerdings, wie 
fi von felbft verfteht, eine Vertretung durch den Vormund 
nicht ftatthaft fein. 

Allein um eine folche handelt ed ſich nach dem Obigen 
gar nicht. 

Es handelt ſich vielmehr um die Abwendung gewiſſer Nach⸗ 
theile, welche einerſeits der bürgerlichen Geſellſchaft und ſonach 
mittelbar auch dem Verletzten ſelbſt aus der Nicht-Ahndung des 
Verbrechens, andrerfeits dem letzteren und deſſen nächften An: 
gehörigen aus der Einleitung der Unterfuchung und Beftrafung 
des Thäters erwachfen können, und es liegt fonach in dem 
Strafantrage ftreng genommen weiter nichts als die thatfächliche 
Erflärung, daß man Nachtheile der erfteren Art, in dem Ber: 
zicht auf denfelben dagegen die, daß man Nachtheile der 
legteren Art befürchte, und diefen Nachtheilen, im exfteren 
Falle durch die Beftrafung des Thäters, im. leteren alle 


*) Held und Siebdrat, Eriminalgefeßbu S. 138. 
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dur das Abſehen von einer gerichtlichen Unterfuchung, begeg« 
nen wolle, 

Warum aber den civilcechtlichen Vertretern im Allgemeinen 
nicht geftattet fein follte, in diefer Beziehung das Intereſſe ihrer 
Pflegbefohlenen wahrzunehmen, ift in der That nicht abzufehen. 

Denn diefelben vertreten nach unferem jegigen Rechte — 
einzelne weiter unten zu erwähnende Fälle ausgenommen — 
Dritten gegenüber die ganze Berfon des Unmündigen; fie find 
dazu verpflichtet in allen feinen Angelegenheiten fein Beftes nad) 
Kräften wahrzunehmen und haben ihn daher auch gegen Nach: 
theile der oberwähnten Art zu fchügen. 

Da jedoch die hier in Frage Fommenden Verbrechen nicht 
immer gegen ein und daſſelbe Recht, vielmehr theils gegen bie 
Berfon, theild gegen das Vermögen gerichtet find, Die Bormund» 
ſchaften aber in folche zerfallen, weldye fi auf die Perfon und 
das Vermögen zugleich, und in ſolche, welche jih auf das Ver- 
mögen allein erftreden, jo muß natürlich) unterfchieden werben. 

Es können hier überhaupt folgende Vormundfchaften in 
Betracht kommen: 

@) die natürliche Vormundſchaft des Vaters, ferner die Vor—⸗ 
mundfchaft 
8) über Minderjährige, 
y) über Wahn: und Blödfinnige, 
d) über kranke und gebrechliche Perjonen, 
e) des Ehemanns über die Ehefrau, 
c) über Berfchwender und 
) über Abwefende. 

Hiervon beziehen ſich die unter « — s auf die Perfon und 
Bermögensverwaltung zugleich (curamixta), während die unter 
7 und meiftentheild auch die unter F reine Vermögenscuratelen 
find (cura realis). 

Nach dem Obigen waltet fein gegründetes Bedenken ob, 
den erfteren im Allgemeinen das erwähnte Befugniß in Bezug 
auf beide Verbrechens⸗Klaſſen zu geftatten. 

Ebenſowenig ift es einem Zweifel unterworfen, daß daſſelbe 
den unter Z und 97 erwähnten Vertretern rüdfichtlich der gegen 
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die Perſon gerichteten Verbrechen nicht zuftehen könne, da fich 
ihr Vertretungsrecht auf die Perfon nicht erftredt. 

Dagegen fan, obwohl fid ihre Vertretung fpeziell auf das 
Vermögen bezieht, wohl nod) gezweifelt werden, ob es ihnen 
bei ſolchen Verbrechen einzuräumen fei, durch welche Vermö— 
gensrechte verlegt werden. 

Diefe Frage ift von nicht geringer Wichtigkeit. 

Soll z.B. der Abwefenheitsvormund des A. es ruhig 
mit anfehen, wenn der legtere von feinen Gefchwiftern Durch 
Betrug oder Diebftahl um den größten Theil feines Vermögens 
gebracht wird, während ed doch dem abweſenden A. unmöglich 
ift, felbft den erforderlichen Strafantrag zu ftellen ? 

Davon, daß dergleichen Fälle nicht zu denjenigen gehörten, 
in welchen zur Einleitung der Unterfuchung ein Strafantrag 
erfordert wird, kann nicht die Rede fein, da nad) der richtigen 
Anficht nicht der Abwefenheitssormund, ald Verwalter und In: 
haber des Vermögens, fondern vielmehr der abweiende A. ald 
Gigenthümer deffelben, als der Verletzte anzufehen ift.*) 

Nicht mit Unrecht ließe fich hier wohl fagen, Daß der Bor: 
mund, da ihm die Aufficht über das Vermögen und deſſen Ber: 
waltung obliege, nicht nur das Recht, fondern fogar die Ver: 
pflichtung habe, darüber zu cognosciren, ob die Einleitung der 
Unterfuchung zu beantragen und der Thäter zur Rechenſchaft 
zu ziehen fei, oder nicht. 

Allein es entſcheidet hier nicht das Recht allein, gegen wel: 
ches das Verbrechen gerichtet ift, fondern auch der Gegenſtand 
der Cognition, welche nad) dem Obigen dem Strafantrage und 
defien Zurüdnahme vorausgehen muß; mit anderen Worten: 
nicht nur das erftere, fondern auch der letztere muß in den Be: 
reich der Vertretung des Vormundes gehören, wenn er zu dem 
Strafantrage berechtiget fein foll. 

Nun wird es aber meiftentheils der Fall fein, daß, wäh: 
tend das Verbrechen gegen das Vermögen gerichtet ift, doch bei 
der Eognition perfönliche Verhältniffe des Verlegten, insbeſondere 


*) Bol, neue Jahrb. für ſaäͤchſ. Strafr. B. 2. ©, 478, 


perjönliche Beziehungen defjelben zu dem Thäter in Frage fom- 
men und den Ausſchlag geben, wie 4. B. bei Diebftählen und 
Betrügereien zwiſchen Verwandten und Ehegatten, | 

In alten ſolchen Fällen fällt e8 bedenklich, dem nur für Die 
Bermögensverwaltung beftellten Vormunde die Cognition und 
Entſcheidung zu. überlafjen, weil ſich eben fein Vertretungsrecht 
wicht auf die Perfon des: Verlegten erftredt. Dagegen waltet 
fein. Bedenlen ob, ihm diefelbe bei allen denjenigen Vermögens» 
verbrechen zu gejtatten, bei welchen dergleichen perfönliche Wer 
haältniſſe nicht: concurriten, wie 3. B. bei allen dergleichen Ver: 
brechen der oben unter 1, enwähnten Gattung, wo £8 fid) ledig⸗ 
lich um die Frage handelt, :ob. ein wirkliches Verbrechen , oder 
mir eine'ciwilrechtlic unerlaubte Handlung vorliege, 

Iſt ſonach die unter I. aufgeftellte Frage dahin zu beant- 
worten, daß den civiltechtlichen Vertretern das dort erwähnte 
Recht inſoweit zu geftatten fei, als nad) den Grundfägen des 
Civilrechts ihre Vertretung ſich erftreste, fo kann nun die weitere 
Frage entſtehen: 

II. 
ob dieſes ihr Recht ein ausſchließliches ſei, oder ob daſſelbe auch 
den unter Vormundſchaft ſtehenden Verletzten ſelbſt zuſtehe? 

Das Geſetz ſelbſt gewährt hier wiederum ein ſicheres An⸗ 
halten nicht. | 

Die hierher gehörigen Artifel des Eriminalgefegbuchs find 
nicht gleichlautend. 

Es heißt hier, es folle mit der Unterfuchung verfahren wer: 
den: „nur auf den Antrag einer dabei betheiligten Ber 
fon“ (Art. 75. 119. 203. 260. 326); ferner: „nur auf Ans 
zeige des Befchädigten“ (Art. 135. 139. 237. 246), weiter: 
‚nurauf Antrag der in ihren Rechten verlepten Per— 
fon“ (Art. 214), endlich: „auf Antrag des Beftohlnen (Art. 
238), des Betrogenen (Art. 265), der Berführten (Art. 
266), des Jagdberechtigten (Art. 281), des Eigen- 
thümers oder Befigers (Art. 287)”. 

Nach dem ftrengen Wortlaute ließe ſich ſonach allerdings 
annehmen, daß gerade der Verlegte und nur der Verletzte zu 

Neue Jahrbücher f. ſaͤchſ. Strafrecht. VI. 3. 17 


dem Antrage berechtigt fein folle. — Allein es läßt ſich hierge- 
gen mit gutem Grunde anführen, eines Theild, daß durd) das 
Wort „nur“ weiter nichts ald der Gegenfag zu dem, die Regel 
bildenden Verfahren von Amtswegen bezeichnet werben folle, 
anderen Theild, daß der Gefeggeber, wenn er auch ſtets nur 
vondem, durch das Verbrechen Verletzten fpricht, doch dabei ftill- 
ſchweigend vorausgefegt habe, daß demfelben die Berechtigung 
zu einem foldhen Antrage nad allgemeinen Rechtsgrundfägen 
nicht abgehe. 

Nach dem MWürttembergifchen Strafgejegbuche*) jteht das 
Recht des Strafantrags denjenigen Minderjährigen zu, welche 
das 16. Lebensjahr erfüllt Haben, dagegen find alle diejenigen, 
welche diefes Alter noch nicht erreicht haben, fo wie franfe**) 
und — wie fich fchon von felbjt verfteht — abwefende Berfonen 
davon ausgefchlofien. 

Was die Braris in Sachſen anlangt, fo geht das Appella- 
tionsgericht zu Budiffin von der Anficht aus, daß den Bevor 
mundeten ſelbſt unbenommen fei, gegen denjenigen, welcher fie 
verlegt, jelbitftändig auf Unterfuchung und Beftrafung anzutra= 
gen und dergleichen Anträge wieder zurüdzunehmen, fofern fie 
nur nad). den Verhältniffen, welche die Vormundſchaft nöthig 
machten , hierzu nicht überhaupt unfähig feien, und daß ind: 
befondere Unmündigen Diefes Recht zuftehe, fofern fie bereitd - 
das zwölfte Jahr bei Stellung des Antrags refp. deffen Zurüd: 
nahme zurüdgelegt haben. ***) 

Das Föniglihe Dberappellationsgericht geftattet den Be: 
vormundeten das Recht zur Anklage, wenn fie in den Jahren 
ftehen, wo ihnen ein ernfter Wille beizumeffen ift.****) 

Bergegenwärtiget man fid), daß und weld) eine Cognition 
dem Strafantrage und defien Zurüdnahme vorauszugehen habe, 


*) ©, d. oben angef. Art. deſſelben. 

**) Die Praris hat dieß auch auf geiftesfranke Perſonen erſtreckt. 
Bgl. Weiß, Criminalgeſetzbuch ©. 310. 
“+, Bol, Held und Siebdrat, Criminalgeſetzbuch S. 138. 
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fo fönnte es für den erften Augenblid faft gewagt erjcheinen, 
ihnen diefes Recht einzuräumen. 

Die Frage, ob eine wirklich firafbare oder vielleicht eine 
nur civilrechtlich unerlaubte Handlung vorliege, ift oft nicht fo 
leicht zu entfcheiden. Denn die Grenze zwifchen beiden ift oft 
fehr ſchmal und deßhalb ſchwer erfennbar, 

Noch mehr Schwierigkeit hat es bei vielen Fällen, die 
Folgen, welche im concreten Falle eine Unterfuchung für den 
Berlegten, den Thäter und deren nächfte Angehörige haben 
fann, oder weldhe dem Staate aus der Nicht: Ahndung des Ver- 
brechens erwachfen können, im voraus zu beftimmen. Es wird 
hierzu. eine reifliche, ruhige und leidenſchaftsloſe Erwägung 
aller: einflußreichen Umftände 3. B. des vorhergegangenen eiges 
nen Benchmens des BVerlegten, der Beweggründe zur That, der 
näheren Art und Weife der Ausführung derfelben, der dabei 
gezeigten Böswilligfeit, nöthig fein, ja es wird oft auf mit dem 
Verbrechen nicht in unmittelbarem Zufammenhange ftehende 
Berhältniffe, wie 3. B. auf den Charafter des Thäters, deffen 
Erziehung und früheren Lebenswandel, feine und feiner Anges 
hörigen: Stellung im bürgerlichen Leben zurüdgegangen und 
hierauf die Entfcheidung baſirt werden müffen. 

Hierzu wird aber jedenfalls ſchon eine höhere Reife des 
Berftandes, eine gewifle Sicherheit und Schärfe des Urtheils, 
eine längere Lebenserfahrung erforderlich fein. 

Gerade der Mangel diefer Eigenfchaften ift ja aber, in der 
Mehrzahl der Fälle wenigftens, der Grund zur Bevormundung. 

Die hieraus entfpringenden Bedenken gegen Bejahung der 
unter II. aufgeworfenen Frage werben noch durch Die Größe der 
Nachtheile verftärft, welche erfahrungsmäßig entftehen, wenn 
von dem hier in Brage befangenen Rechte entweder ein zu aus« 
gedehnter oder ein zu eingefchränfter Gebrauch gemacht wird, 

Es it — um in der erften Beziehung nur Einiges anzu— 
führen — nichts Seltenes, daß die hier in Frage befangenen 
Berbrechen durch das vorhergegangene eigene unkluge Beneh- 
men des Denuncianten erft hervorgerufen find, welches durch 
die Unterfuhung an den Tag kommt, ihn in einem lächerlichen 

17* 
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Lichte zeigt, ja wohl gar die Veranlaffung zu Nedenunciationen 
und zu feiner eigenen Beftrafung wird, fo, daß er hinreichende 
Urſache hat, feinen voreilig geftellten Strafantrag alles Ernftes 
zu bereuen. Es ift ferner nur zu befannt, wie durch umüberlegte 
Dentinciationen wegen Ehebruchs oder Verwandtendiebſtahls 
brziehendlich fo manche fonft eintretende Verföhnung zwiſchen 
Ehegatten verhindert, die Ruhe und der Frieden ganzer Familien 
anf lange Zeit hin geftört, wie ver Thäter, welcher vielleicht 
zum erftenmale das Strafgefeg übertrat und vermöge feiner Ins 
dividualität Durch eine zweckmäßige Behandlung von Seiten des 
Berlegten und der übrigen Familiengliever am eheften auf den 
Weg des Rechten wieder hätte zurückgeführt werden können, 
durd die Unterfuchung und die damit verbundene Veröffent: 
lihung feiner Schande alles Ehrgefühl vollends verliert, auf 
diefe Weife zu neuen Verbrechen fortgerifien und am Ende zum 
vollendeten Verbrecher wird. Die Erfahrung lehrt endlich nur 
zu häufig, wie bei gewiſſen wiverrechtlichen Handlungen ſich 
erft nach einer mühevollen und langwierigen Unterfuchung her: 
ausftellt, vaß eigentlich Fein Verbrechen, fondern nur eine civil: 
rechtlich verbotene Handlung vorliege, wie das Erfenntniß des- 
halb ein losſprechendes ift, mithin Zeit, Arbeit und Koften um: 
fonft aufgewendet worven find, was Alles vermieden worden 
wäre, wenn der Denunciant, das Zweifelhafte und. Schwierige 
des Falls vorher erfennend und gehörig würdigend, von einen 
Strafantrage ganz abgefehen hätte. 

In der legteren Beziehung dagegen wird e8 genügen, dar⸗ 
auf hinzuweiſen, welch eine fchäplihe Gleichgültigkeit der 
Staatsbürger gegen die Verbrechen ſich erzeugen, weld eine 
Häufung derjelben entjtehen, wie fehr alfo die Sicherheit der 
Berfon und des Eigenthums gefährdet und der Staat in feinen 
Grumdveften erfchlittert werden-würde, wenn der Verlegte in 
ſolchen Fällen, wo die Beftrafung des Thäters unbedingt noth- 
wendig erfcheint, einen Strafantrag nicht ftellen wollte, 

Indefien gibt es doch ſowohl nad) gemeinem, als nach ſäch— 
fifhem Rechte mehrere Ausnahmsfälle, in welchen gewiffe unter 
Bormundfchaft jtehende Berfonen felbftitändig handeln dürfen. 
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Sp können bekanntlich minderjährige Mannsperfonen, 
wenn fie das 18teund Weibsperfonen, wenn fie das 14, Lebens: 
jahr erfüllt haben, gültig Eheverlöbniffe eingehen; es können 
Unmündige, wenn fe nicht mehr bei dem Vormunde, oder ihren 
Anverwandten, fondern in der Fremde find, ſich vermiethen, 
und infoweit ohne Zuziehung des Vormundes ſich verbindlich 
machen; wir: haben ferner eine befondere Eidesmündigfeit, 
welche mit dem 18ten und in gewiſſen Fällen mit dem 16. Lebeng- 
jahre eintritt, jo wie denn auch Unmündige, wenn fie das 14. 
Lebensjahr erfüllt Haben, zur Errichtung legtivilliger Berfügun: 
gem:berechtiget find. 

Aunalog diefen Fällen dürfte aus den nachſtehenden Grün: 
den, troß der obigen Bedenfen, auch hier eine foldye Ausnahme 
zuläffig, ja fogar nothwendig erfcheinen. 

Es ift bekannt, wie verfchieden die menſchlichen Anfichten 
über den Begriff und Werth der durch das Strafgefeg vor Ver: 
legung geſchützten moralifchen und irbifchen Güter find. Dieß 
gilt vornehmlich von der Mehrzahl derjenigen Rechte, welche 
durch die oben unter I. 1. erwähnten Verbrechen verlegt werben, 
wie 3. B. durch Injurien und Körperverlegungen. Der Eine 
hält das für eine grobe Injurie, was dem Andern vielleicht nur 
ein mitleidiges Lächeln ablodt; in den Augen des Einen hat 
eine Körperverlegung eine Bedeutung, weldye der Andere, wel: 
her weniger um feine Gefundheit beforgt ift, kaum begreiflich 
findet. 

Bedarf es alfo im conereten Balle einer Willenserklärung 
darüber, ob die redhtöverlegende Handlung als ein Verbrechen 
anzufehen fei, oder nicht, fo ift offenbar der Verletzte, feine gei- 
ftige Befähigung vorausgefegt, derjenige, weldyer im Stande 
ift, dieſe Erklärung am richtigiten abzugeben, da gerade feine 
individuelle Anficyt über den Begriff des verlegten Rechts, fein 
eigenes Urtheil über den Werth ſolcher moralifcher und irdifcher 
Güter in Frage fommt, zu deren Würdigung er den beften Maaß⸗ 
ftab in ſich ſelbſt trägt. 

Demnächſt darf man nicht aus den Augen lafjen, daß die- 
jenigen Berhältniffe, welche nad) dem Dbigen bei den unter 
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2 a. b. erwähnten Berbrechen vor Erhebung der Auflage in 
Erwägung gezogen werden müffen, fehr häufig von der Bes 
fchaffenheit find, daß der Verlegte felbft die befte und genauefte 
Kenntniß davon entweder gleich anfangs hät, oder doch diefelbe 
unfchwer ſich verfchaffen kann. 

Bei dem Familien: Diebftahle und Betruge z.B. liegen oft 
die Motiven zur That in dem Geige und dem Eigenfinne der 
eltern, in der zu großen Strenge derfelben, oder in anderen 
Fehlern der Erziehung, welche natürlich der zu derfelben Familie 
gehörige Verletzte beffer ald jeder Andere fennen muß; der von 
der Ehefrau beftohlene Ehemann weiß recht gut, daß die erftere 
die Summen, die fie ihm entfremdete, nur dazu verwendete, um 
ihrer Bugfucht zu fröhnen, oder daß fie diefelben dem liederlichen 
und verfehuldeten Sohne heimlich zuſteckte; die argliftig Ver— 
führte wird fich oft felbft fagen müffen, daß ihr eigenes Fofettes 
Wefen, welches den Verführer reiste, oder die zu große Schwäche 
und Rachficht der Aeltern, welche das Verhältniß zwifchen ihr 
und dem Verführer von vorn herein vielleicht zu fehr begünftig: 
ten, die Hauptveranlaffung zu dem Verbrechen war. 

Den ciwilrechtlichen Vertretern dagegen wird die nöthige 
Wiffenfchaft von dieſen Umftänden häufig nicht beiwohnen, zumal 
wenn fie, wie nicht felten der Fall, nicht aus der Zahl der näch— 
ften Verwandten und Angehörigen der von ihnen zu vertreten: 
den Berfon gewählt worden find, vielmehr legteren und deren 
Familie fern ftehen. Und wollte man ihnen aud) das Recht ein: 
räumen, ſich durch Befragung und Zuratheziehung des Verlep* 
ten und deffen Angehörigen oder fonft auf geeignete Weife 
Kenntniß davon ju verſchaffen, fo würde dieß eines Theils für 
die letzteren oft fehr läftig und ftörend und dem Zwede, welchen 
das Geſetz bei jener Ausnahmebeftimmung überhaupt im Auge 
hatte, ganz entgegen fein, anderen Theil würde es wohl aud) 
zu dem gewüunſchten Nefultate mitunter nicht führen, da für den 
Bevormundeten eine gefegliche Zwangspflicht, feine und feiner 
Familie Geheimniffe dem Vormunde zu offenbaren, nicht eriftirt, 
Vermöge feiner genaueren und befferen, ja mitunter aus» 
fchließlichen Kenntniß der einfchlagenden Verhältniffe wird alfo 


der Verlegte felbft, unter. der jchon oben erwähnten Voraus: 
fesung, auch in Fällen der legteren Art derjenige fein, welcher 
die Frage, ob der Strafantrag zu ftelen und nach Befinden: zus 
rücdzunehmen fei, oder nicht, am richtigften beantworten fann. 

Aus den vorftehenden Gründen erjcheint e8 rathfam, ven 
unter VBormundfchaft ftehenden Verlegten felbft neben den 
eivilrechtlihen Vertretern Die eigene Geltendmachung jenes 
Rechts zu geftatten, fobald fie nady den befonderen Umftänden, 
welche ihre Bevormundung nöthig machten, dazu nicht unfähig 
erfcheinen. 

Ya bei gewiffen Verbrechen treten jene Gründe fogar fo 
ftarf hervor, und find fo überwiegend, daß es 

II. | 
nöthig wird, von der oben unter I. aufgeftellten Regel Aus: 
nahmen zu machen: Dieß ift namentlich der Fall 

1) bei den unter I. 1. erwähnten Verbrechen, welche gegen 
die Berfon des Verlepten gerichtet find, 
und 
2) bei vem Ehebruche. 

Dei den erfteren nämlich wird. und muß, obwohl das Ges 
feß im Allgemeinen die Merkmale aufitellt, welche zu dem Be: 
griffe des Verbrechens vorhanden fein müffen, und an welchen 
die betreffende Handlung als Verbrechen für Alle gleichmäßig 
erkennbar ift, im concreten Falle doch ſtets das perſönliche Ge: 
fühl des Verletzten feinen entjcheidenden Einfluß äußern, wenn 
ed fi) darum handelt, ob er die verlegende Handlung für ein 
wirkliches Verbrechen halte oder nicht; der Wille des Verfegten 
wird hauptfächlich durch das Gefühl bier beftimmt werden. Hin: 
fichtlic des Gefühls kann aber, wie ſich von ſelbſt verſteht, eine 
Vertretung durch den Bormund nicht ftattfinden. Derjelbe wird 
nur nach feinem eigenen Gefühle beurtheilen fünnen, ob 4.8. 
die und die Aeußerung, oder die und die Thätlichfeit eine Ver: 
bal⸗, beziehendlich Real» Injurie gegen feinen Pflegbefohlenen 
enthalte, er wird alfo auch in dieſem Bezuge eine Erklärung, 
welche als wahrer Ausdrud des Willens des Verlegten gelten 
fann, für den legteren felbftitändig nicht abgeben können. 
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Was demnächft ven Ehebruch anlangt, fo find, abgefehen 
davon, daß die Geſetzgebung von jeher daranf bedacht geweſen 
ift, das eheliche Verhältniß vor den Einmifhungen von Seiten 
dritter Perſonen zu ſchützen,) die hier in Betracht fommenden 
Verhaͤltniſſe in der Regel fo zarter Natur, mit dem Seelen- und 
Gemüthsleben des Verletzten jo innig verbunden und zuſam⸗ 
menhängend und dem Ange eines Dritten fo verborgen, daß 
eine felbftftändige Eognition des Vormundes nicht nur bedenk— 
lich, fondern geradezu unmöglich erfcheint. Es handelt fidy hier 
oft um eigene vorhergegangene, auf das eheliche Verhaͤltniß 
Bezug habende Fehltritte des Verlegten, oder um geheime körper: 
liche Gebrechen deſſelben; es fommt hier fowohl bei ver Beur- 
theilung der Schuld des Ehebredyers, als bei der Frage, welche 
Wirkung der Verzicht auf den Strafantrag auf ihn äußern, ob 
und was von einer Wiederverföhnung mit dem Thäter zu hoffen 
jei, auf eine genaue Kenntniß des Charakters und des Grades 
der gegenfeitigen Zuneigung an. 

Niemand wird behaupten wollen, daß bei vem Vormunde 
die Kenntniß diefer und anderer ähnlicher ehelicher Gcheimniffe 
vorangzufehen fei, oder daß er fich diefelde mit leichter Mühe 
erwerben könne. 

Wie foll er nun aber in ſolchen Fällen im Voraus bemefien 
können, daß jene Behltritte des Verletzten, jene geheimen körper⸗ 
lichen Gebrechen durch die Unterfuhung an den Tag fommen 
und daß durch die Veröffentlihung foldyer ärgerlicher Dinge der 
Verletzte noch mehr als durch den vorausgegangenen Ehebruch 
in den Augen des Publikums werde fompromittirt werden, went 
er nicht die nöthige Wiffenfchaft davon hat? wie foll er beur: 
theilen fönnen, ob die ftattgefundene Kränfung reparabel oder 
irreparabel fei, oder nicht, da er doch in der. Seele des Ber: 


*) Schon durch die Tex Julia de adulteriis war das publicum judieium 

im Betreff des Anklagerechts für externi befchränft. Conftantin ging noch 

weiter, indem er unter Bezugnahme aufden Satz: „ne volentibus temere 

liceat foedare connubia“ (L. 30. Cod. ad leg. Jul. de adult.) das Recht 

der Anflage nur dem Chemanne und nächft diefem den nächſten Verwendten 
geſtattete. 
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legten nicht leſen kann und alfo auch nicht weiß, in welchem 
Grade der Ehebrecher die Zuneigung des unfchuldigen Theile 
befigt? 

Hierzu kommt noch, daß Art. 215 des Criminalgeſetzbuchs 
die ausbrüdliche Beftimmung enthält, daß bei dem einfachen 
Ehebruche eine Unterfuchung felbft nicht auf Anzeige des une 
fchuldigen Ehegatten zu verhängen, aud) eine bereit8 begonnene 
nicht fortzuftellen fei, wenn nachgewiefen werde, daß der un« 
ſchuldige Ehegatte ausdrücklich, oder ftillfehweigend verziehen 
habe. Im Sclußfage des Artikels ift nur die Beſchränkung 
beigefügt, daß bei dem doppelten Ehebruche die Verzeihung des 
einen Ehegatten die Unterfichung nicht hindern könne, wenn 
der Ehegatte des mitfchuldigen Theils ſolche verlange. 

Da es hiernad) ganz in der Hand des verlegten Ehegatten 
liegt, die Einleitung der Unterfuchung oder deren Fortgang 
durch ausdrückliche oder ftillfchmweigende Verzeihung wie z. B. 
durch Geſtattung des ehelichen Beiſchlafs, zu verhindern, ſo 
würde, wenn dem Vormunde hier ein ſelbſtſtäändiges und um: 
eingefchränftes Klagerecht zuftünde, fehr oft. der Fall eintreteit, 
daß wegen eines bereits verziehenen Ehebruchs ein Antrag auf 
Beitrafung von ihm geftellt würde, jo wie denn aud) Incon» 
venienzen anderer Art hieraus erwachſen würden. 

Erfcheint e8 hiernach einerfeitd als volftändig gerechtfer: 
tiget,, die civilrechtlichen Vertreter von der felbftftändigen 
Bertretung ihrer Pflegbefohlenen in der angegebenen Beziehung 
bei den zulegt erwähnten Verbrechen auszufchließen, fo ift es 
doch gänzlid unbedenklich, ihnen auch hier die Stellung des 
Strafantrags und deſſen Zurüdnahme zu überlaffen, wenn der 
Berlepte, — vorausgefegt, daß er felbft dazu berechtiget ift — 
feine Zuftimmung dazu ertheilt. | 

Es wird num 

| IV. 
unfere weitere Aufgabe fein zu unterfuchen, bei welchen einzelnen 
Bevormundeten die Fähigkeit zu der Stellung des Strafantrags 
umd deſſen Zurüdnahme als vorhanden anzufehen fei- 

Hinfichtlih der unter I. y. d. e. Z. erwähnten Bevormun⸗ 


258 


deten — die unter »7 Fönnen wegen des rechtlichen Begriffs der 
Abweſenheit hier nicht in Betracht kommen — iſt die Entfchei- 
dung ohne Schwierigkeit. 

Wahn: und Blödfinnige nämlich Fönnen natürlich ebenfo 
wie Kranfe und Gebrechliche nur infoweit zudem Strafantrage 
und deffen Zurüdnahme beredhtiget fein, als fie nad) den be= 
ftehenden Gefegen ihre ciwilrechtlichen Angelegenheiten felbft 
beforgen fünnen. 

Die VBormundfchaft des Ehemannes über die Ehefrau aber 
und die über Verſchwender beruht keineswegs auf einem bei dem 
Euranden vorhandenen Mangel an der zur gehörigen Verwal: 
tung ihrer Gefchäfte nöthigen geiftigen Reife und Ausbildung, 
fondern auf anderen hierher nicht weiter gehörigen Gründen, 
und e8 bedarf fonad) feines befonderen Beweijes, Daß den ge— 
nannten Berfonen die eigene Ausübung und Geltendmachung 
jenes Rechts verftattet fein muß, 

Am fchwierigften geftaltet ſich die Sache im Betreff der 
Minderjährigen. Es fragt ſich nämlid, hier, welches dasjenige 
Alter fei, in welchem jene Reife des Berftandes und Urtheils, 
welche nad) dem Vorftehenden unbedingt zur Ausübung des in 
Frage befangenen Rechts nöthig ift, vorausgefegt werben fann. 
Denn nur hierauf und nicht blos, wie dad Oberappellationd- 
gericht annimmt, auf den Ernft des Willens kann es nad) dem 
Dbigen anfommen. — Nur in einem einzigen Falle wird diefe 
Frage unnöthig, nämlich bei dem. gegen einen minderjährigen 
Ehegatten verübten Ehebruche. Denn da im Art. 215 des ſäch— 
ſiſchen Griminalgefegbuhs dem unfchuldigen Ehegatten das 
Hecht der ausprüdlichen und ftillfchweigenden Verzeihung des 
Ehebruchs eingeräumt ift, fo folgt hieraus ex opposito noth: 
wendig, daß ihm aud) das Recht des Strafantrags, und zwar 
— da im Artikel ein Unterfchied zwifchen Minderjährigen und 
Volljährigen nicht gemacht ift — ohne Unterfchied des Alters 
zuftehe. Was aber die übrigen Verbrechen, mit Ausnahme des 
Ehebruchs, anlangt, fo ftößt man, wenn man einen beftinmten 
Alterstermin, mit welchem die Fähigkeit zur eigenen Ausübung 
bes Rechts eintritt, für einen und alle Fälle feftfegen will, ganz 


auf diefelben Schwierigfeiten, wie bei Beftimmung des Zeit 
punfts für die criminalvechtliche Zurechnungsfähigkeit. Da näm— 
lich die geiftige Entwidelung nicht bei allen Individuen gleich« 
mäßig, vielmehr bei einigen fchneller, bei anderen langfamer, 
vorfchreitet, jo wird auch jene Fähigfeit bei dem Einen früher 
als bei dem Anderen eintreten, Auch kommt hier die Oattung, 
welcher das Verbrechen im concreten alle angehört, wefentlid) 
in Betracht. So wird 3. B. — wie weiter unten nochmals be— 
rührt werden wird — bei. der Mehrzahl der unter I. 1. gedad)« 
ten Verbrechen, indbefondere bei den gegen die Perfon gerich- 
teten, wie bei Verbal- und Real-Injurien, bei leichten Körper: 
verlegungen zur Entfcheivung der Frage, ob von dem Klagerechte 
Gebrauch zu machen fei, oder nicht, eine bei weitem geringere 
Reife des Verftandes und Urtheils erforderlich fein, als bei den 
Verbrechen der unter 2 a. d. erwähnten Klaſſe. 

Nach dem allem wäre wohl das einzig Richtige, die Beant- 
wortung der Frage, ob der Minderjährige felbftftändig Anklage 
erheben, und auf diefelbe verzichten fönne, von der Exploration 
feines geiftigen Zuftandes, unter gleichzeitiger Berückſichtigung 
der Art des vorliegenden Verbrechens, in jedem einzelnen Falle 
abhängig zu machen. 

Allein es läßt fich nicht verfennen, daß ein foldhes Verfah— 
ren mit den größten Weitläufigfeiten verbunden und daher um 
fo mehr zu großen Unzuträglichkeiten führen würde, als häufig 
Fälle eintreten werden, in welchen eine fehnelle Entſcheidung 
der Frage nothwengig ift. 

Unter folden Umftänden bleibt Fein anderer Ausweg übrig, 
als zu unterfuchen, ob es nicht gewifle civil oder eriminalrecht: 
liche Beftimmungen giebt, weldye fih auf den gegenwärtigen 
Fall analog anwenden laflen. 

Das Appellationsgericht zu Budiſſin findet — wie jchon 
gedacht — eine ſolche Analogie im Art. 66 des Criminalgefep- 
buchs und beruft fich zu deren Begründung darauf, daß, wenn 
mit dem erfüllten zwölften Lebensjahre dem Angefchuldigten eine 
gefegiwidrige Handlung als Verbrechen angerechnet werde, dem: 
felben Individuum nicht füglich die Befugniß abgefprochen wer: 
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den Fönne, wegen geſetzwidriger Handlungen, durch welche daſ⸗ 
felbe verlegt worben, Unterfuhung und Beitrafung zu fordern 
und ein Mißbrauch diefes Befugniffes um fo weniger mit Grund 
zu beforgen fei, da hierbei nicht auggefchloffen werde, daß der 
Bormund in Fällen, in welchen derfelbe überwiegende Gründe 
dafür zu haben glaube, von einem jolchen Antrage abzufehen, 
Gelegenheit habe, feinen Einfluß geltend zu machen. 

Nach des Berfaflers Dafürhalten ift jedoch diefe Analogie 
nur bei den oben unter I. 1. erwähnten Berbrechen fintthaft, bei 
welden dem Strafantrage lediglich eine Cognition Darüber, ob 
die rechtswidrige Handlung ein Verbrechen enthalte oder nicht, 
vorauszugehen hat. Im Uebrigen fteht ihr das Bedenken ent 
gegen, daß ihr ein nothmwendiges Erforderniß jeder richtigen 
Analogie, nämlich die Gleichheit des Grundes, mangelt. Da» 
mit nämlich Jemandem eine gefegwidrige Handlung als Ber- 
brechen angerechnet werben fönne, wird erfordert, daß er im 
Stande jei, fie als foldyes zu erfennen und daß er fich in einem 
Zuftande befinde, wo er feinen Willen dem Strafgefege gemäß 
beftimmen konnte, gleichwohl aber eine Willensbeftimmung vor- 
genommen oder unterlaffen hat, welche Urſache des Verbrechens 
geworben ift. — MitRedyt wird man nun wohl behaupten fün« 
nen, daß einem Individuum, welches im Stande fei, das Ber: 
brecherifche feiner eigenen Handlungen zu erkennen und feinen 
Willen dem Strafgeſetze gemäß zu beftimmen, auch ein richtiges 
Urtheil darüber zuzutrauen fei, ob die gegen ihn ſelbſt von 
Dritten verübten gefegwidrigen Handlungen ein Verbrechen 
enthalten und daß er die Fähigfeit habe, demgemäß feinen Wil: 
fen zu erklären. | Ä 

Allein jedenfalls ift ein ſehr großer Unterſchied zwifchen 
dem Erfennen der Strafbarfeit einer Handlung und einer Cog— 
nition der oben unter I. ad 2°. * erwähnten Art. Daß man 
nicht ftehlen, betrügen, rauben und morben dürfe, wird dem 
Menſchen fchon in feinen Kinderjahren bei der Erziehung und 
dem Schulunterrichte eingeprägt, und ed bedarf daher, um das 
Berbrecherifche diejer und anderer ähnlicher Handlungen einzu- 
fehen, nicht derjenigen geiftigen Reife und Ausbildung, welde 
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nad) dem Obigen erforderlich find, um die Folgen zu erfennen 
und zu bemefjen, weldye eines Theil aus der Einleitung der 
Unterfuhung und aus der Beftrafung des Thäters für den Ber: 
legten und deſſen nächſte Angehörige, anderen Theils der bürs 
gerlihen Gefellichaft aus der Nicht: Ahndung des Verbrechens 
erwachfen fönnen. 

Der allerdings mögliche Einfluß des Vormundes Fann 
hier auch nicht in wefentlichen Betracht kommen, da e8 fih um 
die felbitftändige Befugniß des Minderjährigen zur Anklage 
handelt und Fälle eintreten können, in welchen diefer und der 
Bormund ganz entgegengefegter Meinung find. 

Die einzige ftatthafte Analogie bietet ſich nad) unferer An— 
fiht in den gefeglichen Beftimmungen über die Eidesmündigfeit 
in bürgerlichen Rechtsſachen dar. Mit vollem Rechte läßt ſich 
nämlid wohl annehmen, daß ein Individuum, weldes bie 
nöthige intelleetuelle Ausbildung befige, um bie Pflicht zur 
Wahrhaftigkeit, die Bedeutung und hohe Wichtigkeit und Heis 
ligfeit des Eides zu erfennen, und im concreten Falle die That: 
ſache, über’ welche der Schwörende fein Urtheil abgeben foll, 
gehörig zu verftehen und aufzufaffen, auch zur Bognition im 
Betreff des Strafantrags und deffen Zurüdnahme befähiget fein 
werde, daß alfo auch, indem der Staat erflärt, daß die Eides— 
mündigfeit mit dem erfüllten achtzehnten Lebensjahre eintrete, 
mit diefem Alter das Recht zur Stellung des Strafantrags und 
deffen Zurüdnahme von allen Individuen gleichmäßig erwor 
ben werde. - 

Diefe Annahme wird noch dadurch unterftügt, daß nad) 
der Beflimmung des fächfifchen Criminalgeſetzbuchs im Art. 62 
mit demfelben Zeitpunfte die Jugend aufhört, ein Milderungs- 
grund zu fein. *) 

Faßt man das Vorftehende nochmals kurz zuſammen, jo 
gelangt man zu dem Refultate, daß bei dem Verbrechen des 


) Dem ganz ähnlich tritt in Württemberg, wo die Jugend bis zum 16. 
Jahre als Straf-Milderungsgrund gilt, die Befugniß zum Strafantrage mit 
biefem Jahre ein, 


Ehebruchs der verlegte Ehegatte ohne Rüdficht auf das Alter, 
daß ferner bei den unter 1. erwähnten Verbrechen der Minder- 
jährige, fobald er das 12. Altersjahr, bei allen übrigen aber 
dann, wenn er das 18. Lebensjahr erfüllt Habe, zur Stellung 
und Zurüdnahme des Strafantrags berechtigt fet. 

Aus dem Bisherigen werben fich die übrigen Fragen, welche 
noch aufgeworfen werden Fönnen, leicht beantworten laſſen. 

Wie ſchon oberwähnt, kann e8 

V. 


vorkommen, daß der Verletzte und deſſen civilrechtlicher Vertre— 
ter im Betreff der Stellung des Strafantrags oder deſſen Zu— 
rücknahme verſchiedener Anſicht ſind, daß alſo der Eine denun— 
ciren will, während der Andere vom Strafantrage abſehen zu 
müſſen glaubt, und nunmehr eine Entſcheidung darüber nöthig 
wird, welcher von beiden dem andern mit Erfolg widerſprechen 
könne. Vorausgeſetzt wird hier natürlich, daß beide zu dem 
Strafantrage berechtiget ſind, da, wenn dem einen oder dem an— 
deren dieſe Befugniß nicht zuſtände, deſſen Wille hier weiter nicht 
in Betracht kommen kann. Unſtreitig muß hier der Wille des 
Verletzten ſelbſt den Ausſchlag geben, da das Befugniß des civil⸗ 
rechtlichen Vertreterd dann nur als ein ſubſidiäres erſcheint. 
Hierfür fpricht auch die ganz finguläre Beftimmung in Art. 265 
und 266 des ſächſiſchen Criminalgeſetzbuchs, nach weldyer die 
Aeltern und beziehendlich die Pflegeältern des WVerlegten den 
Strafantrag wegen der dort genannten Verbrechen felbft wider 
den Willen des legteren zu ftellen befugt find. Denn es würde 
ganz überflüffig gewefen fein, dieß befonders auszufprechen, 
wenn nicht der Gejeggeber felbft das Gegentheil, nämlidy daß 
der Vertreter gegen den Willen des Verlegten den Strafantrag 
nicht ftellen dürfe, al8 Regel angenommen hätte, und es gilt 
alfo hier der Grundſatz: exceptio firmat regulam. 
Es kann ferner 
VI. 


gefragt werden, wie es zu halten ſei, wenn weder der Verletzte, 
noch deſſen civilrechtlicher Vertreter nach dem Vorſtehenden zum 


Strafantrage und zu defien Zurücknahme beredhtiget ift? Es 
find hier zwei Fälle möglich : 

Entweder nämlich 
1) ift eine Vertretung des Verlegten zwar nicht im allgemeinen, 

wohl aber im concreten Falle durch feinen civilrechtlichen 
Vertreter unzuläffig, wie 3. B. bei dem gegen einen Abwe— 
fenden verübten Verwandtendiebftahle, 
oder | 
2) es ift überhaupt eine felbftftändige Vertretung des Verletzten 
nicht zuläffig, wie z. B. bei dem gegen einen geiftesfranfen 
Ehegatten verübten Chebruche. 

In dem erfteren Falle wird ſich der Unterfuchungsrichter 
leicht damit helfen fönnen, daß er fid) an die betreffende ober- 
vormundfchaftliche Behörde wendet, und bei derfelben um Bes 
ftellung eines Vormundes lediglich zu dem Zwecke der Cogni— 
tion, ob zu deununciren fei, oder nicht, nachfucht, wogegen ein 
geſetzliches Bedenfen nicht vorhanden ift. 

Im zweiten Falle könnte die Frage entftehen, ob nicht das 
Berfahren von Amtswegen einzutreten habe. Für die Bejahung 
Diefer Frage ließe fi) anführen, daß der Staat — wie ſchon 
oben ausgeführt worden — ein wefentlicdhes Intereffe daran 
habe, daß Verbrechen auch diefer Art nicht vorfommen, und daß 
deshalb in Fällen, wo ein Strafantrag nicht möglich ift, eine 
Ausnahme von der Regel, nad) welcher der Unterfuchung und 
Beftrafung des Thäters ein Antrag vorauszugehen hat, gemacht 
werden müfje, um die fonft der bürgerlichen Geſellſchaft vrohen- 
den Nachtheile zu verhüten. 

Allein abgefehen davon, daß dergleichen Fälle nur felten 
vorkommen werden, fo würde das Officialverfahren dem Zwede, 
welchen der Gefeßgeber überhaupt hatte, als er die Beftrafung 
jener Verbrechen von dem Antrage des Verlegten abhängig 
machte, e diametro entgegen fein, und es würde mithin den 
Regeln der Gefegesinterpretation geradezu widerfprechen, wenn 
man eine foldhe Ausnahme ohne weiteres ftatuiren wollte, 
Man muß vielmehr annehmen, daß es in der Abficht des 
Gefepgebers gelegen habe, vergleichen Fälle ungeftraft zu 


laſſen, da er eine befondere Beftimmung in dieſer Beziehung 
nicht traf. | 
Endlich kann ed noch 


geſchehen, daß der civilrechtliche Vertreter ſelbſt das Verbrechen 
gegen ſeinen Pflegbefohlnen verübt hat, oder doch bei dem— 
felben in irgend einer Art und Weiſe betheiligt iſt, und es ſich 
nun fragt, wer die Rechte des Verletzten foldyenfalld wahrzu: 
nehmen habe. Selbfiverftäudlich wird hier vorausgefegt, daß 
der Verlete nicht felbft das Recht zur Anklage und deren Zus 
rücknahme hat. Denn hat er es feldft, fo fteht nichts im Wege, 
daß er davon gegen den Vormund Gebraud made. 

Streng genommen fällt diefe Frage mit der unter VL. 1 
zufanımen. 

Der Bormund ift nämlidy dann als ein foldher anzufehen, 
welchem nad) Befinden zwar im allgemeinen, aber nicht im 
fpeciell vorliegenden Falle ein Vertretungsrecht zufteht, umd es 
dürfte daher ebenfo wie dort in der Pflicht. der obervormund⸗ 
ſchaftlichen Behörde liegen, für die Vertretung des Berlegten 
durch Beftelung eines Specialvormundes Sorge zu tragen. 


XIH. 


Die in der Unterfuhung gegen Dtto Leonhardt 
Heubner geiprochenen Erkenntnifie. 


Der frühere Kreisamtmann von Freiberg, Dito Leonhardt 
Ser ift wegen feiner Betheiligung an dem in Dresven im 
Mai 1849 ftattgefundenen Aufitande und des fich dadurch zu 
Schulden gebrachten Verbrechens des Hochverraths auf Grund 
des Art. 81 des Criminalgefegbuchs in zwei gleichlautenden Er» 
fenntniffen des K. App. » Gerichts zu Dresden und des K. 
Dber:App. : Gerichts zum Tode verurtheilt worden. Im Gna— 
denwege ift die Strafe in lebenslängliche Zuchthausſtrafe ver: 
wandelt worden. Bei dem lebhaften Intereffe, welches diefer 
Unterfuhungsproceß in Rüdjicht auf die That fowohl als die 
Perſon des Angefchuldigten erregt hat, fo wie bei der juriftifchen 
und ftaatsrechtlichen Wichtigfeit der in diefen Erkenntniſſen ers 
Örterten Fragen hat ed nicht unangemefjen erfchienen, jene zur 
Kenntniß des größeren juriftifchen Publifums zu bringen. 

Die Entfheidungsgründe zu dem Erfenntnifie des K. App.: 
Gerichts folgen unter A. und die zu dem des K. Ober-App.: 
Gerichts unter B. 


A 


Die Ereigniffe in der Stadt Dresden, aus denen Die ges 
genwärtig zur Beurtheilung vorliegenden Berbrechen hervor: 
gegangen find oder mit denen ſolche in Verbindung ftehen, ha—⸗ 
ben, foweit fi dieß nachweifen läßt, in der Weigerung Sr. 
Majeftät des Königs, die deutiche Reichsverfaſſung anzuerfen« 
nen und einzuführen, ihren Uriprung. Sie beginnen mit der 
am 30. April 1849 von der Staatsregierung verfügten Auf— 
löfung der Ständefammern. Die Zurufe, mit denen die Präſi— 
denten beider Kammern die Sigungen fchloffen, find befannt. 

Noch an demfelben Tage erfhien als Placat an den 
Straßeneden eine aus dem Club der Linken der aufgelöften Kanı= 
mern hervorgegangene und von 67 Mitgliedern derjelben unter 
zeichnete, gegen die von den Staatsminiftern in einer Anſprache 

Neue Zahrbücher f. ſaͤchſ. Strafreht. VI. 3. 18 


„an das fächfifche Volk“ dargelegten Gründe der Kammeranf- 
(öfung gerichtete Erklärung (S. 17 f. verb. mit ©. 10 f. der 
gedruckten Generalacten) ; gleichzeitig aber aud) eine „Proteſta— 
tion“ des aus einer Anzahl Mitglieder der aufgelöften Kam— 
mern beftehenden fogenannten foctaliftifch:pemocratifchen Clubs 
(S. 19 verb. mit ©. 11 der gedrudten Generalacten). Abends 
war Verfammlung-vdes democratifchen Vaterlandsvereins. Der 
Ausfhuß beantragte die volle Zuftimmung des Vereins zu den 
von den Kammern gefaßten Beſchlüſſen umd den Beitritt zu dem 
gegen die Minifter ausgefprochenen Mißtrauensvotum ; außer: 
dem wurden zwei Erklärungen befchloffen: eine an die National: 
verfammlung zu Frankfurt (S. 22 verb. mit ©. 6 der gedruck⸗ 
ten Generalacten) , worin der legteren der volle Beiltand des 
Vereins bei „Aufrechthaltung ver WVolfsherrfchaft gegen die 
Uebergriffe der Fürften“ verfichert; die andere an das fönigl, 
ſächſiſche Gefammt-Minifterium (Diefelben Seiten der gedrudten 
Seneralacten), worin der Verein jeden Widerftreit gegen die zu 
Frankfurt befchloffene deutfche Reichsverfaſſung „von Oben“ als 
einen revolutionären Aft bezeichnet und das Gefammt-Minifte- 
- rium für die Folgen einer ſolchen „Revolution von Oben“ ver 
antwortlich madıt. NTar 
Diefe Befchlüffe wurden am 1. Mai (Dienftag) durd) 
Placat öffentlich befannt gemacht, die an das Gefammt-Mini- 
fterium gerichtete Erklärung aber wurde in den Mittagsftunden 
unter dem Nachtritte eines Volkszuges, zu welchem das Placat 
zugleidy aufgefordert hatte, im Gebäude des Juftizminifteriums 
den Staateminiftern von Beuft und Rabenhorft überreicht. 
(S. 6 und 9 der gedr. Gen. Xcten.) ti Althiunie) 
Es foll zwar nody eine Volksbewegung nad) dem Königl. 
Schloſſe hin entftanden fein, fie ift aber zu feinem Ausbruche 
2 und der Nachmittag des1., fo wie der Vormittag des 
Mai find im Allgemeinen * Störung der öffentlichen Ruhe 
verlaufen: | | 
Am 2. Mai Mittwoch) las man jedoch in der Dresdener 
Zeitung, dem Organe des democratiſchen Vaterlandsvereines, 
folgende Stelle: MT TI1ap 
‚Das Barrifadenwetter und der Nevolutionshim: 
mel wirken Wunder, Heute hat der deutfche Verein durch 
feine VBorftände fih an den Vaterlandsverein in allen Maas: 
nahmen für fofortige Duycchfegung der Reichsverfaflung an: 
geſchloſſen⸗ in 324 | | Rh FRI WR] 35 > Ian 
(ix Dreson. Zeit. vd. angeg. Tage); an den Straßenedem er⸗ 
ſchien, einem Beichluffe des Äusſchuſſes des Vaterlandövereing 
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(S.7 der gedr. Gen, Acten) gemäß, ein gegen die Staatsregie⸗ 
rung aufreizendes Placat diejes Vereinsausichuffes (S. 22 der 
gedr. Gen. Acten), daneben eine Erklärung des „Arbeiterver 
eins“ zu Dresden, ähnlichen Inhaltes. BT, 
Gleichzeitig luden Maueranfchläge, vollgogen von fammts 
lihen Commandanten der verſchiedenen Abtheilungen der Com- 
munalgarde, zu bataillonsweifen Urverfanmlungen der legteren 
ein. In diefen, Nachmittags 3 Uhr abgehaltenen Urverfamms 
lungen wurde eine Adrefie an Se. Majeität den König befchlof- 
fen, in welcher die Communalgarde „gegen ihre Mitwirkung zu 
Maßregeln, welche die Gültigkeit der deutfchen Reichsverfaſſung 
in Frage ftellen ſollten“, fi) verwahrte; es wurde aber auch, 
unter dem Einfluffe des Vaterlandsvereins (vgl. S. 7. der gedr. 
Gen. Acten) zugleich der Beihluß gefaßt, dad Commando der 
Gommunalgarde aufzufordern, am folgenden Tage die gefammte 
Bürgerwehr durch Appell zu verfammeln, un bewaffnet und in 
feierlicher SBarade die Anerkennung der deutfchen Reichsver: 
fafiung durch ein derjelben zu bringendes Hoch auszufprechen 
(5:9 ver gedr. Gen. Acten.). Am 3. Mai (Donnerftag) Vor: 
mittags find nun, wie befannt, Str. Majeftät dem Könige nich 
nur die Adrefje der Communalgarde, fondern and) eine auf un— 
verweilteBerfündigung der Reichsverfaffung gerichtete Adreſſe 
des Raths und der Stadtverorpneten zu Dresden überreicht 
worden; die Antworten des Königs waren ablehnendez die 
Eommunalgarde verwies Er auf ihre Pflicht... Eine Befannt: 
madhung des Gefammt » Minifteriumg ſetzte die Gründe aus— 
einander, aus denen der König das Anerkenntniß der Reiche: 
verfaſſung zur. Zeit unthunlich finden müffe. = nn 
Defienungeachtet befchloß ver zu einer Sitzung verfamntelte 
Eommunalgarden» Ausfchuß mit Stimmenmehrheit die Abhal: 
tung der ftürmifd) verlangten Parade und die Zuſammenbe—⸗ 
rufung der Communalgarde durch Appell, Der vorfigende Com⸗ 
mandant hatte fich diefem. Beſchluſſe widerfegt, erftattete dem 
General-Eommando Meldung und bat- zugleih um feine Ents - 
laffung ; leßtere wurde nicht angenommen, die befchlofene Pa— 
- rade vom General-Commando als ungefeglich unterfagt und nur 
die Berfammlung der einzelnen Abtheilungen Durch Appell zu dem 
Behufe geftattet, um denfelben die Antwort des. Königs auf die 
Adreſſe befannt zu machen (5.44 der gedr. Gen: Arten). Das 
legtere gefchah, und die Abtheitungen gingen, nachdem ein wieder: 
holter Antrag auf Geftattung der beabfichtigten Parade auch von 
Sr. Maj. dem Könige zurüdgewiefen worden war, ungefähr um 
4 Uhr Nachmittags zum größten Theil auseinander; nur einige 
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derfelben blieben, um zur Mufrechterhaltung der bedrohten Ruhe 
und Sicdyerheit verwendet zu werden, unter den Waffen. 

Die Bewegung war nämlich immer brohender geworben ; 
Bolfshaufen rotteten ſich aufammen und verlangten Waffen ; 
von Unbefannten wurden Reden gehalten; man begann, mit 
Marfıbuden und Wagen die Straßen zu ſperren; verfuchte, um 
eine vorausgeſetzte Flucht des Königs zu verhindern, einige 
Ausgänge des fönigl. Schlofled zu verrammeln (S. 12. 37 f. 
43 ver gedr. Gen. Acten). Ein Bülletin der Dresdener Zeitung 
Nr. 106 enthält sub dato Dresden, 3. Mai, 2 Uhr Nadmit« 
tags, folgende Stelle: 

‚Man fürchtet eine Abreife des Königs und die Eingänge 

des Schloſſes werden daher forgfältig bewacht. Bom Lande 

* aus der Provinz hofft und erwartet man bewaffneten 
uzug.“ 

Kurz nach 4 Uhr Nachmittags wurde von Volks haufen ein 
Angriff auf den Zeughof gemacht; das dort aufgeftellte Linien: 
militär wies ihn mit Gewehrfener zurüdz; mehrere der Angrei- 
fenden wurden verwundet; einer getödtet; der Getödtete wurde 
auf einem Wagen in der Stadt herum und zulegt vor das fönigl. 
Schloß gefahren, wo man den Wagen ftehen ließ. Eine Abthei« 
lung der Communalgarde wurde zu Herftellung der Ruhe nad 
dem Zeughofe entjendet ; defienungeachtet ftießen die Bolfsrotten 
ein Thor des Zeughaufes mittelit eines Wagens ein; die Be- 
fagung feuerte einen Kartätfchenfhuß unter fie ab; die Com— 
munalgarde glaubt, daß folcher zugleich ihr gegolten habe, 
fie zieht fich zurüd, das Gefchrei: „Blut! Race!“ erſchallt; der 
Gommandant der Communalgarde wird des Verraths befchul: 
digt, weil die legtere ohne Munition ſei; zu Herbeiziehung der 
fänmtlihen Abtheilungen derfelben wird Sturm geläutet und 
Generalmarſch gefhlagen (S. 12. 14 f. 37 f. der gedr. Gen. 
Acten und notorifh). Auf die Befagung ded Zeughanfes wurde 
inzwifchen von Bewaffneten aus den umliegenden Gebäuden 
geſchoſſen; einer diefer Schüffe tödtete einen Officier der Liniens 
teuppen; gleichzeitig wurde unter Aufreißen des Pflafters, der 
Trottoirs nud Schleußenbohlen,, der Bau der Barrifaden fort: 

efept (S.13. 122 der gedr. Gen. Acten und notorifch). Schon 
ittags 12 Uhr war nun aber aud) ein Placat an den Straßen 
een erfchienen, welches unter Beziehung darauf, daß nad) der 
neueften preußifchen Note — mittelft deren befanntlich die 
fönigl. preußifche Regierung den Regierungen anderer deutſchen 
Staaten bewaffnete ülfe anbot — die Befegung des Landes 
mit preußifchen Truppen bevorftehe, verkündete, daß die Stadt» 


verorbneten zu Dresden in einer Nachmittags abzuhaltenden 
außerorventlihen Eigung die Niederfegung eined Verthei⸗ 
digungsausſchuſſes gegen fremde Truppen beantragen würden. 
Es war unterzeichnet mit den Namen „Blöde, Minfwig, Sei: 
denſchnut“; Männer, die dem democratifchen Baterlandsvereine 
angehörten und zugleich Stadtverordnete waren (S. 27 f. 42 
der gedr. Gen. Acten). Eben diefelben veranftalteten aud) 
(S. 27 f. der gedr. Gen. Acten) zu Nachmittags 4 Uhr die an: 
gefündigte außerordentliche Sigung der Stadtverordneten; einige 
Mitglieder des Stadtraths fanden fich auf ergangene Einladung 
in derfelben ein; es erichienen aber auch Tzichirner und einige 
andere, der äußerften Linken angehörige Mitglieder der aufge: 
löften Ständeverfammlung 5; Tafchirner'n wurde fogar dad Wort 
verftattet (S. 31 f. 34 der gedt. Gen. Acten). Obſchon nun 
in diefer, völlig tumultuarifcyen, durch die Nachricht des Kam: 
pfes am Zeughaufe unterbrocyenen Sigung, weldyer der Adv. 
Blöde, als damaliger Borftand der Stadtverordneten, präjidirte, 
davon die Rede war, durch eine Deputation bei der Regierung 
anzufragen, ob der Einmarfch fremder Truppen bevorftehe, jo 
kam es doch zu Eonftituirung eines eigentlichen Bertheidigungs- 
ausſchuſſes nicht; e8 wurde aber, nächft der Abfendung einer 
abermaligen Deputation an den König zu Anerfennung der 
Reichöverfaflung, in Gemäßheit eines von dem Stadtverorbneten 
Dr. Seidenſchnur geftellten Antrags, die Bildung eines aus 
einer Anzahl Stadtverordneter und Rathsmitgliever zufammen 
zu ſetzenden Sicherheitsausſchuſſes befchloffen, auch wurden jo: 
fort durch Acclamation 5 Stadtverordnete, als Dr. Richter, 
Dr. Minkwitz, Dr. Köchly, Kell und Dr. Seidenſchnur zu Mit⸗ 
gliedern deſſelben beftimmt. Die anweſenden Rathsmitglieder 
verweigerten den Beitritt, ohne daß vorher vom Stabtrathe dar: 
über berathen und Beſchluß gefaßt worden ſei; es ift ihnen 
auf diefe Weigerung ftürmifch erklärt werben, daß man die Be: 
fchlüffe auch ohne ven Rath durchzuführen wiſſen werde (S. 
30 f. der gedr. Gen. Arten). Während nun eine Anzahl Stadt: 
verordnete und Rathsmitglieder, denen fid) auch Führer der 
Eommunalgarde anfchloffen, auf das fönigl. Schloß zu Stellung 
des beſchloſſenen nochmaligen Antrages auf Anerfeuntniß der 
Reichsverfafung ſich begab, verfügten fich die zu Mitgliedern des 
Sicherheitsausfchuffes beftimmten Stadtverordneten — indge: 
fammt Mitglieder des democrat. Baterlandövereines — auf das 
Rathhaus, liegen fi) das Seſſionszimmer des Rathes öffnen, 
nahmen an der Sigungstafel Play und begannen ihre Thätig- 
feit. Eine große Anzahl anderer Berfonen, unter ihnen Tyfchirner, 


Hitzſchold jüun., Klette, Munde, bedeckten Hauptes ‚ fanden ſich 
dafelbft ein und betheiligten ſich; die anwejenden Rathsmitglie⸗ 
der, welche der Partei der Vaterlandsvereine nicht angehörten, 
hielten ſich paffiv oder vermochten doch ‚ einzeln, ‚mit: Öegenvor- 
ftellungen nicht durchzudringenz es ift zwar, nad) der Nüdfehr 
einiger anderer Rathsmitglieder vom Fönigl: Schloſſe, erklärt 
worden, daß der Rath mit 5 Mitgliedern dem Sicherheitsaus⸗ 
ſchuſſe beitretes; es iſt aber zu dem förmlichen Beitritte von Mit: 
gliedern des Stadtrathes nicht gefommen. uino 
Die ganze Thätigkeit dieſer Verſammlung iſt nun auf Vor⸗ 
bereitungen zu einem Kampfe gegen die Truppen hinausgegan⸗ 
genz Sturmläuten, Beſchaffung von Munition, Aufforderung 
auswärtiger Drte zu Zuzügen, find Die allgemeine Loofung der 
Verſammelten geweſen. Das Sturmläuten , wodurdy zugleidy, 
wie obengedacht , die Communalgarde wieder verfammelt wer: 
den follen, iſt von Tyfchirner'n angeordnet, Beſchaffung von 
Mimition gegen’ Bons auf die Stadtfaffe, unter Gebrand des 
Rathsſtempels, fofort in's Werk gefegt worden. Seinen Thä- 
tigkeit nach ftellt fich der Sicherheitsausfchuß mehr als „ein Lan⸗ 
desvertheidigungsausichuß“ dar. (Vgl. die Angaben Heubner’s 
BI. 97: Act. sub. it. H. Nr. 16. Vol. 1.) | — X 
An die Stelle des Communalgarden-Commandanten Lenz, 
welcher, des Verraths beſchuldigt und mit Vorwürfen iber- 
häuft, ja fogar bedroht, das Commando niedergelegt hatte, aus 
dem Rathhauſe flüchten mußte, und deſſen Waatenlager bald 
darauf von Volkshaufen zerftört wurde, ernannte man, nachdem 
auch der, von den anwefenden Rathsmitglievern mit diefer Tune: 
tion befleidete Adv. Heinz von dem ihm übertragenen‘ Com— 
mando wegen der ihm gemachten Zumuthung;, mit der. Gom: 
munalgarde gegen die Truppen zu agiren, wieder zurüdgetreten 
war, den ehemaligen griechifchen Oberftleutnant: Heinze, ein 
Mitglied‘ der Linfen der "aufgelöften Ständeverfammlung zer 
war vonder Partei augenscheinlich gleich von vornbereim hierzu 
auserjehen — denn er brachte das gedruckte Placat, wo⸗ 
durch feine Ernennung verfündet wurde, fchon mit. Vom Bal⸗ 
fon’ des Rathhauſes herab haranguirte er die Commun 5 
er entließ fie zwar einftweilen, forderte fie aber zum Wieder: 
erfcheinen auf Appell und zum Kampfe gegen die Truppen auf 
(S: 13.172836 f. 41: 43. 103. 123 der'gedr. Gen. Acten). 
Dieſelbe ift aber, zu diefem Zwede, weder imihrer Geſammt⸗ 
heit, noch in einzelnen organifirten Abtheilungen je wieder unter 
vie Waffen getseten ad cm anlt It dpi Mae 
An dem Abende diefes Tages und während der darauf 
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folgenden Nacht ſind dagegen die Barrikaden an allen Puncten, 
wo ſolche angelegt worden waren, emporgeſtiegen; auch haben 
ſich ſchon an le Abende, hauptſächlich aber am folgenden 
Tage, die auf dem Rathhauſe zurüdgebliebenen Rathsmitglieder 
dazu brauchen lafien, Requilitionen an auswärtige Kommunal: 

arden zum Einrüden nad) Dresden zu erlaffen. Es find auch 
in Folge dieſer Requifitionen, in denen fich der Rath auf $. 11 
des Gef. vom 11. April 1848 berief, Abtheilungen auswärtiger 
Communalgarden eingetroffen; diejenigen aber, weldye wahr: 
nahmen, worauf die Sache hinausfommen follte, wieder zurück— 
gegangen (5. 13. 35. 43. 44 der gebr. Gen. Acten). Im 
Laufe der Nacht ftiegen,, wie notorisch, vom Thurme der Kreuz: 
fiche Raketen auf, auch brannten auf den umliegenden Anhö— 
hen Feuerzeichen. 

Am Zeughauſe wurden Verſuche gemaht, die militärifche 
Beſatzung — zum Treubruche zu verleiten. 

Freitags, am 4. Mai früh 4 Uhr hatte der König, deſſen 
perſönliche Sicherheit nach dem Obigen unzweifelhaft bedroht 
war, von den Staatsminiſtern begleitet, Dresden verlaſſen und 
auf die Feſtung Königſtein ſich begeben. Schnell wurde dieß 
auch in Altſtadt-Dresden, dem Schauplatze des Aufſtandes, be⸗ 
kannt; in der Dresdner Zeitung ftand: 

„4. Mai, Morgens 7 Uhr. Der König ift fort, wahr: 
ſcheinlich nach der Feſtung Königſtein; wenigftens fuhr heute 
fehr früh ein Dampfidiff ftromaufwärts , das ftark mit 
Militär beſetzt war.“ 

Es fiel indeffen an diefem Vormittage nichts Wefentliches 
vor, nur fchrieb die Dresdener-Zeitung: 

„4. Mat, gegen 10 Uhr Morgens. 3000 Senfen find herbei- 
geichafft, die Proletarier bewaffnen fi damit. Das Bürger: 
ſchießhaus ift vom Bolfe überfallen worden, die darin befind: 
lihen Böller, Büchſen und Mumitionsvorräthe werden ver- 
theilt. Endlich verläßt man den abgefhmadten 
gefeglihen Boden und erfennt den revolutio- 
nären als den allein gefeglihen an. Desgleichen 
fürchten die Führer ver Truppen Zuzug von Leipzig und über: 
haupt einen Angriff von der Neuftäpter Seite. — Allem An: 
ſcheine nach gehen wir nad) den Worten Heinze's: „„Eine 
Regierung beitehe nicht, man werde fie in allen Winfeln ſu— 
hen, und wenn man fie nicht finde, darin figen laflen, aber 
jedenfalls auf den Barrifaden bleiben“, einer proviforischen 
Regierung entgegen.“ 

An demſelben Bormittage erjchien denn num audy ein von 
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einer Anzahl Mitglieder der aufgelöften Kammern unterzeiche 
netes Placat, durch welches alle noch anmwejende ehemalige Mit⸗ 
glieder der fächfifhen Volfsfammern aufgefordert wurden, ſich 
fofort auf dem Rathhaufe zu verfammeln (S.85 der gedr. Gen. 
Arten). Nah der Ausfage des Tzſchirner'ſchen Schreiber, 
Woogk, foll es ſchon am vorhergehenden Abende von Iſſchir— 
ner'n verabfaßt worden fein (S. 35 der gedr. Gen. Acten). 
Die meiften der Unterzeichner behaupten, daß fie hierbei nur 
eine Beiprehung über die bei der gegenwärtigen Lage ded Bas 
terlandes zu ergreifenden Mafregeln beablichtigt hätten; meh— 
rere dagegen haben eingeräumt, daß ſchon damals davon ges 
fprochen worden fei, daß die Mitglieder der aufgelöften Kam— 
mern die Zügel der Regierung in die Hände nehmen müßten. 
In den Mittagsftunden find denn auch ungefähr 15 oder 
16 Berfonen auf dem Rathhaufe zufammen gefommen umd aus 
diefen ift, wiewwohl unter Widerſpruch einzelner, eine „provifori- 
ſche Regierung“ — dieſe Uebergangsbehörde aller Revolutio- 
nen — beftehend aus dem ſchon oftgenannten Adv. Tzſchirner 
aus Baugen, dem Kreißamtmann KHeubner aus Freiberg und 
dem Geheimen Regierungsrathe Todt, hervorgegangen, wo» 
durch) aud) zugleid) der obenbezeichneten Wirkſamkeit des früheren 
Sicherheitsausfchuffes ein Ende gemadyt und diefer auf ein 
feinem Namen entjprechendes, in Wahrung der ftädtifchen In— 
tereffen beftehendes Wirken befchränft wurde. Eine förmlidhe 
Wahl der proviforischen Regierung Scheint nicht ftattgefunden, 
vielmehr fcheint man gleich Anfangs über die Ernennung der 
genannten Perſonen ſich einverftanden zu haben (S. 45 f. der 
gedr. Gen. Acten). Nach ihrer Ernennung find dieſelben auf 
ven Balkon des Nathhaufes geführt und dem verfammelten 
Bolkshaufen zur Beftätigung vorgeftellt worden; nad) deren 
Erfolg hat man die Bewaffneten in Reihe und Glied treten laf: 
fen und auf die deutiche Reichsverfaſſung vereidetz auch ift ſo— 
dann die Einſetzung einer proviforifchen Regierung auf den 
Glodenthürmen feierlichft eingelauten worden (S. 45 f. der 
gedr. Gen. Acten). Sie übernahm die Leitung des — angeb- 
lid) no) immer auf zu erzwingende Anerfennung und Ginfäh. 
rung der Reichsverfaflung abzweckenden — Aufitandes und ent- 
widelten auch fofort ihre Thätigkeit; es erichienen alsbald das 
berüchtigte Placat, mit der Weberfchrift: „Mitbürger!“ und mit 
den Eingangsworten: „Der König und die Minifter find ent« 
flohen” (S. 85 f. der gedr. Gen. Acten), fo wie die Anfprache 
an die „Soldaten! (S. 86 der gedr. Gen. Acten). Jenes Pla« 
cat wurde den Gemeindeobrigfeiten des Landes mit der Auffor: 
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derung, daflelbe befannt zu machen, und den Verfügungen 
der proviforifchen Regierung Folge zu leiften, zugefendet (S. 86 
der gedr. Gen. Acten). Zugleich ergingen Drdres an die Com⸗ 
munalgarden des Landes, nad) Dresden zu rüden und ſich zur 
Berfügung der proviforifchen Regierung zu ftellen. 

Die im Zeughaufe liegenden Truppen hatten, durch falfche 
Nachrichten getäufcht, mit einer dort poftirten Abtheilung Com: 
munalgarde eine Art Convention gefchloffen,, vermöge deren der 
legteren die Beiegung des innern Zeughofes eingeräumt wurde, 
während das Militär das Zeughaus felbit befegt hielt; Tzſchir⸗ 
ner verfündete von Balkon des Rathhaufes, die Truppen feien 
übergegangen und andere würden bald nachfolgen, aud) erichien 
fofort ein Placat der proviforifchen Regierung , welches mit den 
Worten beginnt: 

„Das brave ſächſiſche Militär Hat dem Gebote der Pflicht 

gegen die heiligen Interefjen des deutfchen Vaterlandes Ge: 

nüge geleiftet ıc.“ 
(S. 86 der gedr. Gen. Acten). Auch hatte fich, ſchon vor Ein- 
fegung der fogenannten proviforifhen Regierung, der Militär: 
commandant der Garnifon zu einem — Waffenſtillſtande, 
wie ſolcher in dem Placate des Sicherheitsausſchuſſes (S. 43 
der gedr. Gen. Acten) näher bezeichnet iſt, herbeigelaſſen. 

Inzwiſchen mehrten ſich die bewaffneten Zuzüge von aus» 
wärts; es wurde Nachmittags von Seiten der Inſurgenten auf 
das königl. Schloß geſchoſſen, die Truppen wieſen dieſen An- 
griff zurück, nahmen ihre vorigen Stellungen wieder ein; die 
inmittelft in Dresden eingerückte leichte Infanterie verdraͤngte 
die Communalgarde and dem Zeughofe; andere, aus ihren 
Garnifonen herbeigezogene Truppen rüdten ein; zu einem Anz 
griffe und Kampfe fam es aber an diefem Tage weiter nicht. 

Uebrigens waren die Staatöminifter von Beuft und Ra: 
benhorft von der Feitung Königftein zurüdgefehrt. 

Sonnabend früh 5 Uhr bewegten fich nun aber die fämmt- 
lich in der Neuftadt zufammengezogenen Bataillone zum Angriffe 
über die Elbbrüde. Das Commando über die Militärmacht 
wurde Vormittags 10 Uhr durch Tagesbefehl dem General: 
leutnant von Schirnding übertragen. Che jedoch die Truppen 
zum Angriffe ſchritten, follte nochmals der Weg der Güte ver- 
fucht werden. In einer öffentlichen Kundmachung vom 5. Mai 
fprachen die Minifter, indem fie erflärten, daß fie weder den 
König, noch die Regierung verlaffen gehabt, vielmehr fofort 
zurüdgefehrt feien, nachdem fie des Erfteren perfönliche Sicher: 
heit bejchügt gefehen, nochmals die Hoffnung aus, daß das 
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fächfifche Volk vem Rufe des Gefepes, den Pflichten der Treue 
und den Mahnungen der Befonnenheit folgen werde, brachten 
auch dabei eine Proclamation des Könige vom 4. Mai zur öf— 
fentlihen Kenntniß, worin derjelbe verfündete, aus welchen 
Gründen Er Dresden einftweilen verlaffen und fich auf die 
Feftung Königftein begeben habe und daß hierdurd) die Regie: 
rungsgefchäfte nicht unterbrochen würden. 

Auch hierdurch änderte ſich nichts; die Truppen gingen 
daher, zu nunmehriger Niederwerfung des Aufitands, um 2 Uhr 
Mittags zum Angriffe über und erft von diefer Zeit an begann 
der eigentliche Kampf, weldyer dann bis zum 9, Mai Vormit— 
tage fortgeicht wurde und endlich mit einer gänzlichen Nieder: 
lage und einer allgemeinen $lucht der Infurgenten endigte. 

An dieſem Kampfe hatten übrigens von dem 6. Mai an 
die von.der Staatsregierung herbeigerufenen preußifhen Hülfs— 
truppen, von denen die erften am 5. Mai Abends gegen 6 Uhr 
hier eingetroffen waren, Theil genommen. un 

Noch verſuchten Heubner — nachdem Todt und Tzſchirner, 
ſo wie andere Häupter des Aufſtandes ſchon früher das Weite 
geſucht und ihn verlaſſen hatten — ſich mit den flüchtigen Hau— 
fen erſt in Freiberg, dann in Chemnitz feſtzuſetzen; allein an 
legterem Orte ereilte ihn ſein Geſchick, indem er, nebft einigen 
anderen Individuen, von mehreren entfchloffenen Männern in 
der Nacht vom 9. zum 10. Mai daſelbſt feftgenommen und zu 
Arreft gebracht wurde, 

Die Einzelnheiten der zwifchen den Truppen und den In— 
furgenten ftattgefundenen Gefechte zu fchildern, ift nicht die 
Aufgabe der gegenwärtigen Zeilen; wohl aber fann man nidıt 
unberührt lafien, mit welder Hartnädigfeit und Beharrlichfeit 
Seiten der Aufftändifchen gefämpft worden ift, wie die „provi- 
forifhe Regierung” am 5. Mai (vgl. ©. 88 der gebr. Gen. 
Alten) die hieſige Communalgarde unter der Drohung, daß 
man jie fonft mit Zwang unter die Waffen treiben werde, auf 
den Kampfplag rief, wie man diefe Drohung aud) hier-und da 
wirklich ausführte, wie man einem Theile ver Communalgarde 
die Waffen wegnahm und die Rotten des Volfs damit ausrü— 
ftete und wie im Berlauf des Aufitandes Fuhren, Lebensmittel, 
Munition und Waffen, zum Theil durch Erprefiung und An: 
wendung von Gewalt oder Drohungen, befhafft, Brandftif: 
tungen verübt, — das große Opernhaus, drei Häufer auf ver 
Heinen Brüdergafje und drei auf der Zwingerftraße find ein 
Raub der Flammen worden — und, wie namenlic, am Königl. 
Schlofje und dem. Prinzl. Palais, dergleichen verfucht, aus 
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Militärgebänden Vorräthe an Waffen, Munition und Effecten 
geraubt, einzelne Fleine Truppenabtheilungen und Privatper- 
fonen gefangen genommen und verhaftet wurden (S. 51. 60. 
65. 68. 71.77. 90. 118, 120. 125. 167 f. der gedr. Gen. 
Acten). Endlidy ift auch noch hervorzuheben, daß den verbün— 
deten ſächſ. und preuß. Truppen ein Verluft von circa 40 Tod» 
ten und etwa 100 Berwundeten zugefügt worden ift, 

Wie ſchon oben angedeutet wurde, ift die von dem Könige 
und der Staatsregierung verweigerte Anerfennung der deut— 
ſchen Reichsverfaſſung al8 die nähfte Veranlaſſung des 
oben gefchilderten Kampfes anzufehen. Ob e8 aber ver Zwed, 
der Hauptzwed jenes Aufftandes gewefen, die verfagte 
Anerkennung der Reichöverfaffung zu erzwingen, dieß ift 
eine Frage, für deren Berneinung allerdings erhebliche Mo— 
mente vorliegen, Momente, welche darauf hinweifen, daß man, 
wenigitens hier und. da, die gedachte Weigerung des Könige 
und der Regierung nur ald willfommenen Borwand zur Ers 
hebung genommen, in Wahrheit aber die monardyifch » confti« 
tutionelle Staatsform ganz zu ftürzen und an deren Stelle die 
republifanifche (vieleicht als Anfang für ganz Deutfchland) zu 
fegen beabfichtiget habe. 

Erwägt man nämlich, wie feit Jahr und Tag die Regie— 
rung ſchwächer geworden war, wie die Umfturzpartei mit jedem 
Tage an Terrain gewonnen hatte, wie von gewifjen Vereinen, 
die fih über das ganze Land verbreiteten und unter planvoller 
Gefammtleitung gemeinjchaftlic nady einem Ziele hinfirebten, 
der gefeliche Boden immer mehr unterwühlt wurde, wie man 
die arbeitende, befiglofe Maſſe fyitematifch gegen die Brodge— 
benden und die Bejigenden, das Heer zu Subordinationsver: 
gehen, Alle aber gegen die Negierung aufzuwiegeln fuchte, wie 
dieje Vereine ſelbſt in der oberen Staatsverwaltung und in den 
Kammern zu herrfchen begannen und felbit in dem Heere Sym— 
pathien zu erlangen ftrebten, fich in-den Turnercorps und ans 
deren, der Communalgarde beitretenden bejonderen Corps or— 

anifirte Streitkräfte bildeten und mit ihren republifanifchen 

endenzen immer Fühner hervortraten, wie hier und da fogar 
Beſchlüſſe auf Abichaffung des Königthums gefaßt wurden; 
faßt man ferner die Betheiligung des Rufen Bakunin und der 
polnischen, kurz zuvor aus Paris herbeigefommenen Emigran- 
ten Heltmann und Kryſanowsky — Männer, denen ein In— 
terefje am Zuftandefommen der deutſchen Reichsverfaſſung wohl 
faum zugetraut werden möchte — die Anwefenheit eines ma— 
gyariſchen Agenten und des befannten d’Ejter in Dreeden, vie 


276 


Reife Rödel’s nah Prag und die von ihm dort entwidelte Thä- 
tigfeit in's Ange; überblidt man endlich die demnaͤchſtigen ähn: 
lichen Unternehmungen in der Rheinpfalz und in Baden: — 
fürwahr dann möchte man fic) geneigt fühlen, den ganzen Auf: 
ftand als eine republifanifhe Scilverhebung, als ein ſchon 
längere Zeit zuvor vorbereitetes Unternehmen — beftimmt, von 
hier aus fich weiter zu verbreiten — anzufehen. 

Man fann indefien gegenwärtig, wo es fi nur darum 
handelt, genügende Unterlagen für die rechtliche Beurthei- 
lung des fraglichen Aufitandes zu gewinnen, füglich dahin ge: 
ftellt fein laffen, ob der Kampf, der bier entbrannt, wirklich 
nur der Anerfennung der Reihsverfaffung gegolten, oder ob 
man dadurd; die jegige Staatöform habe gänzlih umftürzen 
wollen, denn in dem einen, wie in dem andern Falle würde, 
nad) Anſicht des Appellationsgerichtes, durch jenen Kampf das 
Verbrechen des Hochverraths begangen worden fein. 

Man iſt nämlich ver Meinung, daß es von der freien Ent: 
ſchließung des Staatsoberhauptes abhing, die deutſche Reiche: 
verfaffung anzuerfennen oder nicht, umd daß das Staatsober: 
haupt, indem e8 die Anerkennung derfelben ablehnte, lediglich 
von einem ihm verfaffungsmäßig zuftehenden Regierung: 
rechte Gebrauch machte. Auch ift man ferner der Anficht, 
daß unter den, im Art. 81 sub 1) des Griminalgefegbuchs ges 
brauchten Worten: „das Regierungsrecht des Staats: 
oberhauptes“ nicht blos das Recht zu regieren oder das 
gefammte Regierungsrecht, fondern auch jede einzelne 
Handlung, zu deren Vornahme das Staatsoberhaupt als 
ſolches verfaffungsmäßig befugt ift, zu verftehen fei. ! 

Iſt diefe Anficht richtig, dann. wird es auch einem begrün- 
deten Zweifel nicht unterliegen fönnen, daß diejenigen , welche 
jenen Kampf in der Abficht unternommen, um das Staatd« 
oberhaupt zu Anerkennung der Reichöverfaflung zu zwingen, 
als Hochverräther betrachtet und geftraft werden müflen; denn 
fie haben einen gewaltfamen Angriff gegen das Regierungsrecht 
des Staatsoberhauptes unternommen. —XC 

Geſetzt aber auch, man könnte der oben gegebenen Erflä- 
rung der in Art. 81 sub 1) des Griminalgefegbuchs enthalte: 
nen Worte: „das Regierungsrecht des Stautsoberhaupts“ nicht 
beipflichten, dann würde gegenwärtig doch immer noch die in 
dem oben angejugenen Artikel sub 3 gegebene Beftimmung, 
wornad) derjenige, welcher gegen die Staatsverfaffung in der 
Abficht, diefelbe ganz oder theilweife umzuftürzen, einen gewalt- 
famen Angriff unternimmt, ebenfalld als Hochverräther ange: 
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ſehen werben fol, — zur Anwendung gebracht werben 
müfjen. 

Nad) der Berfaffungsurfunde vom 4. Eeptember 1831 
$. 4. ift nämlich der König das founeräne Oberhaupt des 
Staats. Er vereinigt in ſich alle Rechte der Staatsgewalt und 
übt fie unter den durch die Berfaffungsurfunde feftgefegten Be- 
flimmungen aus. 

Daß aber diefe Etelle der Verfaſſungsutkunde einen we: 
fentlihen Beftandtheil derfelben bilde, dieß, glaubt man, 
wird nicht in Abrede geftellt werden können. 

Nun enthält aber die deutſche Neichsverfaffung vom 28. 
März 1849 (vgl. das Reichsgefepblatt Stück 16. ©. 101 fg.) 
fo viele Beitinnmungen, welche die in den verfchiedenen Landes» 
verfaffungen fowohl, ald auch in der früheren Bundesverfas— 
fung anerfannten und zeither ausgeübten Souveränetät®- 
rechte der einzelnen deutfchen Fürften und alfo aud) des Staats— 
oberhaupts im Königreiche Sachſen aufheben oder doch minde— 
ftens beichränfen (vgl. namentlidy den Abfchnitt IE. über die 
Reichsgewalt, den Abfchnitt III. über das Reichsoberhaupt) 
daß in der angegebenen Beziehung durch Einführung der deuts 
ſchen Reichöverfaffung einewefentliche Abänderung der zeit 
herigen Staatsverfaffung unleugbar eingetreten fein würde. 

Hieraus folgt aber, daß die zu Einführung der deutfchen 
Reihsverfaffung unternommenen gewaltfamen Angriffe factifch 
mit darauf berechnet gewefen find, die zeitherige Staatsver⸗ 
faffung in der angedeuteten Richtung umzuſtürzen. 

Ein Recht zur Revolution fann (mindeftens vom juriftis 
ſchen Standpunfte aus, auf den lediglich man fich hier zu ſtel— 
len hat,) nicht anerfannt werben. Darauf aber, ob das Staatd: 
oberhaupt die deutſche Reichöverfaffung hätte anerfennen follen, 
fommt gegenwärtig, wo es fi) nicht darum handelt, politifche 
Anfichten und Meinungen gegeneinander abzuwägen, fonvern 
wo nur das Recht in Frage fteht, etwas nicht an. 

Dieß vorausgefchiet, wendet man ſich munmehr zu den in 
vorftehendem Erfenntniffe*) genannten Inculpaten felbft: 


u 
Dtto Leonhard Heubner wurde im Jahre 1812 zu Plauen 
geboren. Nach zurüdgelegten Schuljahren widmete er fidy in 
der Zeit von Michaelis 1829 bis dahin 1832 auf der Univer: 





*) Diefes —— bezieht fich noch auf andre Theilnehmer am Auf: 
ſtande. Dieſelben waren in gegenwaͤrtiger Mittheilung zu übergehen, 
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fität zu Leipzig dem Studium der Rechtöwifienfchaft und erlangte 
zu Ende des Jahres 1843, nachdem er vorher ſich auf der Er— 
pedition feines Vaters zur juriftifchen Praxis vorbereitet und 
erit als Aktuar auf deffen Gerichtsbeftallung fungirt, dann letz— 
tere als Zuftitiar verwaltet hatte, eine Anjtellung im Königl. 
Sähfifhen Staatsdienfte und zwar als Kreisamtmann in 
Freiberg. 

Im Jahre 1848 wurde er als Nationalvertreter für die Na- 
tionalverfammfung zu Franffurt a/M. erwählt und in dieſer 
Eigenfchaft wirfte er vom 17. Mat 1848 bie Anfang v. J., 
der Fraction der Linfen im deutſchen Hofe angehörend, 

Gr fehrte von Frankfurt zurüd, weil er als Deputirter der 
erften Kammer für den fähltfchen Landtag gewählt worden war. 
Diefer Ständeverfammlung gehörte er feit dem 10. Januar bie 
zu der am 30. April v. 3. erfolgten Auflöfung derjelben an. 

Er hatte fic) hier der fogenannten gemäßigten Linfen an: 
geſchloſſen. 

Sein zeitheriger Lebenswandel iſt unbeſcholten und, wie 
bekannt, erfreute ex ſich der allgemeinen Liebe und Achtung ſei— 
ner Mitbürger. 

Seine bepauernswerthe Verwidelung in die vorliegenden 
unglüdfeligen Ereigniſſe anlangend, fo ergiebt ſich hierüber, 
nad) den von ihm Bl. 17°. 33. 87°. 88. fig. Act. sub. lit. 1. 
Nr. 16. Vol. I. abgelegten, resp. mit den fonftigen Ergebnis— 
fen der vorliegenden Unterfuchung übereinftimmenden Geſtänd— 
niſſen, in der Hauptfache Folgendes aus den Acten: 

Rad) Auflöfung der Kammern hatte Heubner am 2. Mai 
fich wieder nad) Freiberg zurüdbegeben und aud) alsbald fei: 
nen Dienft als Kreisbeamter wieder angetreten. 

Am 3. Mai Abends gegen 7 Uhr gelangte die erfte Kunde 
von dem in Dresden wegen verweigerter Anerfennung der 
Reichsverfaſſung ausgebrodyenen Aufitande nad) Freiberg. 

Diefe Nachricht fcheint eleftrifch gewirkt zu haben; denn 
fofort nady Empfang derfelben verfammelte fich eine Anzahl 
Männer — unter dieſen Heubner — in der Garküche zu einer 
Beiprehung, welche dann in dem Vogel'ſchen Saale fortgejegt 
wurde und in deren Verfolg man fich zu den Beſchlüſſen ver: 
einigte: 

1) Die Communalgarde folle fofort Generalmarjch ſchlagen 
laffen, damit fie vollftändig nad) Dresden ausrüden und 
dort die Sache des Volks unterftügen könne, 

2) der Stadtrat) folle angegangen werden, auf Die Dörfer 
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zu ſchicken, Damit das Landvolf herzufomme und mit nad) 

Dresden ziehe, 

3) e8 folle Sturm geläutet werben, 

4) Heubner und Benfeler. (ebenfalls früher Landtagsabge- 
orbneter) follten nady Dresden gehen, um dort die Sache 
des Volks zu berathen und 

5) es jolle ein Ausſchuß mit unbefchränfter Gewalt für Frei— 
berg gebildet werden. 

Dieje Beichlüffe wurden fofort von dem Lagerhalter Thoft, 
welcher damals an der Epige der Bewegung in Freiberg ftand, 
dem außen harrenden Volke verfündet und erlangten die gefor— 
derte Genehmigung, worauf Heubner und auch Benfeler, welche 
beide die ihnen ertheilte Miſſion annahmen, zu der verfammel: 
ten Menge fpradhen und namentlich erjterer Die Anwefenden 
aufforderte, für die Reichsverfaſſung mit Gut und Blut einzu: 
ſtehen und alles zu deren Aufrechthaltung aufzubieten. 

An Gemäßheit des sub 4) gefaßten Befchluffes reiften nun⸗ 
mehr Heubner und Benfeler (Nachts in der 11. Stunde) nad) 
— ab, woſelbſt fie am 4. Mai früh um 3 Uhr ein— 
trafen. 

Nachdem er bis um 6 Uhr im Gafthofe verweilt, fich dann 
in der Stadt umgejehen und feinem nod) in Dresden weilenden 
Schwager, dem Bürgermeifter Finke aus Crimmitzſchau, einen 
Beſuch abgeftattet, verfügte ſich Heubner zwiſchen 7 und 8 Uhr 
auf das Rathhaus, um dafelbit Erfundigung einzuziehen. Hier 
erfuhr er, daß der Commandant der Communalgarde, Lenz, 
abgevanft, daß man an deflen Etelle den. Oberftleutnant 
Heinze gewählt habe, daß ein Sicherheitsausihuß. gebildet 
worden fei, daß man den Kampf gegen die Regierung fortzu: 
ftellen beabjichtige, und deehalb auswärtige Zuzüge erwarte, 
Er ſelbſt gab eine kurze Darftellung der Vorgänge in Freiberg 
und ging, als man die Anfunft der Freiberger Gommunalgarde 
am Feldfchlößchen meldete und man fein Erbieten, diejelbe in 
die Stadt zu führen, annahm, nad) dem Feldſchlößchen, wojelbit 
er gegen 80 Freiberger Communalgardiften antrat, welche er 
dann, nad) einer an fie gehaltenen Anſprache, in die Stadt an 
das Rathaus geleitete und dem Commandanten Heinze ans 
meldete. 

ierauf begab er fi) auf die Neuftädter Bahnhöfe, um 
dort Erfundigung über die von auswärts eingegangenen Rad): 
richten und namentlidy darüber einzuziehen, ob Zuzüge von 
Leipzig und anderen Orten eingetroffen wären und erwartet 
würden. 
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Er erfuhr indeffen nur foviel, daß feine Zuzüge, wohl aber 
Schützen aus Leipzig angefommen feien. 

Auf das Rathhaus era SE machte er den dafelbft in 
größerer Anzahl verfammelten Männern Mittheilung von dem, 
was er gehört. Zu diefer Zeit will er Todt'n und Tzſchirner'n 
zum erftien Male feit feiner Rüdkunft nad) Dresden gefehen 
haben. 

Noch ehe er, von ven Bahnhöfen kommend, auf dem Rath: 
haufe anlangte, ſah er die befannte Proclamation, in weldyer 
die ehemaligen Landtagsdeputirten aufgefordert wurden, fich auf 
dem Rathhaufe einzufinden. 

Er fagt BI, 92 * >: ich las diefelde und dachte noch bei 
mir: „es ift gut, daß du da bift.“ Sch freute mich nämlich, 
- id) mich auf diefe Aufforderung nunmehr, mit einftellen 

onnte, 

Nun ift aber unter der gedachten Proclamation der Name 
Heubner’3 mit erſichtlich, ſo daß es den Anſchein gewinnt, ale 
ob er fchon vorher von deren Eriftenz und Inhalte Kenniniß 
gehabt haben müſſe. | 

Es ift ihm diefer Umftand BL. 92” auch vorgehalten wor: 
den; worauf er fih dahin audgelafien : 

id) erinnere mid) des Actes der Beiprechung und Unterzeich- 
nung dieſes Documented nicht; es Fann aber fein, daß man 
mir nach meiner Zuruͤckkunft von dem Feldſchlößchen mit den 
Freibergern, diefen Aufruf zur Unterjehrift vorgelegt und ich 
diefe Schrift, ohne den Inhalt weiter zu beachten, unter: 
zeichnet habe. Ich vertrete jedenfalls meine Darunter erficht: 
lihe Namensunterfchrift. 

Er verneint jedoch, zu wiffen, daß man fchon bei Abfaf: 
a Bars Proclamation die Abfiht gehabt habe, die Zügel 
der Regierung in die Hände zu nehmen. Von der beabfichtig: 
ten Bildung einer proviforifchen Regierung will er erft nad) fei: 
ner Rüdfehr von den Bahnhöfen haben Iprechen hören; denn 

er befinne fih — fagt er BI. 93 — daß Tzſchirner ihn ges 
fragt: Sie find doch audy für eine proviforifche Regierung ? 

Als er dieß bejaht habe, fei von Tzſchirner'n mit den 
Worten: „nun fommt heraus, das wollen wir hier machen“, 
an die Anweſenden die Einladung erfolgt, in das neben dem 
Saale des Raths gelegene Feine Zimmer zu treten. 

Damals habe er erit, wie er glaube, erfahren, daß der 
König Dresden verlaffen und eine Deputation auch die Mis 
nifter nicht mehr angetroffen habe. 
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Er führt ferner an: 

Der Einladung Tzſchirner's zufolge feien etwa einige zwan⸗ 
zig Männer in das Kleine Zimmer eingetreten. Cr, Tzſchir— 
ner und Todt hätten zufällig nebeneinander gefeffen, weil 
fie als die Erften das Zimmer gemeinfchaftlich betreten. 

Tzſchirner habe zuerft das Wort ergriffen und, nad) Dar: 
legung der Thatfache, daß der König Dresden verlaffen habe 
und die Minifter nicht mehr anzutreffen feien, die Nothwen— 
digkeit gefchilvert, eine proviforifche Regierung zu bilden. 
Diefer Vorſchlag habe allfeitige Genehmigung gefunden, in: 
dem fi) Niemand in der Discuffion dagegen opponirt. Auf 
die Frage Tzſchirner's: ob eine proviforische Regierung nie: 
derzufegen fei? habe Niemand widerſprochen; es könne auch 
fein, daß die Anwefenden durch ein mündliches; „Ja“ accla: 
mirt hätten, 

Hiernächft fei über die Mitgliederzahl der proviforifchen 
Regierung discutirt worden. Einige hätten 5 Mitglieder ge: 
wünſcht; Tzſchirner aber habe auf der Zahl von nur 3 Mit: 
gliedern beftanden und fet mit diefer Anficht durchgedrungen. 

Es ift hier einzuschalten , daß man allerdings die Anjicht 
gehabt hat, noch den Stadtrath Pfotenhauer und den General: 
Major von Schuß in die proviforifche Regierung zu wählen, 
daß jedoch, da Pfotenhauer ausdrüdlich abgelehnt und auf des 
General: Major von Schulz Beitritt nicht zu rechnen war, Diefer 
Plan wieder fallen gelaffen wurde. 

Heubner giebt weiter an: 

Nun fei die Frage entftanden, ob mittelft Zettel oder durch 
Acclamation die Mitglieder der proviforifchen Regierung ge: 
wählt werden follten. 

Auch bier fei Tzſchirner mit feiner Meinung, daß mittelft 
Acclamation gewählt werden folle, Durchgedrungen, Ein 
Anweſender — vermuthlich Köhly — habe nun geäußert, 
man möge doch gleich die drei Nebeneinanderfigenden, näm— 
lich ihn, Heubner'n, Tzſchirner'n und Todt'n als provifo- 
riſche Regierung wählen. 

Nach Angabe Voigt's BL. 79. fol Tzſchirner, nachdem 
Voigt und Dörfling gegen diefen Act Einſprache erhoben und 
darauf hingewiefen hätten, daß es nicht angemeffen fei, wenn 
der Name des Königs ganz hintenangefegt würde und dag man 
das, was man thue, doch im Namen des Königs thun müffe, 
entgegnet haben: 

„König hin, König her, außerordentliche Ereigniffe recht: 
fertigen außerordentlihe Maaßregeln ; es bleibt bei der Wahl“, 

Neue Jahrbücher f. ſächſ. Strafrecht. VI. 3. 19 
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worauf Köchly das Wort genommen und gefagt: 
„roogu bedarf es hier einer Wahl, meine Herten ; die, welche Die 
Zügel derRegierung in die Hand nehmen werben, figen hier am 
Tiſche — wobei er auf Todt, Heubner und Tzſchirner gezeigt — 
das Volk wird ſich diefe Octroyirung gefallen laſſen.“ 

Der Vorſchlag Köhly’s — fährt Heubner fort — habe 
fofortigen Beifall gefunden und die Anwefenden hätten ohne 
—R mitteiſt Acclamation ihn, Todtn und Vzſchir⸗ 
nern als Mitglieder der proviforifchen Regierung gewählt: 
die Wahl fei von ihnen angenommen worden. 

Rach Ausfagen Meyer’s Bl. 138 ſoll anfänglich Todt die 
Wahl abgelehnt, jedoch auf die Aeußerung eines Anmefenden : 
‚Wir fpielen aud) Vabanque“, die Wahl ruhig „über fich haben 
ergehen” laſſen. 

Sie wären darauf auf ven Balkon getreten, wofeldft Köchly 
dem unten verfammelten Volfe die Wahl der proviforiichen 
Regierung mitgetheilt und demfelben jeden Namen einzeln 
zur Genehmigung vorgehalten habe. 

Das Bolf habe acclamirt; nur bei Todis Namen habe 
ein einziger, unbekannter Maun aus ber Menge „Nein? ges 
fehrieen, dieſer Widerfpruch fei jedoch nicht beachtet worden. 

Eine geheime Vorbereitung zu diefer Wahl in feiner, Todl's 
und Tzſchirner's Perfon habe nicht ftattgefunden ; wenigftens 
fei ihm davon etwas nicht befannt worden. Zur damaligen 
Zeit, wo man die Sympathien des ganzen Landes fir Die 
Durchführung der Neichsverfaflung gebraucht, habe man, in 
Abweſenheit Joſeph's, Schaffrath's und Henſel's II., kaum 
jemanden anders, als ihn, Toden und FIſſchirner'n, die fie 
die Linfe, das Centrum und die äußerſte Linke repräfentirt, 
wählen fönnen. Diefe Wahl habe, ohne unbeſcheiden für 
feine Perſon erfcheinen zu wollen, im Intereſſe ver Sache zu 
nahe gelegen. Er gebe jedoch an, daß, feiner Ver: 
muthung nad) (vgl. 81.153), aud) bei Anweſenheit des 
Königs und der Minifter gleiche Mafregeln getroffen worden 
wären, nur werde man alsdann die durch die Wahl an die 
Spitze geſtellten Männer nicht „proviforifche Regierung“, fon: 
dern vielleiht „Direction des Aufftandes‘, was 
eigentlich der begeichnenpfte Name fürihren Wir— 
fungsfreisgewefen wäre, genannt haben. 

Da übrigens die Wahl der proviforifchen Regierung ſchon 
vorher im Geheimen berathen und abgemacht gewefen, d 
fäßt fich aus den Arten nicht nachweifen, wiewohl hierher be= 
zügliche Andeutungen vorliegen (vgl. namentlich die Ausfagen 
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Voigt's BI. 75’. und Meyer's BL.137f. Act. diet.). Grund 
der Einfegung der proviforifchen Regierung ſei die Nichtanerfen» 
nung der Neihöverfaffung gewefen, Zwed: die Direction des 
Aufitandes, Leitung der Bewegung zu gewaltfamer Durchfüh: 
rung diefer Verfaffung. 

Zur Rechtfertigung hat er Bl. 97° f. angeführt: 

Kraft der der Nationalverfammlung zuftehenden Sou— 
veränetät fei dDieReichsverfaffung endgiltig für ganz Deutfchland 
als Reichsgefeg publicirt und Eigenthum des Volfes worden. 
Das Volf 9 vom Standpuncte der Nothwehr aus betrachtet, 
berechtiget geweſen, dieſes Eigenthum zu vertheidigen. 

Nach der feſt in ihm wurzelnden Ueberzeugung von der 
Rechtmäßigkeit einer derartigen Volksnothwehr habe er ſich, 
unter Aufgebung feiner perfönlichen Eriftenz und des geficherten 
Glücks feiner felbft und der Seinigen, gedrungen gefühlt, ſich 
an dem Kampfe zu Aufrechthaltung der Reichsverfaſſung zu bes 
theiligen, umfomehr, als das Volk von denjenigen, die es frü- 
her ald Abgeordnete gewählt, ein entjchiedenes Auftreten in 
diefer oder jener Richtung erwarten dürfen. 

In diefer Tendenz habe er fi auf dem Rathhaufe ein- 
gefunden. 

Er fagt ferner BI. 18°. 19. I. : Er und alle, die an diefen 
Vorgängen Theil genommen, hätten ſich vom erften Augenblide 
an unter den Schuß der Gentralgewalt geftellt und würden fich 
fürder unter denfelben ftellen. 

Sein ganzes Verhalten fchließe ſich unbedingt an die Bes 
fhlüffe der Nationalverfammlung zu Frankfurt an. 

Die Reichöverfaffung fei ald Reichsgeſetz verfündet gewe— 
fen; beide Kammern Sachſens hätten faft mit Stimmenein- 
helligfeit ihre Rechtögiltigfeit ausgefprochen ; im Außerften Falle 
fei alfo hier eine &ollifion zweier Pflichten eingetreten und er 
habe fid) für die höhere und heiligere, die das Intereffe des ges 
fammten deutfchen VBaterlandes im Auge gehabt, entjchloffen. 

Daß die proviforifche Regierung und namentlich er andere 
Zwede verfolgt habe, als die Anerfennung der Reichsverfaſſung 
mit Gewalt durchzuſetzen, ftellt er beharrlichft in Abrede und man 
kann ihm hierunter um fo eher Glauben fchenfen, als er in der 
ganzen Unterfuchung offenfundig mit großer Wahrhaftigfeit zu 
Werfe gegangen ift. 

Veberhaupt mag man nicht verfennen, daß die Beweg: 
gründe feiner Handlungsweife, allem Anfcheine nach, feines» 
wegs unedler und verwerflicher Art gemefen — denn wer möchte 
über die Begeifterung für deutfche Einheit, über den glühenden 
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Wunſch, diefe Einheit verwirklicht zu fehen, den Stab brechen ! 
— und daß lediglich ein unglüdjeliger politifcher Banatismus 
ihn zu der That hingeriffen hat, wegen deren er jegt büßen muß. 

Was endlich die Wirffamfeit der provijorifchen Regierung 
anlangt, fo ift ein allgemeiner Umriß davon ſchon oben gege— 
ben worden. 

Im Speciellen ergibt ſich hierüber aus den Geftändniffen 
Heubner’8 Bl. 100. 103. 106°. 109. 116. 119 f. A. d. Fol: 
gendes: 

1) Die proviſoriſche Regierung hat in Folge gemeinſamen 
Beſchluſſes die bewaffneten Inſurgenten auf dem Markte ver: 
fammelt und auf die Reichsverfaffung und deren Durdführung 
vereidet. Heubner felbft hat ſich an Dieter Eidesleiftung betheiligt. 

2) Sie hat Proclamationen erlaffen, in denen fie die 
Staats: und Eommunalbeamten unter der Drohung, daß reni— 
tente Beamte abgefebt werden würden, auffordert, fie anzu= 
erkennen; 

3) ſie hat die Soldaten zum Abfall von der Regierung und 
zum Anſchluß an die Inſurrection zu verleiten geſucht; 

4) ſie hat die Communalgarde unter Androhung von Ge— 
waltmaßregeln auf den Kampfplatz gerufen ; 

5) fie hat den Beginn ded Kampfes gegen die Truppen 
am 5. Mai angeordnet, deſſen Fortfegung durch Nequifition 
bewaffneter Zuzüge, Beihaffung von Munition und Lebens: 
mitteln unterhalten, fo wie die Kämpfenden zur Ausdauer ers 
muntert; der Kampf felbft ift von ihr in der DL. 116° f. zu 
lefenden Maße organifirt geweſen; 

6) es ift von ihr am 7. Mai eine Drdre erlaffen worden 
(vgl. BL. 100°. 101), in welcher den Barrifadencommandanten 
anheim geftellt worden, im Nothfalle Gebäude in Brand zu 
ſtecken. (Ob indeffen in Folge diefer Ordre Brandftiftungen 
wirklich verübt oder verfucht worden find? läßt fih aus den 
Acten nicht erfehen.) 

7) Sie hat eine große Anzahl Menfchen gefangen jegen 
laffen. (Rad) der Darfelung Heubner’s fcheint indeffen dieſe 
Maßregel mehr das Intereffe der Gefangenen felbft, als das der 
prov. on bezweckt zu haben, vol. Bl. 115%.) 

8) Rach Sefangennehmung des Oberftleutnants Heinze 
haben Heubner und Tzſchirner — Todt war damals ſchon ent» 
wichen — den Schriftfeßer Born zum Obercommandanten der 
Infurgenten ernannt; 

9) fie haben vorihrer Flucht aus Dresden in Gemeinſchaft 
mit Bakunin und Born befchlofien, fid) in Freiberg feſtzuſetzen; 
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10) Heubner felbft beabfihtigte, den Kampf von Stadt zu 
Stadt und von Drt zu Drt, fo lange als möglich, fortzufeßen ; 

11) er zog fich in diefer Abficht mit den flüchtigen Haufen 
nach Freiberg zurüd, nachdem er unterwegs bie Snfurzenten 
wiederholt angeredet und zur ferneren Ausdauer aufgemuntert ; 

12) in Freiberg hat er den Sig der proviforifchen Regie: 
rung auf dem Kaufhanfe aufgefchlagen und, troß der Bitten des 
Stadtraths, von feinem Borhaben abzulaffen,, ven Kampf fort: 
zufegen beabfichtigt, zu dem Ende einen Barrifadenmeifter er 
nannt, die Stadt mit Hülfe der Bergleute durch Erdarbeiten zu 
befeitigen befchloffen, die Entnahme der im Militärhaufe befind: 
lichen Effeeten und Equipageftüden durch Bewaffnete angeord- 
net, fo wie Drdres zu Beſchlagnahme öffentlicher Caſſen ausge- 
ftellt, weil ihm der Stadtrath Quartier und Berpflegung der 
Mannfchaften verweigert. (Diefe Befchlagnahme ift indeffen 
unterblieben, da mittlerweile die Mannfchaften verforgt wor: 
den waren.) 

13) Da er jedoch die pelluns , fih in Freiberg halten zu 
fönnen, aufgab, fo befchloß er, fid) nach Chemnitz zu begeben, 
bier fich feftzufegen und Abgeordnete des Landes zufammenzube- 
rufen, um dort die Sache des Volks weiter zu berathen. 

In diefer Abficht begab er fich auch wirklich nach Chemnitz. 
Die Bitte der dafigen ftädtifchen Behörden, von feinem Vor: 
haben abzuftehen, blieb erfolglos und fo fam es, Daß er von 
einigen Männern feftgenommen und als Gefangener über Alten: 
burg und Leipzig hierher gebracht wurde. 

Diefe fänmtlichen Geftändniffe hat übrigend Heubner im 
Schlußverhöre BL. 153 f. I. wiederholt. 

Die Formalien der Unterfuhung find in Ordnung und 
was die gegen das Verfahren nad) altem Rechte erhobenen 
Einwendungen anlangt, fo genügt ed, auf Die in dieſer Be: 
ziehung bereits früher ertheilten Entjcheidungen zu verweijen. 

In der Vertheidigungsinftang ift etwas Neues nicht vor— 

ebracht, vielmehr lediglich das wiederholt und weiter ausge: 
Führt worden, was Heubner, nach Obigem, bereits früher zu 
feiner Rechtfertigung angeführt hatte. 

Bon welden Grimdfägen hingegen das Appellations: 
gericht bei der rechtlichen Beurtheilung des vorliegenden Falles 
ausgeht, ift fchon oben ausführlicher auseinander gefegt, und 
bei fs bewandten Umftänden mußte man Heubner'n, da er als 
Mitglied der proviforifchen Regierung die ganze Bewegung, 
den zu gewaltfamer Durchführung der Reichöverfaffung ausge: 
brochenen Kampf mit leiten half, alfo recht eigentlich mit die 
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Seele, der intellectuelle Urheber des ganzen hodhverrätherifchen 
Unternehmens war, des Hochverraths für fhuldig erachten 
und ihn, in Gemäßheit des Art. 81 des Criminalgefegbuchs 
zur Todesſtrafe verurtheilen. 


B.*) 
Anlangend die bei Beurtheilung der Sache zur Anwendung 
zu bringenden rechtlichen ie jo haben 


beide Bertheidiger, fo wie auch Heubner felbft, in feiner neuften 
Eingabe vom 25. Februar 1850 wiederum Einwendungen ge: 

en die Statthaftigfeit des eingefchlagenen Unterfuhungs ver: 
———— erhoben, indem ſie der Anſicht ſind, daß dieſe Unter— 
ſuchung nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 18. November 
1848 hätte behandelt werden ſollen. Man hätte ſich — wie die 
Verfafler des vorigen Urtheld — allenfall8 damit begnügen 
fönnen, hierunter auf die, wegen Heubners erlaffenen Verord— 
nungen lediglich zu verweilen; da indeflen auch Bakunins Ver: 
theidiger dem Einwande ſich angejchloffen, und der Heubners 
neue Momente vorgebradht hat, jo joll hier noch Folgendes zu 
Rechtfertigung des in Anwendung gekommenen Unterfuchung: 
verfahrens bemerft werden. 

Das Geſetz, die proviforifhe Einrichtung des Strafver: 
fahrens bei Preßvergehen und vergl. betr. vom 18. November 
1848 unterftellt dem neuen Verfahren nad) $. 1 zunächſt nur 
Vergehen, welche durch Reden in öffentlihen VBerfammlungen 
und Vereinen, ingleichen durch ‘Breßerzeugniffe verübt werben, 
wegen folder Verbrechen, welche nad) den Artikeln 81 bis 
mir 94, 96 bis mit 106, 108 bis mit 116, 118 und 169 des 
Criminalgeſetzbuchs zu beurtheilen, und nicht ſchon nad) der 
Art und Weife ihrer Ausführung, sufolge $. 1 des Gefeßes, 
dem neuen Verfahren zugewiefen find, ift Dagegen im $. 67 
defielben dem königl. Juftizminifterio bis auf Weiteres die Er: 
mächtigung ertheilt, das neue Verfahren in einzelnen 
Fällen in Anwendung bringen zu laffen. Als, nad) Unter: 
drüdung des Maiaufitandes, dieſe Ermächtigung wegen der 
diesfalls einzuleitenden zahlreichen Unterfuchungen in Frage 
fam, hat nun das fünigl. Juftizminifterium durch Verordnung 
vom 19, Mai 1849 im Allgemeinen fi dahin ausgefprodhen, 
daß ed nicht feine Abficht fei, das durch das Gefe vom 


*) Der Eingang der Entfcheidungsgründe des O.-A.⸗Gerichtl. Erfennts 
niffes ift von feinem allgemeinen Intereffe, 
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18. Nov. 1848 angeordnete Verfahren, ſoweit ſolches nicht nach 
$. 1 dieſes Geſetzes einzutreten habe, bei diefen Unterfuchungen 
in Anwendung bringen zu laſſen. Diefe Berorbnung des 
fönial. Zuftizminifterii, fo wie eine zweite, unterm 27. Aug. 
1849 zu Entjcheidung eines Zweifels in $. 42 der Ausführungs- 
verorbnung zum Geſetze vom 18.Nov. 1848 betr., in Gemäßheit 
8. 68 dieſes Gefeges erlaffene und in das Geſetz- und Verord— 
nungsblatt von 1849 S. 181f. aufgenommen, find die allein 
maßgebenden Anhaltpuncte zu Entfcheidung der angeregten 
Frage, deren Beantwortung zu Gunften des älteren, —* 
zur Anwendung gekommenenen, Proceßverfahrens feinem erheb— 
lichen Zweifel unterliegen kann. Man macht dagegen zunächſt 


dä. 
$. 46 der in Sachſen durch Verordnung vom 2. März 1849 
publicirten Grundrechte des deutichen Volkes geltend, wonach 
in Strafjachen der Anflageproceß gelten und ein Schwurgericht 
jedenfalls in fchwerern Straffachen und bei allen politischen 
Vergehen urtheilen fol, Allein im Art. 7 des Einführungs: 
geſetzes dazu ift die Beftimmung enthalten, daß in den Fällen, 
in weldyen, nach dem Vorftehenden, neue Gefebe erforderlich, 
oder in Ausficht geftellt feien, bis zu deren Erlaffung, für die be: 
treffenden Berhältniffe die bisherigen Gefege in Kraft bleiben 
follen, und im Art, 3 unter 8 wird zu diefen Fällen infonderheit 
aud) der der Aenderung im Gerichtöwefen, gemäß $. 46 der 
Grundrechte, gezählt. In Sachſen bedurfte es nun, wenn dag, 
was nad) dem Geſetze vom 18. Nov. 1848 von der Ermäch— 
tigung des fönigl. Juftizminifterii für einzelne Fälle abhing, 
für alle einfchlagenden Fälle unbedingt geltend werden 
follte, neuer gefeglicher Beftimmungen, und da diefe noch nicht 
vorhanden find, fo bleibt gar nichts andres übrig, als den bis: 
herigen gefeglichen VBorjchriften über das Verfahren in der: 
gleichen Unterſuchungsſachen nachzugehen. Zwar wird hierge: 
gen eingewendet, daß in Sachen das, das neue Verfahren 
proviforifch regelnde Gefeg vom 18. Novbr. 1848 bereits 
vorhanden gewefen, es alfo nur darauf angekommen fei, ſolches 
anzuwenden, und nicht ein neues Gefeß zu geben; allein, fo wie 
diefem Grunde eines Theils die Befchränfung im $.1 und $. 67 
jenes Geſetzes entgegentreten, fo kann es andern Theild doch 
auch, ohne anderer Berhältniffe, infonderheit, daß man erft mit 
dem Geſetze Erfahrungen zu fammeln gedachte, hier fpecieller 
zu gedenken, in der That nicht lediglich darauf anfommen, daß 
ein Geſetz über die proviforifche Einrichtung des Strafverfah: 
rens für gewiffe Bälle in Sachfen überhaupt eriftirte, 
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fondern es mußte die Verhandlung der betreffenden Sa hen nad) 
diefem Gefege, auch den ſon ſt noch beftehenden gefeglichen Ein: 
richtungen zufolge, ohne zu großen, mit der Sache in feinem 
Berhältniffe ftehenden Koftenaufwand, ausführbar fein. Nun 
gilt aber dasjenige, was bei Berathung des Fönigl. Decrets 
vom 20. Sept. 1848 ſowohl Seiten der Regierung, als Eeiten 
der Stände über die Unmöglichfeit, den Appellationsgerichten 
neben ihrem jegigen Gefchäftsfreife, und ohne eine nam: 
hafte Vermehrung der Arbeitskräfte für einen blos provi- 
forifchen Zwed, noch die Verhandlung fämmtlicher politis 
Shen Berbrechen aufzubürden, gefagt wurde (vgl. die Landtags: 
Mitteilungen von 1848, ©. 1454 ff. und S. 1800 f.) in nod) 
viel höherem Maße hier, wo eines Theile nicht blos von allen 
politifchen, fondern auch von allen andern fchwerern Ver— 
brechen — für deren Beftimmung es übrigens jegt aud) noch an 
einem Anhalte fehlt — die Rede, und wo, andern Theile, eine, 
durch einen einzigen Aufftand provocirte Maffe von Unterfuchuns 
gen in Frage ift, die in ruhigern Zeiten der Berlauf von Jahren 
nicht zu Wege bringt. Es bedurfte daher, um $. 46 der Deut: 
fhen Grundrechte in Sachſen zurAusführung zu bringen, aller: 
dings nicht nur einer vollftändigen Strafproceßorbnung, fon: 
dern namentlid, auch einer ganz veränderten Behörden-Otga— 
nifation, und namentlich legteren Gefichtöpunct verfennen bie: 
jenigen ganz, welche auf Grund des Beftehens des Geſetzes vom 
18. Nov. 1848 die Ausführung jener Vorfchrift der Grund» 
rechte behaupten. 
Hiernächit i 


findet der Vertheidiger Bakunin's das Fönigl. Juſtizminiſterium 
zwar dem Wortlaute des Gefeges nad) in feinem Rechte, 
wenn es die Berhandlung der Unterfuchungen wider die Mai- 
angeflagten nach dem Seiehe vom 18. Nov. 1848 abgelehnt, 
nicht aber nach defien Geifte, zu welchem Zwecke er zu dedu— 
ciren fih bemüht, daß man bei den ftändifchen Verhandlungen 
über beregtes Geſetz vorausgefegt habe, es werde ſolches in Der 
Regel auf vorkommende politifche Verbrechen Anwendung er 
halten. Diefe Anficht findet nım zunächit, wenn man den In— 
halt der ftändifchen Verhandlungen prüft (vgl. Landtags-Mit—⸗ 
theilungen von 1848, ©. 1454 2 und S. 1800 ff.), feine hin: 
reichende Begründung, wie denn auch fchon die Worte des Ge: 
feßes: „in einzelnen Fällen“, eine ſolche Annahme nicht 
unterſtützen. Geſetzt indeffen aud), es würde Seiten des Fönigl. 
Yuftizminifterii von der ihm im 8.67 des Geſetzes vom 18. Nov. 


ı 
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1848 ertheilten Ermächtigung nicht Der Gebrauch gemacht, ven 
die Stände erwartet haben mochten, als fie den Minifterio die: 
ſes Vertrauendvotum — wie der damalige Staatsminifter der 
Zuftiz die fragliche Ermächtigung bezeichnete — gewährten, fo 
würde Daraus noch nichts folgen, was die Juſtizbehörden 
des Landes veranlafien könnte, das bisherige Strafverfahren 
für die Fälle des Mataufftandes für unanwendbar zu erklären. 
Das Gefeg vom 18, Nov. 1848 tft, mindeftens im $. 67 ein 
völlig Elares; es räumt dem Fönigl. Juftizminifterio eine Er— 
mäcdtigung ein, von welder nicht Gebrauch machen zu 
wollen, daffelbe für die Fälle der vorliegenden Art beftimmt aud- 
gefprochen hat. Nur hieran haben fc die Juſtizbehörden zu 
halten; hätte das königl. Yuftizminifterium die ihm ertheilte 
Ermächtigung wirklich nicht im Sinne der Stände ausgeübt, 
fo fönnten allenfalls die Stände über diefes Verhalten Aufflä- 
rung erfordern, ewident ift ed aber, daß nicht jede einzelne Unter: 
fuhungsbehörde, oder audy eine obere Juftizbehörbe, ihre eigne 
Anficht hierunter als maaßgebend betrachten und dem Öefege 
unter dem Vorwande, daß, wenn ſchon das königl. Juftizmini- 
fterium von der lediglich ihm ertheilten Ermächtigung feinen 
Gebrauch gemacht, daſſelbe doch davon hätte Gebrauch machen 
follen, die Anerkennung verfagen, und nunmehr die Wahl 
des Verfahrens fi cd anmaßen dürfe. Noch viel weniger hat der 
Angeſchuldigte ein Recht, zuverlangen, daß das Fünigl. 
Suftizminifterium von jener Ermächtigung Gebrauch made; 
ihm ift, wie der Deputationsbericht der zweiten Kammer (and: 
tags: Mittheil. von 1848, ©. 1803) ansprüdlich befagt, „blos die 
Füglichfeit gewährt, auf Cognition und Entſcheidung des 
fönigl. Juſtizminiſterii rückſichtlich der ftrafproceßrechtlichen Be: 
handlung des concveten Unterfuchungsfalles antragen zu kön— 
nen. Wird diefer Antrag zurückgewieſen, fo tritt eben Das geſetz— 
liche Inquifitionsverfahren ein, welches für alle Verbrechen 
zur Zeit die Negel bildet, durch deren Beobachtung ſich alfo 
Niemand in feinem Rechte verlegt erachten kann.” Hätte man 
die Entfcheidung hierunter nicht lediglich in das Ermeſſen des 
fönigl. Zuftizminifterii ftellen wollen, fo hätte man eine Be: 
fiimmung, wie die im $. 67 des Geſetzes vom 18. Nov. 1848 
nicht treffen müffen. 


C. 
Da in der Reihe der verbrecherifchen Handlungen Heubner’s 


auch ſolche ſich befinden, welche, an und für ſich betrachtet, Die 


Anwendbarkeit des Gefebes vom 18. Nov. 1848 nad) $. 1 def: 
felben, vermittelt haben würden, fo find deſſen Vertheidiger und 


Inquiſit felbft darauf verfallen, gegen die Anwendbarkeit des 
ältern Strafverfahrens auf $. 1 des Gefeges und $. 42 der 
Ausführungsverordnung vom 23. Nov. 1848 fich zu berufen. 
Diefe Bezugnahme entbehrt aber allen Grundes. Zuvörderſt 
würde, wollte man von der Verordnung vom 27. Auguft 1849 
noch ganz abfehn, hieraus nur folgen, daß Heubner wegen 
einzelner feiner verbrecherifhen "Handlungen vor ein Ge: 
ſchwornengericht geftellt werden müßte, keinegswegs aber, wie 
der Vertheidiger hofft, wegen aller; er würde zwei neben 
einander laufende Unterfuchungen, nad) dem Altern und neuen 
Verfahren, zu pafliren gehabt haben, und das Reſultat der er— 
ftern würde, den dermalen ergangenen Acten zufolge, kein ans 
deres, als das jegige, haben fein können. Demnaächſt ift es 
aber auch in die Augen fallend, daß man bei $. 42 der Aus: 
führungsverorbnung vom 23. Nov. 1848 den Fall nicht ge- 
hörig berüdjichtiget hat, wenn mehre verbrecheriiche Hand— 
lungen vorliegen, die zwar, an und für fid) betrachtet, verjchie- 
dene Vergehen bilden würden, welche jedoch durch die Einheit 
des Zweds, auf den fie gerichtet find, zu Beitandtheilen eines 
und deffelben Verbrechens werden, — ein Fall, der hinficht: 
lich Heubner’s, ganz eigentlich vorhanden ift. Durd) die Man: 
gelhaftigfeit der Dispofition im $. 42 der gedachten Ausfüh- 
tungsverorbnung mußte fich daher das fünigl. Juſtizminiſterium 
dringend veranlaßt finden, von dem ihm im $. 68 des Gejehes 
vom 18. Nov. 1848 ertheilten Rechte der Enticheidung ent 
ftehender Zweifel Gebrauch zu machen, und e8 that ſolches durch 
Erlaffung der Verordnung vom 27. Aug. 1849. Diefe Ber: 
ordnung ift nun aber ganz in der Competenz des gedachten Mi— 
nifterii begründet, und wenn Heubner und ſein Bertheidiger 
gegen folche ausftellen, daß dadurch die beftimmte Feſtſetzung 
im $. 1 des Gefeßes vom 18. Nov. 1848 alterirt werde, jo iſt 
hierauf zu entgegnen, daß in Fällen der hier vorliegenden Art, 
wenn nicht über ein Verbrechen eines und defjelben Indi— 
vidui zwei verfchiedene Unterfuchungen geführt und zwei Er— 
fenntniffe gefprochen werden follen, von denen jedes zugleid) 
el das Material der andern Unterfuchung mit Rüdjicht zu 
nehmen gehabt haben würde, allemal entweder dem neuen 
Verfahren Fälle des alten, oder dem alten Verfahren Fälle des 
neuen mit zugewiefen werden mußten, was das fönigl. Juftize 
minifterium durch die Verordnung vom 27. Auguſt 1849 und 
zwar feineswegs nur zu Gunſten des alten Verfahrens aus— 
geiprochen hat. Daß nun gerade Heubners Betheiligung bei 
dem Maiaufftande eine ſolche ift, die, der Verordnung vom 
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27. Aug. 1849 zufolge, der alleinigen Unterfuhung nad) dem 
ältern Strafverfahren anheimfällt, ift eines Theil res facti 
und andern Theild, nad) dem Inhalte der gedachten Verord⸗ 
nung, nicht zu bezweifeln, auch muß Heubner'n, hinſichtlich des 
Vorbringens in ſeiner Eingabe vom 25. Febr. 1850 noch be— 
merklich gemacht werden, daß feine Anſicht über die Subfum- 
tion einzelner feiner verbrecherifchen Handlungen unter $. 1 des 
Gefeßes vom 18. Nov. 1848 eine ganz irrige ift, da eine an 
ein zufällig verfammeltes Publicum, oder an Freifchaarenzüge öf- 
fentlich gehaltene Anfprache nicht nur nicht für eine in öf ? ent= 
lihen Berfammlungen, im Sinne des Gefeges, gehaltene 
Rede gelten kann, die Auslegung der Worte im $. 1 des Ge- 
feßes vom 18. Nov. 1848 „in öffentlichen Berfammlungen“ viel: 
mehr (vgl. dieMotiven in den Landtagsacten von 1848, Abth. I, 
©. 325 f.) mit Hinficht auf das Geſetz vom 14. Nov. 1848 
erfolgen muß. 

Aus diefen Gründen fann von Deferirung des vorgebrad): 
ten Geſuchs um Kafjation des gegen die Inquifiten bisher ein— 
geleiteten Verfahrens gar nicht Die Rede fein, vielmehr erfcheint 
ſolches in jeder Beziehung zu Recht beftändig. 

II. 


Nachdem die, in erſter Inſtanz erkennende Behörde ihre 
Anſicht dahin ausgeſprochen hat, daß es von der freien Ent— 
ſchließung des Staatsoberhaupts abgehangen, die deutſche 
Reichsverfaſſung anzuerkennen, oder nicht, und daß das Staats— 
oberhaupt, indem es die Anerkennung derſelben ablehnte, ledig— 
li von einem, ihm verfaſſungsmäßig zuſtehenden Regierungs— 
rechte Gebrauch gemacht, find Heubner’s Vertheidiger ſowohl, 
als Heubner felbit in feiner Eingabe vom 25. Febr. 1850 auf 
die von ihnen fchon früher verfochtene Meinung zurüdgefommen, 
daß die ſächſiſche Staatsregierung die Anerkennung der von 
der Nationalverfammlung zu Frankfurt a / M. in zweiter Lefung 
beſchloſſenen Reichsverfaſſung nicht verweigern dürfen, daß 
fie, wenn fie diefes dennoch gethan, ein verfaflungsmäßiges 
Recht des Volkes verlegt, und daß legteres, ohne einer Re— 
volution im eigentlichen Sinne fid) ſchuldig zu machen, nur in 
— Nothwehr ſich dieſem Eingriffe in ſein Recht wider— 

etzt habe. 

Der Anſicht des königl. Oberappellationgerichts zu Folge, 
kann jedes Eingehen auf die zulegt berührte Frage wegen Noth: 
wehr füglich auf fich beruhen bleiben, da man fein Bedenken 
gefunden hat, der Meinung der vorigen Urthelöverfaffer beizus 
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pflichten, daß es völlig von der freien Entſchließung St. Maj. 
des Königs abgehangen, die Neichsverfafiung anzuerfennen, 
oder nicht, die erfolgte Nichtanerfennung derſelben alfo, ohne 
Jemandes Rechte zu verlegen, nur die Ausübung eines verfaf- 
fungsmäßigen Rechts des Staatsoberhauptes war. 

Für das Znftandefommen und den Wirfungsfreis der deut: 
[hen Nationalverfammlung vermag das Fönigl. Oberappella: 
tionsgericht Feine andere rechtliche Baſis aufzufinden und an: 
zuerfennen, als die Bundesbeſchlüſſe vom 30. März und 7. April 
1848 (vgl. die Protokolle der deutichen Bnndesverfammlung zu 
Frankfurta / M., von 1848, ©. 317.353) und die Anordnungen 
der Einzeljtaaten über die Wahl ihrer Vertreter, für das König: 
reich Sachſen alfo die Verordnung, die Wahl deutfcher Na: 
tionalvertreter betreffend vom 10. April 1848 (Gefepfammlung 
&.25 f.). In beiden ift die Aufgabe der zu wählenden Na: 
tionalvertreter gleichmäßig mit den Worten bezeichnet : „zwi: 
Ihen den Regierungen und dem Volke das deutfche Verfafjungs: 
werk zu Stande zu bringen.“ 

Diefe Worte fönnen ſchon an und für fich nicht wohl 
eine andere Bedeutung haben ald, daß die Nativnalvertreter — 
wenn fie nicht etwa den von den fogenannten Vertrauensmäns 
nern bereits gefertigten Entwurf zu dem ihrigen machen wollten 
— eine Verfaffung entwerfen, und im Wege der Vereinbarung 
mit den Regierungen deren Realifirung ermöglichen folten, 
Man kann dem BVertheidiger Heubner’8 zugeben, daß in den 
Worten „u Stande bringen” mehr, als die bloße Fertigung 
eines Entwurfs, liege, auch verfteht das fönigl. Oberappella— 
tionsgericht darunter, außer dem Entwerfen der Neichsver: 
fafjung, auch noch alle die Maasnehmungen, die diefen Ent: 
wurf dem Ziele der Vereinbarung zuführen mußten. Allein fein 
Unbefangener wird aus obigen Morten den Saß zu entnehmen 
wagen, daß die Nationalverfammlung Über den Regierungen 
ftehen und ihnen ihren Willen al8 unabänderlihes Ge— 
ſetz vorjchreiben follen. Wenn der gedachte Vertheidiger meint, 
dafern aus den Worten „awifchen den Regierungen und dem 
Volke zu Stande zu bringen“ erft noch die Nothwendigkeit einer 
Genehmigung des Entwurfs zu folgern fei, fo hätte das Volk 
'ein gleiches Recht, wie die Regierungen, in Anfpruch zu nehmen 
gehabt, jo genügt es, ihn darauf zu verweifen, daß die Verfaffer 
des Entwurfs aus der freien Wahl des Volks allein hervor- 
graangen, deffen Intereffen alfo fchon bei der Entftehung des 

ntwurfs zur vollen Genüge vertreten waren. 

Eine andere, als die oben ausgefprochene Auslegung der 


betreffenden Worte hat auch gar nicht im Sinne der Bundes: 
befchlüffe gelegen. Es ift zuvörderft überhaupt gar nicht denkbar, 
daß die Bundesverfammlung mit jenen Beſchlüſſen eine Ver: 
fammlung Schaffen wollen, die, lediglich aus den Reihen des 
Volkes und zwar zu einer Zeit der höch ſten, den Regierungen 
feindlichen politifchen Erregung hervorgegangen, den Res 
gierungen ihren Willen ald Geſetz dictiren ſolle; die Regierun— 
gen hätten mit einer ſolchen Verfammlung ihre ganze Eriftenz 
auf das Spiel gefegt. Demnächft geht aber auch die Richtigkeit 
jener Auslegung ganz Har aus dem Vortrage des fächf. Bundes: 
tagsgefandten in der Sigung vom 30, März 1848, auf welchen 
Vortrag der oben angezogene Beichluß gefaßt wurde, hervor. 
Es kam nämlich damals nichts weiter in Frage, als, ob die 
neue Verfaſſung aus der Vereinbarung der Regierungen hervor= 
gehen, und von diefen gemeinfchaftlih, durch Bundesbeichluß, 
octroyirt, oder ob fie im Wege des Vertrags und der 
freien Zuftimmung der Regierungen auf der einen, und des 
Volks auf der andern Seite, zur Gültigfeit gebracht werben 
folle. Der Gefandte, und nachher die RT jelbit, 
ſprachen fich für den legtern Weg, als denjenigen aus, der allein 
eine Gewähr für den Beftand der Verfaffung gebe (vgl. die 
Protokolle der deutfchen Bundesverfanmmlung von 1848, S. 313); 
daraus erhellt aber doch auch Far, daß die Regierungen ihr 
Recht der freien Zuftimmung wahren, und, wenn fie 
nicht dem Volke eine Berfaffung octroyiren, ebenfowenig 
ſich ſelbſt eine Berfafiung vom Volke vetroyiren laſſen, und zu 
diefem Zwede die Wahl von Volfsvertretern noch autori= 
firen wollten, 


Nun kann zwar, ald eine der Gefchichte jener Zeit ange: 
hörige Thatfache, zugegeben werden, daß die Nationalver- 
fammlung ihre Stellung anders auffaßte, und daß fie, das 
Princip der Volksfouveränität befolgend, eine Stellung über 
den Regierungen der deutjchen Einzelftaaten einzunehmen fuchte, 
ſich auch zu Befchlüffen der Art vereinigte, wieam 27. Mai 1848 


„daß alle Beftimmungen einzelner deutfchen Verfaſſungen, 
welche mit dem von ihr zu gründenden allgemeinen Verfaſ— 
fungswerfe nicht übereinftimmen, nur nad) Maasgabe des 
legtern als gültig zu betrachten“, 

und am-11. April 1849 


„Die verfaffunggebende Reichsverfammlung erkläre hierdurch) 
feierlich vor der deutſchen Nation, an der, in zweiter Lefung 
beſchloſſenen und verfündigten Reichsverfaffung, und an dem, 
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in zweiter Leſung befchloffenen Wahlgefege, unmwandelbar 

feftzuhalten“, 
(vgl. die ftenograph. Berichte über die Verhandlungen der deut: 
fchen conftit. Nationalverfammlung Bd. 1. S. 155 und Br. VIII. 
©. 6142 f.). Allein es ift Far, daß die Nationalverfammlung 
durch ihre bloße eigne Anficht über die Beichaffenheit ihrer 
Stellung fein Recht dazu begründen, und ſich nur innerhalb 
des ihr übertragenen Wirfungskreifes gültigerweife 
bewegen Fonnte; daher fommt auf alle die Ueberfchreitungen der 
Grenzen ihres Auftrags, in rechtlicher Beziehung, nicht das 
Mindefte an, folange und ſoweit ſolchen nicht durch ein 
unzmweifelhaftes Anerfenntniß Seiten der einzelnen 
Regierungen wiederum eine rechtliche Stüße verliehen wurde. 
Einleuchtend ift e8 infonderheit, daß die vom Vertheidiger bes 
hauptete innere Rothwendigfeit, daß die Nationalver: 
fammlung, wenn überhaupt eine Berfaffung zu Stande fommen 
ſollen, ſich den Beruf, ſolche endgültig feitzuftellen, vindiciren 
müffen, deren Verhalten rechtlich zu begründen nid)t ver: 
möge, da einerfeit8, wenn die Nationalverfammlung dem, ihr 
Seiten der Regierungen in diefer Zeit mehrfady gebotenen Bei— 
fpiele der Mäßiggung und Nachgiebigfeit gefolgt wäre, eine 
Vereinbarung über das zu errichtende Verfaſſungswerk wohl zu 
erreichen geivefen fein würde, und andrerſeits das allerdings 
höchſt wünfhenswerthe Zuftandefommen einer Verfaffung des 
deutfchen Reichs doc nicht eben um jeden Preis, felbit auf 
Koften der Verlegung unzweifelhafter Rechte, erreicht 
werden mußte. 

Eine Anerfennung der von der Nationalverfammlung 
bezüglich des Zuftandebringens der deutfchen Reichsverfaſſung 
fi) eigenmächtig beigelegten Befugniffe und der, auf deren 
Grund hin, gefaßten Berhfüfe im Allgemeinen, hat nun 
aber, infonderheit von Seiten der fühf. Staatsregierung, nie 
ftattgefunden, vielmehr ift diefe, indem fie einzelne Befchlüffe, 
z. B. den wegen Errichtung einer proviforischen Gentralgewalt, 
und wegen der Grundrechte des deutichen Volkes, anerkannt, 
diesfalls und fonft überhaupt ſtets bei dem Principe der 
Vereinbarung ftehen geblieben, und hat dieſes auch ganz offen 
und beharrlid ausgefprocdhen (vgl. 3. B. die ftenograph. Bes 
richte ıc. Bd. IV. ©. 3076 und Bd. VII. ©. 5433), was zwar, 
im Schooße der Nationalverfammlung, einen Antrag des Abg. 
Biedermann und Genoffen auf Aufforderung der fühl. Re: 
gierung zu Zurüdnahme ihres Decrets vom 28. Aug. 1848, 
als mit dem Grundfage, daß die Nationalverfammlung einzig 
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und allein die deutfche Verfaffung zu begründen habe, unverein- 
bar, hervorrief, — ein Antrag, der auch einem Ausfchuffe zu 
Begutachtung überwiefen (vgl. die ftenogr. Berichte ıc. Bd. IV. 
©. 3076. 3113), worauf jedoch von dem erwählten Ausfchuffe, 
auf eine inzwifchen erfolgte Interpellation durch eines feiner 
Mitglieder am 15. Febr. 1849 erklärt wurde, er habe nicht ge: 
—— den Bericht einbringen und dadurch eine unfruchtbare 
erhandlung über Principienſtreitigkeiten herbeiführen zu ſollen, 
ſei vielmehr der Meinung, die beſte Antwort auf die in neuerer 
Zeit von mancher Seite her auftauchenden Verſuche, die Vers 
fammlung auf das Bereinbarungsprineip zurüdzudrängen, 
werde die unbeirrte und unverzögerte Fortfegung der Berathung 
des Verfaffungsentwurfs und die unverzügliche zweite Lefung 
e lie fein (vgl. die ftenograph. Berichte ꝛc. Bd. VII. 
; ). 


Iſt uun hierauf die Nationalverfammlung ihrerfeits 

auf dem einmal eingefchlagenen Wege fortgefchritten, fo hat da: 
egen auch die fäch]. ——— ihre, in den Bundesbeſchlüſ⸗ 
* vom 30. März und 7. April 1848 begründete Anſicht nies 
mals aufgegeben, auch hat fie endlich, nad) dem Vorgange der 
preuß. Regierung, die Abgeordneten ihrer Nation aus der Ver: 
fanmlung abgerufen (vgl. die ftenograph. Berichte ıc. Bd. IX. 
©. 6616 f. 6696). Bon einer, in der Vertheidigung behaup— 
teten ſtillſchweigenden Anerfennung der Beichlüffe der 
Nationalverfammlung über ihre Stellung, namentlicd, hinficht: 
lid) der Verfaffungsfrage, Seiten der ſächſiſchen Regierung, 
fann ſomit — noch ganz abgefehen von der Mißlichkeit einer 
ftillfhweigenden Anerfennung in dergleichen Ange: 
legenheiten überhaupt — ebenfall8 gar nicht die Rede fein, in- 
fonderheit Fann etwas aus der, der Nationalverfammlung hin 
und wieder beigelegten Bezeichnung als „conftituirende, 
verfaffunggebende” nicht gefolgert werden. Denn dieſe 
drüdt nicht mehr und nicht weniger, als die der Verſammlung 
durch die erwähnten Bundesbeſchlüſſe geftellte Aufgabe im All— 
gemeinen aus, und daß nicht mehr darunter verftanden 
wurde, erhellet theild aus dem, von Heubner’n ſelbſt angezoge- 
nen, in der Situng ded Bundestags vom 4. Mai 1848 vor- 
gebrachten Promemoria des großh. heſſ. Bundestagsgefandten, 
der auf den möglichen Mißbrauch des Prädicats „conftitur 
irende”, welches fortwährend zu gefährlidyen Confequenzen 
ausgebeutet werden werde, im Voraus hindeutete und Be: 
fürdtungen über die unrichtige Stellung, die die Nationalver: 
fammlung fi} beizulegen verfuchen möchte, ausfprach (vgl. die 


Protokolle der deutſchen Bundesverfammlung von 1848, 
©. 546°), theild daraus, daß neben den zu Aufrechthaltung 
der Rechte der Regierungen gefchehenen Erklärungen, die Na: 
tionalverfanmlung als eine „verfaffunggebende“ bezeichnet wor⸗ 
den, woraus doch deutlich folgt, daß man in diefer Bezeichnung 
nur den Auftrag „eine Berfaffung zwifchen den Regierungen 
und dem Volke zu Stande zu bringen“, nicht aber die gänzliche 
Submiffion unter die bevorftehenden Ausfprüche der Berfamms 
fung finden konnte. Unerheblich ift auch Heubner's Einwendung, 
daß die ſächſ. Regierung bei der Vereinbarungsfrage ſich vor- 
nämlich auf den Standpunct von $. 2 der ſächſ. Verfaff. Urs 
funde vom A. Sept. 1831 geftellt, woraus er folgern will, daß, 
nachdem die ſächſ. Kammern die Reihsverfaffung nicht zurüd- 
gewiefen, auch die Regierung folde nicht mehr zurüdweifen 
dürfen. Natürlich mußte die ſächſ. Regierung, namentlich bei 
den Erklärungen nad außen hin (vgl. die ſtenogr. Berichte:c. 
Br. VII. S.5453), die Rechte der Stände des Landes wahren; 
allein daraus folgt doch nimmermehr, daß fie für fich die 
eignen verfafiungsmäßigen Rechte nicht beanfprucdhen und im 
Voraus in Alles willigen wollen, was feftzufegen der Na: 
tionalverfammlung und anzunehmen ven fächf. Kammern je 
etwa belieben möchte. 

Das Fönigl. Dberappellationsgericht vermag hiernad) das 
Recht Sr. Majeftät des Königs von Sachſen, der von der Na— 
tionalverfammfung zu Frankfurt a / M. beſchloſſenen Reichsver⸗ 
faſſung die Anerkennung zu verweigern, nicht einmal als beſon⸗ 
ders zweifelhaft zu betrachten; die Ausübung diefed Rechtes 
fonnte fomit aud) fein Eingriff in die Rechte des Volfes fein, 
und der Aufitand im Mai 1849 hatte daher — wenn man felbft, 
ungeachtet ver erheblichen, diesfalls fich darbietenden und 
befonders berührten Zweifel, nur die Anerfennung und Durch— 
führung der Reichsverfaffung als feinen Zw ed anjehen will — 

"nicht die Vertheidigung einesdem Volke gewaͤhrten Rechts, 
fondern die Nöthigung Sr. Maj. des Königs zu Auf: 
gabe eines Ihm verfaffungsmäßig zuftehenden Nehts zum 
Ziele. Unter diefen Umftänden ift, — wie ſchon oben bemerkt 
— auf Heubner’8 Deductionen über das Recht des Volfes zur 
Bertheivigung gegen einen, Seiten der Staatsregierung unter 
nommenen widerrechtlichen Angriff auf feine Rechte, und 
über die Collifion mehrerer Gewalten unter fid), nicht weiter 
einzugehen gewefen. har 


| Auch in dem Falle aber, wenn man dieſe Anſicht der in 


erfter Inftanz und nunmehr auch der in zweiter Inftanz erfen- 
nenden Behörde für richtig annimmt, fol, nad den Debuc- 
tionen Heubner’8 felbft und feines Vertheidigers, fo wie des 
Bakunin’fchen Bertheidigers in den Ereigniffen des Monats Mai 
1849 objectiv nod) fein Hochverrath zu finden fein, wobei 
infonderheit die Anficht der vorigen Urthelsverfaffer beftritten 
wird, daß die Abfchnitte unter 1 und 3 des Art. 81 des Cri— 
minalgejegbuch8 darauf Anwendung erleiden. 
as Fönigl. DOberappellationsgericht theilt indeffen über 
die Anwendbarkeit diefer Geſetzesvorſchrift vollfommen die Ans 
ficht der vorigen Inftanz, und bemerkt, zu deren Begründung, fo 
wie zu Widerlegung des dagegen Vorgebrachten, Folgendes: 
Nad) Art. 81 des Eriminalgefegbuchs macht ſich unter ans 
dern derjenige des Verbrechens des Hochverrathss ſchuldig, 
welcher einen gewaltfamen Angriff gegen 
a. die perfönlihe Sicherheit over Das Regierung: 
recht des Staatsoberhaupts, oder 
b. die Staatsverfaffung, in der Abficht, folche ganz 
oder theilweife umzuftürzen, 
unternimmt. Will man nun feldft 


zu a. 
noch davon abjehn, daß durd) den Maiaufftand auch des Staats: 
oberhauptes perfönlihe Sicherheit gefährdet worden, zu 
deren Schuße daſſelbe, unter den dringendſten VBerhältniffen, in 
die Landesfeſtung fich zurüdziehen mußte, fo richtete ſich doch 
der gewaltfame Angriff — an deffen VBorhandenfein Niemand 
zweifelt — jedenfalls auch gegen das Regierungsrecht des 
Staatsoberhauptes. 

Unter dem, im Art. 81 unter 1 des Criminalgeſetzbuchs ger 
brauchten Worte Regierungsrecht“ hat man nämlid das 
Recht des Staatsoberhauptes, alle ihm als Regenten zuftehen- 
den Rechte, innerhalb der von der ee vorgezeich⸗ 
neten Grenzen, jederzeit frei und — auszuüben, zu 
verſtehen, und eines Angriffs auf das Regierungsrecht deſſelben 
macht ſich daher keineswegs nur Der ſchuldig, deſſen Abſicht da- 
hin geht, das Staatsoberhaupt für immer von der Regierung 
auszufchließen und gu verdrängen, fondern audy derjenige, wel⸗ 
der das Recht defielben auf die verfaffungsmäßige freie Aus- 
übung der Regierung in einem einzelnen Kalle ſus⸗— 
pendiren und das Staatsoberhaupt zwingen will, eine Hand⸗ 
lung vorzunehmen oder zu unterlaſſen, deren Vornahme oder 
Unterlaſſung von feiner freien Entſchließung abhängt. Heub—⸗ 
ner's Erklärung „er fei überzeugt, daß, nach Erreichung des 

Neue Jahrbücher f. ſächſ. Strafreht. VI. 3. 20 


Ziels der Erhebung, nämlid, der Anerkennung der Reichöver: 
faffung, die proviforifche Regierung fofort ihren Abtritt genom— 
men haben würde, er könne dieſes wenigfteng für feine Perſon 
verfichern” ändert mithin in der Sache nicht das Geringfte. Zu 
Unterftügung der gegentheiligen Anficht beruft man fich nament: 
lich) auf eine Aeußerung des ftändifchen Referenten bei ven Be: 
rathungen über Art. 79 des Entwurfs (Art. 81 des Eriminal- 
geſetzbuchs) in der 2. Kamıner, weldyer fi) (vgl. die Landtags⸗ 
mittheilungen von 1837. ©. 3665) anf die Anfrage eined Ab- 
georoneten dahin ausſprach, unter den Angriffen auf das Re— 
gierungsrecht feien Angriffe zu verftehen, welche, zum Bei— 
jpiele, gerichtet feien auf Entfernung oder Ausſchlief— 
fung des Staatsoberhauptes von der Regierung, Verdrängung 
der regierenden Familie, oder Beränderung der gejeglichen Thron— 
folge. Diefe Bezugnahme entbehrt jedoch allen rechtlichen Ges 
wichted. Zuvörderft fragt es jich, ob mit den Worten „Ent: 
fernung oder Ausſchließung von der Regierung“ nur eine Ent: 
ag oder Ausfchliegung für immer, oder ob nicht aud) 
eine blos temporäre damit bezeichnet werben follenz; wäre 
aber auch) erfteres anzunehmen, fo würde immer noch in Bes 
tracht fommen, daß jene Anführungen als bloße Beifpiele, 
ven Umfang der in der fraglichen Beziehung möglichen ſtraf— 
baren Handlungen nur erläutern, Feineswegs aber erſch ö— 
pfen follten, wie denn überhaupt, nad) den Entwidelungen bei 
Mittermaier, die Strafgeiepgebung in ihrer Fortbildung, 
Beitrag I. S. 220 und Mohl, über die Benugung der ftänd. 
Verhandlungen zu Auslegung von Gefegen, im Archive des 
Eriminalrehts, N. F. Jahrg. 1842, ©. 352 f., die, während 
ver ftändifchen Debatte erfolgte, Anführung von Beifpielen, jo: 

ar wenn fie — wie hier nicht einmal der Fall — von einem 

egierungs-Commiffar ausgeht, für die Feftftellung des wahren 
Geſetzesſinnes von fehr geringem Werthe ift. Demnächſt hat 
aber auch derfelbe Referent, wenn man ſich einmal an feine 
Erflärung halten will, gleich darauf „das Regierungsrecht“ ber 
zeichnet al8 „alle diejenigen Thronrecdhte, die vem Staats: 
oberhaupte als Regenten, feiner Samilie, oder dem Volke gegen 
über, zuftehn“ (vgl. dietandtagsmittheil. von 1837, ©. 3665), 
und hierdurch deutlic genug zu erfennen gegeben, daß gewalt: 
ame Angriffe darauf auch in anderer Weife, ald zum Zwede 
gänzlicher Entfernung oder Ausfchließung des Staatsober- 
hauptes von der Regierung, nad) feiner Anficht möglich feien. 
Der bei dem Zuftandefommen des ſächſiſchen Eriminalgefep: 
buchs befanntlich vielfach benußte 
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temberg, 
enthält im Art. 130, welcher vom Hochverrathe handelt, die 
Worte: „oder demfelben (dem Regenten) auf irgend eine Weiſe 
die Ausübung der Regierung unmöglid zu machen“ 
und diefe Faffung ift auch in den Art. 140 des Gefegbuchs ſelbſt 
übergegangen. Bezug hierauf bemerft nun Hepp in dem 
Eommentar über das neue württemb. Ge ar Bd. II. 
Abth. J. S.74: das ſächſiſche Geſetzbuch drücke daſſelbe, nur 
kürzer, mit dem Worte ,‚Regierungsrecht“ aus, womit die Re: 
ierungs freiheit oder Regierungs fähigfeit gemeint fet. 
erfelbe Rechtslehrer fpricht fi) am angeführten Drte, ©. 87 
wörtlid) dahin aus: 

‚wenn aud) die Abficht der Aufrührer nur dahin ging, von 
dem Regenten jelbft die Aufhebung einer mißfälligen Vers 
fügung , oder eine neue Verfügung zu ertroßen, 7 ift die 
Handlung immerhin gegen dieRegierungsfreiheit deſſelben 
gerichtet, und fo wie unter der Gefangenhaltung des Könige 
nicht bloß die dauernde, fondern aud) die vorübergehende, 
wenn auch noch fo furze Beraubung feiner perfönlichen reis 
heit zu verftehen ift, fo fällt in gleicher Weife ein ſolcher Aufs 
ruhr unter die vorübergehende Beraubung feiner Regierungss 
freiheit. Denn e8 wird hierdurch dem Negenten , oder es ſoll 
ihm, nad) der Abficht der Aufrührer, in diefem einzelnen Falle 
dieAusübung, d.h. die freie Ausübung feiner Negierungs» 
gewalt unmöglich gemacht werden.“ 

Andere neuere Gefegbücher, wie das großherzogl. badifche und 
großherzogl. heffiiche, haben bei den Beftimmungen tiber Hoc: 
verrath gegen das Staatsoberhaupt eine gleiche Ausdrucksweiſe, 
wie das württembergfche, das herzogl. braunfchweigfche aber 
hat die Ausbrudsweile des ſächſiſchen Geſetzbuchs befolgt; alle 
jedoch verbinden damit den gleichen Sinn, der im babifchen 
durch die Worte „um denfelben (den Großherzog) von der Re— 
gierung zu entfernen, ober ihm die Ausübung der Re— 
gierung unmöglich zu machen“ fich ganz befonders deutlich aus- 
fpricht. Hierdurch widerlegt fic nun auch die Anficht des Heub⸗ 
ner’fchen WVertheidigerd, der unter dem, auch bei Häberlin, 
Grundfäge des Eriminalrechts nad) den neuen deutſchen Straf: 
gefegbüchern, Bd. 2. ©. Af., gebrauchten Ausdrude „oder ihm 
auf irgend eine Weife die Ausübung der Regierung unmöglid) 
zu machen“ nur ein gänzlidyes Entfernen von der Regierung 
verftanden wiffen will, was indeffen eben fo wenig ber Fall ift, 
als fih von den bei Marezoll, das gemeine deutſche Cri— 
20* 


minalrecht, $. 59. S. 188, vorfommenden Worten, „es gehöre 
zum Hochverrathe in einem monarchiſchen Staate jedes Unter: 
nehmen gegen die Perſon des verfaffungsmäßigen NRegenten, 
wodurd diefer entweder phyfifch vernichtet, oder als Staat: 
oberhaupt unthätig gemacht werden fol” behaupten läßt, 
daß nur ein Unthätigmadhen fürimmer, d. h. durch gänz— 
lie Vertreibung des Negenten aus dem Lande, gemeint 
fei. Mit Recht fagt daher auch Feuerbach, philofoph.sjuridi= 
ſche Unterfuchung über das Verbrechen des Hochverraths, S.52f. 
folgendes: „Hochverrath liegt audy in dem Kalle vor, wenn nur 
einzelne Rechte der Souveränität dem Oberherrn rechtswidrig 
genommen werden follen; daffelbe gilt von dem Falle, wenn 
die Ausübung der Oberherrfchaft nur auf beftimmte Zeit 
juspendirt wird“; und Zirfler über Majeftätöverbrechen 
und Hocdverrath, S. 238, erklärt e8 für gleichgültig, ob der 
Verbrecher den Staat, ald Ganzes, nur neden, oder vernichten, 
ob er die Regierung ftürzen, oder folhe nur zu gewijfen 
Eonceffionen beftimmen wollen. Wenn ver Bertheidiger 
——— in den Worten bei Feuerbach Lehrbuch des peinl. 
echts, Ausg. 14, 8.163 und $. 167, einen Widerſpruch findet, 
fo überfieht derfelbe, daß Unzufriedenheit mit einer Regie: 
rungshandlung, felbft wenn fie bis zum Aufruhr fich 
fteigert, nod) immer ganz verfchieden von einem Angriffe auf 
das Regierungs recht des Stantsoberhauptes ift, weldyer im 
gegenwärtigen Falle vorliegt, wo man fo weit fid) vergaß, der 
eteblichen Regierung Sr. Maj. des Königs eine revolutionäre, 
fogenannte proviforische Negierung entgegenzuftellen, welche die 
Behörden des Landes zum Gehorfam gegen ihre Anordnungen, 
das Volk zu Erzwingung diefes Gehorfams, das Militär zum 
Treubruche aufforderte und alle waffenfähige Mannfchaft wider 
die gefeglicdhe Staatsregierung unter die Waffen rufte, in der 
That aljo das Regierungsrecht des Staatsoberhauptes fo lange 
fuspendirte, bis der König, wie Heubner fagt, dem Zwange 
nachgegeben und die Reichsverfaſſung anerfannt haben würde. 
Wollte man der von den Vertheidigern und Heubner'n ſelbſt 
vorgebradhten Anfiht, daß unter einem Angriffe auf das Re 
ierungsrecht des Staatsoberhauptes nur ein folcher zu verſte— 
* ſei, wodurch das Regierungsrecht gänzlich und für immer 
beſeitigt werde, beipflichten, ſo würde durch dieſe Auslegung 
des Art. 81 des Criminalgeſetzbuchs alle Ordnung im Staate 
gefährdet ſein. Es würde dann nämlich, vorausgeſetzt nur, daß 
es nicht einer gänzlichen Vertreibung des Staatsoberhauptes 
für alle Zeiten gälte, jeder Parthei im Lande, die ſich dazu ſtark 
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genug fühlte, ohne in die Strafe des Hochverraths zu verfallen, 
freiftehn, Se. Maj. den König zu jeder ihr beliebigen, obwohl 
von feiner freien Entfchließung abhängigen, Handlung oder 
Unterlaffung, dur Ausfchliegung von der Regierung auf die 
Zeit feines Widerfteheng, zu nöthigen, — ein Zuftand, bei wel: 
em von einem Regierungsrechte des Staatsoberhauptes 
überhaupt nicht füglich mehr die Rede fein könnte. 

Nicht fowohl, weil es deſſen zu Auslegung von Art, 81 
des Griminalgefegbuchs für das Königreidy Sachſen bevürfte, 
als um der Behauptung des Heubner’schen Vertheidigers ent- 
gegenzutreten, welcher die in erfter Inftanz angenommene und 
von dem königl. Oberappellationsgerichte infofern, als ein An- 

tiff auf die Ausübung des Regierungsrechts des Staatöober: 

auptes im einzelnen Falle immer ein Angriff auf das Re: 
gierungsreht überhaupt bleibt, gebilligte Anficht für eine 
ganzabnorme, den Begriff des Hochverraths zur Ungebühr 
ausdehnende erklärt, möge, mit wenigen Worten, noch auf 
die Beftimmungen des römifchen und gemeindeutichen Criminal: 
rechts über Hochverrath hingemwiefen werden. Hiernad) ift das 
harafteriftiiche Merkmal, durch welches ſich der Hochverrath 
von andern, ähnlichen Berbrechen unterfcheidet, der animus ho- 
stilis adversus rem publicam vel principem (fr. 11.D. ad leg. 
Jul: majest. [48. 4.)) und es fallen felbft Handlungen, weldje 
fonft nicht unter den Begriff des Hochverraths zu ftellen fein 
würden, auimo hostili adversus principem vel rem publicam 
verübt, in diefe Kategorie (vgl. Feuerbach, philoſ.juridiſche 
Unterfuhung ꝛc. S. 6 f. 21f. Henfe, Handb. des Criminal: 
rechts. Bd. II. S. 409 f. Hepp, die Beftimmungen des 
röm. Rechts über Hochverrath, im Archiv des Criminalrechts, 
N. 8. Jahrg. 1837. ©. 364 f.). Iſt nun aud) unter dem ani- 
mus hostilis in der Regel eine Abficht zu verftehen, welche in 
exilium rei publicae s. principis gerichtet ift (Feuerbach, 
a. a. O. ©. 22), fo ift doch dieſes nicht eben wörtlich zu neh: 
men, vielmehr genügt e8, wie Zirfler, über Majeftätsverbre: 
hen und a. ©. 156, ausgeführt hat, daß der per- 
duellis gegen den Staat oder dad Staatsoberhaupt einen fol: 
hen Kriegszuftand bezwedt habe, ver, wenn der Staat oder 
defien Oberhaupt nicht nachgeben können, oder wollen, die Exi— 
ftenz von beiden auf das Spiel fegt, oder, wie Hepp, am zu: 
legt angef. Orte ©. 363, fagt, daß der Hochverraͤther gleichfam 
mit dem beftehenden Staate, oder deſſen Verfaffung Krieg zu 
führen beabfichtige. 

Bringt man nun mit diefen Sägen dasjenige in Verbin- 


dung, weſſen Heubner und Bafunin eingeſtändlich ſich ſchuldig 
gemacht haben, fo wird Niemand bezweifeln Fönnen, daß fie 
auch nach römifchen und gemeindeutfchen Redtsbegriffen des 
Hocverraths zu zeihen feien, und daß daher die obige Aus- 
legung des ſaͤchſiſchen Criminalgeſetzbuchs, mit der die Beftim: 
mungen in den neueren Strafgefegbüchern im Wefentlichen 
übereintreffen, nichts weniger als eine abnorme fei. Allein aud) 


zu b. 
mit Hinficht auf die Beftimmung im Art. 81 unter 3 des Eris 
minalgefegbuchs liegt in dem, auf Anerkennung und Durchs 
führung der Reichöverfaflung gerichteten Maiaufſtande ein hoch— 
verrätherifches Unternehmen vor. Man fann zugeben, daß, bei 
Anwendung der gedachten Gefegesvorfchrift ein gewaltjamer 
Angriff gegen das Wefen und gegen die hauptſächlichſten 
Beftandtheile der en erichtet fein müfle (vgl. 
Groß, Anmerkungen zum Erimina ——— 1.©.131. 
Weiß, das Eriminalgefegbuch, Ausg. 2. Lief. 1. ©. 335). 
Es unterliegt jedoch auch feinem Zweifel, daß die Beftimmung 
im $. 4 der — — für das Königreih Sachſen 
(womit nod) Bülau, Berfaffung und Berfaflungsrecht des Kö— 
nigreich Sachfen 8.17. Weis ke's Rechtslexikon, s. v. Hoheits⸗ 
rechte, Bd. V. ©. 321 f. zu vergleichen find) einen weſent⸗ 
lichen Beftandtheil der Verfaſſung bilde, und man fann der 
Anficht der vorigen Urthelsverfaſſer vollfommen beipflichten, 
daß durch Einführung der deutichen Reichsverfaflung jene Be: 
ftimmung eine wefentliche Abänderung erlitten haben würde. 
Was Heubner und fein Vertheidiger hiergegen vorbtingen, ver- 
mag das königl. Dberappellationsgericht zu feiner andern Ans 
fiht von der Sache zu beftimmen; aus der Bemerkung des Ber- 
theidigers, „das Königreich Sachſen fei ein conftitutionell mon⸗ 
archiſcher Staat, und würde dieſes auch nad Einführung 
der Reichöverfaffung geblieben fein,” ergibt fich zur Gnüge der 
Standpunct, auf welchen er fid) ftellt, und daß er eine weſent⸗ 
liche Abänderung der Beftimmung im $. 4 der Verfafjungsur: 
funde jedenfalls nicht anders ftatuiren würde, bis entweder die 
Einführung der Republik oder der abfoluten Monarchie in Frage 
wäre. Nun ift aber die Regierungsform der conftitutionellen 
Monarchie mehrfacher, fehr wefentlicher Modificationen fähig, 
ohne dadurch geradezu ganzaufuhören, eine conftitutionelle Mon 
acchie zu fein, und folche wefentliche Modificationen find es, 
welche durch die Aufnöthigung der Reichsverfaffung St. Mai. 
dem Könige aufgedrungen werden follten. Der fernen Anficht 
des Heubner’fchen Vertheidigers, „daß fich behaupten laffe, durch 


die Reichöverfaffung feien nur die Beftimmungen, welche be- 
reits das Gefeg über die proviforifche Gentralgewalt in allge: 
meinen Umriffen enthalte, weiter ausgeführt und 
definitiv feftgeftellt, und es fei mithin auch eine mehre 
Beſchränkung der Einzelftaaten dadurch nicht herbeigeführt wor: 
den,“ genügt es, von andern, das Materielle feiner Behauptung 
betreffenden, Einwendungen nod) abgefehen, entgegenzuftellen, 
daß fie ihre Widerlegung ſchon in ſich felbft trägt, indem eben 
in der weitern Ausführung und definitiven Feftitel- 
lung jener Beftimmungen bereits eine wejentliche Veränderung 
der ſaͤchſiſchen Particularverfaffung liegen würde, Eben fo we: 
nig ift Heubner’s Berufung auf $.1 des in Sachſen durch Ber: 
ordnung vom 17. Nov. 1848 publicirten Gefeges über Ein» 
führung einer proviforifchen Gentralgewalt für Deutfchland, als 
beweifend für feine Anfichten anzuerkennen, da aus den daſelbſt 
gebrauchten Worten „bis zur definitiven Begründung einer Re— 

ierungsgewalt für Deutichland“ fid) unmöglich, mit Inquifiten, 
— laͤßt, es habe der König von Sachſen hierdurch im Vor— 
aus auf alle Souveränitätsrechte verzichtet, die ihm eine, von 
der Nationalverſammlung einſeitig feſtgeſtellte Verfaſſung 
künftig etwa entziehen möchte. Will man aus jenen Worten 
überhaupt einen Verzicht für die Zukunft folgern, ſo müßte 
man ſich doch wenigſtens auf den Standpunct ſtellen, den die 
fächfifche Regierung damals, wie auch ſpäter einnahm, näme 
lish den der Vereinbarung wegen Begründung einer Reiche: 
verfaflung, wobei fie es in der Hand hatte, nur das zum Zus 
ftandefommen des Ganzen Nöthige aufzugeben. Ohne Er: 
heblichkeit find auch die Anführungen des Bakunin'ſchen Ber: 
theidigers. Derfelbe ftellt zumächit einen Unterfchied zwifchen 
Anerkennung und Einführung ber Reihöverfaliung auf 
und behauptet, die in den Enticheidungsgründen des vorigen 
Urthels enthaltene Annahme, daß zu Einführung der Reichs— 
verfaflung gewaltfame Angriffe unternommen worden, fei durch 
nichts befcheiniget. Nun läuft aber Beides im Wejentlihen auf 
dafielbe hinaus, indem die Einführung der Reichsverfaffung eine 
bloße weitere Folge der Anerkennung derſelben geweſen fein 
würde, auch ift namentlich von Heubner’n, daß e8 der Durch— 
führung der Reichsverfaſſung gegolten, zugeftanden, von Ba- 
funin aber befannt worden, daß er Heubner'n alle feine Kräfte 
für Durchführung feines Unternehmens zugefagt. Den aufge: 
ſtellten Unterſchied zwiſchen ver Anerkennung und Einführung 
Der Reichsverfaſſung benugt demnächſt derſelbe Vertheidiger zu 
dem weiteren Satze, die bloße Anerkennung der Reichsverfaſſung 
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um die es fid Doch nur gehandelt, fei fein, weder für den Kö- 
nig, nod für die Landesverfaffung präjudicirliher Schritt 
ewefen, fie habe nichts mehr bedeutet, als, dem Volke feinen 
Hilfen thun, habe aber, nach der Erklärung der Krone Preußen, 
nichts weiter effectuiren Fönnen. Wäre die Sachlage wirklich 
eine ſolche geweſen, fo würde man billig fragen, weshalb denn 
die PBarthei, welche ven Aufftand verurfahte — denn, wie 
Zöpfl, Grundfäge des Staatsrechts, S. 202, 8. 114, Not. 1, 
ganz richtig bemerft: 
‚nie macht das ganze Bolf eine Revolution; immer ift es 
eine übermäctige, oft ver Zahl nad) geringere, aber 
— Parthei, welche ſich den Namen des Volks bei— 
eg — 
auf dieſe wirkungsloſe Anerkennung ein fo großes Gewicht 
gelegt, weshalb die ſchwerſten Verbrechen nicht geſcheut, um 
nur dieſe Anerkennung zu erzwingen, die, wenn ſie erlangt 
wurde, nach Heubner's Verſicherung dem Aufſtande gleich ein 
Ende gemacht hätte, Es verwechſelt aber der Bakunin'ſche Ver: 
theidiger das Ergebniß der Verweigerung der Anerkennung der 
deutfchen Reichöverfafiung mit ven Motiven dazu; erft da= 
durch, daß mehre Regierungen Deutfchlands, unter diefen die 
ſächſiſche, die ihnen einfeitig aufgedrungene Reichsverfaſſung 
nicht anerfannten und diefe rechtöbegründete Weigerung auch 
durchzufegen mußten, wurde dieReichöverfaffung ein bedeutungs⸗ 
loſes Werk; folange aber, — wie im Mai 1849 — nod) die 
offnung vorhanden war, die betreffenden Regierungen wider 
ihren Willen zu Anerfennung der Reichsverfaffung zwingen zu 
können, konnte von Feiner Seite diefe Anerkennung für eine wir: 
fungslofe le werden. Hätte Se. Maj. der König von 
Sachſen die Reichsverfaſſung anerkannt, fo hätte derjelbe 
fein Recht aus den Händen gegeben; die Stellung der an- 
dern Regenten, welche die Anerkennung verweigerten, wäre eine 
immer fchwierigere geworben, und es hätte lediglich noch von 
deren Widerftanderähigfeit —— ob die Reichsverfaſ⸗ 
fung aud für Sachſen in — ültigfeit getreten wäre, 

In fubjertiver Beziehung ftellen Bakunin's Vertheidiger 
und Heubner felbft, namentlidy in feiner Eingabe vom 25. Febr. 
1850 die Möglichkeit einer Subfumtion ihrer und refp. ihres 
Defendenden Handlungsweife unter den Begriff des Hochver— 
raths um deswillen in Abrede, weil ihnen die fpecielle Ab: 
ſicht eines ſolchen Verbrechens, infonderheit die im Art. 81 
unter 3 des Criminalgeſetzbuchs erforderte Abſicht, die Staats: 


verfaffung ganz oder theilweife umzuſtürzen, nicht beigewohnt 
habe. Der Bertheidiger Bafunin’s macht in diefer Beziehung 
für legtern geltend, daß es demfelben, als Ausländer, ganz 
greichgätttg jein können, ob die Reichsverfaſſung in Sachſen zur 

nerfennung gelange, oder.nicht. Diefes Argument ift ein fehr 
bedenkliches, denn es giebt, nebft dem Inhalte der fonft wider 
Bafunin ergangenen Acten, einen hauptlächlichen Beweis dafür 
ab, daß es Bafunin’n eben noh um mehr, als die Einführung 
der Reichsverfaffung, und daß es ihm namentlich um Einfüh- 
rung der Republik — die, feinem Willen zufolge, natürlich 
nicht auf Sachſen befchränft bleiben, fondern eine europäifche 
werben follte, zu thun gewefen. Hat man ihn nun aud) hier: 
unter nicht fo geradehin für überführt anfehen Fönnen, und liegt 
wegen Heubner's eine folche Abficht noch weit weniger als ers 
wiefen vor, fo wußte Bafunin doch, was Heubner’s und feiner 
Genoffen nädhfter, oder auch, nad) Befinden, alleiniger 
Zwed war, nämlid die Erzwingung der Anerkennung und 
Durchführung der Reichsverfaflung mit Gewalt, und Dazu lieh 
er alle feine Kräfte her. Bei dem Bewußtſein dieſes Zwedes, 
und im Angefichte deffen, was zu feiner Erreihung geſchah, 
fonnte aber weder Heubner’n nody Bakunin'n eine hochverräthe⸗ 
rifche, gegen das Staatsoberhaupt und die Landesverfafjung von 
Sadyfen gerichtete Abficht fern bleiben, denn foldhe lag in dem 
ganzen Unternehmen, deſſen Zeiter.fie waren, ſelbſt, 
und es fonnte ihnen, ald Männern von Intelligenz, nicht ent- 
gehen, daß fie durch ihre een den Rechten des 
Staatsoberhauptes und der VBerfaffung des Landes mit gewalt« 
famen Angriffe entgegentraten. Wenn Heubner bemerkt, das 
fönigl. Appellationsgericht zu Dresden habe, hinfichtlich feiner, 
die Ueberzeugung felbft ausgefprochen, daß „die Begeifterung 
für die deutfche Einheit, und der glühende Wunſch, diefe Ein- 
heit verwirklicht zu fehen,“ feine Schritte geleitet, und hierauf 
hinzufügt, hierin alfo nur habe fein beftimmter Wille ge: 
legen, nicht in einer Abänderung der PBarticularverhältniffe 
Sadyfens, fo muß ihm eingehalten werden, daß er doch unmög- 
lich umhin konnte, einzufehen, daß, ohne Abänderung der Par⸗ 
ticnlarverfaffung Sachſens, die von ihm, und gewiß von jedem 
Deutfchen, gewünfchte Einheit Deutfchlands nicht erreicht wer- 
den fonnte, und daß der von ihm und feinen Genoſſen einge: 
ſchlagene gewaltfame Weg, um hierzu zu gelangen, der ge: 
feslihenidht war. Offenbar verwechſelt Heubner, und ebenfo 
der Bertheidiger Bafunin’s, mit der Abficht die Beweg— 
gründe des Handelns; in Bezug hierauf fagt aber mit vollem 


Rechte Roßhirt über Hocverrath zc. im Neuen Archiv des 

Griminaltehts Bd. IX. ©. 166: 
„wenn die Handelnden aud) ſämmtlich feine individuellen Bor: 
theile beabfichtigen, ſondern vielleicht nur Großes und Gutes 
wollen, fo find fie doc Verbrecher, indem fie auf dem Wege 
der Gewalt ihre unreifen Ideen realifiren, und dadurch alle 
Rechte des Staats und der Einzelnen gefährden wollen“, 

m ne Henke, Handbud, des Criminalrechts Bd. II. 
‚412: 


„aus welchen Quellen die feindfelige Gefinnung gegen ben 
Staat entfprungen ift, ob Gewinnfucht, Ehrgeiz oder politi- 
fcher Fanatismus den Verbredher zur That getrieben, ändert 
an der Beſchaffenheit des Verbrechens nichts,“ 
endlih auch Hepp, im Archiv für Criminalrecht, Neue Folge 
Jahrg. 1837, ©. 360: 
„mag daher auch ver Thäter bemüht gewefen fein, durch feine 
hochverrätherifche Handlung einen vermeintlich guten Zwed 
zu fördern, oder, aus Anhänglichfeit an eine, von ihm als 
die allein wahre erfannte, Theorie, eine befre Verfaſſung auf 
techtöwidrigem Wege einzuführen ꝛc. — fo wird Dadurd) der 
animus hostilis nicht aufgehoben.“ 

Auch das fönigl. Dberappellationsgericht findet daher auf 
der Inquifiten Handlungsmweife den Begriff des Hochverraths, 
fowohl in objectiver, als in fubjectiver Hinficht, anwendbar. Es 
wird num aber 


| V. 
zu Abwendung der Strafe dieſes Verbrechens von beiden Ver: 
theidigern gemeinfchaftlich, fo wie von Heubner’n felbft, noch 
auf Art:68 des Griminafgefegbuchs Beziehung genommen, wel- 
cher hier Platz ergreifen, und eine Beitrafung ausſchließen fo. 
Der gedachte Artikel handelt vom Irrthume; feinen Worten 
nad) nur von dem factifchen, indefien hat das Fönigl. Ober: 
appellationsgericht au den Rechts irrthum dadurch nicht 
für völlig ausgefchloflen von der Berüdfichtigung Dann ange 
fehen, wenn es Jemandem, rüdfichtli einer an ſich nit 
rechtöverlegenden, jedoch aus politifchen Motiven verbotnen 
Handlung (z. B. Wucher) entweder unmöglidy war, Rechts: 
belehrung zu erhalten, oder die, bei einer vom Staate dazu 
autorifirten Perſon gefuchte Rechtsbelehrung in unrichtiger Weife 
ertheilt wurde (vgl. die Neuen Jahrbücher für ſächſ. Straft. 
Bd. III. S. 478 f.), oder and), wenn die Annahme eines Ber: 
brechens m... von der juriftifchen Beurtheilungverwickel⸗ 
ter eivilvechtlicher Verhältnifie abhängig, und von dem Ange: 


fchuldigten nicht vorauszufegen war, daß er foldhe richtig aufge 
faßt und aufzufaffen vermocht habe (vgl. Weiß, das Eriminal- 
geſetzbuch, Aufl. 2. Lief. 1. ©. 294). Indem nun die Vertheis 
diger auf die Beftimmung im Art. 68 des Criminalgeſetzbuchs 
üb berufen, führen fie an, daß, wenn man felbft die von Heub- 
ner'n vorgetragne Anficht über die Rechtsgültigkeit ver Reichs— 
verfafjung und die Rechtswidrigfeit der Ablehnung der Aner- 
fennung derfelben durch Die —28 Regierung nicht theile, 
ed doch immer ein Fall von zweifelhafter Beurtheilung,, und 
die der in dem Erfenntniffe der eriten Inftanz angenommenen 
entgegenftehende Anficht eine von zahlreichen und zum Theile 
fehr angefehenen Perſonen vertretene fei. Bei diefer Sachlage 
fol e8 den beiden Inquifiten ald Verbrechen nicht, oder es foll 
ihnen doch mindeſtens als das ſchwerere Berbredhen des Hod)- 
verraths nicht angerechnet werben fünnen, wenn fie, einer un« 
richtigen, aber nicht ganz unbegründeten Anficht folgend, gefehlt ; 
es ift audı, zu Unterftügung ihrer Meinung, von beiden Ber: 
theidigern auf die, Seiten des Dberappellationsgerichts in der 
Unterfuhungsfacye wider die Profefforen Wigard und Roß— 
mäsler unterm 21. Dec. 1849 erlaffene, neuerdings in Higigs 
Annalen der deutfch. und ausländ. Criminalrechtspflege, R. F. 
Jahrg. 1850, Bd. XX. Heft 1. S. 99 f. zum Abdrucke ge: 
langte Entſcheidung Beziehung genommen worden. 

Man hat indeſſen auf einen Ball der vorliegenden Art die 
Beftimmungen in den erften beiden Abfchnitten des Art. 68 des 
Griminalgefegbuchs nicht für anwendbar zu erachten vermocht. 
Es erfcheint nämlich wohl fo viel gewiß, daß von einem facti- 
ſchen Irrthume bier überhaupt nicht die Rede ſein könne. 
Der Bakunin’scheBertheidiger meint zwar zu der Annahme eines 
ſolchen dadurd) gelangen zu können, daß er behauptet, die Mo: 
tiven des Bundestagsbeichluffes vom 30. März 1848 feien erft 
viel fpäter und nicht einmal auf officiellem Wege befannt ges 
worden; allein von dem Bekanntwerden diefer Motiven hing 
die Strafbarfeit der Handlungsweife der Inquifiten nicht ab, 
auch kann man die Unfenntniß der Motiven eines Beichluffes, 
die nur deſſen Verftändniß erleichtern ſollen, nicht füglich einen 
thatfähhlichen Irrtum nennen, und endlidy war ed in jedem 
Falle Fein unverfchuldeter, wie der Art. 68 des Eriminalgefet: 
buchs erfordert, da, wenn irgendwo, fo hier, die Betheiligten 
auf Erfundigungseinziehung hingewieſen, und die officiellen ge: 
drudten Protocolle der Bundesverfammlung Jedem zugänglid) 
waren. Sonad) fragt fih nur noch, ob man den Umftand, daß 
die Inquifiten der von der Nationalverfammlung zu Frankfurt, 
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bezüglich. ihrer Aufgabe und Stellung den Regierungen gegen: 
über, gefaßten und gegen die Einwendungen der Regierungen 
feftgehaltenen unrichtigen. Anficht beigepflichtet , denſelben als 
eine Art Rechtsirrthum, als eine unridhtige Beur— 
theilung faetifher Umftände zu Statten fommen laffen 
fönne? Will und darf man ein ſolches Verhältniß nicht gerade: 
bin unter allen Umftänden unberüdjichtigt laſſen, fo fommt es 
doc) lediglich darauf an, die Lage der Dinge, unter denen die 
Angeſchuldigten delinquirten, und die größere oder geringere 
Schwierigkeit, das Richtige zu erkennen, in das Auge zu faflen, 
indem gerade in Fällen diefer Art vieles dem, auch durdy Art. 68 
des Criminalgeſetzbuchs nicht ausgefchloßnen , richterlichen Er: 
meſſen anheim geftellt bleiben muß (vgl. Schwarze, Erört. 
eriminafrechtlier Fragen, in den neuen Jahrb, für fächf. 
Strafr.:Bd. VI. Heft 1. ©. 49). Nun hat aber bereits: oben 
unter Il. das fönigl. Oberappellationsgericht auseinandergefeßt, 
warum es die Unrichtigkeit der von der Nationalverfammlung 
unternommenen Deutung ihrer Aufgabe nicht einmal als befon- 
ders zweifelhaft anzufehen vermöge. Dies fonnte, bei ruhiger 
Erwägung, aud) den Inquifiten nicht entgehen, und zu einer 
foldyen Erwägung wurden fie um fo mehr veranlaßt ‚als zür 
Zeit ihres Verbrechens die Anfichten. der Regierungen bereits 
mehrfach) und deutlich) ausgefprochen worden, und zur Ge: 
befannt waren. Wären fie dadurdy aber auch nur im den Zu: 
ftand des Zweifelnd verfegt worden, fo ftände ſchon Diejer 
der Berufung auf einen, die Strafe ausfchliegenden, Irrthum 
entgegen, und zwar um fo gewifler, als eines Theils dabei von 
ihrer Seite immer ein: unbeftimmter böfer Vorſatz mit unter: 
läuft , und als es fich andern Theil zugleich darum handelte, 
einer mindeſtens fehr beftritinen Anſicht duch Gewalt 
und Entzündung des Bürgerfriegs;, alſo in ungweifel- 
haft ungefeglichenn Wege, Geltung zu verfihaffen. Der erheb- 
lichten Zweifel über die Rechtmäßigkeit des: Gebahrens der 
Nationalverfammlung konnten fidy aber. die Inquifiten in feinem 
Balle entfchlagen, und wenn Heubner durch die Worte 7 
„in religiöfen und politifchen Dingen lebt man und ftirbt 
man auf feiner Heberzeugung“ | bunt 
das Gegentheil anzudeuten fcheint, fo nähert fich feine Ueber: 
zeugung , die jede Belehrung zurücdweifet, dem Zuftande, von 
dem der legte Abſchnitt des Art. 68 des Griminalgefegbuchs 
handelt, und der die Strafbarkeit einer, Handlung nicht aus: 
ſchließt. Rückſichtlich Bakunin's muß man, nad) dem von feinem 
Bertheidiger felbit Angeführten, bezweifeln, ob er jemals eine 
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fefte Anficht über das Wirken und die Stellung der National: 
verfammlung gefaßt hatte, daher aud) die, Seiten feines Ver: 
theidigers für ihn erfolgte, Bezugnahme auf einen Irrthum ſchon 
an fid) mehr als problematifch ift. Der von dem königl. Ober: 
appellationsgerichte unterm 21. December 1849 entjchiedene, 
oben angeführte Fall in der Unterfuchungsfache wider die Pro: 
fefjoren Wigard und Roßmäsler war ein hiervon ganz ver: 
ſchiedener. 

Die betheiligten Angeſchuldigten hatten nicht mehr ver— 
brochen, als nach Art. 4 des in Sachſen durch Verordnung vom 
17. Nov. 1848 publicirten Reichsgeſetzes vom 30. Sept. 1848 
ohne Unterfuhung und Beftrafung bleiben mußte, wenn 
diefe Gefegesitelle auf ihr Verhältniß, als Abgeoronete, noch 
Anwendung litt. Aus dem formell rechtlichen Gefichtspuncte 
glaubte das Fönigl. Dberappellationsgericht diefe Frage zu 
Gunſten der Angefchuldigten bejahen zu müffen, und wenn 
num daſſelbe damals eventuell zugleich mit auf Art. 68 des Cri— 
minalgeſetzbuchs Beziehung nahm, und in diefer Hinficht ber 
merfte, eine unrichtige VBorftellung in Anfehung derjenigen Ei: 
genfchaften von Perfonen, Sachen und Handlungen, wodurd) 
der Thatbeftand eines in Frage befangenen Verbrechens bedingt 
fei, jchließe die Zurechnung zwar nicht unbedingt, aberdod) dann 
aus, wenn für die Annahme, daß ein foldyer, der gefeßwidrigen 
That zum Grunde liegender Irrthum nicht habe Ks ab 
werden fönnen, überwiegende Gründe vorhanden wären, 
fo ergiebt fich jchon Hieraus, daß Heubner und Bafunin auf 
diefen Fall ſich nicht berufen können, da rüdjichtlich ihrer nichts 
weniger ald überwiegende Gründe dafür, daß fie einen, 
jelbft nur in Hinfiht auf die Auslegung unzweifelhafter 
factifcher Verhältniffe gefaßten, Irrthum einzufehen nicht ver: 
mocht, vorhanden find. 

Hat man nun in Vorftehendem die Anwendbarkeit des 
gejeglichen Begriffs des Hochverraths auf die Handlungsweife 
der Inquifiten nachgewiefen, fo mußte auch auf die, für das 
Berbrechen im Art. 81 des Criminalgefegbuchs abfolut ange: 
drohte, Todesftrafe erfannt werden. Was Bafunin’s Ver: 
theidiger gegen diefe Strafart vorbringt, muß hier dahin geftellt 
bleiben, indem die Juftizbehörden des Landes jedenfalls nur 
nad) den beftehenden Geſetzen zu erfennen vermögen, eine 
gefegliche Aufhebung der Todesftrafe aber, und die Subfti- 
tuirung anderer Strafen an deren Stelle, zur Zeit noch nicht ers 
folgt ift. Deffen durften übrigens dieInquifiten — als worauf 
Heubner’d Vertheidiger hinweiſet — mit Recht gewiß fein, daß 
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bei der Enticheidung ihres Schiefals nicht politifche Rück— 
fichten, fondern lediglich die einfchlagenden rechtlichen 
Grundfäge den Ausſchlag geben würden, und fie mögen da= 
her auch das gefprochene beftätigende Erfenntniß aus dieſem 
legtern Gefihtspuncte zu würdigen verftehen. I 





Nahtragsbemerfung: 


Vorftehende Erfenntniffe find mit Genehmigung des Fönigl. 
Juſtizminiſterii in die Jahrbücher aufgenommen worden. 


XIV. 


Kritifhe Bemerkungen zu der Strafproceford- 
nung für die thüringiſchen Staaten, 


von 


5. B. Buſch, 


Vicepraͤſidenten beim gemeinſchaftlichen Großherzogl. ſächſiſchen und Fürſil. 
ſchwarzb. Appellationsgerichte zu Eiſenach.) 


Die ſchon ſeit längerer Zeit beabſichtigte und von Vielen ge: 
wiß mit Recht erfehnte Vereinigung der Staaten Thüringens 
zu einer gemeinfchaftlihen Geſetzgebung und Gerichtöverfaftung 
ift noch zur Zeit nur theilweife vealifirt worden, Es ift hier 
nidyt der Drt, zu erörtern, wie fehr ſchon um der Erfparung ber 
Koften willen, insbefondere aber um eine zeitgemäße und in der 
That verbefferte Zuftigpflege hervorzurufen, den Fleinern Staaten 
anzurathen ift, in eine Gemeinſchaft jener Art zu treten ; wohl 
aber verdient e8 befondere Anerfennung, daß die Großherzoglich 
fähfifhe Staatsregierung in diefer Hinficht Alles gethan hat, 
was zur Erreichung jenes Zwedes gefchehen Fonnte. Schon 
längere Zeit find im Großherzogthume Geihwornengerichte im 
Gange und mit dem 1. Juli 1850 tritt die neue zwifchen dem 


*) Zu bemerken ift, daß diefe Abhandlung bereits im Juni (1850) an die 
Redaction eingefendet worden iſt. 


311 


Großherzogthume Sachſen-Weimar⸗Eiſenach und den beiden 
ſchwarzburgſchen Fürftenthümern vereinbarte gemeinfchaftliche 
Gerichtsverfaffung in Eivil- und Griminalfahen in Wirkſam— 
feit. Es bejtehen von da an ein gemeinfchaftliches Dberappella= 
tionsgeriht in Jena, ein Appellationsgericht in Eiſenach, 6 
Kreisgerichte und eine bei Weiten größere Zahl von Einzelrich— 
tern , deren Competenz durch verfchiedene Gefege normirt ift. 
Unter ven bis jegt erfchienenen Producten der gemeinfchaftlichen 
Legislation verdienen befonders hervorgehoben zu werden „das 
neue Strafgefegbucy für die thüringifchen Staaten“ und „vie 
Strafproreßordnung.“ 

Die legtere tritt erft mit dem 1. Juli in Kraft, während 
das neue Strafgefegbuch bereitd angewendet wird und als ein 
fehr verbeflerter Codex repetitae praelectionis zu betrachten ift. 
Referent hat ſchon an einem andern Drte darauf hingewieſen, 
wie viel weiter wir in der Geſetzgebung fein würden, wenn man 
ſchon früher mit der Ausarbeitung und Einführung von Gefeß: 
büchern begonnen hätte. Breilid würde man Anfangs auch 
nichts Vollkommenes erhalten haben; aber e8 wäre dieſes doch 
immer befjer gewefen, als das offenbar Schlechtere, welches ab» 
zufchaffen man wirklich bisweilen eine heilige Scheu trug. So 
war denn aud) das fächftfche Eriminalgefegbud) nichts weniger 
als vollfommen ; aber fchon tritt e8 nad) einer kurzen Zeit von 
ohngefähr 10 Jahren in den thüringifchen Staaten in einer in 
der That ſehr verbefjerten Geftalt hervor, die fich im allgemei- 
nen Theile durch Klarheit und Einfachheit, in dem befondern 
aber durd) hit einer großen Anzahl von Controverfen 
fund gibt. Auf das Eriminalgefegbud) näher einzugehen, liegt 
außer dem Plane des Referenten, wie fchon die Rubrif dieſes 
Auflages zeigt, und er erwähnt nur noch rühmend, daß wir 
auch in nicht zu langer Zeit eine gemeinfchaftliche bürgerliche 
— in den oben erwähnten Staaten zu erwarten 

aben. — 

Demnächft wenden wir unfere Blide auf die Strafproceß: 
ordnung zurück, deren Princip in Deffentlichfeit und Münplich- 
feit bejteht. Das Verfahren ift eine Nachbildung des franzöft: 
fhen und rheinpreußifchen Eriminalverfahrens , obſchon es von 
beiden aud) wieder in wefentlihen Puncten abweicht. Beim 
Entwerfen der Criminalproceß-⸗Ordnung befand man ſich natür: 
lich nicht auf einem befannten, durch eigene Erfahrung näher 
geprüften Boden, wie bei der Umarbeitung des fchon mehrere 
Jahre in den Gerichten angewendeten Strafgefegbuchs; man 
empfand und mußte ein gewifled Zagen vor der totalen Um: 
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wandfung unferes bisherigen Griminalverfahrens empfinden, 
welches mehr durch einen gemwaltfamen Andrang des Zeitgeiftes, 
als auf dem Wege einer nad) und nad) ausgebildeten Leber: 
zeugung der Doctrin, bezüglich der Factoren der gefeßgebenden 
Gewalt erfolgte, Diefes Zn nun fowohl, wie der Mangel 
einer längern eigenen Erfahrung auf dem. neu betretenen Ges 
biete der Deffentlichfeit und Mündlichfeit fpiegelt ſich denn aller 
dings bier und da in der Proceßordnung ab, und es dürfte Daher 
einerſeits nicht unintereffant, andererfeitd aber zu entfchuldigen 
fein, ſchon im Voraus auf das hinzumeifen und aufmerkſam zu 
machen, was wohl fehwerlich lange Beftand haben dürfte, wenn 
das neue Verfahren dem Volfe nicht von vorn herein verleidet, 
oder durch übermäßigen Koftenaufwand für die Staatskaſſen 
außerordentlich läftig werden foll. Bor Allem wünſcht aber Res 
ferent durch feine Bemerkungen Beranlaffung zu weiteren Erörtes 
rungen über diefen wichtigen Gegenftand ‘und leicht möglichers 
weife zur Widerlegung feiner —— Anſichten zu geben, die 
er nichts weniger als für untrüglich hält. 

Es ſcheint dem Referenten am Zwedmäßigften, feine Be— 
merfungen in allgemeine und befondere einzutheilen, und er bes 
ginnt daher mit den erſtern. 


Allgemeine Bemerfungen. 
1 


Die Criminalproreß Ordnung verlangt eine vollftändige 
Borunterfuhung, — Erfchöpfung aller dem Unterſuchungs⸗ 
richter befannt gewordenen Erfenntnißquellen, Art. 193, — 
alfo eine fo umfaffende fchriftliche Unterfuchung , wie fie bisher 
nad den Orundfägen des Inquifitionsproceffes erforderlich) 
war, *) und dazu kömmt nun nody die Hauptverhandlung (öffent: 
liche und mündliche Verhandlung vor den Kreis. und Geſchwor— 
nen: Gerichten), fo daß das, was früher blos einmal vorzunehmen 
war, jegt doppelt vorgenommen werden muß, wodurch natürlich 

rößerer Zeit: und Koftenaufwand verurfacht wird. Es verfteht 
ich von felbft, daß die Borunterfuhung nicht verbannt werden 
darf, indem fie ja die unentbehrliche Bafis der Hauptverhand» 
lung «ich behalte diefen Ausdruck bei) bildet; aber jedenfalls 
wäre nöthig gewefen, fie auf die richtigen Grenzen zu befchrän: 
fen, damit nicht die Hauptverhandlung,, — wozu alle an das 
Ingquifitionsverfahren gewöhnte richterlihe Beamte ohnehin 


*) Blo8 die Beeidigung der Zeugen und der Damnificaten,, fo wie das 
bier und da erforderliche artifulirte Verhör fällt weg. 
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unmwillführlich incliniren dürften, — zu einem feierlichen Schluß: 
verfahren, zu einer bloßen Reronftruction der. fchriftlichen Ber: 
bandlungen herabfinfe, was doch Niemand will und wollen 
fann. Wir verlangen von dem öffentlichen und mündlichen Ver- 
fahren vor Allem Abkürzung der ſonſt ungebührlid, lang an— 
dauernden Unterfuchungsprocefie; allein diefes Ziel kann un: 
möglid) erreicht werden, wenn das ganze vorherige Verfahren 
bleibt und in der Hauptverhandlung nur noch ein neuer Yet 
hinzutritt, der ebenfalls Zeit erfordert; e8 müßte denn die Be- 
amtenzahl in einer foldyen Weije vermehrt werden, die, wäre 
diejes früher gejchehen, ebenfalld dem langſamen Gange der 
Unterfuchungen geftenert haben würde; jedoch mit einem fol- 
hen unverhältnißmäßigen Koftenaufiwande, der ſchwerlich dürfte 
gerechtfertiget werden fünnen. Die Formalitäten in der Vor— 
unterfuchung find gar zu weit getrieben. Dieß gilt namentlich 
in Bezug auf die vorgefchriebene Beſetzung des Gerichts bei 
Bernehmungen von Zeugen, deren Ausfagen, da die Beeidigung 
derjelben in der Regel exit bei der Hauptverhandlung erfolgt, 
nicyt mehr beweifen, wenn fie vor zwei Gerichtsperfonen, als 
wenn fie vor einer einzigen zu Protofoll gegeben find. Wohl 
aber. fönnen in derfelben Zeit mehr Zeugen vernommen werden, 
wenn beide, der Richter und Artuar, abgefonvdert jenem Ge: 
fhäfte fid) unterziehen. Gerade ein fchleuniges Verfahren ift 
ed, das oft zur Entdeckung des Thäters führt, während ein 
langfames, noch fo förmliches, nicht jelten das Ziel verfehlt. 
Die Frage :*) 

Wie weit Die Vorunterfuhung zu führen fei, ehe die förm— 

liche Auflage erhoben werben koͤnne? 
follte lediglich dem Ermeſſen des Unterfuhungsrichterd und 
Staatsanwaltes überlaffen bleiben; denn es bürfte ſchwer fein, 
beftimmte Regeln hierüber aufzuftelen. Geht man von dem 
Gefihtspuncte aus, daß die Vorunterfuchung nur erft den Weg 
zur Hauptverhandlung bahnen fol, und daß es ſich bei ihr vor— 
zugsweife darum handelt, um Materialien für jene zu fammeln, 
jo kann man die Ausdehnung des Umfanges, der ihr in der 
Criminalproceß⸗Ordnung gegeben ift, ſchwerlich billigen. Wozu, 
frage ich, bei einem geftändigen auf der That ertappten Verbre: 
her erit eine möglichit genaue Erhebung des Thatbeftandes in 
der Borunterfuhung (vgl. Art. 130), mithin eine umftändliche 


*) Man vgl. in diefem Bezuge vor Allem Mitterma ier's treffliche 
Auffäge im Archive für Crim.-Recht. Neue Folge. Jahrg. 1848, ©. 599 f, 
Jahrg. 1849. ©. 177 f. 

Neue Jahrbücher f. ſächſ. Strafreht, VI. 3. 21 
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Bernehmung des Damnificaten und der etwa erforberlichen 
Sadjverftändigen, aljo eine doppelte Bemühung und Zeitver« 
fäumniß diefer Leute und ein doppelter rin park Refe⸗ 
rent weiß nicht, ob er ſich taͤuſcht; aber er fürchtet, daß gerade 
durch dieſe mindeſtens zum Theil entbehrlichen Weitſchweifig— 
keiten das neue Verfahren ſehr an Beifall verlieren werde. Frei⸗ 
lich ſetzt Referent billig voraus, daß in zweifelhaften Fällen und 
wo eine Verhaftung in Mitte liegt, in der Vorunterſuchung 
nichts verſäumt werde, was zur Entdeckung der Unſchuld des 
Angeſchuldigten gereichen fönnte. Denn wäre z. B. in der Bor: 
unterfuchung beim Waldeck'ſchen PBrocefie zu einer Bergleihung 
der Hanpfchriften gejchritten worden, fo würde es jchwerlid) 
bis zu einem Berweifungserfenntnifje gefommen fein. Jeden— 
falls dürfte aber an der Griminalproceß » Ordnung zu tadeln 
fein, daß fie nicht einmal geftattet, in geeigneten 
Fällen die Borunterfuhung abzufürzgen und nad 
Befinden auf vasNothwendigfte zu befhränfen. 

Die Borfchriften der Eriminalproceß- Dronung über die 
Borunterfuchung find zunächſt dem badenfchen und dieſes ift 
offenbar dem frangöfifhen Verfahren nacıgebilvet, das erft 
neuerlich wieder durch Hepp im Archive des Grim.: Rechts, 
Sahrg. 1850, Stüd I. ©. 307 ff. heftig angegriffen worden 
ift. Er bemerkt gewiß nicht ohne Grund, daß fid) dieVorunter- 
fuhung in England durch eine — im Berhältnig zum deutjchen 
und franzöfifchen Recht — ungewöhnliche Kürze auszeichne, 
indem felten mehr als 8—10 Tage darauf verwendet würden, 
während früher fchon drei Tage ald genügend gegolten hätten. 
Hepp glaubt aud), daß durch jene Kürze von vorn herein allen 
inquifitorifchen Tendenzen, d.h. dem Beftreben, ein Erkenntniß 
zu erwirfen, vorgebeugt werde. Derfelbe tadelt ferner beim: fran- 
zöfifhen Verfahren die Heimlichkeit deffelben, — die Abhörung 
der Zeugen hinter vem Rüden des Angefchuldigten und des An— 
flägers, — die Entziehung eines Vertheidigers in der Vorunters 
fuhung, — die Art der Vernehmung des ne 
welche in ein förmliches Inquiriren über die einzelnen Ber: 
dachtsgründe ausarte, — die Ausſchließung, beziehungsweife 
Erſchwerung der Kautionsleiftung — Bedenken, die ſich, theils 
weife wenigftens, auch gegen die thüringifche Eriminalprocep- 
Ordnung aufftellen lafjen. .* 


‚ Mögliche Vermeidung verfchiedenartiger Friften ift gewiß 
bei einer neuen Gefeggebung, deren Studium ohnehin viele 
Schwierigkeiten darbietet, zu empfehlen und es wäre daher zu 
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wünfchen gewefen, daß im Bezug auf die Friften, innerhalb 
welcher Beihwerden und Rechtsmittel einzulegen find, eine 
größere Gleichförmigfeit u worden wäre, 


Am Bedenklichſten fieht ed offenbar um die Beftimmungen 
über Rerufation der Gerichtsperfonen aus, indem durd) diefel- 
ben der Chicane Das weitefte Feld eingeräumt worden ift, wels 
ches ihr nur eingeräumt werden konnte; denn durd) jene wird 
e8 dem Angefchuldigten möglich gemacht, nicht nur die sn 
verhandlung wiederholt zu vereiteln, fondern auch, dafern er 
unbemittelt ift, der Staatscaſſe einen fehr bedeutenden Koftens 
aufivand an Reifekoften und Gebühren für Anwälte, Zeugen ıc. 
zuzufügen, 

Die bezüglichen Beitimmungen der Griminalproceß-Drd- 
nung beftehen in folgenden: 

a) Recufation findet ftatt, fobald Jemand Gründe anzu— 
geben und zu bejcheinigen vermag, weldye geeignet find, gegen 
ven Abzulehnenden ven Verdacht zu erregen, daß er in der be= 
treffenden Unterfuchung parteiiih, unglaubwürdig oder be— 
fangen ſei. 

Der Beicheinigung ift der Recuſirende nur dann überho- 
ben, wenn der Recufirte auf feinen Dienfteid die Wahrheit des 
Ablehnungsgrundes beftätiget (Art. 68). 

b) Die Recufation von Gerichtsperfonen, welche an einer 
Hauptverhandlung oder an einer Berhandlung in der Inftanz 
der Rechtsmittel Theil nehmen follen, muß fpäteftens vor dem 
en der Berhandlung angebradht werden (Art. 68), vgl. 

rt 


c) Ueber die Zuläffigfeit einer Ablehnung muß allemal ent- 
fchieden werden und zwar ftet von dem zunächſt höhern Gericht, 
nicht von dem, welchem der Rerufirte angehört, follte e8 auch 
ein Collegium und außer dem Recufirten nod) mit 7 Mitglie: 
dern befegt fein (Art. 69). 

Wir wollen diefe Beftimmungen zunähft im Einzelnen 
betrachten und dann das Nefultat ind Auge faſſen, welches fie 
zufammengenommen gewähren, 


na. 
Mo nicht nothwendig, fo war es dod) jedenfalls zweck— 
mäßig, die Necufationsgründe einzeln feftzufegen, damit nicht 
anz ungereimte, lediglich auf Verfchleifung der Hauptverhand: 
ung berechnete vorgebracht werden; denn auch über ſolche offen- 
bar unhaltbare Verwerfungsgründe muß, wie das Gejeg jetzt 
lautet, erfannt und zwar von einem höheren Gerichte erfannt, 
21* 
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mithin aber die Hauptverhandlung verfhoben werden, was, da 
die Betheiligten fowohl, als die Zeugen wieder nad) Haufe ge— 
fickt werden müffen, Zeit und ſchweres Geld Foftet. 

Sodann ift es in der That ſchwer zu begreifen, warum 
man einer Gerichtsperfon, welche den Ablehnungsgrund der 
Wahrheit gemäß zugeben muß, erft noch zumuthet, die Wahr: 
heit deffelben zu befhwören; denn eine Verficherung der Wahr: 
heit] einer Thatfache auf einenfigeleifteten Dienfteid fteht nad) 
der Moral und dem Geſetze einem Eide gleich. Ein Staat fann 
doch unmöglich fo geringes Vertrauen zu feinen richterlichen 
Beamten haben, daß er fürchten müßte, fie würden mit dem 
Ablehnenden im Einverftändniffe handeln und ſich von der Ver—⸗ 
handlung einer Sache ohne Grund zurüdziehen; denn ed würs 
den ihm ja dann felbft die größten Vorwürfe in Bezug auf die 
Anftellung foldyer Subjecte gemacht werden können. Auch müß— 
ten diefe obendrein die Mehrzahl bildenz denn wegen einzelner 
Ausnahmen trifft man feine gejeßliche Beftimmung jener Art. 
Es muß daher der leßtern jedenfall ein anderes Motiv zu 
Grunde liegen, welches eben nur dem Blicke des Referenten ent: 
geht. — Selbft ihrem materiellen Inhalte nach dürfte jene dienft- 
eivliche Verficherung einem gewiffenhaften Beamten nicht felten 
Gewiffensferupel verurfachen, wenn e8 ſich um Recufationd: 

ründe, wie 3. B. intime Freundfchaft, Feindſchaft u. f. w. 
Panel, und die fragliche gefegliche Beftimmung wird daher 
weiter feinen Erfolg haben, ald ven, daß der Recufirte die eid— 
liche Beftärfung der Wahrheit des Rerufationsgrundes verwei- 
gert, wodurch dann freilich wieder dem Recufirenden Weitläufig: 
feiten hinfichtlih der Befcheinigung verurfacht werden, die ihm 
der Billigfeit zufolge füglich zu erfparen wären. Referent ift der 
unerfhütterlichen Anficht, daß ed der Würde und dem Anfehen 
des recufirten Beamten und folgeweife auch der des Gerichts 
weit gedeihlicher gewefen wäre, wenn das Geſetz jenem geftattet 
hätte, bei einer Recufation ohne Weiteres freiwillig zugurücktreten 
und zwar mit der Wirkung, daß nicht erft über die Recufation 
erfannt zu werden brauchte. : r 

ub. 


8 

Wenn alſo unmittelbar vor der Hauptverhandlung eine 
Gerichtsperſon recuſirt wird, müſſen alle Erſchienenen nach 
Hauſe geſchickt, es muß die Hauptverhandlung ſuspendirt und 
über die Recuſation zunächſt erkannt werden, Es ift ſchwer ab» 
zuſehen, waram man die Recuſation auf ſo auffallende Weiſe 
begünſtiget, warum man ihr auch nicht einmal hinſichtlich der 
Zeit, innerhalb welcher ſie anzubringen iſt, Schranken geſetzt 
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hat. Der Art. 70 enthält, wie es fcheint, einen derartigen Vers 
ſuch; denn nad) jenem fol die Ablehnung von Gerichtsmitglie: 
dern bei der Hauptverhandlung aus dem Grunde, weil fie am 
Berweifungserfenntniffe Theil genommen haben, fpäteftend am 
legten Tage vor der — — erfolgen. Indeß auch 
dieſes wird in gar manchen Fällen blos eine halbe Maasregel 
bleiben; denn da zu den Hauptverhandlungen vor den Kreis— 
und Geſchwornengerichten nicht ſelten Zeugen ꝛc. vorgeladen 
ſind, welche acht und mehr Stunden Weges zu machen haben, 
die alſo ſchon Tags vorher die Reife zn dem Site des Kreis: 
oder Gefhwornengerichtes antreten; fo würde, erfolgt die Re- 
eufation erſt Mittags am legten Tage vor der —— 
lung, ſelbſt die Abſendung reitender Boten eine Aufſagung der 
area. nicht mehr bewirken fönnen. Wird aber die 

ecufation erft am Abende des legten Tages vorgebradht, was 
das Geſetz ebenfalls zuläßt, fo würde die zeitige Auffagung der 
Verhandlung geradezu unmöglich fein. Dabei ift es auffallend, 
daß fogar die Beftimmung vermißt wird, daß der Angejchul: 
digte, wenn er fo fpät feine Recufation vorbringt, daß die Auf: 
hebung feines Termins den Betheiligten nicht noch zur rechten 
Zeit befannt gemacht werben kann, die Koften zu tragen habe. 
Bon felbft verfteht fie fi) nicht; denn da der Recufirende in 
feinem Rechte und da ihm feine Fürzere Frift vorgefchrieben ift, 
fo muß in dem Falle des Art. 70 der Staat allemal die Koften 
tragen. Aber felbft wenn eine Beftimmung jener Art vorhanden 
wäre, fo würde fie felten helfen; denn nach den Erfahrungen, 
die Referent wenigſtens gemacht, kann unter 20 Berbrechern 
erft Einer Koften bezahlen. Vielleicht wendet man noch ein, daß 
der Kreisrichter fchon dafür Sorge tragen werde, daß andere 
Mitglieder als die, welche das Berweifungserfenntniß unter: 
zeichnet haben, zu Richtern für die a Sa rg beftellt 
würden und gewiß ift auch der Gefeßgeber von dieſem Geſichts— 
puncte ausgegangen; denn nach Allem fcheint e8, als fei das 
Minimum der Zahl der Mitglieder bei jevem Kreidgerichte auf 
fieben angefchlagen worden. Erwägt man nämlid, daß ein 
Mitglied, welches die Unterfuhung geführt hat, an der Be: 
rathung in derfelben Sache nicht weiter Theil nehmen darf, daß 
drei andere, welche an dem Verweifungserfenntniffe Theil ge- 
nommen haben, in der Regel werden recufirt werben, fo find 
jedenfalls noch drei Mitglieder ald Richter bei der Hauptver: 
handlung erforverlih. Allein die Sache ift, wie es fcheint, an- 
ders zur Ausführung gefommen, als fie gedadht war; das Son: 
dershäufer Kreisgericht hat nur vier, das Arnftädter nur drei 
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fimmführende Mitglieder, einfchließlich der Dirertoren. Das 
leßtere ift daher, da der Unterfuchungsrichter ausfällt, ſchon zur 
Ertheilung eines jeden Berweifungserfenntniffes unvolzählig, 
(Art. 13) und es wird das Inftitut der Ergänzungsrichter, wels 
ches nur in einzelnen Fällen ausheljenfoll (Art. 11), bei ihm 
von vornherein ein ftändiges werden. Nicht viel befier geftaltet 
fi) die Sache bei dem Sondershäufer Kreidgerichte; denn da 
der Unterfuchungsrichter ausfällt, jo bleiben blos drei Mitglie: 
der zur Ertheilung ded DVerweifungserfenntniffes, und für die 
— iſt, wenn jene recuſirt werden, kein einziges 

itglied weiter übrig, ſo daß die Unterſuchung vor ein anderes 
u: zur Hauptverhandlung verwiefen, werden muß 
(Art. 71). 

Wenn man aber glauben follte, e8 würden die Mitglieder, 
die an dem Berweifungserfenntniffe Theil genommen hätten, 
nur felten recufirt werden, fo ift man in einem großen Jrrthume 
befangenz; denn wenn jene die in den Acten der vollftändig voll» 
endeten Vorunterfuhung liegenden Verdachtsgründe für hin- 
reichend halten, um den Angeſchuldigten in Anklageftand zu ver 
fegen, fo werden fie denſelben auch ficherlich bei der Hauptver- 
handlung unter der VBorausfegung verurtheilen, daß die Zeu— 
gen ꝛc. bei ihren frühern Ausfagen verbleiben und nicht neue, 
den Inculpaten erculpirende Thatfahen zum Vorſcheine fom: 
men, was doc) immer eine Ausnahme bildet. Referent glaubt 
daher, daß es fogar in der Pflicht eines jeden Bertheidigerd 
liegt, ven Angefchuldigten in jenem Falle zur Recufation zu 
rathen; er ift aber auch darüber nicht in Zweifel, daß die mei: 
ften Verbrecher fo Hug find, ſich diefen Rath felbft zu geben 
und ihre Ablehnung fo fpät anbringen werden, daß dadurd) fo 
viel ald möglidy Zeit bis zur nächften Hauptverhandlung für fie 
gewonnen wird. 

Konnte und follte nicht jedes Kreisgericht mit fieben Mit: 
gliedern befegt werden, jo mußte entweder, was freilich nicht 
wohl zu rechtfertigen gewefen wäre, der Recufationsgrund we: 
gen Theilnahme an dem Berweifungsdecrete wegfallen ; oder 
es durfte, — was ohnftreitig das befte Ausfunftsmittel gewe- 
fen wäre, — das Kreisgeriht, vor welchem die Unterfuchung 
geführt wurde, das Verweifungserfenntniß nicht felbft ertheilen, 
fondern ed mußte ftatt deffelben ein anderes Kreisgericht erfen- 
nen. Damit wäre der erwähnte Recufationsgrund von felbft 
weggefallen. Bei Ertheilung des Verweifungserfenntniffes be 
darf man nur der Acten der VBorunterfuhung und diefe können 
leicht verfchickt werden; dagegen ift die Verweifung der Haupt: 


— 
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verhandlung vor ein anderes Kreisgericht mit weit wehr Zeit 
und Koftenaufwand, fo wie mit größeren Beſchwerden für die 
Zeugen und Sadyverftändigen, die num in der Regel einen wei: 
tern Weg zu machen haben werden, verbunden. 


uc. 

Aus der Beftimmung, daß über jede Recufation und zwar 

von dem zunächſt höhern Gerichte erfannt werden muß, folgt 
natürlich, Daß auch durch völlig ungegründete Recufationen die 
bevorftehende Hauptverhandlung vereitelt werden kann. Darauf, 
ob das Gericht außerdem noch vollzählig ift, oder durch Bei— 
ziehung von Ergänzungsrichtern vollzählig gemacht werden fan, 
kömmt und kann nichts anfommen; denn freiwillig der Ver— 
handlung fih enthalten darf ver Recufirte nicht, während er 
andererfeits ein Recht hat, zu verlangen, daß er von der Theil: 
nahme an der Verhandlung ohne vorgängiges Erfenntniß nicht 
ausgefchloffen werde; ja! felbft wenn er die Wahrheit des Er- 
eufationsgrundes auf feine Dienftpflicht verfichert hätte, würde 
immer erft von dem zunächit höheren Gerichte zu erfennen fein,*) 
dadurd aber ftetd die Hauptverhandlung unter beveutendem 
Zeit: und Koftenaufwande aufgehoben werden. Dabei Kr man 
nicht ein, warum auch in dem Falle, wenn noch fo viele nicht 
recuſirte Mitglieder des Gerichts vorhanden ſind, daß diefelben 
eine formell gültige Entfcheidung über den Recufationsgrund 
geben fönnen, wie 3. B. beim Appellationsgerichte, jene den— 
noch über die Statthaftigfeit ver Recufation nicht erfennen dür— 
fen, obgleich ihnen die Entjcheidung über weit wichtigere Fra: 
gen überlaffen ift. Das Schlimmfte aber ift, daß im Falle einer 
erft fpät eingehenden Recufation nicht ein folcher Weg eröffnet 
worden ift, daß die Hauptverhandlung dennoch vor fich gehen 
fann, und daß, wenn das Recufationdgefuc für begründet er: 
achtet worden ift, bei der nächften Hauptverhandlung vor an— 
dern Richtern des Necufiren von Neuem beginnen fann, was 
dann einen nochmaligen Aufjchub der erftern zur Folge haben 


*) Erkannt muß immer werben, denn die Betätigung auf den Dienteid 
hat feine weitere Wirkung, als Befreiung des Ablehnenden von der Befcheis 
nigung. Damit ift aber noch nicht der Ablehnungsgrund für rechtlich begrünz 
det zu erachten, indem hierüber lediglich das höhere Gericht entfcheiden darf 
und muß (Art. 69). Ein Gleiches gilt ohne allen Zweifel, wenn der Abges 
lehnte widerfprichtz; umd nur Dadurch würde ber Fortgang der Haupt: 
verhandlung zu fichern fein, wenn das vielleicht fchon im Gerichtslocale ans 
wefende recufirte Mitglied noch plöglich Urlaub nimmt; — aber was ift das 
anders, als eine Umgehung der Vorfchrift, daß über jede Recufation, — wie 
Art. 69 vorausfegt, — erkannt werden foll? 


muß. Ja! es dürfte nicht gerade zweifelhaft fein, daß der An: 
geſchuldigte nad) dem jegigen Stande der Gefebgebung auf den 
Grund des Art. 70 felbft fucceffiv die einzelnen Mitglieder, 
die am Berweifungserfenntniffe Theil genommen haben, ableh- 
nen fann, fo daß aus einem und demfelben Grunde ein wieder: 
holter Auffchub der Hauptverhandlung möglih und nöthig 
wird. — 


Referent glaubt, — und das iſt das Refultat diefer Be- 
trachtungen, — daß bei den Beftimmungen über Recufation, 
wie fie jest find, eine mit großem Koftenaufwande verbundene 
Aha des Gefchäftsganges, aumal bei den Kreisgerichten, 
eintreten werde, und daß durch jene der Chicane Thür und 
Angel geöffnet find. Folgende Beftimmungen dürften den obigen 
Bedenken abhelfen: 

1) Kreisgerichte, welche höchftend aus vier Mitgliedern 
beftehen, ertheilen nie ein Berweifungserfenntniß, fondern fiber: 
fenden die Borunterfuchungsacten portofrei an ein anderes Kreis: 
gericht, welches jenes Erfenntniß abzugeben hat. 

2) In der Ladung zur Hauptverhandlung (Art. 216 vgl. 
mit Art. 33) find dem Angeflagten feine künftigen Richter zu 
nennen, für den Fall etwaiger Recufationen aber noch einige 
Ergänzungsrichter namhaft zu machen, und er hat binnen einer 
fünftägigen Friſt eine etwaige Ablehnung gegen die Genannten 
bei Berluft der Recufationsbefugniß bei dem betreffenden Ge: 
richte anzubringen. 

3) Werden, fei es bei dem Kreisgerichte, oder der Anklage: 
fammer des Appellationsgerichtes, oder bei diefem felbft, oder 
bei dem Gerichtshofe des Geſchwornengerichtes, oder bei dem 
Oberappellationsgerichte Mitglieder derfelben abgelehnt, fo fteht 
es ihnen frei, fich der Theilnahme an der betreffenden Verband: 
lung freiwillig zu enthalten und der Vorfigende des betreffenden 
Gerichts ergänzt alsdann, voraudgefegt daß das Gericht ohne 
jene nicht mehr beſchlußfähig ift, die Fehlenden durch die ges 
nannten Ergänzungsrichter. Wird der Vorfigende einer der un: 
ter der vorigen Nummer genannten Behörden — und 
tritt er freiwillig zurück, ſo verfährt das nächſte Mitglied nach 
ihm auf die in der vorigen Nummer angegebene Weiſe. 

4) Tritt der Abgelehnte nicht freiwillig zurück, ſo muß 
über die Ablehnung entſchieden und die betreffende Verhand— 
lung verſchoben werden. 

Würden überdieß noch beſtimmte Recuſationsgründe geieh- 
lich) feftgeftellt, dergeftalt, daß auf andere die etwa vorgebracht 


321 


werden, gar feine Rüdficht zu nehmen wäre, fo würde den obi- 
gen Bedenken wohl zur — abgeholfen ſein. 


Gegen die Endurtheile der Kreisgerichte iſt Appellation 
zulaͤſſig, insbeſondere auch wegen angenommenen oder nicht an— 
genommenen Beweiſes, wegen der erkannten Strafart und 
Strafgröße. Die Hauptverhandlung vor den Kreisgerichten iſt 
aber öffentlidy und mündlich und von dem Inhalte der Verneh— 
mungen des Angeflagten, der Zeugen und Sachverſtändigen ifl 
nur das MWefentlihe Fürzlich in das Protofoll aufzunehmen 
(Art.262). Einer Vorlefung und Genehmigung des Protokolls 
in der öffentlichen Sigung bedarf es nicht (Art. 263) und ind- 
befondere ift nicht vorgefchrieben, daß ed dem Angeſchuldigten, 
bezüglich defien Vertheidiger vorgelefen werden foll; als Ge: 
richtsfchreiber oder Protofollführer find aber felbft ſolche Per— 
fonen zuläffig, welche eine juriftifche Staatsprüfung nicht bes 
ftanden haben (Art. 38). 

Ueber die Unzuläffigfeit der ordentlichen Rechtsmittel ge— 
gen Entjcheidungen eines Gerichtshofes im Wege des öffent» 
lihen und mündlichen Verfahrens ift fchon fo viel gefchrieben 
worden, daß ed dem Referenten nicht in den Sinn fommen 
fann, ausführlich zu entwideln, daß es weder theoretifch zu 
rechtfertigen, noch praftifch ausführbar fei, ein Rechtsmittel 
mit der Wirfung zuzulaffen, daß in der Appellationsinftanz noch— 
mals über die fogenannte Thatfrage, d. h. darüber, ob der Anz 

eflagte des angefchuldigten Verbrechens für ſchuldig zu achten 
* oder nicht, entſchieden werden ſoll. 

Hat es doch der deutſchen Gewiſſenhaftigkeit Ueberwindung 
gekoſtet, ſich von dem Gedanken an eine Appellationsjury los⸗ 
zureißen,, die ſich nicht anders denken läßt, als daß hinter den 
Geſchwornen und dem Gerichtshofe erfter Inftanz die Geſchwor⸗ 
nen und der Gerichtshof zweiter Inftanz Plag nehmen, der gan 
zen Verhandlung beimohnen und ruhig abwarten, ob ein Rechts⸗ 
mittel eingewendet wird. Die neue Criminalproceß-Orbnung 

ibt nun zwar gegen die Entfcheidung der fogenannten That: 
* von dem Geſchwornengerichte kein Rechtsmittel, aber ſo 
weit hat man, — obgleich hierin eine Inconſequenz liegen 
dürfte, — doch nicht gehen zu fönnen geglaubt, daß man aud) 
bei den Entfcheidungen der Kreisgerichte Die Appellation abge= 
fhnitten und nur die Nichtigfeitsbefchwerde augelafien hätte, 
Schwerlich hat man aber genau erwogen, weldyen Haltpunct 
denn eigentlich) die Richter des Appellhofes haben, wenn fie 
darüber in zweiter Inanz entfcheiden folleftn : 


ob der Angeklagte des Verbrechens für überführt habe geach— 
tet werden können und dürfen. 

Mer aufrichtig fein will, muß antworten: „Gar feinen; 
vielmehr tappen fie im Finftern.* Denn der Hauptverhandlung 
vor den Kreisgerichten haben fie nicht beigewohnt, und, wenn 
diefelbe wirflidy ab ovo vor dem Appellationsgerichte nochmals 
aufgeführt würde, — (was gar nicht vorgefchrieben ift, Arti- 
fel 325) — fo würde es doc) nicht die vorige, nicht Die Ver: 
handlung fein, auf deren eigenthümlichen Eindrud. der erfte Ge— 
richtshof fein , Schuldig“ oder, Nichtſchuldig“ ausgefprochen hat. 
Offenbar hat man überſehen, daß da, wo nicht geſetzliche Be— 
weisregeln, ſondern die freie aus der individuellen Verhand⸗ 
lung gewonnene Ueberzeugung über die Thatfrage entfcheiden 
fol, andere und höhere Richter über jene nicht entfcheiden kön— 
nen; denn fie würden ja nicht über etwas thatjächlidy Gege— 
benes, jondern über vie auf individuellen, ihnen unbefannten 
Grundlagen beruhende Meberzeugung der Richter erfter Inſtanz 
entjcheiden, über welcher weder logiſch, noch rechtlich ein hö— 
heres Forum gedacht werden kann. Es leuchtet ein: Nur da find 
ordentlihe Rechtsmittel denkbar, wo fchriftliches Verfahren präs 
ponderiret und wo ſonach wenigitens die thatfächlihen Gründe 
erfennbar find, aus weldyen der vorige Richter fo und nicht an— 
ders entjchieden hat. Wo aber mündliches Verfahren ftattfindet, 
wo nur das MWejentlihe der Verhandlungen von einem, der 
Rechte vielleicht gar nicht Fundigen Gerichtsfchreiber protofollirt 
wird, und wo das Protofoll gar nicht vorgelejen zu werden 
braucht, da fehlt dem Urtheile ver. Richter in der Appellations— 
inftanz über die Thatfrage jede nur einigermaßen. fichere Grund: 
lage ganz und gar. Eine folche Berufung hat feinen andern Er: 
folg, als daß die Unterfuchung in die Länge gezogen, die Ver: 
bibung der Strafen verzögert, dadurch aber das Anfehen ver 
Geſetze und Gerichte gefhwächt und endlich ein größerer Koften: 
aufwand herbeigeführt wird; ‚ein gewiflenhaftes Mitglied des 
Appellationsgerichts wird fich, aber nur in Außerft feltenen Fällen 
dazu verftehen können, in Bezug auf die Thatfrage eine ab: 
weichende Entjcheivung in zweiter Inftanz abzugeben. Sollte 
aber einmal das ordentliche Redytsmittel der Appellation ftatt= 
finden, fo mußte man feft dabei ftehen bleiben, daß die Beſchwer— 
den einzeln und fperiell bei Strafe des Verluftes des Rechtsmit-⸗ 
teld aufzuftellen feien; denn eine allgemeine Appellation, vie 
leider für zuläffig erflärt worden ift (j. d. Bem. zu Art. 320), 
beraubt das Appellationsgericht geradezu jedes Haltpunctes bei 
den Verhandlungen in der Nechtsmittelinftanz. Vielleicht legt 


man darauf Gewicht, Daß doc Fälle vorfommen könnten, wo 
durch neue Beweismittel eine andere und zwar gerechtere Ent: 
ſcheidung herbeigeführt werden könne. Referent muß aber hier: 
auf antworten, daß dann ſchon im Art. 338 dafür geforgt ift, 
daß wenigitens der Angejchuldigte eine Wiederaufnahme ver 
Unterfuchung beantragen fann, und daß dieſer Weg weit richtiger 
ift, weil hier der vorige Richter wieder erfeunt, mithin eine Ins 
ftanz nicht überfprungen wird. Daß dem Staatsanwalte jene 
Befugniß nicht auch eingeräumt ift, — wodurch das materielle 
Recht gefährdet und die Gleichheit vor dem Geſetze verlegt wird, 
— das redhtfertiget nicht die Einführung ordentlicher Rechtsmit⸗ 
tel, fondern fann nur zur Befeitigung jenes Uebelſtandes im 
Wege der Geſetzgebung beftimmen. 

Endlich muß hier noch auf etwas aufmerkjam gemacht wer: 
den, was wenigftens der Referent für einen Uebelftand und eine 
Inconſequenz hält. Nämlidy in der Appellationsinftanz müffen 
die neu vorgebradhten Zeugen vereidet werden (Art. 326) ; wenn 
aber der Vorfigende des Kreisgerichts, was er nach Art. 246 
zur Beförderung der Wahrheit joll, neue Zeugen einführen und 
abhören läßt, fo dürfen diefe, mögen ihre Ausſagen noch fo 
relevant fein, nicht beeidigt werden, ausgenommen, wenn der 
Staatsanwalt und der Angeklagte ſolches gemeinſchaftlich bean 
tragen. Geſchieht das leßtere nicht, fo muß, wenn blog ein 
Theil die Zeugen beeidiget haben will, Appellation eingelegt 
und es müfjen diefelben dann als neue Beweismittel mit ange: 

eben werden, während, wären fie früher beeidiget worden, Die 
pellation vielleicht ganz unterblieben wäre. 

Eine andere Frage wäre dagegen die, ob es nicht räthlich 
fei, wegen der erfannten Strafart und Strafgröße Appellation 
zuzulafien. Diefes dürfte weniger bedenklich fein, da jene Mo— 
mente der rechtlichen Reflexion des Richters unterliegen und 
da hinfichtlich derfelben das Erfenntniß einen ſichern Maapftab 
der Beurtheilung abgibt. 


Ob das Berfonal der Gerichte und der Staatsanwaltſchaft 
den ihm obliegenden Geſchäften gewachſen fein werde, ift eine 
Frage, über welche freilich erft die Erfahrung die ficherfte Aus: 
funft geben wird. In Bezug auf das erftere enthält die Crimi— 
nalproceß:Drdnung nur Beftimmungen über die Zahl der Mit: 
glieder, welche die Befchlußfähigfeit eines Gerichtes bedingt. 
Im Uebrigen fegt fie voraus, daß die Gerichte jo zu befegen 
find, daß fie ihre reffortmäßigen Gefchäfte bewältigen können; 
auch ift Art. Al darauf Bedacht genommen, daß den Staatd» 
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anwälten ftändige oder zeitige Gehülfen beigegeben werden Fon: 
nen. Und das ift fehr gut; denn daß ein Staatsanwalt bei 
einem Kreisgerichte von 90,000 gefchweige denn von 120,000 
Seelen nicht ausreichen wird, das läßt ſich mit ziemlicher Ge: 
wißheit vorherfehen. Ein gleiches Prognoftifon ift ven mit drei, 
tefp. vier fimmführenden Mitgliedern befegten Kreisgerichten 
zu ftellen; indefjen wird auch bier die Erfahrung das Wei: 
tere lehren. R 


Befondere Beachtung verdienen die Beftimmungen ver 
Griminalproreß » Ordnung über die Nichtigfeitsbefchwerde und 
die Gründe, welche zu derfelben berechtigen. 

Es laſſen fi nicht weniger ald 90 aufftellen. Referent 
will nur auf folgende Erörterungen ſich befchränfen : 


4. 

Sollten nicht manche Nichtigfeitsgründe haben wegfallen 
können? — Referent hält dafür, daß diefe Frage wohl zu bes 
jahen fein dürfte; denn wenn man nicht dem formellen Rechte 
ein zu großes Uebergewicht über das materielle Recht zugeftehen 
will, fo müffen die Nichtigfeitsgründe auf ein ſolches Maaß be: 
fhränft werden, daß fie eben nur zum Schuge und zur Si« 
herung des materiellen Rechtes, nicht zur Schwächung deſſel⸗ 
ben dienen. 

So will ed dem Referent fcheinen, daß Nichtigkeit nicht 
hätte angedrohet zu werben brauchen bei Unterlaffung der Bor: 
lefung der Anklagefchrift und ihrer Nachträge, Art. 234 (denn 
das Berweifungserfenntniß bildet hier die Hauptfache) ; ferner 
nicht bei einer Vereidung der Zeugen und Sadverftändigen 
nach ihrer Abhörung, auch nicht Bei einer gemeinfchaftlicyen 
Berwarnung und Vereidung derfelben (Art. 237); beim Unter: 
laffen des Aufrufs zur Sache durch den Gerichtsfchreiber und 
in dem Art. 306 Nr. 7 aufgeführten Kalle. Bor Allem aber muß 
aus einer Griminalproceß:Drdnung Far und beftimmt erhellen, 
wenn und wo Nichtigfeit eintritt. Dieß ift bei der vorliegenden 
auch nicht immer der Hal. So ift z.B. nicht ausdrücklich ge- 
fagt, daß Nichtigkeit eintrete, wenn bei einer nicht öffentlich ver: 
handelten Unterfuchung die VBerfündigung des Endurtheils nicht 
öffentlich geſchehe; es ift nicht recht Mar, ob auch die Ver: 
warnung an jeden Zeugen bei Strafe der Nichtigkeit befon- 
ders gerichtet, mithin fo vielmal, als Zeugen vorgeführt wer- 
den, vorgenommen werden müfle (Art. 237); ob * Nich⸗ 
tigkeit auch dann eintritt, wenn zwar ein Protokoll über die 
Hauptverhandlung aufgenommen, aber daſſelbe nicht vorfchrifts- 


mäßig geführt ift (Art. 262, 304 und 331); es ift nicht deut- 
lid) genug gefagt, ob die Worte des Akt. 277 „Alles bei Strafe 
der Nichtigkeit” ſich blos auf die Vorfchriften diefes Artikels bes 
ſchränken oder bis auf Art. 275 zurüczubeziehen find, welches 
legtere Referent annehmen zu müſſen glaubt; es ift nicht min- 
der zweifelhaft, ob die in Art. 237 u. 240 aufgeführten Wichtige 
feiten aud) bei ver Hauptverhandlung vor ven Schwurgerichten 
Platz greifen ſollen; denn in dem Art. 282 ift von einer Ver: 
nehmung der Zeugen ausdrüdlich nicht die Rede und der Schluß» 
faß: „Alles nach den Art. 234— 246“ kann, fireng genommen, 
nur auf das in den beiden vorherigen Säßen Ermähnte bezogen 
werden. Es ift ebenfalls nicht ausgefprochen, ob Urtheile des 
Appellationsgerichtes nichtig find, wenn dabei nır Mitglieder 
concurriret haben (vgl. Art. 14. jet. Art. 306 Nr. 1) und über 
die Nichtigfeitsgründe beim Verfahren vor dem Einzelrichter 
fhweigt die Griminalproceß-Drdnung gänzlih. Dieß ift aber 
eine offenbare Lüde, denn wenn auch in Art. 345 beftimmt ift, 
daß der Einzelrichter im Allgemeinen zu dem verpflichtet fei, 
was der Unterfuchungsrichter bei den Kreisgerichten zu beobach— 
ten habe; fo erleidet doc) das Verfahren vor dem Einzelrichter 
fo eigenthümliche Abänderungen bezüglich Abkürzungen, daß 
man durchaus nicht beurtheilen fann, bei welchen Handlungen 
oder Unterlafjungen vefjelben Nichtigkeit eintreten foll. Referent 
erinnert unter Anderm nur daran, daß es keineswegs zweifellos 
ift, ob der Einzelrichter die Zeugen auch nad) ihrer Abhörung 
vereidigen darf, vgl. Art. 189 und 237, oder ob jenes nur in 
der Vorunterſuchung zuläffig und wie ed nun in dem Verfahren 
vor dem Einzelrichter zu halten ift, wo Bor: und Hauptver: 
ee nicht getrennt, fondern mit einander verbunden wird 
(Art, 345). h 


Hinſichtlich der Heilbarfeit mancher Nichtigfeiten geht die 
Proceß-Ordnung theils zu weit, theild nicht weit genug. Zu 
weit geht fie, wenn fie die in Art. 205 gedachten Mängel des 
Berweifungserfenntniffes im Falle ver Richtanftellung der Nichtig— 
feitöquerel als durch Verzicht befeitiget und mithin für heilbar 
erflärt; denn wie fann auf ein völlig beveutungslofes, feinem 
Inhalte nach leeres Verweifungserfenntniß eine rechtsbeftändige 
ee gebaut werden? — Und weldhen Sinn und 

wed fann der Art. 234 haben, der bei der Hauptverhandlung 
die Vorlefung des Verweiſungserkenntniſſes bei Strafe der 
Nichtigkeit anordnet, wenn ein ſolches VBerweifungserfenntniß, 
in weldem die wefentlichften PBuncte fehlen, durch Verzicht 


aan ak Man fieht ein, daß beide Beftimmungen, 
nämlich Art. 205 jet. Art. 213 und 234 in jener Hinficht ſich 
widerfprechen. 

Ferner bleibt die Vorunterfuchung rechtöbeftändig, wenn 
eine Anklagefchrift gar nicht eriftirt, gleichwohl aber ein Ber: 
weifungserfenntniß ertheilt und gegen dieſes Feine Nichtigfeits- 
beſchwerde ——— iſt (Art. 194 jet. Art. 213). Wie iſt nun 
aber hiermit die Beftimmung des Art. 234 vereinbar, daß die 
Anflagefchrift bei Strafe der Nichtigfeit in der Hauptverhand- 
lung vorgelefen werden fol, und was ift zu tun, wenn eine 
foldye nidyt vorhanden ift und in Folge der durch Verzicht ge« 
heilten Nichtigkeit nicht vorhanden zu fein braucht?! Auf der 
andern Seite hätte man füglich bei dem Nichtigfeitsgrunde 
Art. 208 Nr. 2 und Art. 306 Nr. 2 eine Heilbarfeit wenig— 
ftens in dem Falle nadhlaffen müffen, wenn der Staatsanwalt 
die früheren durdy einen Privatanfläger veranlaßten Verhand— 
lungen zu genehmigen bereit ift, bezüglich genehmiget hat. 


c 

Es ift auffallend, daß die Nichtigfeitsbefchwerde ſowohl 
gegen VBerweifungserfenntniffe als gegen Entfcheidungen des 
Kreisgerichts in zweiter Inftanz an das Dberappellationsgericht 
geht (Art. 207 und 348 in fine), während das Appellations» 
gericht über Nichtigfeiten, die gegen Endurtheile des Kreisges 
richts geltend gemacht werden, erkennt (Art. 317). Daß diefe 
Nichtigfeiten im Wege der Appellation geltend gemacht wer: 
— dürfte jene abweichenden Beſtimmungen keineswegs rechts 
ertigen. 


(Schluß folgt im nächften Heft.) 


XV. 


Mittheilungen aus der Geſetzgebung anderer 
Länder. 


1. 


K. Preuß. Gefeß zum Schutze der perfünlichen Freiheit 
vom 12, Februar 1850, 


$. 1. Die Verhaftung einer Perfon darf nur Fraft eines 
fhriftlichen, die Befchuldigung und den Beichuldigten beftimmt 
bezeichnenden richterlichen Befehls bewirkt werben. 

Diefer Befehl muß bei der Verhaftung oder fpäteftens im 
Laufe des folgenden Tages dem Beſchuldigten zugeftelt werben. 

$. 2. Die vorläufige Ergreifung und Feſtnahme einer Ber: 
fon kann ohne richterlicdyen Befehl erfolgen : 

1) wenn die Perſon bei Ausführung einer ftrafbaren Handlung 
oder gleich nad derfelben betroffen oder verfolgt wird; 

2) wenn fich, felbft fpäter , Umftände ergeben, weldye die Ber: 
fon als Urheber oder Theilnehmer einer ftrafbaren Handlung 
und zugleich der Flucht dringend verdächtig machen. 

$. 3. Zu der vorläufigen Ergreifung und Feſtnahme ($.2) 
find die Bolizeibehörden und andere Beamte, welchen nad) den 
beftehenden Gefegen die Pflicht obliegt, Verbrechen und Ber: 
gehen nachzuforſchen, fo wie die Wachtmannſchaſten, berechtigt, 
leßtere jedoch nur in dem Falle des $. 2 Nr. 1. 

Wenn in dem Falle des $. 2 Nr. 1 ver Thäter flieht oder 
der Flucht dringend verdächtig ift, oder Grund zu der Beſorgniß 
vorliegt, daß die Identität der Perfon fonft nicht feftzuftellen 
fein.werde, fo ift jede Privatperfon ermächtigt, den Thäter 
zu ergreifen. 

Der Ergriffene muß fofort einem der oben bezeichneten 
Beamten, behufs Beftimmung über die vorläufige Feftnahme, 
oder einer Wachtmannfchaft zugeführt werben, 
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$. 4. Bei jeder Verhaftung ift fofort das Erforderliche zu 
veranlaffen, um den Befchuldigten dem Richter vorzuführen, 
welcher den Befehl dazu erlaffen hat. — Jeder vorläufig Feft- 
genommene muß fpäteftens im Laufe des folgenden Tages ent» 
weder in Freiheit gefegt oder es muß in diefer Zeit das Erfor: 
derliche veranlaßt werden, um ihn dem Staatsanwalte bei dem 
zuftändigen Gerichte vorzuführen. Der Staatsanwalt muß ent= 
weder die fofortige Freilaffung verfügen oder unverzüglich bei 
dem Gerichte den Antrag ftellen, daß über die Verhaftung Be: 
fhluß gefaßt werde. — Iſt Jemand außerhalb des Bezirks des 
zuftändigen Gerichts vorläufig feitgenommen worden, jo fann 
er verlangen, zunächft vor den Staatsanwalt des Bezirks, in 
welchem er ergriffen worden, geführt zu werden. Diefer ift nur 
dann befugt, den Feitgenommenen in Freiheit zu fegen, wenn 
derſelbe nachweift, daß der Feftnahme ein Mißverftändniß zum 
Grunde lag. Anderenfalld hat er die Vorführung vor dem 
Staatsanwalt des zuftändigen Gerichts zu veranlaffen. 

$. 9. Jeder Verhaftete oder vorläufig Feftgenommene muß 
fpäteftens im Laufe des folgenden Tages nad) feiner Vorführung 
vor den zuftändigen Richter fo vernommen werden, daß ihm der 
Gegenftand der Anjchuldigung mitgetheilt und ihm die Möglich 
feit zur Aufklärung eines Mißverftändniffes gegeben werde. 

. 6. Die in k: 3 genannten Behörden, Beamten und 
Wahtmannfchaften find befugt, Perfonen in polizeiliche Ver: 
wahrung zu nehmen, wenn der eigene Schuß diefer Perſonen 
oder die Aufrechthaltung der öffentlichen Sittlichfeit, Sicherheit 
und Ruhe diefe Maßregel dringend erfordern. Die polizeilich in 
Verwahrung genonmenen Berfonen müſſen jedod) fpäteftens im 
Laufe des folgenden Tages in Freiheit geſetzt oder es muß in 
diefer Zeit das Erforderliche veranlaßt werden, um fie der zu« 
ftändigen Behörde zu überweifen. 

8.7. In eine Wohnung darf wider den Willen des In- 
habers Niemand eindringen, außer auf Grund einer aus amt: 
licher Eigenfchaft folgenden Befugniß oder eines von einer gefeß: 
lic dazu ermächtigten Behörde ertheilten Auftrags. —XR 

$. 8. Das m. in die Wohnung während der 
Nachtzeit ift verboten. Die Nachtzeit umfaßt für die Zeit vom 
1. October bis 31. März die Stunden von 6 Uhr Abende bis 
6 Uhr Morgens und für die Zeit vom 1. April bis 30. Sep: 
tember die Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens, u 

$. 9. Das Verbot, in eine Wohnung zur Nachtzeit einzus 
dringen, begreift nicht die Fälle einer Feuer: oder Waflersnoth, 
iener Lebensgefahr oder eines aus dem Innern der Wohnung 


hervorgegangenen Anfuchens ; e8 bezieht fich nicht auf die Drte, 

in weldyen während der Nachtzeit das Publikum ohne Unter: 

fhied zugelaffen wird, folange diefe Drte dem Publifum zum 
ferneren Eintritt oder dem eingetretenen Publitum zum ferneren 

Verweilen geöffnet find. 

$. 10. Zum Zwed der vorläufigen Ergreifung und Feft 
nahme einer Perfon, welche bei Ausführung einer ftrafbaren 

Handlung oder gleich nach derfelben verfolgt worden, fo wie 

zum Zwed der Wiederergreifung eines entiprungenen Gefanges 

nen, darf derverfolgende oder zugezogene Beamte, ingleicyen die 
verfolgende oder zugezogene Wachtmannfchaft, auch zur Nacht: 
zeit in eine Wohnung eindringen. Außerdem darf zum Zwede 
der Verhaftung oder vorläufigen Feftnahme der verfolgende 

Beamte nur dann zur Nachtzeit in eine Wohnung eindringen, 

wenn dringende Gründe dafür fprechen, daß bei längerer Ver— 

zögerung der Verfolgte ſich der Feftnahme ganz entziehen werde. 

Der Zutritt zu den von Militärperfonen benugten Wohnungen 

darf den Militär-Vorgefegten oder Beauftragten, behufs Voll: 

ziehung dienftlicher Befehle, aud zur Nachtzeit nicht verfagt 
werben. Das Verbot, in eine Wohnung beiNachtzeit einzudrin- 
gen, bezieht ſich nicht auf diejenigen Räume, welche die Zoll- 
und Steuerbeamten zur Vollziehung der ihnen obliegenden Re— 
vifionen zu betreten berechtigt find, ohne durch die Beftimmungen 
der Zolle und Steuergefege auf die Tageszeit befchränft zu fein. 

$. 11. Hausſuchungen dürfen nur in den Fällen und nach 
den Formen des Gefeged unter Mitwirkung des Richters oder 
der gerichtlichen Polizei und, wo diefe nicht eingeführt ift, der 

BolizeisKommifjarien oder der Kommunal: oder der Drtspolizeis 

Behörde geſchehen. Sie müffen, foweit dies gefchehen Fann, 

— Zuziehung des Angeſchuldigten oder der Hausgenoſſen 

erfolgen. 

t 12. Das Verbot, Hausfuchungen bei Nachtzeit vorzu— 
nehmen ($. 8) findet Feine Anwendung: 

1) auf die Wohnungen der Berfonen, welche durd ein Straf: 
erfenntniß unter Polizei Hufficht geftellt find; 

2) auf Drte, welche der Polizei ald Schlupfwinfel des Hazard- 
fpield, ald Herbergen und Verfammlungs-Drte von Ber: 
brechern, als Niederlagen verbrecheriich erworbener Sa: 
chen oder als Aufenthaltsorte lüderlicher Frauenzimmer be: 
fannt find; 

3) wenn dringende Gründe dafür fprechen, daß bei längerer 
Zögerung die in einer Wohnung befindlichen Gegenftände, 
in Bezug auf welche eine jtrafbare Handlung begangen wor: 

Neue Jahrbücher f. ſächſ. Strafrecht. VI. 3. 22 


den, oder die dafelbft vorhandenen Beweismittel abhanden 
gebracht oder gefährbet werden möchten. 

$. 13. In den Landestheilen, in welchen bisher die Stel- 
lung unter Bolizeiaufficht durch ein Straferfenntniß nicht ftatt- 
gefunden hat, find Hausfuchungen bei Nachtzeit in den Woh— 
nungen derjenigen Perfonen zuläjfig,, welche vor dem Eintritte 
der Geſetzeskraft des Geſetzes, die Stellung unter Polizeiaufficht 
betreffend, vom 12, Februar d. 3. wegen Diebſtahls, Raubes, 
Hehlerei oder wegen Gontrebande oder Zollveftaudation in den 
Fällen der 88. 3, 4, 11, Nr, 2 88. 13, 14, 15, 24 des Zoll: 
fitafgefeges vom 23. Januar 1838 zu einer ſechswöchentlichen 
oder längeren zeitigen Freiheitsftrafe von einem Kollegialgerichte 
verurtheilt find. 

Die Befugniß zu nächtlichen Hausfuchungen in den Woh⸗ 
nungen diefer Berfonen dauert von dem Tage, an welchem die 
Freiheitöftrafe verbüßt worden ift, mindeſtens ein Jahr, in den⸗ 
jenigen Fällen, in welchen auf eine längere als einjährige Freis 
— erfannt worden, jedoch während eines der erkannten 

eiheitsftrafe gleichfommenden Zeitraums. 

Den Berfonen, welche in den vorftehend bezeichneten Fällen 
wegen Gontrebande oder Zolldefraudation verurtheilt find, kann 
von der Polizei-Behörde auch unterfagt werben, bei Vermeidung 
einer Bolizeiftrafe von 2 bis FRthlen. oder Gefängnißftrafe. bis 
zu acht Tagen, während der von der Polizei-Behoͤrde zu bes 
—— Stunden der Nachtzeit ($. 8) ihre Wohnungen zu 
verlaffen. 

Die vorftehenden Beftimmungen finden ‚, foweit diefelben 
die wegen Contrebande oder Zolldefraudation verurtheilten Per: 
fonen betreffen, auch auf den Bezirk des Appellationsgerichts- 
hofes zu Köln Anwendung. 


2. 


K. Bayer. Gefeb, die Verpflichtung des bei Aufläufen dies— 
ſeits des Rheins verurfachten Schadens, vom 12, März 
18 


+ 


Art.1. Jede politifche Gemeinde, in deren Bezirf von einer 
zufammengerotteten bewaffneten oder unbewaffneten Menge oder 
von Einzelnen aus derjelben mit offener Gewalt Verbrechen oder 
Vergehen gegen PBerfonen oder das Eigenthum verübt worden 
find, ift verbunden, den dadurch verurfachten Schaben zu er: 
fegen. Für jenen Betrag des Schadens, welcher den Befchädig- 


ten aus Derficherungsanftalten erfeßt wird, haftet Die Gemeinde 
weder den Beichädigten, noch der treffenden Anftalt. 

Art. 2. Der erſte Abſatz des vorftehenden Artifels findet 
feine Anwendung : 

1) wenn die zufammengerottete Menge überwiegend aus Per: 
fonen bejteht, die aus einer andern Gemeinde gefommen 
“find, und die Einwohner der Gemeinde, in welcher die Ge— 
waltthätigfeit begangen wurde, außer Stande waren, bie 
Befhädigung zu hindern, oder 
2) wenn die zufammengerottete Menge überwiegend aus nicht 
beurlaubten Soldaten beiteht. 
Die Pflicht des Schadenserfages geht im legteren Falle auf den 
Staat über; im erfteren Falle find die Gemeinden oder die Ge— 
meinde, aus deren Mitte die Theilnehmer an der Zufammen- 
u. gefommen find, zur Schadloshaltung verbunden. 
tt. 3. Die Diftrietspolizeibehörden find verpflichtet, fo: 
bald fie von einer in ihrem Diftricte vorgefallenen Beſchädigung 
der im Art. 1 und 2 bezeichneten Art Kenntniß erhalten, ſich 
unverzüglih an Ort und Stelle zu begeben, und unter Bei— 
ziehung von Sachverſtändigen die Größe des Schadens und die 
Umftände, unter welchen die Beihädigung ftattfand, zu erheben, 
und die darüber aufgenommenen Verhandlungen an das zu: 
ftändige Gericht zu überfenden. 

Art. 4. Die haftbare Gemeinde kann mit dem Befchädig- 
ten eine gütliche Uebereinfunft fchließen, und zwar: 

1) in Gemeinden mit magiftratifcher Berfafjung durch den Ma- 
giftrat mit Zuftimmung der Gemeindebevollmädhtigten 5 

2) in Landgemeinden durch den Gemeindeausfhuß in Ge 
mäßheit eines zuftimmenden Beſchluſſes der Gemeindever: 
fanmlung. 

In Ermangelung eines ſolchen Uebereinkommens entſcheidet 

über die VBerbinvlichfeit zur Entfhädigung und die Größe der: 

felben das Kreis- und Stadtgeriht, in deſſen ftrafrechtlichem 

Bezirke das Verbrechen oder Vergehen verübt wurde. 

Art. 5. Mehrere bei dem nämlichen Borfalle Beſchädigte 
fönnen gegen die haftbare Gemeinde in einer und derfelben Klage 
auftreten. Wenn die Haftungsverbindlichkeit mehrerer Gemeine 
den begründet ift (Art. 2), fo find die Klagen in einer und der— 
jelben Klagichrift zu verbinden. Die Klage auf Schadenerfag 
gegen die betheiligten Gemeinden oder den Staat auf den 
Grund diefes Geſetzes muß innerhalb eines Jahres vom Tage 
der Beichädigung bei Berluft des Anfpruches dem Gerichte über: 
geben werben. , 
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Art. 6. Die Klagfchrift wird der beklagten Gemeinde mit« 
getheilt, welche innerhalb vierzehntägiger unerftredlicher Frift 
durch) die Gemeindeverwaltung (Magiftrat) die Bernehmlafiung 
abzugeben hat. Weiterer Schriftwechjel findet nicht ftatt. Das 
Gericht hat hierauf in fummarifchem Verfahren den Thatbes 
ftand, die Größe des Schadens und die Umftände, unter wel- 
chen er zugefügt wurde, von Amtswegen zu erheben und hierauf 
den Beichädigten, fo wie der beflagten Gemeindeverwaltung die 
Einſicht der Acten zu geftatten. Nach geichloffenem Verfahren 
wird in öffentliher Sigung über den Inhalt der Arten vorges 
tragen. Dem Kläger wie der beflagten Gemeindeverwaltung ift 

eftattet, biebei Anträge auf Ergänzung der gemachten Er- 
Be zu ftellen. Erfenntniffe auf Beweis, Eideszufchiebung 
und Eidesauflage finden nicht ftatt. Das Gericht entjcheidet, 
nad) Vernehmung des Staatsanwaltes, in einem und demfelben 
Urtheile über die Verpflichtung zum Schadenserfage, über deſſen 
Betrag, über das Berhältniß, in welchem mehrere Gemeinden 
haften (Art. 2) und über die Proceßfoften. Es hat fein Urtheil 
nad) feiner, durch die Prüfung der vorgebradhten Beweife be: 

ründeten Meberzeugung, ohne an Beweisregeln gebunden zu 
Fein, zu fällen. 

Art. 7. Gegen diefes Erfenntniß ift Berufung an die 
zweite Inſtanz zuläffig. Die Berufung muß binnen einer Frift 
von vierzehn Tagen eingereicht werden, und binnen einer gleichen 
von dem Tage der Mittheilung der Berufung laufenden Frift 
ift die Einreichung einer Nebenverantwortung geftattet. Die 
zweite Entſcheidung erfolgt nad) vorgängiger öffentlicher Ver— 
handlung (Art. 6). Gegen das zweitrichterlicye Urtheil ift fein 
weiteres Rechtsmittel zuläifig. 

Art. 3. Wenn eine Gemeinde fid) durch Mebereinfunft zum 
Schadenserfage verpflichtet hat oder zu ſolchem Erſatze rechts— 
fräftig verurtheilt ift, fo hat die derſelben vorgefegte Verwal: 
tungsbehörde den Vollzug zu betreiben. Zu dieſem Zwede 
wird ihr von dem Gerichte I. Inftanz eine Abfchrift des Urtheile 
zugefertiget. 

Art. 9. Zur Dedung der für den Schadenderfag und die 
Koften erforderlihen Mittel fol eine Umlage auf die Gefammt- 
heit der Steuerpflichtigen in der Gemeinde nach Maßgabe der 
vereinigten directen Steuern erhoben werden. 

Art. 10. Die Vertheilung der Umlage auf die einzelnen 
Beitragspflihtigen gefchieht in Gemeinden mit magiftratifcher 
Berfaffung durch den Magiftrat unter Zuftimmung der Ges 
meindebevollmächtigten, in Landgemeinden durch den Gemeinde— 


ausfchuß mit Genehmigung der Gemeindeverfammlung. Wenn 
die Bertheilung binnen dreißig Tagen nicht erfolgt ift, fo wird 
diefelbe durch die vorgefegte — unverzůglich 
auf Koſten des Säumigen feſtgeſtellt. 

Art. 11. Die nad Art. 10 gefaßten Beſchlüſſe über die 
Vertheilung der Umlage fid) durch Anfchlag am Gemeindehaufe 
befannt zu machen und fogleich vollziehbar. Gegen diefelben 
eingelegte Befchwerden fchieben den Vollzug nicht auf. 

Art. 12, Die zwangsweife Beitreibung der Umlage ge: 
ſchieht nach) den über Beitreibung der Gemeindeumlagen gelten- 
den gefeglichen Beftimmungen. 

Art. 13. Auf Antrag der im Art. 10 Abſ. 1 bezeichneten 
Drgane der erfaßpflichtigen Gemeinde Fann die vorgefegte Ver: 
waltungsftelle die vorfchußweife Bezahlung der Entſchädigung 
aus dem Gemeindevermögen geftatten und für den Rüderfag 
durch Umlage (Art. 9) eine Frift bewilligen, welche jedoch in 
feinem Falle die Dauer von zwei Jahren überfchreiten darf, 

Art. 14. Die Gemeinde, fo wie im Falle des Art. 2 der 
Staat, haben das Recht, den für Schadenserfaß gemachten Auf: 
wand von den Anftiftern des Schadens und von den Theil: 
nehmern an der Zufammenrottung, fo wie von denjenigen, 
welche mit Verlegung ihrer Dienftpflicht die Maßregeln unter: 
ließen, durch welche die Befhädigung gehindert werden Fonnte, 
zurüczufordern. Bei Zahlungsunfähigfeit diefer letztern Per: 
fonen, in fo ferne fie im Staats- oder Militärdienfte ftehen, hat 
die Staatscaffa die Zahlungsverpfliditung den Gemeinden ge: 
genüber zu übernehmen. Die Gemeindebehörde ift verpflichtet, 
diefen Regreß geltend zu machen. ine bei dem erften Ver— 
fahren (Artifel 6) eingelegte Streitverfündung ift hiezu nicht 
erforderlich. 

Art. 15. Die Beftimmungen der Art. 4—7 inel. des gegen- 
wärtigen Geſetzes find bei Entfhädigungsflagen gegen den 
Staat in entfprechende Anwendung zu bringen. Ze 
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Herz. Anhalt-Bernburg. Geſetz, die Aufrechthaltung der 
Öffentlichen Ruhe und Sicherheit betreffend, vom 24. März 
1850, | 


8.13. Im Falle des Unvermögens der zunächft Verpflichte- 
ten haftet die Gemeinde, in deren Bezirke dieſe Handlungen ge- 
fchehen find, für ven dadurch entftandenen Schaden. 

8.14. Diefe Verantwortlichkeit der Gemeinde tritt nicht 


ein, wenn die Beſchaͤdigungen durch eine von Außen her in den 
— eingedrungene Menſchenmenge ſtattgefunden 
aben. 

$. 15. Im Falle des $. 14 liegt die Entfhädigungspflicht 
der Gemeinde oder den Gemeinden ob, auf deren Gebiet die 
Anfammlung oder von deren Bezirf aus der Ueberfall ftatt- 
gefunden hat. 

$. 16. Hat in einer Gemeinde eine Beſchädigung der in 
$. 12 gedachten Art ftattgefunden, fo ift der Vorſtand der Ges 
meinde berechtigt und at Anſuchen des Beichädigten verpflich- 
tet, den angerichteten Schaden vorläufig zu ermitteln und feft- 
zuftellen. Bei diefer Ermittelung find die Interefenten fo weit 
als möglich zuzuziehen. 

$. 17, Die gleiche Verbindlichkeit zum Schadenserfage 
trifft alle Behörden und Mannfchaften , in ſoſern fie bei ſolchen 
rk eine Vernachläſſigung, Verabſäumung over Ber- 
legung ihrer Pflcht fi zu Schulden fommen laſſen. 
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Herz. Naſſauiſches Geſetz über denſelben Gegenſtand, vom 
15. Juli 1848. 


In Erwägung, daß die Gefammtheit der Einwohner einer 
Gemeinde zur Aufrechterhaltung ded Gefehes und der Ordnung 
in der Gemeinde nad) Kräften mitzuwirken verpflichtet ift, und 
die Erfüllung diefer ftantsbürgerlihen Pflicht unter den der— 
maligen Zeitverhältniffen um * mehr in Anſpruch genommen 
werden muß, als ſolche durch die hauptſächlich zu dem Zwecke 
der Sicherung eines freien und geordneten Rechtszuſtandes im 
Lande eingeführte allgemeine Volksbewaffnung weſentlich er: 
leichtert wird; 

daß es hiernach gerechtfertigt erfcheint, bei vorfommenden 
Störungen der gefeglihen Ordnung, welche durch Fräftiges Zu— 
fammenwirfen der Gemeindeeinwohner hätten verhütet oder 
unterdrüdt werden können, die legteren für die Vergütung der 
ben foldye Erceffe verurfachten Beſchaͤdigungen haftbar zu 
erklären; 

haben Wir mit Zuftimmung Unferer Landftände befchloffen 
und verordnen unter Aufhebung des proviforifchen Gefeges vom 
3. Mai diefes Jahres wie folgt : 

$.1. Den bei Zufammenzottung Mehrerer, mit vffener 
Gewalt gegen Perſonen ‚oder Eigenthum verübten Schaden ift 
Die Geſammtheit der Bürger ober faatsbärgerlichen Einwohner 


derjenigen Gemeinde, in welcher das Verbrechen begangen wor: 
den ift, dem Beſchädigten zu erfegen verpflichtet, vorbehältlid) 
des Rüdgriffs gegen die Schuldigen, aud) von Seiten Einzeluer 
wegen der bezahlten Entihädigungsrate, 

8.2. Waren die Berbrecher nicht Einwohner der Gemeinde, 
in welcher die Gewaltthätigfeit begangen wurde, und waren die 
Bürger und Einwohner diefer Gemeinde außer Stand, die Be- 
einträchtigung des Eigenthums zu verhindern, fo fällt die Ver: 
pflichtung der Leteren zum Schadenerfaß weg. 

. 3. Die Bürger und ftaatsbürgerlichen Einwohner der: 
jenigen Gemeinde, aus deren Mitte die Theilnehmer an dem in 
einer andern Gemeinde verübten Verbrechen famen, find zum 
Scadenerfa nur dann verpflichtet, wenn Leptere in einer fol« 
hen Zahl und auf eine ſolche Weife fi aus der Gemeinde ent- 
fernten, daß die Einwohner derfelben bei gehöriger Aufmerkſam— 
feit erfennen fonnten, daß die Entfernung in verbrecherifcher 
Abficht geichehe, und wenn die Einwohner diefer Gemeinde das 
verbreherifche Vorhaben zu verhindern im Stande waren. 

„4. Ueber dieBerbindlichfeit zum Schadenserfaß und über 
ben — deſſelben haben die Gerichte zu entſcheiden. 

Der bei denſelben anzubringende Antrag iſt gegen die be— 
treffende Gemeinde zu richten, welche auch den zuerkannten 
Schadenserſatz vorzulegen hat. 

$. 5. Die gerichtlich feſtgeſetzte Entihädigung wird, wenn 
die Geſammtheit der Entihädigungspflidhtigen Feine andere 
Vereinbarung trifft, zum Theil nach Köpfen, zum Theil durd) 
eine nad) dem Steuercapitale zu machende Umlage gevedt. Wie: 
viel auf die eine oder andere Art aufgebracht werden und wie 
die Vertheilung der er geichehen fol, wird von einem 
Geihwornen-Gericht von 12 Bürgern entichieden, welche nach 
den Beftimmungen Unferes Edicts vom 5. April d. 3. von den 
MWahlmännern desjenigen Wahlbezirks, zu welchem nad) $. 26 
dieſes Edicts die betreffende Gemeinde gehört, zu wählen find. 

Durch die der Gemeinde vorgefegte Verwaltungsbehörde 
findet auf den Antrag des Gemeinderaths, dermalen noch des 
Drtövorftandes, die Zufammenberufung der Wahlmänner und 
der Geſchwornen ftatt. 


5 


Herz. Anhalt-Bernburg. Geſetz zum Schutze der Rechte 
aus Z. 5. 6. 12 der Verfaſſung vom 10, März 1850. 


$. 1, Die Freiheit der Perfon ift unverleplich. 


8.2, Die Verhaftung einer Perſon foll nur in Kraft eines 
tihterlichen, mit Gründen verfehenen Befehls gefchehen. Diefer 
Befehl muß im Augenblide der Verhaftung oder innerhalb der 
nädhften 24 Stunden dem Verhafteten zugeftellt werben. 

$. 3. Die vor He Ergreifung und Feftnahme einer 
Perſon kann ohne richterlihen Befehl, jedoch nur dann er— 
folgen, wenn: 

1) die Berfon bei Ausführung einer ftrafbaren Handlung oder 

leich nach derfelben A oder verfolgt wird, 

2) ſich, felbft Später, Umftände ergeben, welche die Perſon als 
Urheber oder Theilnehmer einer ftrafbaren Handlung und 
zugleich der Flucht dringend verdächtig machen. 

.4. Zu der vorläufigen Ergreifung und Feftnahme (8.3) 
find die Polizeibehörden und andere Sicherheitsbeamte, welchen 
nach den beftehenden Geſetzen die Pflicht obliegt, Verbrechen 
und Bergehen nachzuforſchen, fo wie die Wachtmannfchaften, 
berechtigt, leßtere jedoch nur in dem Falle des 8.3 Nr.1. Wenn 
in dem Falle des $. 3 Nr. 1 der Thäter flieht oder der Flucht 
dringend verdächtig ift, oder wenn Grund zu der Beforgniß vor: 
liegt, daß die Identität der Perſon fonft nicht feftzuftellen fein 
werde, fo ift jede Privatperfon ermächtigt, den Thäter zu er 
greifen. Der Ergriffene muß jedoch fofort einem der oben be: 
zeichneten Beamten Behufs Beftimmung über die vorläufige 
Beftnahme oder einer Wachtmannſchaft zugeführt werden. 

$. 5. Jeder Verhaftete ift fofort demjenigen Richter vorzu— 
—— in deſſen Bezirk die Verhaftung erfolgt iſt. Dieſer hat 

hn in der Regel ſofort, ſpäteſtens aber binnen 24 Stunden, fo 

zu vernehmen, daß ihm die Möglichkeit, ein Mißverftändniß 
aufzuflären, gegeben wird. War die Verhaftung auf Requifition 
eines andern Gerichts erfolgt, fo muß der Verhaftete fofort nad) 
feiner vorläufigen Bernehmung dem requirtrenden Gerichte oder 
dem von dem requirirenden Gerichte bezeichneten Gerichte zuge: 
führt werben. Iſt der Verhaftete fein hiefiger Staatsbürger, fo 
find die Gartelverträge, welche mit fremden Staatsregierungen 
gefchloffen find, und anerfannt werden, maßgebend: 

$. 6. Die Polizeibehörden find befugt, Perſonen in po— 
lizeiliche Verwahrung zu nehmen, wenn der eigene Schuß 
diefer Perſonen, oder die Aufrechthaltung der öffentlichen Sitt: 
lichkeit, Sicherheit und Ruhe, diefe Maßregel dringend erfor: 
dern. Die polizeilic in Verwahrung genommenen Perfonen 
müſſen jedoch fpäteftens im Laufe des folgenden Tages in Frei: 
heit gefeßt, oder es muß in diefer Zeit das Erforderliche veran— 
laßt werden, um fie der zuftändigen Behörde zu überweifen. 
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8.7. Der Richter darf gegen den Angefchuldigten, hin- 
fichtlich deffen ein genügender Verdacht vorhanden ift, die Ver: 
haftung aus folgenden Gründen erfennen: 

1) wegen Gefahr der Flucht; 

2) wegen gegründeter Beforgniß, daß der Angefchuldigte feine 
Freiheit zur Vereitelung oder Erfhwerung der Unterfuchung 
durch Verabredung mit feinen Mitfchuldigen oder andern 
Berfonen, oder durch Vernichtung der Spuren des Ber: 
brechens mißbrauchen werde. Diefe Haft darf aber nie län: 
ger dauern, ald der Zwed derfelben in dem einzelnen Kalle 
fie fordert; 

3) bei fchweren peinlichen Verbrechen. 

$. 8. Jeder Angefchuldigte, gegen den nicht dringende 
Anzeigen eines fchweren peinlichen Berbrecheng vorliegen, muß 
aus der Haft entlaffen werden, fobald er eine genügende, von 
dem Gerichte zu beftimmende Caution beftellt, weldye auch eine 
eidliche oder bürgichaftliche fein Fann. Cine nad) $. 7 sub. 2 
erkannte Verhaftung kann jedoch durch Cautionsleiftung nicht 
angewendet werden, 

$. 9. Die für das Militär erforderlichen Modifikationen 
diefer Borfchriften beftimmt ein befonderes Gefep. 


Hausſuchung. 
$. 10. Die Wohnung ift unverletzlich. 
8. 11. Wider den Willen des Hausherren darf Jemand 
nut in Folge ihm geſetzlich beigelegter Befugniß eindringen. 
$. 12. Eine Hausfuhung ift nur zuläffig : 

1) in Kraft eines richterlichen mit Gründen verfehenen Befehls, 
welcher fofort oder innerhalb der nächſten 24 Stunden dem 
Betheiligten zugeftellt werden muß ; Ä 

2) im Falle der Verfolgung eines Verbrechens auf frifcher That 
durd) den gejeglich berechtigten Beamten ; 

3) in den Fällen und Formen, in welchen dieſes Geſetz aus: 
nahmsweiſe beftimmten Beamten auch ohne richterlichen Bes 
fehl dieſelbe geftattet. 

$. 13. Eine Hausfuchung darf vom Richter aus folgenden 

Gründen angeorbnet werben: 

1) wenn nad) der Art des Verbrechens durch die Hausfuhung 
ein für die Unterfuchung wichtiges Ergebniß zu erwarten ift; 

2) wenn gegen die Berfon, auf welche ſich Die Unterfuchung er= 
ftredt, ein naher dringender Verdacht vorliegt ; 

3) wenn der zur Herausgabe gewifler zumBerbrecher Beziehung 


habender Gegenftände rechtlich Verpflichtete die Auslieferung 
diefer Sachen beharrlich verweigert ; 

4) wenn dringende Gründe dafür ſprechen, daß bei längerer 
Zögerung die in einer Wohnung befindlichen Gegenftände, 
in Bezug auf welche eine ftrafbare Handlung begangen wor» 
den, oder die dafelbit vorhandenen Beweismittel abhanden 
gebracht oder gefährdet werden möchten. 

. $.14. In allen Fällen, wo Gefahr im Verzuge ift, ins: 
befondere bei Zoll- und Steuerdefraudationen, bei Verlegung 
des Waldeigenthums und bei Felodiebftählen ift die Ortspolizei— 
behörbe, ohne eines gerichtlichen Befehls zu bepürfen, berechtigt, 
auf den Antrag eines zur Anzeige derartiger Verbrechen ver: 
pflichteten Beamten, fo wie einer dritten unbefcholtenen Perſon, 
unter Zuziehung des Antragftellers, fofort eine Hausfuchung zu 
veranlaffen. 

'$. 15. Die Hausfuhung muß, wenn thunlich, mit Zu: 
ziehung der Hausgenofien erfolgen. 
$. 16. Die vom Richter angeordnete Hausfuchung muß 
unter Zeitung eines zum Richteramte verpflichteten Beamten un- 
ter er cr PBrotofollführers vorgenommen werden. 
. 17. Die Unverleglichfeit der Wohnung ift fein Hinder⸗ 
niß der Verhaftung eines gerichtlich Verfolgten. 


Briefgeheimniß. 


$. 18. Das Briefgeheimniß ift gewährleiftet. 
N 19. Bei ftrafrechtlichen ———— finden in dieſer 

Beziehung folgende Beſchränkungen Statt: 

1) Iſt ein Angeflagter bereits verhaftet, fo ift die Wegnahme 
der an ihn gerichteten oder von ihm abgefendeten Briefe nur 
aus dem Grunde gerechtfertigt, wenn ein Verbrechen vor- 
liegt, das wahrfcheinlich Verzweigungen hat und durch die 
MWegnahme der Briefe dem Gange der Unterfuhung nad: 
theilige Gollufionen verhindert werben fönnen. 

2) IR ein Angeflagter, gegen den bereits fo viel Verdachts— 
gründe vorhanden find, daß er verhaftet werden darf, flüch— 
tig oder abwefend, fo tritt die nämliche Befugniß ein. 

3) Der Richter darf die Briefe des bereits Verhafteten oder 
desjenigen, gegen welchen ein VBerhaftsbefehl erlaſſen ift, 
und die an foldye Inculpaten gerichteten Briefe im Beifein 
derfelben oder eines ernannten Stellvertreterd öffnen und 
lefen. Briefe, von deren Mittheilung Fein nachtheiliger Ein- 
fluß für Die Unterfuchung zu beforgen ift, find dem Ange: 


Flagten oder dem, an. welchen fie gerichtet find, auszuant⸗ 
worten. 

4) Werden Briefe eines noch nicht verhafteten, fondern auf der 
Flucht befindlichen oder abwefenden Inculpaten (2.) wegge- 
nommen, fo muß der Inquirent bei Eröffnung derfelben eine 
dritte unbefcholtene Perſon zuziehen. 

$. 20. Die Befchränfungen des Briefgeheimniffes in 

Kriegsfällen bleiben der allgemeinen deutſchen Geſetzgebung 

vorbehalten. 


Beſchlagnahme von Papieren. 


$. 21. Die Befchlagnahme von Briefen und ‘Bapieren darf, 
außer bei einer Verhaftung oder Hausfuhung, nur in Kraft 
eines richterlichen. mit Gründen verfehenen Befehls vorgenom- 
men werden, welcher fofort oder innerhalb der nächften 24 Stun- 
den dem anweſenden Betheiligten zugeftellt werden fol. 

$. 22. Die Anwendung diefes Mittels ift nur dann ges 
rechtfertigt, wenn: 

1) die Ar vorhanden find, welche zur Hausfuchung 
nad) $. 13 erfordert werden. Daher muß fchon der That: 
beftand wahrſcheinlich und der Verdacht gegen denjenigen, 
deſſen Bapiere durchfucht werben follen, fo begründet fein, 
wie Dies zur Hausfuchung nothwendig ift; 

2) die Unterfuchung ein Verbrechen betrifft, für welches nad) 
aller Wahrfcheinlichfeit in den Papieren des Angefchuldig- 
ten zum Thatbeftande des Verbrechens gehörige Urkunden 
oder ſonſt wichtige fchriftliche DBeweife gefunden werben 


önnen. 

3) Ein ſolche Beſchlagnahme fann nur von dem competenten 
Unterfuchungsrichter angeordnet werden. | 

4) Diefelbe muß vom richterlichen Beamten im Beifein des In— 
culpaten oder feiner Hausgenofjen, oder einer dritten unbe- 
ſcholtenen Perfon, mit möglichfter Schonung und mit Sorg— 
falt vorgenommen werden, fo daß alle dem Angefchuldigten 
nicht gehörige und alle unverdächtige Papiere fogleich abge— 
fondert werden und fein Gegenftand der Beſchlagnahme find, 
und fo, daß nur Papiere weggenommen werden, welche zu 
einem Beweiſe in der Sache dienen fünnen. 

5) Ale Vorfchriften in Bezug auf die Bornahme der Haug: 
ſuchung find auch hier anzuwenden. 

6) Die richterliche Thätigkeit muß überhaupt nur auf den Be: 
ſchlag der ad 2 angeführten Papiere gerichtet fein. 
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Schiußbeftimmungen. 


Für eine jede Verlegung der perfönlichen Freiheit, des 
Be oder des Briefgeheimnifjes außerhalb der in diefem 
ejege vorgefehenen Fälle ift der Echuldige dem Verletzten zur 
Entfhädigung verpflichtet. Für den Richter tritt nöthigenfalls 
der Staat ein. Iſt der Gefihtspunft ein ftrafrechtlicher, fo fin— 
det das Strafgefeß Anwendung. 


Prajudicien. 
2 


Ueber bie Zufammenrehnung und Beftrafung früher ver: 
übter, aber nad bereits AA Hi Beftrafung anderer Ei— 
genthumsverbrechen erft befannt geworbener Eigen— 

thumsverbreden. | 


(Erfenntniß des K. Ober-Appellations-Gerichts.) 


Die Frage: wie es zu halten, wenn nach beendigter Unterfuchung , und 
nach bereits erfannter Strafe fpäter folche Verbrechen gleicher Art zur Kennts 
niß des Richters und zur Unterfuchung und Beftrafung gelangen, welche ſchon 
vor Abfaffung des Straferfenntniffes verübt waren, mithin, wenn fie bei dem 
erften Berfpruche bereits befannt gewefen wären, mit den übrigen, wegen 
welcher auf Strafe erfannt ift, hätten zufammengerechnet und ſonach die 
Strafe nach dem Gefammtbetrage aller diefer gleichartigen Verbrechen hätte 
feftgeftellt werden müffen , ift durch das Geſetz nicht entfchieden worden. Der 
Grundfag, der diesfalls von dem erfennenden Richter erfter Inftanz ange— 
wendet worden ift, hat jedoch als dem Sinne des Gefeßes entfprechend aner— 
kannt werden müffen. Die Bedenfen, welche dawider von dem Defenjor er= 
hoben worden find, haben zwar Manches für fih, allein fo überwiegend find 
fie nicht, daß Man Sich veranlaft finden fönnte , ihrenthalben einen Grund: 
fat aufzugeben, burch defien Anwendung allein es möglich wird, die Lüde, 
welche das Gefeß darbietet, auf confequente Weife auszufüllen, und Un- 
gleichheiten,, die außerdem in dergleichen Fällen beim Derfpruche unvermeid- 
lich fein würden , zu verhüten. Bei Befolgung des Princips der Zufammens 
rechnung mag es zwar oft das Anfehen gewinnen, als werde härter, als zuvor 

efchehen , erfannt , da daffelbe Berbrechen nad) Befinden dazu mit beitragen 
ann, auf eine höhere Strafe oder Strafart, als zuvor ausgefprochen war, zu 
erkennen, allein eines Theiles ift diefer Einwand nur fcheinbar, andern Theiles 
fann jener Grundfag eben fo wohl zum Vortheil als zum Nachtheil des Ans 
gefehuldigten gereichen. In beider Beziehung ift Folgendes zu bemerfen: 

1) Ein Straferfenntniß iſt ftets nach den Umftänden zu beurtheilen, 
unter welchen dafjelbe abgefaßt wurde, Daher gilt ver Sa, daß in Erimi- 
naljachen ein fpäteres Erkenntniß nicht härter ausfallen fönne, als bas frü— 
here, nur von dem Falle, wenn die wefentlichen Umftände, unter welchen das 
Urthel gefprochen wurde, biefelben bleiben. Dagegen unterliegt es Feinem 


341 


gegründeten Zweifel, daß 3. B. dann, wenn nach vollftändig beendigter Unter: 
fuchung neue Thatſachen in Erfahrung gebracht werden , welche baffelbe 
Verbrechen in einer ganz andern und ftrafbareren Geftalt erfennen laffen , eine 
anderweite Unterfuchung, und demnach auch die Abfaffung eines neuen Straf: 
erfenntniffes zuläffig it. Daffelbe muß dann flattfinden, wenn durch die neuers 
lich befannt gewordenen Thatfachen das frühere Verbrechen zwar nicht feiner 
Gattung nah, wohl aber Hinfichtlich der Umftände, von welchen die 
Beſtimmung des Strafmanfes abhängt, aljo insbefondere feinem Umfange 
nach, als ein Verbrechen erſcheint, welches wegen dieſer erft neuerlich befannt 
gewordenen Umftände mit einer höheren Strafe zu ahnden ift. In einem fols 
chen Falle wird in der That nicht daffelbe Verbrechen, welches bereits beſtraft 
worden, härter geahndet, fondern das Verbrechen felbft erfcheint in wefent- 
lichen Buncten, d. 5. in ſolchen, welche auf eftftellung der Strafe von Ein 
flug find, ein anderes als zuvor. 
2) Wollte man annehmen, daß eine Zufammenrechnung der fpäter in 
Erfahrung gebrachten gleichartigen Verbrechen mit den früher zur Unterjuchung 
- gefommenen, und die Beflimmung der Strafe nach dem Gefammtbetrag aller 
gleichartigen Verbrechen nur dann ftattfinden fünne, wenn fie dem Angeichuls 
digten zum Vortheil, nicht aber zum Nachtheil gereiche, wie der Vertheidiger 
behauptet, fo würde für diefe willführliche Annahme ein Rechtsgrund gänzlich 
u vermiffen fein. Wider den Angefchuldigten wird in beiden Yällen nur die 
Vorſchrift des Gefepes angewendet, daß die von ihm verwirfte Strafe nad) 
dem Gefammtbetrage der von ihm verübten gleichartigen Verbrechen zu bes 
ftimmen fei. Der Einwand, daß wegen deſſelben Verbrechens nicht härter ers 
kannt werden fünne, als bereits gefchehen , ift daher nur fcheinbar, weil ein 
anderes Berbrechen, dem Umfange nach, vorliegt. Der blos zufällige Umftand, 
ob die Verbrechen, welche zu der Zeit, wo die erſte Unterfuchung geführt wurde, 
bereits verübt waren, alle gleichzeitig zur Kenntniß des Richters gelangten, 
und Gegenftand fowohl der Unterfuchung, als des Straferfenntniffes wurden, 
fann nicht die Norm der Entfcheidung geben. 


3, 
Ueber den Begriff der Majeftätsbeleibigung. 
Art. 99 des Crim.⸗G.⸗B. 
(Erfenntniß des K. Ober-Kriegs:Gerichts.) 


Nun ift zwar nicht zu verfennen, daß die Auslegung diefes Axtifels, nach 
feiner Wortfaffung und nach demjenigen, was darüber bei der ftändifchen Ber 
rathung im Jahre 1837 verhandelt worden ift, f. Landtags: Mittheilungen 
©, 3688 f. dem Richter einige Schwierigfeiten darbietet ; e8 behindern diejels 
ben jedoch nach der Anficht des Ober-Kriegsgerichts, die Anwendbarkeit des 
Artifels auf den vorliegenden Fall nicht. Zuvörderſt nämlich ift es auf den 
erften Blick allerdings nicht ganz Far, weshalb im Geſetze zwifchen ehrver- 
legenden Aeußerungen gegen das Staatsoberhaupt einer- und über 
deffen Regierungshandlung'en andrerfeits unterfchieden wird, da 
doch das Wefen der blos wörtlichen Majeftätsbeleivigung an fich nur nach 
den rechtlichen Grundfägen über die Injurie beurtheilt werden fann , hiernach 
aber es für die Begriffsbeftimmung völlig gleichgültig erfcheint, ob die frag— 
lichen Aeußerungen, wenn fie nur ehrverletzend find, ſich auf die Thätig- 
feit des Regenten oder auf die perfönlichen Gigenfchaften und das Privatleben 
des auf dem Thron figenden Fürften beziehen, zudem aber auch jede gegen bie 
Regententhätigfeit gerichtete Schmähung, eben fo wohl auch für eine per— 
ſönliche Beleidigung angefehen werben muß, wie es z. B. unzweifelhaft 
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eine Injurie it, wenn einem öffentlichen Beamten Pflichtverlegungen aus Par⸗ 
theilichkeit fchuld gegeben werben, 

Allein diefe in der Wortfaffung liegende Schwierigfeit ift nicht nur infos 
fern unerheblich, als die gedachte Unterjcheidung fi auf das Strafmanf nicht 
mit erſtreckt, fondern fie erledigt ſich auch durch die nahe liegende Voraus: 
fegung , daß man die Regierungshandlungen ausdrüclich mit zu erwähnen, 
nur um beswillen für gerathen angefehn haben mag, damit der irrigen Mei— 
nung im voraus begegnet werde, als fönne, da für alle Regierungshand- 
lungen in Sachſen verfaffungsmäßig die Minifter ausſchließlich verantwort⸗ 
lich find (Berfafiungsurfunde $. 41. 43), das Staatsoberhaupt durch wört- 
liche Angriffe auf Regierung shandlungen überhaupt gar nicht betroffen, 
alfo auch nicht verlegt werben. 

Diefer an ſich denkbare Einwurf ift nun durch die Faſſung des Artifels 
unzweifelhaft befeitigt und die Worte: ‚‚über Regierungshandlungen‘’ füns 
nen nach dem eben Gefagten zu Feiner gegründeten Ausftellung gegen die Anz 
wendbarfeit auf den vorliegenden Fall, bei welchem es ſich um rein privat- 
rechtliche Gegenftände der Majeftätsbeleivigung allerdings nicht Handelt, Ver⸗ 
anfafjung bieten. 

Aber eine fernere Schwierigfeit entfieht durch das beigefügte Wort: 
„deffen’d. 5. des Staatsoberhaupts — Regierungshandlungen — infos 
fern ala, wie auch fchon bei den ftändifchen Verhandlungen geltend gemacht 
worden, Wer Begriff der eigenen Regierungshandlungen des Staatsober- 
haupts ein unbeftimmter if. Denn wollte man diefen Begriff auf diejenigen 
Regierungshandlungen befchränfen, welche der Vertheidiger, ohne fie jedoch 
fpeciell aufzuführen, KronsRechte nennt und welche in neuern publiciftifchen 
Schriften auch wohl ald Ausfluß der Königl. Prärogative bezeichnet wer— 
den, fo ftünde dem entgegen, daß feine Beflimmung der Berfaffungsurfunde 
darüber Ausfunft giebt: welche Regierungshandlungen dahin gerechnet wer⸗ 
den follen; wollte man aber ferner, "etwas weiter gehend, als vorbehaltene 
Königl. Regierungsrechte nur diejenigen anerkennen, für welche die Berfaf- 
fungsurfunde felbft die Allerhöchfte Mitwirkung in Anfpruch nimmt, fo würde 
dies einerfeits fein unterfcheidendes Merfmal begründen, um deswillen, weil 
auch für die dahin einfchlagenden Verfügungen die VBerantwortlichfeit der 
Staateminifter nad) F. 41. 43. 88 befteht; andrerfeits aber würde auf diefe 
Meife der Begriff der eignen Regierungshandlungen des Staatsoberhaupts 
viel zu fehr vermengt erfcheinen, wenn man erwägt, daß Str. Königl. Majeftät 
Ihre Mitwirfung bei Ausübung der Regierungsrechte, wie befannt, um vieles 
weiter ausgedehnt ift, und daß dem auch nad) der Berfaffungsurfunde irgend 
ein Hinderniß nicht entgegen fteht, es vielmehr nach $. A. 36. 43 und 140 
dem eignen Allerhöchften Grmeffen anheim geftellt zu fein fcheint, wieweit diefe 
Mitwirfung — unter Berüdfichtigung der im $. 57 enthaltenen Ausnahmes 
beftimmung — bezüglich aller von den Minifterialbehörden ausgehenden Ber: 
fügungen fich erſtrecken foll und in welchem Umfange Sr. Majeftät außerdem 
noch das Ihnen zuftehende Oberauffichtsrecht ausüben wollen. 

Diefe Erwägungen nun führen dahin, daß man eine Majeftätsbelei= 
bigung in allen ehrverlegenden Aeußerungen über ſolche Regierungshand- 
lungen erbliden muß, von welchen entweber nothwendig vorauszufegen oder 
doch von demjenigen, welcher fich des Verbrechens fehuldig gemacht hat, vor= 
ausgefegt worden ift: daß fie unter ausdrüdlicher Genehmigung des Staats: 
oberhaupts ftattgefunden haben , und es wird hierbei einer ausführlichen Wis 
derlegung des etwaigen Ginwands : daß hiernach die Verantwortlichkeit der 
Staatsminifter illuforifch gemacht werde, nicht bedürfen, da, wenn auch ges 
wife Derfügungen von der Königl. Zuftimmung abhängig fein, fie dennoch 
immer zugleich der Weberzeugung des betreffenden Minifters gemäß fein müſſen 
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und dieſer, weil zur Uebernahme oder Bortverwaltung feiner Stelle nicht ge⸗ 
zwungen, auch feinem Zwange zur Uebernahme der Berantwortlichfeit für eine 
feiner Weberzeugung nicht entfprechende Handlung unterliegen Fann, 


4. 


Ueber den dolus indeterminatus beidem Verbrechen der 
Körperverlegung. 


(Erfenntniß des K. Ober:Appellations-Gerichts.) 


Im Allgemeinen werden durch Art. 132 des Erim.-Gef. Buchs die ver- 
brecherifchen Unternehmungen gegen die Gefundheit Anderer nach der Ver⸗ 
fchiedenheit ihres wirflich eingetretenen Erfolgs mit fiufenweife anfteigenden 
Strafen bedroht, und nur in den Eingangsworten des Artifels, fo wie bei 2b 
und 5 zeigt fi) eine befondere Berückſichtigung der fubjectiven Seite des Ver— 
brechens. Durch jene hervorgehobene Wirkfamfeit des Erfolgs wird nun kei— 
neswegs audgefchloffen, daß der Verbrecher, wenn auch bie durch ihn zuge= 
fügte Derlepung vollftändig geheilt worden ift, mit einer härteren, als der 
unter 2 ausgebrücften Strafe belegt werden fünne, Denn die fehwereren unter 
3 und 4 bezeichneten — —— können recht füglich Gegenſtände eines Ver— 
fuch s fein, und wenn z. B. ein Verbrecher der ausdrücklichen Abſicht geſtän— 
dig oder überwieſen iſt, daß er feinen Gegner habe verſtümmeln oder der Seh— 
fraft berauben wollen, fo wird ihn im Balle des Nichtgelingens eine nach 
Ne. 5 des Art. in Verbindung mit Art. 26 abzumefjende Strafe treffen. Et: _ 
was anders geftaltet fich aber die Sache, wenn nicht ausdrückliche Abficht, 
fondern fogenannter dolus indeterminatus vorliegt. Die allgemeine Begriffes 
beflimmung des legteren ergiebt fich aus Art. 31; für das Verbrechen der Koͤr⸗ 
perverlegung insbefondere geben die Gingangsworte des. Art. 132 Auffchluß. 
Es unterliegt demnach keinem Zweifel, daß Jemand, der einen Andern gröblich 
mißhandelt, unter der Idee, ed möge daraus entftehen, was immer wolle, jede 
Berlegung, bie wirklich als Erfolg hervortritt, flrafrechtlich eben fo 
zu vertreten haben würde, als er, nach Beichaffenheit der Umftände, auch für 
den tödtlichen Erfolg haften müſſe. Wenn aber, unter ganz gleicher ſub— 
jectiver Borausfegung, die begangene That feinen andern, als einen bios vors 
übergehenden Erfolg gehabt hat, fo ift es äußerft bebenflich, eine Strafe aus— 
zufprechen, bierüber das durch den wirflich eingetretenen Erfolg bedingte ges 
J Maaß hinausgeht, Dies gilt übrigens nicht blos von der Grenze zwis 
fen dem vorübergehenden und bleibenden nachtheiligen Erfolge, fondern 
auch, je nach der in den befonderen Fällen nachgewieſenen verderblicheren 
Willensrichtung, von der Abgrenzung der fehwereren, möglicherweife fogar in 
das Gebiet eines anderen ſchwereren Verbrechens hinüber fireifenden Strafs 
füllen und es läßt ſich gerade aus diefen ein Argument für die Richtigfeit der 
entwickelten Anficht entnehmen. Wenn z. B. eine, thatfächlich nachgewiefene, 
fehwere Berflümmelung von dem Urheber derfelben mit dem Zufage einges 
räumt worden ift, daß er diefelbe au sprüdlich beabfichtigt habe, daß es 
ihm aber auch gleich giltig gewefen fein würde, wenn fein Gegner den Tod 
davon getragen hätte, fo wird diefer leßtere Punet zwar zu einer nahmhaften 
Berüdfichtigung innerhalb des bei Nr, 5 des Art. beftimmten Strafmaafes 
führen, allein man wird Bedenfen tragen, die Handlung deshalb unter den 
Begriff ber verfuchten Tödtung (wo übrigens die Strafe nach Art. 26 
in ihrem Marimum auch nicht füglich höher als nad Nr. 5 Art. 132 anfteis 
gen könnte) zu fubfumiren, Setzt man dies als richtig voraus, fo fann offens 
bar eben fo —— Annahme einer verſuchten Tödtung oder beiſpielsweiſe 
einer verfuchten Berftümmelung, alsdann ftattfinden, wenn die Verlegung 
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ohne bfeibenden Nachtheil vorübergegangen if, der Thäter aber gleichwohl 
angiebt, er fei bei feiner Handlung unbefümmert darum gewefen, ob fein Geg⸗ 
ner todt oder verflümmelt oder nicht, davon Fomme. Je größer aber die Mans 
nigfaltigfeit in den Abftufungen des verbrecherifchen Willens ift, je feltener 
der Berbrecher über feinen Borfag fich felbft vollfommen Flar ausfpricht,, und 
je begründeter wiederum in einzelnen Fällen, befonders bei Handlungen von 
äußerlich erfennbarer großer Gewaltthätigkeit, die Annahme eines beftimmten 
dolus, der im Falle des Nichtgelingens zur wirklichen Strafe des Verfuchs 
führt, erfcheinen fann, um fo gewiffer ift es die Aufgabe des Richters, das 
Thatfächliche jedes conereten Falles genau ins Auge zu faffen und demnach 
die Frage, ob der Verfuch einer über den wirklichen Erfolg hinausliegenden 
Berlegung vorliege oder nicht, zu beantworten, 


5. 

Ueber vie Anwendung bes Art. 249, insbeſondere die Na— 
tur des daſelbſt bemerften dolus und über Betrug in Ber: 
tragsverhältniffen, 

(Erfenntniß des K. Ober-App.-Gerichts.) 

Die Entfcheidung der vorigen Inftanz beruht auf der Annahme, daß M, 
dadurch, daß er feinem an den Conful T. gerichteten Gefuche um ein Dar— 
lehn gefälfchte Zeugniffe beigelegt hat, einen Berfuch des im zweiten Ab 
fehnitte des 249. Art, des Crim,=Gef,.. Buchs erwähnten qualificirten Betrugs 
ſich ſchuldig gemacht habe, und es würde mit Hinficht auf die Größe der ers 
betenen Summe von 50 Thlr. und vorausgefegt, daß M. die Erwerbung dies 
fer Summe, und nicht blos die Benugung derjelben als Darlehn beabfichtigt 
hätte, die Strafe nach den Vorfchriften der Art. 249 verb, mit 26 durchaus 
nicht unangemeffen erfcheinen, wenn Man die Prämiffe, daß ein Verſuch des 
qualifieirten Betrugs nach dem legten Abfchnitte des 249, Art, vorliege, als 
richtig anzuerkennen vermöchte, 

Allein das Ober-App.-Gericht Fann die diesfallfige Anficht des Richters 
voriger Inftanz nicht theilen. 

Die im erften Abjchnitte des 249, Art. enthaltenen Worte „die unbe: 
fugte Ausftellung von Peivaturfunden unter dem Namen dritter Ber: 
fonen’’ 20, 20. „in rechtswidriger Abficht‘ Fünnen bei Auslegung der 
Worte des zweiten Abjchnitts „Iſt der beabfichtigte Erfolg bereits er- 
reicht‘’ nicht außer Acht gelaffen werden und führen zu der Annahme, daß 
ber im zweiten Abfchnitte erwähnte beabfichtigte Erfolg identisch fei 
mit dem bei Ausftellung ver Urfunde verfolgten 8wecke. 

Wäre eine andere Thätigfeit als die Fertigung der faljchen Urfunde, 

. DB, der Gebrauch des gefälfchten Documents vom Gefeßgeber als dies 
—— Handlung gedacht, bei welcher der erreichte Erfolg beabſichtigt wor— 
den, fo hätte jedenfalls dies beſtimmt ausgefprochen werden müffen, da nach 
den Regeln der grammatifchen Interpretation, unter der p Eingang des zwei⸗ 
ten Satzes erwähnten Abſicht zunächſt keine andere, als die unmittelbar vorher 
im erften Sage hervorgehobene Abficht beiBegehungderFälfhung 
verftanden werben kann. 

So fehr daher auch die beim vorigen Grfenntniffe feftgehaltene Anficht, 
daß derjenige, der ſich einer in irgend einer andern Abficht gefälfchten Urkunde 
zur Erreichung eines widerrechtlichen Zwecks bedient, eben fo ftrafbar fei, als 
der, welcher ven Betrug mit der zu diefem Zwecke gefälfchten Urfunde begeht, 
das natürliche Rechtsgefühl anfpricht,, und daher zu der Frage veranlaßt, ob 
nicht im Hinblid auf Art. 1 des Crim.Geſ.⸗Buchs eine ausdehnende Er— 
Härung des 249, Artifels in diefem Sinne der Meinung des Gefepgebers 


entfpreche; fo fann das Ober⸗App.⸗Gericht dennoch eine derartige ertenfive 
Interpretation nicht als übereinftimmend mit dem in ähnlichen Nechtsverhälts 
niffen von der Praris und vom Gefeg felbft befolgten Grundſätzen finden. 

Denn wie die Praris des Ober-App.-Gerichts und mehrerer Bezirkes 
App.⸗Gerichte 3. B. bei den im 230. Art. ausgeführten qualificirten Dieb⸗ 
fählen zur Anwendung ber Strafe erfordert, daß die den Diebftahl vorbereis 
tenden qualificirenden Handlungen mit Rüdficht auf den zu begehenden Dieb: 
ftahl vorgenommen worden, dagegen bie Anwendbarfeit verneint, wo die Hands 
lung, welche den Diebftahl zum ausgezeichneten machen würde, zu einem ans 
dern Zwede als der Begehung des nachmals verübten DiebRahte vorgenoms 
men worden, fo hat auch das Geſetz für wiffentliche Ausgabe falfchen Geldes 
im 272. und 273, Art. nur die Strafe des einfachen Betrugs, und unter ges 
wiſſen Borausfegungen fogar eine noch weit gelindere Ahndung angedroht, 
während es demjenigen, der ſolches Geld, welches er in der Abficht der 
Berausgabung ftatt ächter Münzen nachgemacht, wirklich ausgegeben, mit 
einer Strafe belegt wiffen will, deren Minimum nach dem im 53. Art. feſt⸗ 
ig Geltungsverhältniffe der verfchiedenen Strafarten zwei Drittheilen 
des Marimums der Strafe des einfachen Betrugs gleich kömmt. 

Es muß aber wie jede zum Nachtheil der zu ftrafenden Verbrechen ges 
reichende ausdehnende Auslegung von Strafvorfchriften, befonders eine ſolche 
bedenklich fallen, welche den durch Beflimmungen in analogen Fällen erfenns 
baren Örundfägen des Geſetzgebers zumwiderläuft. 

Nun hat, was das Thatfäcliche der vorliegenden Unterfuchung betrifft, 
das Ober⸗App.⸗Gericht als überwiegend wahrfcheinlich annehmen müflen, 
daß M. bei Fertigung des BI. des Polizeiactenſtücks erfichtlichen Briefe, fo 
wie des ebendafelbft anzutreffenden Gontracts in der That nur die Abficht ge= 
habt dar feine Angehörigen in Betreff feines Fünftigen Erwerbs 

u täufchen. 

Es ftehn aber diefe Momente M'n in foweit zur Seite, daß das Ober: 
App.sGericht die Hebergeugung davon, daß der Angefchuldigte die Urkunden 
zum Zwed des fpäter gegen T. verfuchten Betrugs gefertigt habe, zu faſſen 
nicht vermochte, ihn alfo, foweit ein nad) Art. 249 im zweiten Satze und 
Art. 26 zu beurtheilender Berfuch eines qualificirten Betrugs in Brage fteht, 
im Mangel mehren Verdachts abfolviren mußte, 

Hiernach bleibt der gegen T. verfuchte Betrug, der mit Hinficht auf das 
bisher Gefagte nunmehr nidyt weiter als qualificirt erfcheint, und Die Fälſchung 
der Urkunden, jedes befonders zu beurtheilen. Was zunächft den Berfuch eines 
Betrugs anlangt, fo kann Diefer natürlich nur unter denſelben VBorausfeguns 
gen ftrafbar fein, unter welchen der vollendete Betrug einer Ahndung zu unters 
werfen gewefen fein würde. Nun wäre aber der von M. an T. verübte Bes 
trug, feine Vollendung vorausgefegt, ald Betrug in Bertragsverhältnifien Mu 
betrachten gewefen, weil M. den T. duch Täufchung zu Eingehung eines im 
Sinne des 246. Art. einfeitigen Vertrags verleitet haben würde. 

Denn wenn fchon an fih zum Wefen eines Bertrags die gegenfeitige 
Einwilligung verfchiedener Perfonen in ein und daffelbe Rechtegefgänt gehört, 
fo it doch aus dem Gefichtspuncte des Rechts zum Beſtehn eines Vertrags 
erforberlich, daß gewiſſe äußerliche Merkmale eines ſolchen gegenfeitigen Gins 
verftänpniffes vorhanden find, deren Borhandenfein aber r auf der andern 
Seite den Beweis des Nichtvorhandenfeins der u bes einen ober 
des andern Theils fchlechterdings ausschließt. Das Eriminalrecht, insbeſon⸗ 
dere auch das Griminalgefegbuch für das —— Sachſen, ſtellt aber für 
die Griftenz eines Vertrags feine anderen Merfmale auf, als das Civilrecht, 
und es muß daher, wo ein zn zwifchen verfchiedenen Perfonen 
vorliegt, das in feiner äußern Erſcheinung das gegenfeitige Einver- 
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ſtaͤndniß der Eontrahenten darbietet, auch für den Griminalrichter ein Vers 
trag als vorhanden gelten. 


Zwar haben mehrere Gommentatoren des fähf. Criminalgeſetzbuchs 
5—— „Studien. Th. II. ©. 136; Groſſ, d. Crim.⸗Geſ.-Buch. Th. II. 
.38; Weiß, Erl. zu Art. 246. TH. II. ©. 244) die entgegengeſetzte 
Anficht, daß ein Vertrag da als nicht vorhanden betrachtet werben müfje, wo 
erweislich der Wille des einen Sontrahenten, der in rechtlich genügender Form 
übernommenen Bertragsverbindlichfeit nachzufommen, bei formellem Abfchluß 
des Vertrags nicht vorhanden gewefen fei, vertheidigt, und auch das Ober- 
App.⸗Gericht Hat diefe Meinung früher befolgt. 

Allein, wie diefelbe nach dem vorher Geſagten fich ſchon a priori nicht 
rechtfertigen läßt, fo führt fie auch bei confequenter Durchführung zu Re: 
fultaten,, welche den im Geſetz ar ir Unterfchied zwifchen Betrug außer 
Bertragsverhältniffen und Betrug bei Verträgen völlig paralyfirt. 


Aus denfelben Gründen nämlich, aus denen derjenige, der ohne die Abs 
ficht zu contrahiren, fich auf formell genügende Weife verbindlich erklärt, als 
feinen Bertrag eingehend betrachtet werben foll, müßte derjenige, deſſen Wille 
fich beim Abfchluß des formell bindenden Vertrags, fei es quantitativ, auf 
die Erfüllung nur eines Theiles der übernommenen Berbindlichfeit erftredt, 
binfichtlich des übrigen Theils der Verbindlichkeit, deren Erfüllung er gleich 
anfänglich nicht beabfichtigt, ebenfalls als nicht contrahirend —— wer⸗ 
den, und da dieſer, außerhalb des Willens zu contrahiren gelegene, Theil der 
Verbindlichkeit einen fo unbedeutenden Punct betreffen fann, daß man Bes 
denfen tragen würde, ihn als zu einem wefentlichen Theile des Contractes 
gehörig zu bezeichnen , fo würde man dahin gelangen, die Nothwendigfeit 
einer Unterfuchung ex officio in Fällen zu ſtatuiren, in denen nach Borferift 
des 246. Art. nicht einmal auf Antrag des durch Betrug verlegten Theiles 
eingefchritten werben fönnte, unbezweifelt aber faft in allen den Fällen von 
Amtswegen einzufchreiten haben, in denen der 246. Art. ein folches Verfah—⸗ 
ren direct reprobirt. Nur beiläufig fei hier noch bemerkt, daß der Gefepgeber 
bei dem fehr analogen Falle des 257. Art. sub. 2 offenbar nicht von der Ans 
ficht der genannten Gommentatoren ausgegangen fein fann. Allein auch abs 
gelesen hiervon fo wie davon, daß es an einem Antrage auf Beftrafung nad 

rt. 246 fehlt, würde M. wegen eines gegen T. verfuchten Betrugs mit 
Strafe nicht zu belegen gewefen fein. Denn wenn ſchon die Wahrfcheinlich- 
feit, daß M. der bei Aufnahme eines Darlehns übernommenen Verpflichtung 
zur Rückgabe des Geliehenen fi) gewachfen geglaubt habe, eine fehr geringe, 
folglicy auch die Ueberzeugung davon, daß er, wie er behaupten will, diefer 
Berbindlichkeit nacyzufommen Willens geweſen, nicht ausreichend begründet 
fein fann, fo ift doch, weil zwifchen der Ueberzeugung vom Sein und ber 
Ueberzeugung vom Nichtfein ein weites Feld innen liegt, durch den — 
der Ueberzeugung von der Unſchuld für die Ueberzeugung von der Schuld, alſo 
davon, daß M. gleich beim formellen Eingehn des Vertrags die Nichterfül— 

ng der zu übernehmenden Berbindlichkeit beabfichtigt habe, noch keineswegs 
eine fichere Unterlage geboten, im Mangel diefer Ueberzeugung aber auch ein 
Straferfenntniß nicht gerechtiertigt, befonders wenn man erwägt, daß in 
firafrechtlicher Beziehung ein großer Unterfchied zwifchen der directen Abficht, 
den Contract nicht zu erfüllen, und dem Bewußtſein ber Ungewißheit der Con⸗ 
ai liegt, da ber in diefem Bewußtfein begründete dolus indeter- 
minatus nur bei eingetretenem Erfolg, deſſen Eriftenz in einem falle der vor: 
liegenden Art faft nie nachgewiefen werden fünnte, nach Anleitung des 31. 
Arlikels geftraft werben darf. 


Kann nun aber hiernach auch der verfuchte Betrug zu Feiner Beitrafung 
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M's führen, fo bleibt nur noch die Frage zu erörtern übrig, ob die vorgenoms 
mene gehe ſich eine ftrafbare Handlung fei. 

M. hat eingeftanden, die Fälfchungen in der Abficht begangen zu haben, 
um dadurch feine Angehörigen in die Meinung zu verfegen, es fei ihm ges 
lungen, ein ausreichendes Unterfommen zu erlangen, und er beabfichtigte da= 
durch ihren ihm läftigen Ermahnungen zu entgehen, unftreitig aber auch von 
feiner Mutter den Aufenthalt bei ihr und Unterhalt länger gewährt zu er= 
halten. Der Zwed der Fälfchung läßt fie daher als eine nach dem 250, Art. 
firafbare erfcheinen. Allein e8 bedarf auch Hier erft ver Grörterung , ob nicht 
der Anwendbarfeit diefer Strafbeftimmung fo wie jeder Strafe überhaupt der 
Erläuterungsartifel zu Art. 245 vom 16. Juni 1840 entgegen trete, da die 
Faͤlſchung nach der im Vorftehenden begründeten Anficht des Ober-Appellas 
tions⸗Gerichts nur eine Täufchung der Mutter und anderer jedenfalls inner- 
halb der im 23, Arlifel angegebenen Grenzen liegenden Berwandten bezwedkte, 
a aber nad) dem gedachten Zufagartifel „infoweit dadurch nur 
die im Art. 237 2 Perſonen —*8 werden” nur auf eine (hier 
Se nicht vorliegende) Anzeige der verlegten Perſon beftraft werben 

Önnen. 

Nun werden zwar beim Verbrechen des Betrugs durch Fälfchung — 
zeitig die Rechte zweier Perſonen verletzt, die Perſon deſſen, deſſen Name 
bei der Fälſchung gemißbraucht, und die Perſon deſſen, der durch bie 
Fälfhung getäufcht wird. Straflofigfeit fann mithin lediglich in dem Falle 
eintreten, wenn die Verlegung durch Mißbrauch des Namens — wie allers 
dings gefchehen kann — entweder in einer und derfelben Perſon oder in zwei 
der im 237. Artifel bezeichneten Perfonen zufammen trifft, oder wenn bie 
Faͤlſchung in einer ihrer beiden angegebenen Richtungen, einen Verwandten, 
in der andern dagegen überhaupt Niemand verlegt. Denn blos in diefen Fäls 
len läßt fih fagen, es feien durch die Fälfchung „nur die im Art. 237 be= 
zeichneten Berfonen betroffen.” 

Im gegenwärtigen Falle ift nur die Mutter des SInculpaten durch den 
Betrug verlegt, nicht aber auch durch die Fälſchung, und es fünnte das 
ber, wie auch Groff, zum legten Zufaßartifel des Gef. v. 16. Juni 1840, 
F II. ©. 20 und Weiß, Th. Ill. S. 237, beſtätigen, die geſetzliche 

trafe des Betrugs durch Faͤlſchung, natürlich aber unter Berichtigung 
des Umftandes, daß bei mangelndem Strafantrag für den erfennenden Richter 
bie eine der im vollftändigen Verbrechen enthaltnen beiden Rechtsverlegungen 
mangelt, innerhalb des Strafmaafes wegen des in der Fälfchung liegenden 
Mißbrauchs eines fremden Namens eine Strafe ausgefprochen werben. 

Allein auch hier ift fein Grund, eine Rechtsverlegung anzunehmen, denn 
die Perſon, deren Name zur Unterfchrift mißbraucht worden , ift nur eine fin= 
girte, und da M. die Nichteriftenz der Perſon gefannt hat, fo fann nicht ein» 
mal das Dafein eines Verſuchs im Sinne des 27. Art. angenommen und 
deshalb eine Strafe ausgefprocdhen werben. 

In Bezug auf den Verſuch eines Betrugs gegen T. wäre daher mit ber 
Unterfuchung in Ermangelung eines Antrags nicht zu verfahren gewefen, wer 
gen der Faͤlſchung dagegen in der zuletzt gedachten —— liegt, ſoweit 
deshalb Unterſuchung ohne Antrag ſtatthaft erſchien, keine ſtrafrechtlich zu 
ahnende Handlung, mithin die Nothwendigkeit der Freiſprechung geftalten 
Sachen nad vor. 
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6. 
Ueber die unter Nr. 2 bemerkte Frage. 
(Erfenntniß des K. Ober-⸗App.⸗Gerichts.) 


Es kann zwar, wenn biefe jpäter in Erfahrung gebrachten, aber früher 
vor den bereits beftraften Eigenthumsvergehen verübten gleichartigen Verbre— 
hen Behufs der Zuerkennung einer anderweit geeigneten Strafe nicht für fich 
betrachtet, ſondern, fobald die erfannte Strafe noch nicht das höchſte Straf- 
maaß erreicht hat, nady Maafgabe der Beflimmung Art. 50 des Cr.⸗G.⸗B. 
mit den vordem zur Unterfuchung gefommenen zufammengerechnet werben , in 
einzelnen Fällen eine härtere Ahndung Plag greifen, als der Fall gewefen 
fein würde, wenn alle diefe Verbrechen auf einmal zur Cognition des erfen= 
nenden Richters gefommen und verfprochen worden wären; allein wollte Man 
deshalb annehmen, daß eine Zufammenrechnung der fpäter in Erfahrung ges 
brachten gleichartigen Verbrechen mit den früher zur Unterſuchung gefoms 
menen, und die Beitimmung der Strafe nach dem Gefammtbetrage aller nur 
dann ftattfinden fünne, wenn die Zufammenrechnung dem Angefchuldigten zum 
Bortheil, nicht aber wenn fie ihm zum Nachtheil gereiche, fo würde für 
diefe willführliche Annahme ein Rechtsgrund gänzlich zu vermiffen fein, Wis 
der den Schuldigen wird in beiden Fällen nur die Vorfchrift des Geſetzes 
angewendet, welche, ohne Unterfchieb zu machen, dahin geht, daß die vers 
wirkte Strafe nach dem Gefammtbetrage der von dem Thäter verübten gleich- 
artigen Bigenthumsvergehen beftimmt werde, Der blos zufällige Umftand, ob 
die Verbrechen, welche zu ver Zeit, wo die erfte Unterfuchung geführt wurbe 
bereits verübt waren, alle gleichzeitig zur Kenntniß des Richters gelang= 
ten, und Gegenftand fowohl der Unterfuchung als des Straferfenntniffes wur⸗ 
den, oder nicht, vermag an der Regel nichts zu ändern. Nur darauf hat der 
Thäter Anſpruch, daß ihm an der neu — — Strafe das, was er 
bereits verbüßt hat, unter Berückſichtigung der Geltung, welche die verſchie— 
denen Strafarten unter einander haben, abgezogen werde. 


7: 
BDrandftiftung an der eignen und an ber fremden Sade. 


S. hatte das feiner Ehefrau gehörige Haus, in der Abficht, um Hierdurch 
ein den Gheleuten läftiges Pachtverhältnig zu beendigen, durch den B. ans 
zünden laſſen. Es fam in Frage, ob hier die Anſteckung des eignen oder frems 
den Haufes vorliege. Beide Inftangen nahmen das Leptere an. Das Ober: 
App.=Gericht ertheilte folgende Gründe: 

Beurtheilt man nun nach diefer Sachlage die verübte Brandftiftung im 
rechtlicher Beziehung, fo unterliegt e8 zunächit feinem Zweifel, daß ©. nach 
Art, 33 und 36 des Cr.:®.:B. als gleicher Theilnehmer und intellectueller 
Urheber der Brandftiitung, das in Folge deffelben nievergebrannte Gebäude 
aber als ein bewehntes im Sinne ber Art. 171, 172 und 173 des Crim.⸗ 
Geſ.⸗B. zu betrachten fei. Nun haben zwar beide Vertheidiger unter Bes 

ehung auf das eheliche Verhältniß, in welchem ©. zu der Cigenthümerin 
er Mühle fteht, darzuftellen fi) bemüht, daß die Strafe S's nur nad) der 
BVorfchrift in Art. 172, nicht aber nach der in Art. 173 des Gr.:©.-B, 
abzumefien fei; es Eonnte jedoch diefer Anficht nicht beigetreten werden. Deun 
die in Art. 172 angebrohte mildere Strafe tritt nur dann ein, wenn Jes 
mand ein ihm eigenthümlich zugehöriges Wohngebäude ohne Ges 
fahr für Berfonen oder fremde Gebäude in rechtswidriger Abficht angezüns 
det hat, Diefe Dorausfegung findet aber im vorliegenden Falle nicht ftatt, 
denn das Mühlengrundflüd gehört nicht S'n felbft, fondern feiner Ghes 


frau eigenthämlich , vielmehr fand S’n daran nach bekannten Borfchriften 
des deutfchen und fächfifchen Rechts nur das Recht der Berwaltung und 
des Niepbrauchs zu (Haubold, Lehrbuch des fünigl. füchf. Privatrechts 
1. Ausg. $. 70), welches, wenn man ed auch noch fo weit ausdehnen will, 
dem Gigenthumsrechte, wie ein folches in Art. 172 des Cr.-Geſ.⸗Buchs 
vorausgefeßt wird, nicht gleichzuftellen ift. Auch hat ©. felbft nicht zu bes 
— en daß feine Ehefrau mit der Brandftiftung einverfianden 
gewejen ei. 


8, 
Ausgezeichneter Diebſtahl. 


Das Ober⸗App.-Gericht hat in einem Kalle, in welchem ein mit Binds 
faben verfchloffener Deckellorb durch Auffchneidung des Bindfadens geöffs 
net und aus demfelben hierauf geftohlen worden ift, keinen ausgezeichneten 
Diebftahl angenommen; aus folgenden Gründen: 

Denn, wenn auch der Dedelforb, welcher in diefem Falle, Behufs 
der Ausführung des Diebftabls, hat eröffnet werden müſſen, mit Bindfas 
den feft zugefchnürt und verfiegelt gewefen, fo erfcheint doch eine derartige 
Verpackung, der Natur der Sache nach, mehr zu Verhütung einer etwaigen 
Beruntreuung als eines Diebftahls, geeignet. 

Als ein verfhloffenes Behältniß im Sinne von Art. 230 bes 
Crim.⸗Geſ.⸗Buchs it vielmehr, nach der von dem Ober-App.s®erichte bes 
reits feit längerer Zeit bei Entfcheivung derartiger Bälle feitgehaltenen Ans 
ſicht, nur dasjenige anzufehen, deſſen Verſchließung vorausfeglihd — wenn 
auch Feineswegs ausfchließlich, zu dem Zwede erfolgt war, den Inhalt ges 
x möglihe Entwendung zu ſichern. Vergl. Neue Jahrbb, für fächf. 

trafrecht. Bd. 4. S. 492, 


9, 
Artikel 131, 


Eine ſchwangere Frauensperfon war auf dem Wege nach Haufe durch 

D. gefommen, war bdafelbft auf der Straße von den Geburtswehen über- 
tafcht worden, hatte fi) bis zum Haufe der dafigen Hebamme gefchleppt, 
von biefer Aufnahme verlangt, war jedoch abgewiefen worden und 
hatte nun auf der offnen Stade geboren. Die Hebamme wurde zur Unter: 
ſuchung gezogen und auf fie die Vorfchrift des Art. 131 angewendet, ins 
er das Ober = Appellationd = Gericht feiner Entſcheidung folgende Gründe 
eifügte: 
He einigernaaßen zweifelhaft hingegen Eonnte es erfcheinen, ob im 
vorliegenden Kalle die in erfter Inſtanz angezogene Borfchrift im 131. Art. 
des Grim.c&ef. Buchs zur Anwendung zu bringen gewefen? Man hat jes 
doch auch in dieſer Hinficht die Anficht der früheren Urthelsverfaffer zu 
billigen, fich bewogen gefunden. Die in dem 131. Art. (nach Unterſchied 
der unter 1, 2 und 3 näher bezeichneten Fälle) beftimmten Strafen follen 
die Heltern der Berlepten (welche wegen jugendlichen Alters, Krankheit oder 
Gebrechlichkeit, fich felbft zu helfen, unvermögend find), oder andere Pers 
fonen, in deren Obhut jene fi befinden, treffen, wenn biefe 
Perfonen die Verlepten (vorfäglich, jedoch nicht in der Abficht, fie um das 
Leben zu bringen) ausfegen, oder in einem hülflofen Zuftande 
verlaff en, Erwägt Man nun, foviel gegenwärtigen Fall anlangt, daß, 
wie auch der Inculpatin feineswegs entgangen, nad) $. 5 der Hebammen 
Ordnung vom Jahre 1818 (vergl. $- 9 des Mandats, die Grlernung und 
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Ausübung der Geburtshilfe betr., vom 2. April 1818, und das Formular 
zu Vereidung einer Hebamme $. 26 der Gefeg-Sammlung vom $. 1818) 
die Hebamme zu allen Stunden des Tages und der Nacht bereit fein foll, 
ben Schwangern,, Kreiffenden u. f. w., bie ihrer Dienfte bedürfen, ohne 
Beitverluft zu Hülfe zu eilen, und verbindet Man hiermit dasjenige, was 
binfichtlich des Begriffes des in dem gedachten Artikel des Cr.-Geſ.⸗Buchs 
gebrauchten Ausbrudes: Obhut (vergl. Art. 1 des Cr.-Geſ.-Buchs, und 
die ©. 240 der Jahrbb. für fächf. Strafrecht von Wagdorf und Siebdrat 
vom Jahre 1840 angezogenen Landtagsprotofolle und Mittheilungen) in 
früheren Fällen (vergl. Groff, Bemerkungen ıc. zu Art. 131. ©. 30 f. 
Weiß, S. 423. 2. Aufl, und bie ſchon gedachten Jahrbücher S. 236 ff.) 
im Ginverftändniffe mit der Anficht des Ober-App.Gerichts, ausgefprochen 
worden, fo hat die Subfumtion des von der S’bt. ſich zu Schulden ge: 
brachten Vergehens unter die Beftimmung im 131. Art. des Er.-®.:B, 
einem erheblichen Zweifel nicht unterliegen können. 


10, 
Ueber die Denunciationspflidt. 

In einer Zeitung hatte eine Mittheilung über ein von einer Spruch: 
behörbe gefälliee, aber noch nicht publicirtes Erfenntniß geflanden, und es 
fonnte diefe Mittheilung nur von einem, bei dieſer Behörde angeftellten 
Deamten erfolgt fein. Diefer hatte ſich Hierdurch einer Pflichtverietzung 
ſchuldig gemacht. Die Dienftbehörde ftellte den Antrag auf Beftrafung, und 
das LUnterf,.Gericht forderte die Redaction auf, ihm den Beamten, von 
welchem fie jene Mittheilung erhalten habe, zu nennen, um gegen ihn zu 
verfahren. Die Rebaction weigerte fih, diefem Verlangen zu entfprechen, 
weil eine allgemeine Denunciationspflicht nicht beftehe. Allein das App.⸗ 
Gericht zu Dresden und das Ober-App.-Gericht beftätigten die Refolution 
des Berichts, da es fich nicht um die Anzeige eines, der Behörde noch 
nicht befannten Vergehens handle, daſſelbe vielmehr zur Genüge befcheinigt 
fei, und es nur in Frage komme, durch ein Zeugniß den Urheber defiels 
ben zu ermitteln, 








11, 


Ueber bie he, bes Erfages in zweiter 
nftanz. 

Nach den Schlugworten des Art, 65 des Cr.-G.B. kann der nad 
eröffneter Unterfuchung geleiftete Erſatz bei Beftimmung der Strafe inner 
halb der gefeglich vorgefchriebenen Grenzen berüdfichtigt werden. 

Der Erſatz ift daher fein Grund, die an fich verwirfte Strafe zu er 
mäßigen und daher 3. B. die Strafe von drei Monaten auf zwei Monate 
herabzuſetzen. Der Erſatz ift fein Milderungss, fondern nur ein Straf: 
beſtimmungs⸗Grund, und die obige Schlußbeftimmung ift nur die Anwen⸗ 
dung der Borfchrift des Art, 42 auf einen einzelnen Fall. Es ift daher 
nicht zu rechtfertigen, wenn man den Erſatz und den Rüdfall in ihrer Bes 
deutung für die Strafbeftimmung gleichftellen und im einzelnen Falle vie 
Rüdfallsfhärfung mit dem Erfage gleichfam compenfiren will, da der Rüd: 
fall einen Bufag zu der zuvörderſt ohne Rüdficht auf denſelben 
feftgeftellten (ordentlichen) Strafe herbeiführt. 

Aus diefer Natur des Erſatzes als eines Strafbeftimmungsgrunds 
— nun, wie das K. Ober⸗App.⸗Gericht angenommen, daß das Spruch⸗ 
gericht zweiter Inftanz völlig unbefchränkt ift, ob es den geleifteten Erſatz 
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berüdfichtigen will oder nicht. War der Erfab 3. B. in erfter Inſtanz nicht 
berüdfichtigt, fo fann in zweiter Inſtanz auch dann die in erfter Inftanz 
erfannte Strafe beftätigt werben, wenn bie zweite Inſtanz den Erſatz für 
beachtenswerth hält, zugleich aber der Meinung ift, daß auch unter Bes 
rückſichtigung diefes Erfages die erfannte Strafe als gerechtfertigt erfcheint. 
Ebenso liegt in dem nad) dem zweiten Erfenntniffe — —— kein 
Grund, aus welchem der Inculpat ein erzwingbares Recht auf dritte Vers 
theidigung propter nova erlangt, und ebenfo fann aus der nach früher ge— 
leiftetem theilweifen Grfage anderweit bewirkten Erftattung der Sa— 
chen oder ihres Werths ein erzwingbarer Anſpruch auf Strafherabfeßung 
nicht abgeleitet werben. 


12, 
Bu NArtifel 239. 
(Aus einem Erfenntniß des K. Ober App.-Gerichts.) 


Da hiernächſt die E. bei dem — 30 Thlr. betragenden Garndieb⸗ 
ſtahle inſofern ſich betheiligt hat, als ſie nach Verübung deſſelben mit einem 
Tragekorbe ihrer Schweſter (welche den Diebſtahl verübt hatte), um der— 
ſelben das geſtohlne Garn herein nach 8. tragen zu helfen, 
bis G. entgegengegangen iſt, in G. ihrer Schweſter einige der Garnpackete 
abgenommen und weiter getragen hat, ſo kann das Ober-App.-Gericht der 
aufgeftellten Anficht, wornach die E, nur Hinfichtlich derjenigen Packete, 
welche fie ihrer Schweiter in ©. abgenommen und felbft nad) 3. getragen 
hat, als Begünftigerin betrachtet worden ift, nicht beitreten. Denn die von 
Weiß zu Aıt. 239 gemachte, Bl. — angezogne Bemerkung bezieht fich, 
ebenfo wie die dafelbit citirte Erklärung der Regierungscommiffarien in ben 
Landtagsacten vom Jahre 1836/37 Beil, z. II. Abth. 1. Samml, ©. 137 
lediglich auf den Ball, wo der Partierer von mehrern geftohlnen Sachen 
nur die eine oder die andere vertreibt, Daß in einem folchen Falle die 
Strafe des Partierers nicht nach dem Betrage des ganzen Diebftahls, fon= 
dern nur nach dem Werthe der von ihm verpartierten einzelnen Sache abs 
zumefjen fei, unterliegt feinem Zweifel. Allein ein ſolcher Ball liegt gegen- 
wärtig nicht vor, wo die E. dem Diebe, in der Abficht, ihm die Forts 
fhaffung des ganzen Diebftahlsobjects in feinen Gewahrfam zu erleichs 
tern, einen Theil defielben zum Weitertransport abgenommen und dadurch 
feinen, auf das Ganze gerichteten Zweck unterftüßt hat. 





Literarifche Notizen. 


Die Redaction erlaubt fich diefenigen, welche für die Reform des Strafs 

verfahrens fich intereffiren, auf den 

„Gerichtsſaal“, Zeitfchrift für volfsthümliches Necht, insbefondere für 
Öffentlich-mündliches Verfahren in Criminal und Givilfadhen, und Ge: 
fhwornen = Berfaffung. — vom Miniſterial-Rath Dr. v. Jage— 
mann in Carlsruhe. Erlangen, Enke (erſcheint in monatlichen Heften); 
und auf die 

„Sitzungsberichte der baier. Strafgerichte.“ Herausg. von ber Redaction 
der Bl. für Rechtsanwendung. Erlangen, Palm u. Enke (erſcheint in 
zwangloſen Heften) 

aufmerkſam zu machen und ſie ihrer Beachtung beſtens zu empfehlen. Die 


Zeitfehrift enthält * Mittheilungen über die —* und Spruch⸗ 
praris der einzelnen Laͤnder, ſowohl in als außer eutſchland, treffliche 
Auffaͤtze über einzelne Theile des Strafproceſſes und feine Reformen, wäh 
vend die Gigungsberichte eine reiche und wohlgeorbnete Fülle intereffanter 
Straffälle und ihrer Entfcheidungen darbieten. 


Zur Vergleihung mit dem Erfenntniffe des O.A.⸗G. in der Unter: 
uchung gegen Heubner in Betreff der Frage über die Rechtsgiltigkeit der 
anffurter Reichsverfaffung, dient eine intereffante Brichüre des Dr. 
Schaffrath über diefe Frage (Leipzig, Matthes. 1850). Bon demfelben Berf. 
und in demfelben Verlage ift auch ein Feiner Commentar zu ben Art, 81. 
84. 94. 110. 115. 36 des Cr.⸗G.⸗B. (die politifchen Reder und Preß⸗ 
vergehen betr.), welcher eine weitere Ausführung der von dem Berf, als 
Bertheidiger in der Leipziger Schwurgerichtsfigung vom 18. März 1850 
vorgetragenen Anfichten enthält, erfchienen. Es ift diefe Schrift, —— 
man auch mit ihren Ergebniſſen allenthalben ſich einverſtanden erklaͤren 
kann, mit einem anerkennungswerthen Scharffinne geſchrieben und gewährt 
ne der einfchlagenden Gefepvorfchriften beachtenswerthes 
aterial, 


Ein Nachtrag zu der Schrift des Dr. Schwarze: über die Reform 
des Strafverfahrens im K. Sachſen, wird mit Beziehung auf die kürzlich 
von Dr. Groff herausgegebne Schrift im nächften Hefte erfcheinen. 


Drud von Breitkopf & Härtel in Leipzig. 


XVI. 


Kritifhe Bemerkungen zu der Strafproceford- 
nung für die thüringifchen Staaten, 
$. 8. Buſch, 


Dicepräfidenten beim gemeinfchaftlichen Großherzogl. fächfifchen und Fürftl. 
ſchwarzb. Appellationsgerichte zu Eiſenach. 


Schluß.) 





Referent fügt nun noch einige ſpecielle Bemerkungen zu 
einzelnen Artikeln bei. 
Zu Art. 5 und 38. 

In diefem Artikel heißt e8: „Das Verfahren ift mündlich 
und mit Niederfchriften verbunden.“ Sollen dieunter- 
ftrichenen Worte eine Mopdification des Principes der Münd— 
lichfeit begründen, fo wäre jedenfall darauf Bedacht zu neh— 
men geweſen, daß das, was niedergefchrieben werben fol und 
niedergefchrieben wird, auch vollen Glauben beanfpruchen fönne. 
Hierzu gehörte vor Allem Vorlefung der Protocolle in der Sigung 
und Genehmigung derfelben von Seiten des anweſenden Ge: 
richtsperfonals, des Staatdanwalts und insbefondere des An- 
gefhuldigten und feines Vertheidigers. Auch dürfte e8 von bie: 
ſem Geſichtspuncte aus nicht zu billigen fein, daß zu Gerichte: 
ſchreibern oder Protocolführern Perfonen, die eine juriftifche 


Staatsprüfung gar nicht beftanden haben, für tauglich erflärt 
Neue Jahrbücher f. ſächſ. Strafrecht. VI. 4. 24 


werden, Referent gibt zu bedenken, daß es oft für Juriften gar 
nicht fo leicht ift, dad Wefentliche der Ausfagen der Zeugen 
und Sadywerftändigen kürzlich nieverzufchreiben, und daß man 
für die Richtigkeit der Auffaffung an fi) und folglich des Nies 
dergefchriebenen felbft, da das Protocol dem Angefchuldigten 
nicht wieder vorgelejen zu werden braucht, faft gar feine Bürg: 
fchaft Hat, während doch das Protocol ſowohl hinſichtlich be- 
gangenerNichtigfeiten, ald aud) für die Entſcheidung des Appels 
lationsgerichtd über eine wegen Schuldige oder Nichtfchuldiger- 
Härung eingelegte Appellation, die hauptſächlichſte Erkenntniß— 
quelle abgibt. 
Zu Art. 82, 

Wahrſcheinlich weil die Zeugen nach Art. 181 ohne Bei— 
fein des Angefchuldigten vernommen werden follen, ift e8 der 
Rechtsgleichheit für angemeffen erachtet worden, auch) den Staats» 
anmwälten nicht zu geftatten, bei der Bernehmung der Zeugen 
vor dem Unterfuhungsrichter gegenwärtig zu fein; fie können 
indefjen nad) Art. 81 durch Einzelrichter und Polizeibeamte die 
wichtigften Unterfuhungshandlungen vornehmen laffen und 
Zeugenvernehmungen vor jenen beimohnen; auch muß ihnen 
auf ihr Verlangen der Unterfuchungsrichter die Aften zu jeder 
Zeit vorlegen (Art. 45). Nicht genug alfo, daß für jenes Vers 
bot der Beiwohnung der Zeugenvernehmung vor dem Unters 
fuhungsrichter Fein dringender Grund fprechen dürfte, fo ift 
doch aud) zu erwägen, daß die Würde der Staatsanwaltfchaft 
durch dafjelbe leidet und daß es ein Mißtrauen gegen die Staats⸗ 
anwälte verräth, welche ebenfowohl für die Ermittelung der Un» 
ſchuld eines Verbächtigen, ald für die feiner Schuld zu forgen 
haben (Art. 48), während ein Angeklagter nur für fich forgen 
wird. Daß in der Vorunterfuchung die erfte Vernehmung eines 
Zeugen ohne Beifein des Angefchuldigten erfolgt, läßt ſich viel- 
leiht aus Gründen der Zwedmäßigfeit rechtfertigen, obſchon 
für die Vernehmung der Zeugen in Gegenwart des Angefhuls 
digten andererfeits auch wieber wichtige Gründe fprechen Mit: 
termaier im Archive für Crim.Recht. Neue Folge. Jahrg. 
1848. S. 619) ; daß aber die Stantsanwaltfchaft, der zur Pflicht 


gemacht ift, darüber zu wachen, daß die Unterfuhung den 
gefegmäßigen Gang einhalte, mithin daß auch die Zeu- 
genvernehmungen in gehöriger Weife erfolgen, inbirect wenig: 
ſtens auf diefelbe Stufe geftelt wird, wie der Verbächtige, das 
dürfte fich fchwerlich rechtfertigen laſſen. 

Zu Art. 189. 

In der Vorunterſuchung fönnen nad) Art. 189 die Zeugen 
auch nach ihrer Abhörung vereidiget werden; hingegen bei der 
Hauptverhandlung ift die Beeidigung vor der Abhörung bei 
Strafe der Nichtigkeit vorgefchrieben. Welche Gründe den Ge— 
feßgeber zu der legtern Vorfchrift beftimmt haben, vermag Re: 
ferent nicht zu beurtheilen; aber das läßt fi) wohl behaupten, 
daß, wenn einmal wichtige Gründe für die Beeidigung der Zeu- 
gen vor ihrer Abhörung bei der Hauptverhandlung fprechen, 
diefe Gründe auch für paffelbe Verfahren in der Borunterfuchung 
fprechen mußten, infofern in diefer zu einer Beeidigung der Zeu⸗ 
gen überhaupt zu fhreiten ifl. Das Zwedmäßigfte dürfte aber 
wohl gewejen fein, dem Gerichte anleimzuftellen, ob die Zeu- 
gen vor oder nach ihrer Abhörung zu vereidigen feien und die 
Androhung der Nichtigkeit für den legtern Fall ganz wegzulaffen. 

Zu Art. 237. 

Die Vorfchrift einer nochmaligen Vereidigung der ſchon in 
der Vorunterfuchung vereideten Zeugen wäre, fon um den 
Schein zu vermeiden, als werde mit dem Eide ein Spiel getrie> 
ben, und auch aus andern Gründen beffer weggeblieben. Was 
muß ein wegen hohen Alters bereits in der Borunterfuchung 
vereideter Zeuge denken, wenn er in der Hauptverhandlung noch⸗ 
mals erfcheint und nun zum zweiten Male ſchwöten foll, wäh 
rend man fich in den in Art. 244 erwähnten Fällen mit der Vor: 
fefung unbeeidigter Zeugenausfagen begnügen zu können glaubt 
und dieſe für hinreichend erachtet, um bei der Urtheilsfällung in 
Derüdfichtigung gezogen zu werden. Dagegen muß man 

Zu Art. 246 
mit Berwunderung fragen, warum in diefem Artifel die Beeidi⸗ 
gung neuer Zeugen von der Einwilligung des Staatsanwaltes 
und des Angeklagten abhängig gemacht ift. Der Vorſitzende hat 
24* 


nämlich zur Beförderung der Wahrheit dad Recht, neue 
Beweismittel zu erheben; gleichwohl foll die Beweiserhebung 
nur zur Aufflärung dienen und eine Beeidigung blos aus— 
nahmsweife, (in dem obenerwähnten Falle,) ftattfinden. Wäh- 
rend alfo im Art.237 ein Eid für nicht genügend erachtet wird, 
glaubt man, daß eine Beeidigung der Zeugen zur Beförde— 
rung der Wahrheit nicht erforderlich fei und beftimmt, hierz 
von wieder abweichend, daß die Beweiserhebungen nur zur 
Aufklärung dienen follen. Durch die Ausfagen unbeeidigter 
Zeugen wird aber weder die Wahrheit befördert, noch Aufklaͤ— 
zung herbeigeführt, fondern jene wird fo lange zweifelhaft blei- 
ben und diefe fo lange in ein Halbvunfel gehüllt fein, bis die 
neuen Zeugen beeidiget find. 

Wenn die Ausfagen der legtern dem Angefchuldigten nach— 
theilig find, wird diefer ficherlich in deren Vereidigung nicht ein- 
willigen und das Kreisgericht jo wie die Geſchwornen (vgl. den 
legten Saß des Art. 282) werden wegen ihres Urtheilsſpruchs 
weit mehr in Ungewißheit fein, ald wenn es fofort durch Bes 
eidigung zu einer gründlichen Beförderung der Wahrheit, zu 
einer vollen Aufklärung gefommen wäre. 

Nur auf großen Umwegen und mit einem rein vergeblichen 
Koftenaufwande läßt. fih Hoffentlich das zulegt erwähnte 
Reſultat, wenn auch nicht mehr in feinem vollen Umfange, ers 
reihen; nämlich 

a) bei einer Definitiventfcheidung der Kreisgerichte durch 
Appellation und Angabe der neuen Zeugen ıc., die nady Art. 
246 unbeeidiget geblieben find und 

b) bei einer Entfcheidung der Gefchwornengerichte durch 
Wiederaufnahme derlinterfuhung. die aber freilich wegen neuer 
Beweismittel nur dem Angefhuldigten verftattet ift 
(Art. 338). 

Referent hat oben gejagt „hoffentlich“; denn er fürchtet 
nicht, daß die fünftigen Richter geneigt find, die beiden Wege 
dem Betheiligten durch. den Einwand abzufchneiden, daß es ſich 
in jenen Faͤllen nichtum neue, fondern um ſchon benugte Beweis: 
mittel handle, die zu den unter lit. a und b gedachten Zweden 
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. nicht mehr gebraucht werden fönnten. Cine ſolche Interpretas 
tion würde dem Gefeggeber die Abficht unterftellen, er habe nicht 
die Wahrheit, fondern den Irrthum, nicht Aufklärung , fondern 
ein magifches Dunkel begünftigen wollen. Hier fchaltet nun 
Referent das ein, was 
Zu Art. 215 

zu bemerfen ift. In diefem Artikel ift nämlich beflimmt, daß 
auch nad dem Berweifungserfenntniffe neu aufgefundene Bes 
weismittel von den Betheiligten noch nachgebracht werden kön—⸗ 
nen; aber auch hier ift die Bedingung geftellt, daß dieſes fo zeir 
tig gefihehen müffe, daß wenigftens der Gegner noch davon be— 
nachrichtiget werden Fönne. ft diefes nun nicht möglich, fo 
bleiben ebenfall8 nur die beiden unter a und b zur vorigen Num— 
mer bemerften Auswege, für den Staatsanwalt aber bei Urthei- 
len eines Gefhwornengerichts gar Feiner, übrig, den höchft fel- 
tenen Ball etwa ausgenommen, wo der Angeklagte oder ein 
Dritter mittelft eines Verbrechens die Zeugen bis nad) abgeurs 
theilter Sache entfernt gehalten hätte (Art. 326. Nr. 1). 

Referent verfennt nicht den Grund der angefochtenen Be- 
flimmungen, der darin liegt, daß der Gegentheil Zeit und Ge: 
legenheit haben ſoll, über die Glaubwürbigfeit der neuen Zeus 
gen ıc. fo wie darüber Erfundigungen einzuziehen, ob er gegen 
das, was fie ausfagen, bezüglich befunden, nicht ebenfalls neue 
Gegenbeweismittel beibringen kann; aber abgefehen davon, daß 
diefe Gründe nur in feltenen Fällen Platz greifen werben, fo 
hättevohjedenfalls und mindeftensdem urtheilenden Ge— 
richte allein anheimgeftellt werden müffen, darüber zu entfcheiden, 

a) ob in den Fällen der Art. 215 und 246 die neuen Zeu- 
gen, Widerſpruchs ungeachtet, zuzulaſſen, bezüglich zu vereiden 
feien, oder ob nicht wenigfiend 

b) analog dem Falle des Art. 222, die Hauptverhandlung 
zu vertagen fei; denn dann würde Doc) jedenfalls der Uebelſtand 
vermieden, daß nicht ein, gewiß bisweilen vorausſichtlich fal⸗ 
ſches Endurtheil gefällt wird. 

Zu Art. 262. 
In dem Art. 262 ift Aufnahme eines Protocolls über die 


Hauptverhandlung bei Strafe der Nichtigkeit geboten und dann 
ift dasjenige bezeichnet, was es enthalten ſoll. Es entſteht da⸗ 
her die Frage: 

1) Ob Nichtigkeit eintritt, wenn das Protocoll über einen 
oder einige der Puncte, die es enthalten fol, ſchweigt, wenn 
auch nachgewiefen werben kann, 3. B. daß die fraglichen Per- 
ſonen wirklich anwefend waren, bezüglidy die betreffenden Hands 
lungen wirklich auf legale Weife vorgenommen worben find, 
und ob 

2) die Nichtigkeit fich blos auf das Protocol befchränft, 
oder die ganze Hauptverhandlung afficiret. 

Die zweite Frage ift jedenfalls dahin zu beantworten, daß 
die ganze Hauptverhandlung nichtig ift. Denn das Protocolli» 
ven gehört zur Hauptverhandlung und die Führung eines ‘Pro: 
tocolls ift bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchrieben. Es liegt 
mithin der Nichtigkeitsgrund Nr. 3. Art. 306 vor, in einem 
ſolchen Falle muß aber, wie Art. 313 ausdrüdlich gebietet, jo 
wie zu 1, nämlich auf nochmalige Hauptverhandlung und Ent: 
fcheidung erfannt werden ; mithin betrachtet das Gefeg die ganze 
vorige Hauptverhandlung ald nichtig. 

Dagegen unterliegt die Beantwortung der erften Frage aller- 
dings manchem Zweifel; denn wenn 3. B. aus Verſehen die 
Anwefenheit des Staatdanwaltes, oder das Verleſen der An» 
Hagefchrift, oder ein ähnlicher Bunct nicht bemerkt wurde, wäh 
rend die Eriftenz des Gegentheils hiervon den meiften Anwefen- 
den befannt ift, fo fpricht gewiß die Billigfeit und auch die Rechts⸗ 
analogie dafür, dem Gegner deſſen, der die Nichtigfeitäquerel 
erhebt, den Beweis zu geftatten, daß es fi) nur um einen Uns 
terlafjungsfehler des Protocollführers handle, Aber es Fönnen 
weit fubtilere Fälle vorfommen, 3. B. wenn das Protocoll hins 
fichtlich der Ausfagen der Zeugen und Sadverftändigen dunkel 
oder widerfprechend ift. Hier läßt fih nicht mehr nachhelfen 
und ebenfowenig wenn es fonft zu allgemein oder confus fein 
follte. Daß nun hier Nichtigfeit die Folge fein muß, das läßt 
fi, foll nicht der erfte Sag des Art. 262 zur Zllufion werden, 
nicht beftreiten. Dem richterlichen Ermeſſen ift fonach, da das 


Gefeg Feine Gränge zwifchen Fällen der zuerſt und der zulegt ges 
dachten Art gezogen hat, ein ziemlich weiter Spielraum gegeben, 
der zu manchen Streitfragen Beranlaffung geben dürfte. 


Zu Art. 263. 


Mandyes jener Bedenken würde dadurch befeitiget worden 
fein, wenn in diefem Artifel eine Borlefung des Protocolls vor 
dem Schluffe der öffentlichen Sitzung angeordnet und zugleich 
vorgefchrieben worden wäre, daß nad) der Vorleſung der Ange 
ſchuldigte ſowohl ald der Staatsanwalt zu fragen fei, ob und 
was jie gegen das Protocol zu erinnern hätten. Hierdurch wäre 
aud), wie ſchon oben bemerft wurde, der der Mündlichfeit ein- 
mal beigefügten Mobdification des Berbundenfeins mit Nieder: 
ſchrift billige Rechnung getragen worden und die Niederfchrift 
hätte dadurch erft ihre rechte und eigentliche Bedeutung erhalten. 
Was aber fan, — fragt Referent, — die BVorlefung des ‘Pros 
tocolld in Anwefenheit der Mitglieder des Gerichts nach dem 
Schluſſe der öffentlichen Sigung helfen und was haben die Mit- 
glieder des Gerichts zu thun, wenn fie daffelbe feinem Inhalte 
nad) unrichtig finden, oder vielmehr gar in diefer Hinficht ver- 
fehiedener Meinung find? Kann und darf ed nach dem Schluffe 
der Sigung noch abgeändert oder ergänzt werden, da es doch 
die hauptfächliche Grundlage für einzuwendende Rechtsmittel 
bildet? — Kann dieſes geſchehen, ohne daß die Gerichtsperfos 
nen ridquiren, ihren guten Ruf und die Würde des Amtes auf 
das Spiel zu feßen, vorausgefegt, daß ihnen jene Befugniß 
überhaupt zuftände?! — Wie anders, wie viel vortheilhafter 
geftaltete fich die Sache, wenn das Protocol vor dem Schluffe 
der Sigung vorgelefen werden müßte, wo dann gewiß in den 
meiften Fällen etwaige Mängel entdedt würden und fofort auf 
legale Weife berichtigt werden könnten, woburd großem Zeit« 
und Koftenaufwande vorgebeugt werden würde. Referent würde 
als Richter ftets das Protocol in Gegenwart aller Betheiligten 
vorlefen laffen; denn verboten ift diefes nicht und es wirft im- 
mer auf den Gerichtshof, zumal in den Augen des Laien, kein 
“ gutes Licht, wenn Hauptverhandlungen für nichtigerflärt werden. 


Zu Art. 287, 292 und 295. 

Nach Art. 287 kann der Gerichtshof die Frage über die 
That an fi) und darüber, ob die That von der Eigenfchaft fei, 
welche das Gefet zum Begriff des Verbrechens erfordert, tren: 
nen. Eine gleiche Befugniß der Trennung beider Fragen ift den 
Geſchwornen im Art. 292 ertheilt, und zwar dergeftalt, daß fie, 
wenn fie die Srage über die That bejahen, die Entſcheidung der 
andern Brage dem Gerichtshofe überlaffen können. Durch Akt. 
295 tft endlich der Gerichtshof autorifirt worden, dann, wenn 
er einftimmig der Meinung ift, daß ſich die Gefchwornen rüd- 
fihtlih der That überhaupt geirrt haben, die Entfcheidung 
auszufegen und die Sache vor ein anderes Gefchwornengericht 
zu verweifen. 

Hier fragt fih: Was haben die Worte „rüdjichtlid der 
Thatüberhaupt“ zu bedeuten? 

Nach des Referenten Anſicht correfpondiren fie mit den Wor: 
ten der Art. 287 und 292 und bezeichnen die Befugniß des Ge: 
richtshofs zur Ausfegung der Entſcheidung nicht allein in dem 
alle, wenn die Frage über die That bezüglich die Thäter- 
ſchaft, fondern auch in dem Falle, wenn von den Gefchwornen 
auch blos die Frage: ob die That von der Eigenfchaft fei, welche 
das Geſetz zum Begriffe des Verbrechens erfordert, nach der ein- 
ftimmigen Meinung des Gerichtshofs zum Nachtheile des Ange: 
Hagten falſch entfchieden worden iftz denn auch in dem letztern 
Falle darf der Gerichtshof nicht felbft eine abändernde Entfcheis 
dung abgeben. 

Denken wir und folgenden Kal: A ift wegen Majeftätöbe- 
leivigung angeflagt; es ift aber zweifelhaft, ob in feiner Aeuße— 
rung eine Beleidigung — liegt. Der Gerichtshof wird nun hier 
gewiß die Fragen trennen: Iſt der Angeklagte jener Aeußerung 
für ſchuldig zu achten und zweitens: Iſt diefelbe von der Art, 
daß fie die Ehre des Landesheren Fränft oder nach der gemeinen 
Meinung Berachtung gegen denfelben ausdrüdt? 

Wenn nun die Geſchwornen beide Fragen bejahen, der 
Gerichtshof auch mit der Beantwortung der erften einverftanden, 
dagegen der einftimmigen Meinung ift, daß, was Die zweite” 
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Frage anlangt, feine Beleidigung vorliege, und daß funach ein 
Majetätsverbrechen nicht begangen worden fei, fo muß auch 
in diefem Falle die Sache vor ein anderes Gefchwornengericht 
gewiejen werden. 

Gegen diefe Befugniß des Gerichtshofes dürften um fo 
weniger Bedenken obwalten, da die Beantwortung der Frage: 
ob eine That von der Eigenfchaft fei, welche das Geſetz zum 
Begriff des Verbrechens erfordert, jedenfalls mehr indie Sphäre 
des Richteramtes fällt, als in Die der Geſchworenen; Dagegen 
fcheint ed dem Referenten zu weit gegangen, und dem Haupt: 
principe, welches dem Inftitut der Jury zu Grunde liegt, wider: 
ſprechend zu fein, daß man dem Gerichtshofe auch in Bezug 
auf die reine Thatfrage das Recht eingeräumt hat, den auf 
„ſchul dig“ lautenden Sprud) der Geſchwornen zu caffiren. Ge: 
wiß find die Motive, welche diefer Beftimmung zu Grunde lie: 
gen, anerfennungswerth; aber wenn man einmal Geſchwornen⸗ 
gerichte will, fo muß man fie auch wollen und einführen ohne 
Verlegung der Orundlagen, welche eben als Bürgfchaft für eine 
tichtigere Entfcheidung der Thatfrage zu betrachten find. Unter 
Verweiſung auf die Art. 252 und 289 glaubt Referent nicht zu 
irren, wenn er behauptet, daß der Maaßitab, nad) welchem die 
Richter und die Gefhwornen über die Bejahung oder Bernei- 
nung der Thatfrage urtheilen werden, ein feineswegs überein: 
ftimmender ift, m. a. W. daß die richterliche Heberzeugung auf 
andern Erfenntnißquellen und andern Gründen beruhen wird 
und muß, als die rein menfchliche der Gefchwornen. Diele An- 
ficht wird ſelbſt durch ven Art. 252 außer Zweifel gefegt; denn 
er macht dem Gerichte Prüfung der einzelnen Beweismittel in 
Anfehung ihrer Glaubwürdigkeit zur Pfliht, die unwillführlich 
gewiß oft nad) juriftifchen Regeln erfolgen wird. Bei den Ge: 
ſchwornen ift diefes nicht der Fall und es ift daher jehr zu fürch— 
ten, daß die bisherige Beweistheorie, welche in succum et san- 
guinem der meiſten Richter übergegangen ift, ſich noch häufig 
bei Entfheidung der Thatfrage geltend machen werde, 

Zu Art. 290. 
Es iſt höchſt bedenklich und wird wohl bisweilen zu großem 


Miptrauen Anlaß geben, daß dem Präftdenten geftattet iſt, für 
feine Berfon allein im verfchloffenen Zimmer den Gefchwornen 
Aufklärung über den Sinn und die Bedeutung der ihnen geftell- 
ten Fragen zu geben; es können aber dadurch dem Präſidenten 
felbft große Unannehmlichkeiten erwachſen, wenn er mißverftan: 
den oder von dem einen oder andern Gefchwornen fpäter behaup- 
tet werben follte, die Aufflärung des Präfiventen habe anders 
gelautet, als fie nach feiner fpätern Erfundigung hätte lauten 
follen. Ja! es läßt fich nicht verfennen, daß es im Gebiete der 
Möglichkeit liegt, daß der Präfident auch einmal irren und da- 
durch wieder die Gefchwornen zu einem unrichtigen Ausfpruche 
verleiten fann,. Die Aufflärung über den Sinn der Frage ift fo 
wichtig, wie die Brageftellung felbft, ja jene, wenn und wo ed 
ſich um fie handelt, ift gewiſſermaßen ein integrirender Theil der 
legtern, und was von biefer gilt, muß confequenterweife aud) 
von jener gelten. Gegen die aufgefteliten Fragen, welche bei 
Strafe der Nichtigkeit öffentlich vorzulefen find (Art. 286), kann 
aber fowohl der Staatsanwalt, ald der Angeklagte Einwendun- 
gen machen, über welche der Gerichtshof entfcheidet, und folge 
weife müßte wenigftens dieſes Verfahren aud) bei einer Aufflä- 
rung über den Sinn und die Bedeutung der Fragen, — welche 
ja nady ihrer Richtigkeit und größern oder mindern Genauigfeit 
die wichtigften Folgen haben fann, — beobachtet werden. Wenn 
man einmal Deffentlichfeit für nothwendig hält, fo follte die— 
felbe audy bei jenem fo wichtigen Akte ftattfinden. Eine Menge 
Gründe fprechen nach Obigem dafür und fein einziger Dagegen; 
auch ift nicht einmal verordnet, daß die Aufflärungen, welche 
der Präfivent den Gefchwornen gegeben hat, nievergefchrieben 
werden und fomit fehlt e8 an jeder Garantie gegen die Ein- 
fhleihung eines Irrthums oder Mißverftändniffes. Es wäre 
daher fehr zu wünfchen gewefen, daß die Gefeggebungen für 
Baden und Sigmaringen Nahahmung gefunden hätten, 
die auch bei der von dem Präfidenten zu gebenden Aufklärung 
Deffentlichfeit einzuführen für zweckdienlich erachtet haben. 
Zu Art. 306. Nr. 6 und 7. 
In einer unrichtigen Geſetzesauslegung wird, wenn fieeiner 


Entſcheidung zu Grunde liegt, zwar immer eine unrichtige An- 
wendung des Geſetzes liegen, aber einer unrichtigen Anwendung 
eines Gefeges Liegt nicht immer eine unrichtige Geſetzesausle—⸗ 
gung zu Grunde. Wenn die Kreis: oder Geſchwornengerichte 
das Geſetz richtig verftanden und nur irrthümlicherweife die thats 
fählihen VBorausfegungen feiner Anwendbarkeit für vorhanden 
geachtet haben, fo tritt, wenn jene auch nicht vorhanden find, 
und folglid) das Geſetz in einem weitern Sinne untichtig ange: 
wendet worden ift, dennoch feine Nichtigfeit ein; wenn fie das 
gegen ein Gefe angewendet haben, in der Ueberzeugung , es 
jeien zu feiner Anwendung gewiſſe thatfächliche Borausfegungen 
nicht erforderlich, während fie es doch find; oder es feien jene 
zu feiner Anwendung erforderlich, während fie e8 nicht find, fo 
liegt der gedachte Nichtigkeitögrund vor, der zulegt immer einen 
Irrthum im Gebiete des Rechts unterftellt. Aehnlich verhält es 
ſich mit dem Nichtigfeitsgrunde Art. 7, nämlid wenn auf eine 
andere Strafart, ald das anzuwendende Strafgefeg beftimmt, 
oder auf ein Strafmaaß unter oder über dem gefeglihen Maaß 
erfannt ift. Diefer Beftimmung muß man indeß jedenfalls die 
fi) von felbft ergebende Beichränfung unterlegen: ausgenoms 
men, wenn ein folcher Fall vorliegt, wo der Richter zu einer Ab- 
weichung jener Art berechtiget ift (vgl. Art. Al des Er.:Gef.: 
Bud). 

Hierbei fönnen nun aber auch wieder verichiedene Fälle 
vorkommen, Nämlich entweder unterftellt der Richter feiner Ent- 
ſcheidung einen gefeplich anerfannten Grund, der ihn über oder 
unter das Strafmaaß zu gehen berechtiget und nimmt denfelben 
als bewiefen an; oder er hält irrigerweife einen Grund für einen 
ſolchen gefeplihen, Der ed nicht ift. In diefem Falle allein tritt 
Nichtigkeit ein, nicht in jenem, wenn audy der gefeglicye Beredh» 
tigungsgrund nicht erwiefen wäre, und fi mithin der Richter 
in der Entſcheidung der Thatfrage geirrt hätte. 

Zu Art. 319. 

Dem Referenten würde es billiger gejchienen haben, aud) 
für den Fall, wenn der Privatbetheiligte feine Nebenappellation 
einlegt, demjelben dieBetretung des Civilwegs ohne desfall: 
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figen ausdrüdlihen Borbehalt zu geftatten, weil letz— 

terer, im Grunde genommen, doch nur eine Formalität ift und 

der Betheiligte durch Vernachlaͤſſigung derfelben, ohne dringende 

hierfür fprechende Gründe, um fein gutes Recht fommen kann. 
Zu Art. 320. 

Die Beftimmung, daß dieNichtigfeitsgründe bei der Appel« 
lation gegen eine Freisgerichtliche Entfcheidung einzeln beftimmt 
angegeben werben follen, muß jedenfalls, fol fie nicht illuſo— 
rifch werden, die Folge haben, nicht nur, Daß eine allgemein 
eingewwendete Nichtigfeitöbefchwerde zu verwerfen ift, fondern 
daß auch, wenn wegen eines beftimmten, aber falſchen Nichtig- 
feitögrundes querulirt wird, auf Nichtigfeit nicht erfannt wer- 
den darf, felbft wenn das Appellationsgericht einen nicht geltend 
gemachten wahren Nichtigfeitögrund entdedte. 

Die weitere Beftimmung, daß auch andere befchwerende 
Puncte bei der Appellation deutlich bezeichnet werden follen , ift 
höchftens als ein guter Rath zu betrachten, indem es fofort wei: 
ter heißt: „jedoch fol eine allgemein eingewendete Appellation 
fo angefehen werben, als fei fie gegen alle einzelne Theile des 
Urtheils, welche gegen den Appellanten gehen, gerichtet.” Jener 
Rath dürfte aber für den Verurtheilten nicht einmal ein guter 
Rath fein; denn der erftere geht jedenfalls fiherer, wenn er im 
Allgemeinen Appellation einwendet, als wenn er fpecielle Be: 
ſchwerdepuncte aufftellt, weil in jenem Balle alle einzelne ihm 
nachtheilige Buncte des Urtheils als angefochten gelten und mits 
hin der oberrichterlichen Prüfung unterftellt werden müffen. Noch 
Schlimmer ift aber bei der Zuläfftgfeit einer folden allgemeinen 
Appellation das Appellationsgericht daranz denn da es nicht 
weiß, auf welche fpecielle Buncte es die Hauptverhandlung zu 
richten hat, fo muß es diefelbe, will es recht gewiflenhaft fein, 
vom Anfang bis zum Ende wiederholen. 

Dabei geht dem Referenten noch folgendes Bedenken bei. 
Borliegende Nichtigfeiten gehören in den Bereich ver Appella- 
tion; denn diefe fann auch wegen jener eingewendet werden, 
Art. 317, und die Nichtigkeitsbefchwerde gegen Endurtheile der 
Kreisgerichte wird nicht als befonderes Rechtsmittel behandelt. 
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Abgefehen nun davon, daß diefes eine mit den andern Vor— 
fhriften der Proc. Ordnung über die Geltendmachung der Nich— 
tigfeiten nicht Harmonirende Beftimmung ift, fo dürfte überdies 
auch noch die Frage nicht außer allem Zweifel fein: ob bei einer 
allgemein eingelegten Appellation das Appellationsgericht 
nicht auch Nichtigfeiten, welche nicht einzeln und beftimmt ange: 
geben find, wenn e8 folche bemerkt, berüdfichtigen und auf Nich— 
tigkeit erfennen müffe. Referent hat zwar diefe Brage oben ver- 
neinen zu müflen geglaubt, hauptſächlich aus dem Grunde, weil 
die Borfchrift, daß Nichtigkeitögründe einzeln beftimmt ange— 
geben werden follen, außerdem alle Bedeutung verliert; allein 
da die Appellation auc wegen Nichtigfeiten eingewendet wers 
fen kann und die Nichtigkeitsbejchwerde n ur im Wege der erftern 
geltend gemacht werden fann, mithin alfo Nichtigfeitsgründe 
die Eigenfchaften von Appellationsbefchwerben haben, die offen- 
bar nicht fpeciell herausgefegt zu werden brauchen, fo wäre eine 
deutlichere Sprache des Geſetzgebers fehr zu wünfchen gemefen. 
Zu Art, 336. 

Hier fragt fi), warum man nicht auch dem Staatsanwalte 
dad Recht zugeftanden habe, wegen neuer Beweismittel die 
Wiederaufnahme der Unterfuchung zu beantragen, fondern nur 
dem Angefhuldigten? (f. A. 338. Nr, 2.) Ein Grund dafür 
ift nicht aufzufinden und es fcheint die Humanität zu weit ges 
trieben, auf Unfoften des Rechts und der Gleichheit vor dem 
Gefege jene Befugniß dem Staatsanwalte zu verweigern. 

Zu Aıt. 361, 

In diefem Artikel heißt e8: „Die Koften find bei losfpre- 
chenden Erfenntniffen vom Staate zu übernehmen. Nur bei Ber: 
brechen, *) welche blos auf Antrag eines Betheiligten unterfucht 
und beitraft, und nicht für diefen vom Staatsanwalt, fondern 
von dem Betheiligten felbft als PBrivatanfläger verfolgt werden, 
bat diefer legtere die Koften zu übertragen.“ 


®) Daß hier das Wort „Berbrechen” im weiteften Siune genommen 
ift, in welchen es auch Vergehen und Mebertretungen umfaßt, das braucht 
wohl nicht erft bewiefen zu werden. (Vgl. Art. 4 u, 47, wo es in demfelben 
Umfange gebraucht wird.) 


Diele Beftimmung muß eine harte genannt werden; denn 
da bei allen Uebertretungen, welde nur auf Antrag des 
Betheiligten zu unterfuchen find, die Mitwirkung des Staats: 
anwaltes gänzlich ausgefchloffen ift (Art. 343, 2. Alinea), und 
mithin der Betheiligte ftets ſelbſt als Anfläger auftreten muß, 
wenn anders eine Unterfuchung eingeleitet werben fol, fo fpricht 
die obige Beftimmung nicht mehr und nidyt weniger aus, als 
daß bei allen, nur auf Antrag zu unterfuchenden Uebertretungen 
den Ankläger die Koften treffen, wenn der Angeklagte freige— 
fprochen wird. 

Diefe Beſtimmung wird gewiß nicht dazu beitragen, um 
die neue Cr.⸗Proc.⸗Ordnung in Eredit zu bringen; denn früher 
waren, wenigftens im Bürftenthume Schwarzb.:Sondershaufen, 
die Denuncianten befjer daran, indem fie, wenn auch der Anger 
ſchuldigte freigefprochen wurde, nie Koften zu bezahlen hatten. 
Auch gewinnt es den Schein, als wolle ver Staat die Verlegten 
in den Fällen, wo ed ihres Antrags zur Unterfuchung und Bes 
ftrafung bedarf, indirect abhalten, auf Unterfuhung anzutra= 
gen, während er doch felbft ebenfalls verlegt ift (Art. 45), und 
ein großes Intereffe dabei hat, daß die Verfolgung von Vers 
brechen weder direct noch indirect erfchwert werde. Enblid) fann 
es nicht gebilliget werden, daß der eigentliche und furze Sinn 
der ercerpirten Stelle nicht rund herausgegeben und ausgebrüdt 
worden iftz denn, wie jene Stelle lautet, fo Farın der Laie we- 
nigftens zu derMeinung verleitet werden, daß den Anklaͤger nur 
in ſolchen Fällen die Koften träfen, wo der Staatsanwalt die 
gerichtliche Verfolgung verweigert hat (Art. 49). In diefem, 
aber auch nur in diefem alle, erfcheint die obige Beftimmung 
über die Pflicht zur Koftenbezahlung gerechtfertiget. 

Zu Art. 365. 

Die Beftimmung, daß, wenn der Angeklagte auf fein Rechts⸗ 
mittel blos eine Herabfegung der Strafe erlange, er dennoch Die 
Koften feines Rechtsmitteld zu übernehmen fehuldig fein folle, 
läßt fih dann nicht rechtfertigen, wenn er allein und ausſchließ— 
lich wegen der Größe der Strafe appellit hat. Das fann näm- 
lich bei Entſcheidungen der Einzeltichter und Kreisgerichte ges 
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fchehen. Wenn nun der Appellant mit feiner blos auf jenen 
Punct gerichteten Beſchwerde obfiegt, fo muß dem Rechte nach 
der Staat die Koften der Rechtsmittelinftang allein tragen; denn 
e8 würde feine Appellation eingelegt, e8 würden die Koften in 
der Rechtömittelinftang gar nicht entftanden fein, wenn ſchon 
der erfte Richter fo erfannt hätte, wie — nach dem für formell 
wahr zu haltenden Ausipruche des zweiten Richters, — den Ge: 
jegen zufolge erfannt werden mußte. Die fragliche Beftimmung 
würde fid) ſonach höchſtens dann rechtfertigen laffen, wenn 
der Appellant wegen nicht erfolgter gänzlicher Freifprechung ap» 
pellirt, und nur eine Strafherabfegung erlangt hätte, obſchon 
er auch hier wenigftens mit einem verhältnigmäßigen Theile ver 
Unterfuhungsfoften zu verfchonen gewefen fein dürfte, 
Zu Art. 368, 

In diefem Artifel heißt es: „WVertheidigungsgebühren über: 
trägt der Staat (wenn der Foftenpflichtige Angeklagte arın ift,) 
nur unter den Art. 361 und 365 geordneten Einfchränfungen.“ 
Die in dem Art. 365 geordnete Einfchränfung ift nun die: daß 
der Staat die Koften der Vertheidigung in der Inftanz der 
Rechtsmittel nur dann zu erftatten hat, wenn der Ange: 
klagte völlig freigefprochen worden oder mit der Nichtigfeitsbe: 
ſchwerde durchgedrungen ift, daß der leßtere aber dann, wenn er 
blos eine Herabfegung der Strafe erlangt, auch die Koften des 
Rechtsmittels, mithin auch die der Bertheidigung zu tragen habe. 
Man follte daher annehmen, daß der ercerpirte Paſſus des Art. 
368 die Sache völlig erfchöpfe; gleihwohl folgt nun nad) den 
Worten: „geordneten Einfchränfungen“ noch der Sag: „und in 
der Inftanz eines Rechtsmittels nur dann, wenn 
darauf eine abändernde Entſcheidung erfolgt ift.“ 

Diefer Schlußſatz ift entweder rein überflüfftg oder er wi: 
derfpricht der vorherigen Beftimmung und hebt diefe wieder auf; 
denn die im Art. 365 geordneten Befchränfungen entſcheiden ja 
fhon die Frage, wann die Koften der Vertheidigung in ber 
Inftanz der Rechtsmittel vom Staate zu erftatten feien, und 
fprechen denfelben von der Pflicht der Koftenerftattung dann 
frei, wenn der Angeklagte blos eine Herabfegung der Strafe 
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durch das Rechtsmittel erlangt hat. Dagegen gibt eine folche 
Herabfegung dem zweiten Erfenntniffe immer das Kriterium 
einer abändernden Entfcheidung, in Folge deren, in offen- 
barem Widerfprucdhe mit dem Sclußfage des Art. 365, dem 
Staate die Erftattung der Bertheidigungsgebühren in der Appel- 
lationsinftanz auferlegt wird. Es ift diefes eine auf dem Wege 
der Interpretation fchwerlich mit Sicherheit zu Löfende Dunfel- 
heit; man müßte denn die Worte: „abändernde Entſcheidung“ 
blos auf eine völlig freifprechende (Art. 365 erfter Sag) bezie: 
ben, wo aber dann der Sag: „und in der Inftanz der Rechts: 
mittel“ ꝛc. immer überflüffig erfchiene. 


Zu Art. 370 — 377. 
Ueber das Verfahren bei Ehrenfränfungen. 

Referent verkennt nicht, daß man über das vorherrfchende 
Princip des Verfahrens, in weldyem Ehrenfränfungen zu vers 
handeln find, von jeher hin: und hergefchwanft hatund daß des» 
halb ſchon früher ein gemifchtes Verfahren, ein fogenannter 
Rüge: oder Denunciationsproceß ftattfand, weil man weder den 
reinen Unterfuchungs: noch den reinen Eivilproceß bei Ehrver- 
legungen für geeignet hielt. Das Naturgemäßefte wäre jeden- 
falls gewefen und würde es noch fein, wenn man Fein befon- 
deres Verfahren für diefelben einführte, fondern fie im gewöhn- 
lien Unterfuchungsprocefie verhandelte und hinſichtlich Der 
Eivilanfprüche Aphäfion eintreten ließe; denn wie die Sachen jept 
ſtehen, wo es weder eine äftimatorifche Klage im Sinne der 
Römer, noch eine in Abbitte und Ehrenerklärung oder Wider: 
ruf beftehende Privatgenugthuung mehr gibt, fondern wo die 
legtere mit einem Blatt Papier, auf welchem fid) eine Abfchrift 
des Straferfenntniffes befindet, abgemacht wird, läßt ſich nicht 
verfennen, daß die criminelle Seite bei Ehrenfränfungen die vor: 
herrfchende ift, und daß folgeweife aud) das Criminalverfahren 
eintreten muß, da in deſſen Broducte allein — der Abfchrift des 
Straferfenntniffes, — das dürftige Surrogat einer Privatgenug: 
thuung befteht. Der Eivilpunct tritt alfo der Natur der Sache 
nad ganz in den Hintergrund. Aber, anftatt unter Feftfegung 


beftimmter Gränzen die geringern Injurien den Einzelrichtern, 
Die ſchwerern den Kreisgerichten zu überweifen, und fonad) die 
Sache zu vereinfachen, ift in der Cr.⸗Proc.⸗Ordnung ein ganz 
neues Verfahren eingeführt worden, das ein rein civilproceffua= 
lifches genannt werden muß, gleichwohl aber vor dem Unter: 
fuhungsrichter, was freilich wegen der auszufprechenden Strafe 
nicht anders fein kann, zu verhandeln ift. In dem Fürftenthume 
Schwarzburg-Sonders hauſen wird dadurch leider ein Uebel, die 
Häufung der Injurienproceffe, welches großentheils befeitiget 
war, wieder von Neuem hervorgerufen und aud) in den beiden 
andern Staaten werden die Injurienproceffe eine wahre Geißel 
der Gerichte werden, während ſich diefelben, wegen der Unzu— 
läffigfeit der Eidesdelation, des Erfüllungs- und Reinigungs: 
eides bei und fehr vermindert hatten. Zwar fönnte man eins 
wenden, daß mancher Beleidigte, der feine Zeugen anführen 
fann, rechtlo8 bliebe, aber darauf ift zuerwidern, daß die Nach— 
theile im Großen , welche aus Injurienproceffen entftehen, ins— 
befondere die durch häufige Eidesleiftungen gefährdet werdende 
Achtung vor dem Eide, fo wie der Aufwand an Zeit und Koften 
ſchwerer in die Wagfchale fallen, als die ohnehin nicht immer 
fichere Hoffnung, daß durch den Eid die Wahrheit an den Tag 
fommen werde. 

Hätte man doch nur den doppelten Aufwand an Zeit und 
Koften in Erwägung gezogen, der entfteht, wenn, wie ed fo oft 
der Fall ift, der Beleidiger fich neben der Beleidigung auch Kör: 
perverlegungen der Art. 131. Nr. 5 gedachten Art ſchuldig ges 
macht hat. In Fällen folcher Art muß jegt ein doppeltes Ver⸗ 
fahren eingeleitet werden, nämlich wegen der Ehrenfränfung 
das in den Art. 370 fg. vorgefchriebene, wegen der Körperver- 
legungen aber das Unterfuchungsverfahren, welches die Einzel« 
richter einzuhalten haben (Art. 343). Ein Gleiches gilt, wenn 
neben einem Hausfriedensbruche der gelindern Art (Art. 117) 
Jujurien begangen worden find. Welcher Zeit: und Koftenaufe 
wand hieraus entfpringt, das wird bald die Erfahrung lehren. 
In dem Verfahren bei Ehrenfränfungen ift wieder die Borver« 
handlung und die Hauptverhandlung getrennt, während bie 

Neue Jahrbücher f. fächf, Strafrecht. VI. 4. 25 
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erftere in andern, vor den Einzelrichter gehörigen Unterfuchungen 
mit der Hauptunterfuchung verbunden wird (Art. 345); in— 
deffen ift diefer Unterfchied nur ein fcheinbarer, da in Injurien— 
fachen die Hauptverhandlung unterbleiben und der Einzelrichter 
in den vor ihn gehörigen Unterfuchungen anderer Art aud) eine 
Hauptverhandlung vornehmen fann (Art. 345 und Art. 374 
zweiter Satz). 


Endlich ift nicht abzufehen, warum der erfte Termin, wo 
Einlaffung und Vorbringen der Erceptionen, Replifen und Du— 
plifen, fo wie die Angabe der Beweigmittel, Erflärung auf defe- 
tirte Eiderc. erfolgt, Borverhandlung, der zweite Dagegen, 
wo die Beweisaufnahme ftattfindet, Hauptverhandlung 
genannt wird, da doch der zweite Termin nur die Bortfegung 
des eriten, in feiner Grundlage durchaus unentbehrlichen ift, 
und da fogar im erften Termine definitiv erfannt werden fann, 
bezüglich muß. 


Das Berfahren ift folgendes: Auf erfolgte Anklage, — bei 
welcher die Vertretung durch die Staatsanwaltfchaft gänzlich 
wegfällt, — wird von dem Einzelrichter ein Termin zur Vor: 
verhandlung anberaumt und die Ladung muß wenigftend am 
8. Tage vor dem anberaumten Termine den Betheiligten behän- 
digt werden. Der Ankläger wird bei®erluft feiner Anklage, der 
Angeflagte bei Strafe des Geftändniffes zur Einlaffung auf die 
Klage, fo wie zur Vorbringung feiner Einreven nebft Beweis: 
mitteln bei deren Berluft, ingleichen zur Erflärung über den 
etwa deferirten Eid bei Verluft der Befugniß zur Relation gela- 
den. Beide Theile können durch Bevollmächtigte erfcheinen. Im 
Termine muß der Einzelrichter den Angeflagten und fodann den 
Ankläger auffordern, den Obliegenheiten,, zu deren Verrichtung 
fie vorgeladen worden find, bezüglicy, welche fie nach gefeglicher 
Borfchrift vorzunehmen haben, — wohin Einlaffung auf die 
Einreden, Replif und Duplif, fo wie Erklärung über den etwa 
gebrauchten Schiedeseid 2c. gehört, — nachzukommen. Alle Er: 
klaͤrungen der Bartheien find zu Protocol zu nehmen, diefe fön- 
nen jedoch auch unter gewiffen Borausfegungen Vertagung des 
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Termind beantragen. Das Protocoll hat der Aufforderungen 
an die Bartheien zur Vornahme der ihnen obliegenden Hand» 
lungen zu gedenken, ift vorzulefen und von den Partheien zu 
unterzeichnen. Die Bernachläfligung faft einer jeden diefer Vor: 
ſchriften ift mit Nichtigfeit bedrohet. Erfcheint in der Vorvers 
handlung die Sache fpruchreif, fo ift, wenn die Entfcheidung 
auch von Eidesleiftungen abhängen follte, fofort zu erfennen, 
jedoch vom Einzelrichter nur dann, wenn nad feinem Dafür: 
halten die zu erfennende Strafe eine jehswöchentliche Gefäng- 
niß= oder verhältnißmäßige Geldbuße nicht überfteigt. Iſt da— 
gegen die Sache im erften Termine wegen noch zu erhebender 
weiterer Beweife nicht fpruchreif, fo wird ein Gerichtstag zur 
Hauptverhbandlung angefegt. Dazu wird wieder der 
Anfläger bei Berluft feiner Anklage, der Angellagte aber unter 
der Bedrohung, daß auch in feiner Abwefenheit weiter verhan— 
delt werde, ingleichen werden auch die etwa angegebenen Zeu— 
gen vorgeladen. Erfcheint der Ankläger nicht, fo wird auf den 
angedroheten Rechtsnachtheil gefprochen ; erfcheint er, fo wird 
zur Beweiserhebung gefchritten. Darauf folgen die Ausführun: 
gen der PBartheien und die richterliche Entfcheidung. Bleibt der 
Angeflagte aus, fo geht die Verhandlung gleichwohl vor ſich; 
es trifft ihm aber der Nachtheil, daß ihm angetragene oder zu: 
rückgeſchobene Eide für verweigert, und von ihm dem Ankläger 
angetragene oder demfelben zurüdgefchobene Eide für geleiftet, 
bezüglidy von ihm anzuerfennende Urfunden für anerkannt ges 
achtet werden. Das aufzunehmende Protocol fol aud) hier die 
obenangegebenen Erfordernifje Haben; auch muß der Inhalt der 
Ausfagen der Zeugen und Sachverſtändigen fürzlid) darin an- 
gegeben fein; und es ift den Anwefenden vorzulefen. Im Allge: 
meinen gelten auch bier die für das Verfahren vor den Einzel: 
richtern aufgeftellten Regeln, namentlich auch über die Rechts: 
mittel. Es fann aud) auf einen Erfüllungs- oder Reinigungseid 
erfannt werden. Bei Eröffnung eines auf einen Eid lautenden 
Erfenntniffes ift ftets fofort und mündlich ein Tag zur Ab: 
leiftung deffelben unter der Verwarnung anzufegen, daß jene 
beim Ausbleiben des Schwurpflichtigen für verweigert gelte. 
25* 
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Erfcheint der Gegner deffelben im Schwörungstermine nicht, fo 
trifft ihm fein Rechtsnachtheil, 

Geftändnig, Eid oder Eidesverweigerung begründen in 
Ehrenfränfungsfachen volftändigen Beweis der dabei in Frage 
ſtehenden Thatfachen nad) den Regeln des Eivilproceffed und 
nach denfelben wird auch über die Koften in erfter fowohl, als 
in der Rechtsmittelinſtanz entfchieven. Wenn der Einzelrichter 
nach dem Schluffe der Vorunterfuchung der Anſicht ift, Daß es 
ſich um eine höhere als fechsmwöchentliche Gefängnißftrafe ıc. 
handele, fo fendet er die Aften an das Kreisgericht ein, das, 
wenn es feine Competenz begründet findet, einen Gerichtstag 
zur Hauptverhandlung und zwar mit öffentlicher Sigung, anbe- 
raumt und fo verfährt, wie e8 das Geſetz bei Ehrenfränfungen 
dem Einzelrichter vorfchreibt. 

Die ift der Fürzlich gegebene Inhalt der Proc.-Drbnung 
über dad Verfahren bei Ehrenfränfungen, und der Referent fügt 
nun blos nod) einige — bei: 


Das erwähnte — findet nur bei Verleumdungen 
und Beleidigungen (Art. 185, 186, 189 u. 190 des Cr.⸗Geſ.⸗ 
Buche) ftatt, und leidet auch überdieß Feine Anwendung 

aa) fofern jene Verbrechen gegen öffentliche Behörden ges 
richtet find, oder 

bb) bei in öffentlihem Dienft angeftellten Perfonen, durch 
deren amtliche Vorgejegte verfolgt werden, oder 

cc) eine Beftrafung nad) dem Schlußfage des Art. 185 
des Strafgeſetzbuchs eintritt. Dieß ift der Fall 

@) bei Berleumdungen, wenn der Vorwurf ein gejeglich 
mindeftend mit Arbeitshausftrafe bedrohetes Verbrechen be- 
trifft und 

6) bei ſolchen Verleumdungen, wo eine oder mehrere der 
in Art. 192 erwähnten erfchwerenden Rüdfichten eintreten. 

Nun ftelt aber diefer Artikel nicht etwa blos Erſchwe— 
rungsgründe auf, fondern enthält lediglich Strafzumeſſungs— 
gründe, die ebenfogut eine Herabfegung als Erhöhung der Strafe 
innerhalb des gefeglichen Etrafınaaßes bewirken fönnen. Eine 
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ſolche Herabfegung der Strafe wird z. E. zu Art. 192 1) ein- 
treten, wenn der Verleumdete eine niedrige Stellung in bürger- 
lihen Berhältniffen hatte, zu 2) wenn für ihn ein Nachteil 
nicht entftanden ift, ja vielleicht nicht entftehen fonnte und zu b) 
wenn der Berleumdete zu der Berleumbung felbft Beranlaffung 
gegeben hat, Dabei fehlt überdieß jede Beftimmung darüber, 
welcher von den vorliegenden Strafzumeffungsgründen 
als eigentlicher Erfchwerungsgrund zu betrachten und wo für den 
Richter die Gränze zwifchen beiden zu finden fei. Wo beginnt 
z. E zu Art. 192 1) die Stellung des Verlegten in bürs 
gerlihen Berhältniffen, die einen Straferhöhungsgrund bes 
dingt? Welcher Art müffen zu 2) die Bolgen fein, die entftehen 
fonnten, um fie als Erfchwerungsgrund betrachten zu können? 
Welche Orte find zu 9) foldye, die bei dem Verbrechen der Ver: 
feumdung einen Erfehwerungsgrund herbeiführen? — Welche 
Bedeutung ift der Zeit beizulegen, und wonach foll der Einzel: 
richter beſtimmen, ob die Berleumdung in eine folche Zeit falle, 
die in Bezug auf das Verbrechen erfchwerend wirfe? Bei Ber 
antwortung diefer Fragen hat der Einzelrichter nicht den gering» 
ften Haltpunct, und dennoch entjcheidet jener über das einzuleis 
tende Berfahren, mithin über die Nichtigfeit oder Rechtsbeſtän— 
digfeit deffelben. Bei diefen wichtigen Folgen war jedenfalls 
erforderlich, die fchärfften Gränzen zu ziehen, und man durfte 
ſich nicht mit foldhen begnügen, die eigentlich gar Feine Graͤn— 
zen find. 
b. 

Dadurch, daß Bevollmächtigte für die Betheiligten zuge: 
laflen werden, wovon Advocaten nicht ausgenommen find, und 
durd die Beftimmung, daß über Koften und deren, Erftattung 
nad) den Regeln des Eivilproceffes entſchieden werden fol, fo 
daß auch bei den aufßergerichtlichen Koften die Pflicht zur Er— 
ftattung eintritt, fteigt die Koftfpieligkeit der Injurienproceffe 
bedeutend, und durch Zulaffung des Schiedes- und der richter- 
lihen Notheide wird ihre Zunahme wefentlich vergrößert. Das 
vorgefchriebene Verfahren, deſſen Objecte eine Wichtigkeit bei- 
gelegt worden ift, die wenigftens auf andere Weife hätte aner- 
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fannt werben follen, als durch eine nichts weniger als empfeh— 
lungswerth zu nennende Bermifchung criminal: und civilpro- 
ceffualifcher Elemente, wird in feiner Weife zur Wohlfahrt der 
Staatsbürger gereihen. Schließlich bemerft Referent, daß fein 
Grund vorhanden ift, dem in dem erften Termine erfchienenen, 
aber bei der Hauptverhandlung ausbleibenden Angeklagten ven 
Rechtsnachtheil anzudrohen, daß die von ihm dem Anfläger zus 
gefchobene oder zurüdgefchobene Eide für geleiftet geachtet wer= 
den follen (Art. 374. 5. Alinea). Denn es ift nicht nur eine 
anerkannte Rechtöregel, daß das Ausbleiben des Gegners des 
Schwurpflidtigen jenem nicht nachtheilig ift, fondern diefelbe ift 
auch in dem Art. 376 (3. Alinea) ausdrücklich anerkannt. Hier 
heißt es nämlich: Erfcheint der Gegner des Schwurpflichtigen 
in dem Schwörungstermine nicht, fo trifft ihn Fein Rechtsnachs 
theil. Wenn alfo den Angeklagten, der im zweiten Termine 
(fogen. Haupiverhandlung) nichts weiter zu thun bat, als der 
Vernehmung der Zeugen beizumohnen und einen Beſcheid anzuhö⸗ 
ren, im Falle feines Ausbleibens der Nachtheil trifft, daß die 
feinem Gegner de: und referirte Eide für geleiftet geachtet wer: 
den, fo ift es völlig inconfequent, daß ihn fein Nachtheil trifft, 
wenn er im Schwörungstermine ausbleibt. 


Hiermit fchließt Referent feine Bemerkungen über die neue 
Cr.⸗Proc.⸗Ordnung, die, wie ſich von felbft verfteht, ein großer 
Fortichritt im Bereiche der Erim. Rechtspflege genannt werden 
muß. Auch verfennt er die mannichfachen Verbefferungen nicht, 
die fie vor andern neuen legislativen Erfcheinungen auf dem— 
felben Gebiete auszeichnen, und ift feft überzeugt, daß das We- 
nige, was einer Abänderung bedarf, mit leichter Mühe verbeffert 
werden fann und wird, fobald ſich die Nothwendigkeit dazu auch 
auf dem Wege der Erfahrung herausgeftellt hat. Um deswillen 
wäre aber fehr zu wünfchen, daß die richterlichen Beamten, die 
mit der Anwendung der Proceßordnung zu thun haben, ſeien fie 
nun bei einem Einzelgerichte oder bei höheren Gerichten thätig, 
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die Mängel, die fich ihnen dabei offenbaren, entweder der Deffent: 
lichfeit nicht vorenthalten, oder fi doch genau anmerken; denn 
auch das Lebtere würde zumal dann von dem größten Nugen 
fein, wenn erft die Idee allgemeinen Anklang findet, daß wohl« 
wollende Staatöregierungen auf dem Gebiete der Gefeßgebung 
durch nichts mehr unterftügt werden fönnen, als durch die, weldye 
ed mit der Anwendung des Rechts, fei es ald Richter, Staats: 
anmwälte oder Advocaten, täglich zu thun haben. Ref. überläßt 
ſich daher der Hoffnung, daß die meiften richterlichen Beamten 
der erwähnten drei thüringifchen Staaten gewiß das Bebürfniß 
fühlen und ſich veranlaßt fehen werben, zu einer geeigneten Zeit 
einmal im Jahre ſich zu einer Berfammlung zufammenzufinden, 
theils um fich ihre im Gebiete der vaterländifchen Gefeggebung 
gemachten Erfahrungen gegenfeitig mitzuteilen und über die 
weitere Benugung derfelben zu berathen, theild um die collegia- 
lichen Bande, die fie vom1. Juli d. J. an umfchlingen werben, 
durch perfönliche Bekanntſchaft noch näher zu knüpfen. 


XVII. 


Zur Erläuterung des Geſetzes, einige Abände— 
rungen in dem Unterſuchungsverfahren betr. vom 
30. März 1838. $. VIII. 


Dom 
Herrn Geh. Yuftizrathe Dr. Arug. 


Die in der Veberfchrift genannte gefeglicheBeftimmung hat den 
Bearbeitern unferes neueren Criminaltechtes bereits zu mehre 
fachen Erörterungen Beranlaffung gegeben, durch welche die 
hauptfächlichften Zweifel, weldye dabei erhoben werden fünnen, 
gelöft worden find. 
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Zwei Fragen dürften jedoch noch immer als zweifelhaft zu 
betrachten fein, 

1) ob bei Verbrechen, welche im minimo mit einer höheren 
Strafe, als drei Monat Gefängniß bevroht find, der Inter: 
fuhungsrichter das Erfenntniß felbft abfaffen dürfe, wenn er 
der Anficht ift, daß wegen vorhandener gefeglicher Milderungs⸗ 
gründe auf Gefängnißftrafe von geringerer Dauer, als drei Mo— 
nat Gefängniß, oder auf Geldftrafe zu erfennen fei, 

2) was zu thun fei, wenn, auch abgefehn von dem Falle 
unter1, der Unterfuchungsrichter auf drei Monat Gefängniß oder 
eine geringere Strafe erfannt hat, weil er Diefe Strafe unter den 
vorliegenden befonderen Umftänden für angemeflen hielt, das 
Appellationsgericht aber der Anficht ift, daß in dem vorliegenden 
Falle eine höhere Strafe, als drei Monat Gefängniß , begrün- 
det fei. 

"Sn Betreff der erften diefer Fragen find die beiden Schrift: 
fteller, welche unfere Gefegftelle ex professo behandelt haben, 
verjchiedener Meinung. v. Watzdorf (Jahrb. f. fächf. Straf: 
recht, 1839. S. 382 in der Anmerkung) verneint, Roßtäus 
[her (Neue Jahrb. f. ſächſ. Strafr. Bo. II. ©. 68 ff.) bejaht 
fie. Bon den Gommentatoren des C.G.B. hat fih Groff 
(Crim.⸗Geſetzb. 2. Abth. S. 49) beftimmt für die verneinende 
Meinung erklärt, welcher auh Weiß nad) der in der erften 
Ausgabe feines Kommentars Th. III. ©. 43 zu Art. 223 subd 
gemachten, in der zweiten Ausgabe jedoch nicht wiederholten 
Bemerkung beipflichten mußte; dagegen fcheint v. Hartitzſch 
(Erim.:Gef.:B. S. 449,4, a.) für die bejahende Meinung 
zu fein. 

Ueber die zweite Frage, die wir zunächft näher in Betracht 
ziehen wollen, hat fi nur v. Watzd orf a. a. O. ©, 384 ff. 
beftimmt ausgefprocdhen. Er unterfcheidet, ob die Differenz zwi: 
ſchen der Anficht des Unterfuchungsrichters und des Appellas 
tionsgerichtes fid) auf die Subfumtion des Falles unter einen 
beftimmten Artikel des C.⸗G.⸗Buchs, oder nur auf die Strafab- 
mefjung innerhalb des gefeglichen maximum und minimum be- 
siehe. Erftere, die Subfumtion unter ein beftimmtes Geſetz, fei 
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ihrer Natur nach nur formell, gehöre in Das Gebiet der Proceß— 
leitung, und werde von dem Richter nur in feiner Eigenfchaft 
als Unterfuhungsrichter vorgenommen. Als folcher habe er den 
Anordnungen der vorgefegten Auffichtsbehörde nachzugehn. Da⸗ 
her fönne, wenn es fi) davon handle, ob ein Diebftahl von ge: 
ringem Werthöbetrage als ausgezeichnet unter Art. 230 des 
C.⸗G.⸗B., oder ald einfach unter Art. 223 sub 1 zu fubfumi- 
ren fei, die Juſtizaufſichtsbehörde beftimmen, daß das erftere der 
Fall fei, und hierdurch den Unterfuchungsrichter zwingen, daß 
er fich der eignen Entfcheidung enthalte. In der Anmerfung 
©. 384 wird fogar ein Fall angeführt, wo, nachdem der Unter: 
tichter das Verbrechen (ungüchtige Angriffe gegen ein Srauen- 
zimmer) nur als Realinjurie angefehn, und deshalb auf eine 
kurze Gefängnißftrafe bereits erfannt hatte, dieſer Be- 
fheid von dem Appellationsgerichte, weil ed in den Handluns 
gen des Inculpaten ein Attentat der Nothzucht fand, Faffirt, 
und auf Zuchthausftrafe erfannt, dieſes Erkenntniß aud) von 
dem Oberappellationsgericht beftätigt wurde. Auch dies wird 
von dem genannten Schriftfteller aus dem fehr richtigen Grunde 
gebilligt, weil fonft jede Befchränfung der Strafgewalt des 
Unterrichters rein illuforifch fein würde. Sei es Dagegen gewiß, 
daß das Verbrechen unter einen Artikel zu fubfumiren fei, wel- 
cher fein minimum, oder ein minimum von nicht höherem Be: 
trage, als drei Monat Gefängniß, feftfege, fo fei nach dem frag: 
lichen $. VII. die Cognition dem Unterfuchungsrichter ge: 
ftattet. Diefe Eognition nehme er als erfennender Richter vor; 
als ſolcher fei er völlig unabhängig und brauche ſich der An- 
ficht eines anderen, wenn gleich höher geftellten Richters nicht 
zu accommodiren. Habe demnach z. DB. der Unterrichter die An- 
fiht, daß eine nad) Art. 170 zu beurtheilende Drohung mit 
dreimonatiger (warum nicht mit Gtägiger?) Gefängnißftrafe zu 
ahnden fei, die vorgefegte Auffichtsbehörde (d. i. das Appella: 
tionsgericht, von welchem es ſich aber fragt, ob es nicht für der: 
gleichen Fälle zugleich die competente Spruch behörbe fei) finde 
aber, daß eine dreimonatige Arbeitshausftrafe (warum nicht eine 
vierjährige) angemeflen fei, fo werde dennoch der Unterrichter 
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auf drei Monat (nad) Befinden 6 Tage) Gefängniß erfennen 
dürfen, und, weiler es dürfe, auch erfennen müffen, auf diefe 
Weife aber vie Möglichkeit, vaß das Appellationsge: 
tihteine härtere Strafe erfenne, ausſchließen. 

Einen ausdrüdlichen Widerfpruch gegen diefe Anficht habe 
id) nirgends gefunden. Roßtäuſcher a. a. O. ©. 78 pflid- 
tet ihr vielmehr bei. 

Allein abgefehn davon, daß die Unterfcheidung, worauf diefe 
Anfiht beruht, feine durchgreifende ift, indem 3. B. der Fall 
unentſchieden bleibt, wie es zu halten fei, wenn das Verbrechen 
an fich (in thesi) mit Gefängnißftrafe bis zu drei Monaten be: 
droht ift, das A.⸗G. aber die Anficht hat, daß wegen Rüdfällig- 
feit auf eine härtere Strafe erfannt werden müſſe, fo fcheint 
auch die Argumentation, welche ihr zum Grunde liegt, mandhe 
Angriffspunfte darzubieten., Man kann nicht fagen, daß die 
Subfumtion unter ein beftimmtes Strafgefeß nur eine formelle 
Eognition fei, die der Unterſuchungsrichter als folder vor: 
nehme. Nur von der vorläufigen Subfumtion läßt ſich dies 
behaupten, die er vornimmt, um über die Befegung der Ge: 
richtsbank, die Beftellung eines Vertheidigers, die Einfendung 
der Arten zu refolviren. Hat er fid) aber einmal dafür entjchies 
den, felbft zu erfennen, fo gehört die definitive Eubfumtion un- 
ter ein beftimmtes Strafgefeg zu den wefentlichen Beftandtheilen 
des Erfenntnifjes, und er nimmt fie daher, wenn er überhaupt 
dazu competent ift, eben fo gut, wie das Appellationsgericht, 
wenn dieſem der Verſpruch obliegt, als erfennender Rich: 
ter vor. Eben fo wenig fann man mit Roßtäuſcher a. a. O. 
S. 78 jagen, daß der Unterſuchungsrichter, indem er z. B. einen 
Diebftahl, den das App.-Gericht für einen ausgezeichneten hält, 
als einen einfachen betrachtet, unbedingt contra jus in thesi ur: 
theile, und fein Erfenntniß daher aus diefem Grunde der 
Kafjation unterliege. Abgefehen nämlich von den allgemeinen 
Bedenken gegen die Kaffation von Eriminalerfenntniffen wegen 
ihres materiellen Inhaltes (weil contra jus in thesi erfannt fei), 
wovon wenigfteng die ältere fächftfche Praris nichts wußte, fo 
kann doch eine ſolche Kaſſation, unſeres Erachtens, nur dann 
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ftattfinden, wenn gegen klare Gefete verftoßen worden ift, 
wenn alfo ein offenbares Verfehn des erfennenden Richters vor- 
liegt. *) Die Kaflation wegen einer abweichenden materiellen 
Rechtsanficht ift ein Rothbehelf der franzöfifchen Jurisprudenz, 
um den Mangel der Inftanzen zu erfegen, welchen man aber 
auf unferen Unterfuhungsproceß zu übertragen ſich hüten follte, 
Hat der Unterrichter die Umftände, melde das Appellationgges 
richt beftimmen, den Diebftahl in dem vorliegenden Falle für einen 
ausgezeichneten zu halten, nicht überfehn, fondern diefelben, 
vielleicht unter ausführlicher Deduction feiner Gründe, für ein» 
flußlos erklärt, fo hat, feine Competenz vorausgefegt, diefe 
Entſcheidung eben fo viel Autorität, wie die des Appellationg: 
gerihts. Man kann nicht fagen, daß fie falfch (contra jus in 
thesi) fei, blos weil dad Appellationsgericht eine andere Anficht 
hat. Nicht Kaffation ift daher am Drte, fondern nur, wo und 
foweit das Inftanzverhältniß dies geftattet, eine reformatoria, 
von welcherdann aber gilt, was Ulpian fagt: non utique melius 
pronuneiat, qui novissimus sententiam laturus est. 

Man hat daher feinen Grund, zwifchen den Fällen, wo 
die Meinungsverfchiedenheit fi) auf die Subfumtion, und fol« 
hen, wo fie fi auf die Strafabmeflung oder die Anerfennung 
und Anwendung von Schärfungsgründen bezieht, zu unterfchei- 
den. In beiden Fällen urtheilt der Unterfuchungsrichter, wenn 
er das Erfenntniß felbft macht, als Spruchrichter, daß das frag- 
liche Berbrechen unter den vorliegenden befonderen Umftänden 
mit einer Strafe, die nicht über 3 Monat Gefängniß beträgt, 
zu belegen fei, und es beruht daher Alles auf Beantwortung 
der Frage, ob ihn $. VIII. des Gef. v. 30. März 1838 hierzu 
unbedingt autorifirt, ob er dazu allenthalben competent ift. 

Wenn ich dies bezweifle, fo führen mid) darauf zunächft 
ebenfalls die Eonfequenzen, zu denen diefe Competenz führen 
würde, und die bei der unbefchränkten Beurtheilung der Straf: 
abmefjungsgründe nicht minder bedenklich find, als bei der un: 
befchränften Subfumtion. 


”) Krug, Orundfäge der Gefegauslegung ©. 78. 
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Zunäcdft würde der Unterrichter dadurch in Stand gefegt, 
über den Berfuch und die ungleiche Theilnahme an den 
fehwerften, und felbft an Kapitalverbrechen zu erkennen. Diefer 
Fall ift nicht dem sub 1 gedachten gleich. Denn Verſuch und 
ungleihe Theilnahme find nicht Milderungsgründe, fondern 
felbftftändige Formen des Verbrechens, die mit einer befondern 
Strafe bedroht find, nur daß das Marimum diefer Strafe in der 
Regel (nämlich abgefehn von Kapitalfällen) nicht direct, fondern 
indirect, durch den Bruchtheileiner anderweit angedrohten Strafe, 
der des vollendeten Verbrechens, der gleichen Theilnahme, be— 
zeichnet ift. Ein minimum ift aber im Art. 26 und 45 nicht feft- 
gefegt. Der Unterfuchungsrichter Fönnte daher, und zwar im 
Wege der bloßen Strafabmefjung, den Verfucd eines Mordes 
mit Gefängniß bis zu drei Monaten beftrafen, ohne daß ſich 
gegen diefes Erfenntniß, wenn es auch noch fo unangemeflen 
erfchiene, etwas thun ließe. Ya es würde fogar, nad) der Watz⸗ 
dorfichen Anficht, Faum eine Abhülfe geben, wenn der Unterrich— 
ter eine vollendete Tödtung mit drei Monaten Gefängniß 
beftraft hätte, indem er das Vorhandenfein des Baufalnerus 
zwifchen der Handlung und dem erfolgten Tode verneinte, und 
die Verfuchsitrafe anmwendete. Denn es handelt fich hier weder 
um eine bloße Subfumtion, noch um eine absolutoria. Wenig: 
ſtens wird die Praris in ſolchen Fällen nicht leicht neben Der 
Strafe des Verſuchs noch eine Freifprechung wegen der vollen: 
deten Tödtung (worauf auch unfere gefeglichen Freifprechungs- 
formeln nicht paflen) erfennen. Daß aber dies der Abficht des 
Geſetzgebers, — dem vereinigten Willen der Regierung und ber 
Stände — entipreche, wird Niemand behaupten wollen. 

Eine andere auffällige Gonfequenz tritt bei denjenigen Ver: 
brechen hervor, welche das C.⸗G.“B. im minimo grade mit drei 
Monaten Gefängniß bedroht. Diefe Art der Strafdrohung fommt 
vor in dem (jet aufgehobenen) Art. 93, unerlaubte Verbindun— 
gen, wo Gefängnißftrafe von dreiMonaten bis zu drei Jahren, 
oder Arbeitshausftrafe bis zu vier Jahren angedroht war; im 
Art. 219, Berehelihung einer unverheiratheten mit einer bereits 
verheiratheten Perſon, wo Gefängniß von 3 bis 6 Monaten 
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angebroht iſt; im Art. 303, Inceft zwifchen Gefchwiftern, 
Schwiegereltern und Schwiegerfindern, und den GStiefeltern 
mit Stieffindern, wo ebenfalld 3—6 Monat Gefängniß eintre= 
treten fol; im Art. 304, Misbrauch zur Unzucht, wo Gefäng- 
nißftrafe von drei Monaten bis zu einem Jahre, oder Arbeits: 
haus von 6 Monaten bis zu 3 Jahren gedroht iftz im Art. 306, 
Kuppelei, wo die angedrohte drei: bis ſechswoͤchentliche Gefäng: 
nißftrafe unter gewiffen Borausfegungen auf 3—6monatiges 
Gefängniß anfteigen kann. Der Unterrichter kann hier das erfte 
Erfenntniß machen, wenn er grade auf das Minimum, 3 Mo— 
nat Gefängniß erfennt, und das Appellationdgericht kann das 
gegen, nad) den obigen Theorien unfrer Gegner, nichts thun, 
wenn ed aud) der wohlbegründeten Meinung wäre, daß nad) 
den vorliegenden befonderen Umftänden eher auf dad maximum 
zu erkennen gewefen wäre. Hier fprechen fogar pofitive Hiftos 
riſche Beweife dafür, daß dies der Abficht des Geſetzgebers zu- 
wider fei. Alle die allegirten Artikel enthielten nämlich ſchon im 
Entwurfe des E.:G.:B. das maximum yon 3 Monaten Ge: 
fängniß. Danach waren fie aber der Eognition des Unterrich- 
ters entzogen. Denn der Entwurf des gleichzeitig vorgelegten 
Gefepes, einige Abänderungen 2c. betr. v. 30. März 1838 ent: 
bielt befanntlich die Beftimmung im $. VIII. dieſes Geſetzes 
noch nicht; e8 ging alfo nad) dem Gefege über Die höheren Juſtiz⸗ 
behörven ıc. vom 28. Januar 1835 8. 38, 4, wonad) fchon 
jede die Dauer von acht Wochen überfteigende Gefängnißftrafe 
die ausfchliegliche Competenz der Appellationsgerichte begrüns 
dete. Sollte nun die Regierung, follten felbft Die Stände diefe 
Abſicht geändert haben, indem fie die Grenze für die Spruch— 
competenz des Unterrichter8 von 8 Wochen bis auf 3 Monate 
erhöhten? Bewußt find fie ſich diefer Abficht gewiß nicht ge: 
weſen, wenigftens ift Dies, was fonft doch wohl gefchehn wäre, 
bei ven Verhandlungen über das E.-G.:B. und das Gefeg vom 
30. März 1838 nirgends zur Sprache gefommen. 

Weniger auffallend treten zwar die Conſequenzen hervor, 
wo der Spielraum, den das Geſetz dem Richter gelaflen hat, 
etwas größer ift. Allein eine große Inconvenienz liegt gewiß 
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doc) auch darin, wenn der Unterrichter Betrügereien mit einent 
unfhägbaren Objecte (Art. 245) oder gröbliche Befhädigungen 
fremden Eigenthums (Art. 288) wegen deren vielleicht den vor— 
liegenden befonderen Umftänden nad) mehrjährige Arbeitshaus— 
firafe angemeffen wäre, der Eognition des Appellationsgerichts 
dadurch entziehn kann, daß er auf Gefängniß bis zu 8 Wochen, 
beziehenvlich bis zu 3 Monaten erfennt. Man wird zwar ein— 
wenden, daß ein pflichtgetreuer Richter dies nicht thun werde. 
Allein die fubjectiven Anftchten des Einzelnen über die Strafab- 
meſſung find oft wunderbar und werben leicht durch Außerliche 
Rüdfihten, ohne daß er ſich deſſen bewußt ift, beftimmt. Der 
Unterrichter, als ein einzelnes Individuum, deffen Berfon wech: 
felt, und bei dem fi, weil die Fälle der vorliegenden Art zu 
felten vorfommen, eine beftimmte ‘Braris in der Behandlung 
derfelben nicht bilden Kann, ift hier in einer ungünftigeren Lage, 
als das Appellationdgericht, dem die collegiale Berathung und 
die reiche Erfahrung einer langen Reihe von Jahren zur Seite 
fteht. Der Unterrichter fönnte fi) fogar — zumal wenn er fich 
an das MWapporfihe: „er darf, alfo er muß erfennen“, 
hält, — verpflichtet glauben, feinem fubjectiven Dafürhalten 
vor der ihm vielleicht befannten abweichenden Anficht des App.⸗ 
Gerichtes Geltung zu verfchaffen, und gegen folche mögliche Un- 
gehörigfeiten und Misgriffe muß es doch, follte man glauben, 
eine Abhülfe geben. 

Diefe aus der vermuthlichen Abficht des Gefehgebers und 
aus Rüdfichten der Zweckmaͤßigkeit hergeleiteten Bedenken fön- 
nen nun freilich die Sache nicht entfcheiden;*) fie können nur 
einen Zweifel begründen und find auch zunächft nur in diefem 
Sinne von ung geltend gemacht worden. Allein näher fchon 
treten wir der Entfcheidung, wenn wir neben jenen Zweifels- 
gründen aud) den Wortverftand des Geſetzes für ung gel- 
tend machen fönnen. 

Das Geſetz fagt, daß wegen Verbrechen, weldye unter den 
vorliegenden befondern Umftänden Todes: Zuchthaus Arbeits: 


*) Krug, Gefegauslegung S. 31. 71. 76. 100, 224. 


haus: oder eine die Dauer von drei Monaten überfteigende 
Gefängnißftrafe nad) fic) ziehn Fönnen, dag Bezirfsappel: 
lationsgericht das erfte Urthel abzufaffen habe. Es ftellt 
alfo zunächit die Competenz des Appellationsgerichts, 
und zwar dahin feft, daß es in allen Fällen das erfte Erfenntniß 
zu fprechen babe, wo nad) den vorliegenden befonderen Unftän- 
den eine höhere Strafe, ald 3 Monat Gefängniß, eintreten 
fann. Faßt man diefe Worte für fih, ohne noch auf den Zus 
fanmenhang der fraglihen Beitimmung mit anderen, neben 
denfelben beftehenden einzugehn, ins Auge, fo follte man mei— 
nen, daß dad App.-Gericht in allen Fällen competent fein müfje, 
wo nad den einfchlagenden gefeglichen Beftimmungen eine 
höhere, als dreimonatige Gefängnißftrafe möglich ift, alfo 
fchon außer den Fällen, wo eine ſolche Strafe, weil ſchon das ge: 
fegliche minimum drei Monat Gefängniß überfteigt, nothwen— 
dig eintreten muß, auch diejenigen , wo das Gefeg dem richter: 
lichen arbitrium zwifchen einer geringeren und einer höheren 
Strafe zu wählen geftattet. Die Spruchcompetenz des Uns 
terfuchungsrichterd würde hiernach nur eintreten, wo es zu einer 
höheren, als dreimonatigen Gefängnißftrafe nicht kommen 
fann, und zwar. felbit unter den vorliegenden befonde: 
ren Umftänden nicht fommen fann, fo daß fie daher nicht 
blos dann ausgefchloffen wäre, wenn das in einem fpeciellen 
Strafgefeße angedrohte Strafmarimum das Maaf von drei Mo— 
nat Gefängniß überfchreitet, fondern auch dann, wenn bei Ber: 
brechen, die im maximo mit 2—3 Monat Gefängniß bevroht 
find, ein Schärfungsgrund (7. B. Rüdfall) eintritt, der ein 
Hinaufgehn über jene Grenze geftattet. 

Dies wäre das Refultat der reinen Worterflärung. Allein 
die Gefchichte des $. VIL. fo wie der Zufammenhang , in wel: 
chem er mit $. 1. II. und VII. veffelben Gefepes fteht, lehrt 
allerdings, daß dieſes Reſultat einer Berichtigung bedürfe. 

Im Entwurfe des Gefepes fehlte, wie bemerft, $. VII. 
deffelben gänzlich, und 8. I. II. und VII. waren darin etwas 
anders gefaßt. $. I. (IL. des Entwurfs) machte die Competenz 
des forum commorationis davon abhängig, daß dem Angefchuls 
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digten eine drei Monat Gefängniß nicht überfteigende Strafe *) 
bevorftehe; $. U. (8. I. des Entw.) fchrieb die Beſetzung 
der Gerichtsbanf vor, wenn gegen den Angefchuldigten wenig— 
ſtens auf eine drei Monat Gefängniß überfteigende Strafe zu 
erfennenfei;$. VII. ($. VIIL des Entw.) erklärte die Ver— 
theidigung für nothwendig, wenn dem Angefchuldigten eine drei 
Monat Gefängniß überfteigende Strafe bevorftehe. Die Vor— 
ausfegungen waren alfo bei allen drei Artikeln diefelben, denn 
die Worte: „wenn — bevorfteht“ und „wenn — zu erken— 
nen ifl“ mußten für gleichbedeutend geachtet werden. Beide 
wiefen auf dieStrafe in hypothesi hin, und e8 follte daher nad) 
dem Entwurfe fowohl die Kompetenz zur Unterfuhungsführung, 
als die Beſetzung der Gerichtsbank und die Nothwendigfeit der 
BVertheidigung von der Strafe in hypothesi abhängig fein. Um 
dies noch deutlicher hervorzuheben, wurde von der Deputation 
der 1. Kammer die Hinzufügung der Worte „unter den vorlie— 
genden befondern (fperiellen) Umftänden“ bei allen drei Artifeln 
beantragt. Die Discuffion in den Kammern bewegte fich zu» 
nächft um. $. I. und II. indem in der erften Kammer der Vor: 
flag der Deputation und der Regierung lebhaft beftritten, und 
dagegen von mehreren Seiten empfohlen wurde, ſowohl die Be: 
fegung der Gerichtöbanf, als die Kompetenz des Unterfuchungs- 
gerichts von der Strafe in thesi abhängig zu machen. Wirklich 
behielt Diefe Anficht in der erften Kammer die Oberhand, allein 
Schließlich vereinigte man fich dahin, nur die Competenz von der 
Strafe in thesi abhängig zu machen, bei $. II. (I. des Entw,) 
aber der Faſſung der Regierung unter Hinzufügung der Worte 
„unter den obwaltenden befondern Umſtänden,“ die dann auch 
im $. VII. eingefchaltet wurden, beizutreten. Dabei wurde zur 


*) Ich bediene mich diefer Ausprudsweife, welche die Sache für den 
Kundigen Furz und einfach bezeichnet, ohne zu beforgen, daß daraus für den 
Unterrichter das Befugniß abgeleitet werde, 3. B. nach Art, 63. 65 bes 
C.⸗G.⸗B. auf 1 Monat Arbeitshaus zu erfennen, oder daß man deshalb die 
weiter gehende Gompetenz des Unterfuchungsrichters in ber Zuerfennung von 
Geldftrafen überfehen werbe, 


Empfehlung der Regierungsanficht bei $. II. bemerkt, *) daß im 
C.⸗G.⸗B. fehr viele Bergehungen vorkaͤmen, welche im höchften 
Strafmaaße mit höherer Strafe, ald 3 Monat Gefängniß, im 
niedrigften aber mit fo geringer Öefängnißftrafe bevroht wären, 
daß e8 unzwedmäßig fein würde, auch bei den geringften Fällen 
die Gerichtsbank befegen zu laffen, und in Beziehung auf $. I. 
(II. des Entw.) wurde erklärt, **) daß, wenn derfelbe nad) der 
Regierungsvorlage und den Deputationsvorfchlägen gefaßt werde, 
nicht nur bei Vergehen, wie muthwillige Befhädigung fremden 
EigenthHums (Art. 288 des E.-G.:B.) und culpofe Vergehen, 
fondern auch bei einfachen Diebftählen im Betrage von 5—10 
Thlr. Zweifel entftehen fünne, ob das forum delicti commissi, 
oder das forum commorationis competent ſei. Man fieht hier: 
aus, daß bei den „vorliegenden befonderen Umſtänden“ aller 
dings nicht blos an ſolche Umftände gedacht worden ift, durch 
welche die angedrohte Strafe (die Strafe in thesi) erhöht wer- 
den fann (Rüdfall, Concurrenz ıc.), fondern audy an folche, 
welche nur auf die Abmeffung der Strafe innerhalb des gefep- 
lihen Marimum und Minimum Einfluß haben. Und fann man 
nun nicht annehmen, daß diefe nehmlichen Worte im $. VIIL. in 
einem anderen Sinne gebraucht worden feien, fo ergibt ſich 
daraus, daß auch bei Verbrechen, wo die geſetzlich angedrohte 
Strafe fi) von einer geringeren Gefängnißfirafe bis auf eine 
drei Monat Gefängniß überfteigende Strafe erhebt, der Selbft: 
verfpruch des Unterfuchungsrichters nicht ganz ausgefchloffen 
ift. Auch ift es Far, daß diefelben Gründe, welche dafür fpre- 
hen, in geringen Fällen diefer Art die Gerichtsbanf nicht be= 
fegen zu laffen, ed wünfchenswerth madyen, daß in folchen Bäls 
len aud) das Erfenntniß nicht vom Appellationsgerichte, fondern 
vom Unterfuhungsrichter gefprochen werde. 

Scheint nun hierdurch der Unterfuchungsrichter bei allen 
Verbrechen, wo die angedrohte Strafe mit einem Minimum von 
nicht mehr als 3 Monat Gefängniß beginnt, zum Selbftverfprucd) 


*) Mitth. ©. 5897. 
»2) Mitth. ©. 4149. 
Neue Jahrbücher f. ſaͤchſ. Strafrecht, VL. 4. 26 


competent geworbenzu fein, dafern er ſich getraut, eine dieſes 
Maaß nicht überfteigende Strafe auszufprechen, fo fcheint daraus 
freilich, da der Unterfuhungsrichter in der Regel in der Lage ift, 
feine Anficht eher geltend zu machen, ald das Appellationsgericht, 
das Schickſal folchyer Unterfuchungen lediglich von der Beurthei— 
lung des Unterfushungsrichters abhängig zu fein und das App.» 
Gericht, wenn es nachher findet, daß eine Höhere Strafe, als 
drei Monat Gefängniß zu erfennen gewefen wäre, feine ihm des— 
falls durch ven fraglichen $. VEIT. zugewiefene Competenz nicht gel⸗ 
tend machen zu können, weil dies nicht anders, als durch Kaſſa⸗ 
tion eines von dem competenten Richter geiprochenen, dem jus 
in thesi feineswegs zumiderlaufenden Erfenntniffes geſchehn 
fönnte, 

Sehen wir uns nun aber nad) Obigem genöthigt, auf den 
Grund hiftorifcher Auslegung und der theils präfumtiven, theils 
ausgefprochenen Abfichten der Gefepgebungsfactoren der Com— 
petenz des Unterfuchungsrichters einen größeren Umfang bei« 
zulegen, als ihm nach dem bloßen Wortlaute des Gefeges ein: 
geräumt werden würde, fo find wir gewiß auch verpflichtet, bei 
Beflimmung der Örenzen diefer weiteren Kompetenz auf die 
präjumtiven und ausgefprochenen Abfichten des Gefebgebers 
Rüdficht zu nehmen. Jene, die präfumtiven Abfichten, find aus 
den bereitd oben angeftellten Erwägungen herzuleiten , die aus: 
geiprochenen gehn dahin, daß in geringen Fällen die befegte 
Gerichtsbank, und mithin auch die Einfendung derActen an das 
Appellationsgericht erfpart werde. Keineswegs kann es aber 
als die Abficht des Geſetzgebers betrachtet werden, daß der Un» 
terrichter Fälle vor feinen Spruchrichterftuhl ziehe, in denen das 
App.⸗Gericht vielleicht Arbeitshaus⸗ oder Zuchthausftrafe er⸗ 
kannt hätte. | 

Und diefe Abſicht ift denn auch In der fraglichen Geſetzes⸗ 
ftelle, wenn wir nur ihre Faſſung genau und von allen Seiten 
betrachten, hinreichend angedeutet. 

Wäre nämlich die Competenz des Unterfuchungsrichters zur 
Cognition über die Strafzumeffungsgründe ganz unbefchränft; 
richtetefie fich Tediglich danach, welche beftimmte Strafe er umter 
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den vorliegenden bejonderen Umftänden für die angemeffene hält, 
fo würden die Worte des Geſetzes, „welhe — nad) fich ziehn 
können“ aller Bedeutung entbehren. Diefe Worte find feines» 
wegs zufällig und ohne Abſicht gewählt. Im $. VII, ver mit 
dem 8. VIII. im engften Zufammenhange fteht, da die Beftel- 
lung eines Bertheidigers nothwendig (abgefehn von dem Falle 
einer vorausfichtlihen völligen Freifprehung) von venfelben 
Bedingungen abhängen muß, wie die Einfendung zum Berfpruch 
an das App.⸗Gericht, wurde die urfprüngliche Faſſung, welche 
die Bertheidigung (in Gonformität mit $. I. und II. des Ent: 
wurfs) davon abhängig machte, daß dem Angefchuldigten eine 
höhere Strafe, ald 3 Monat Gefängniß bevorftehe, dahin 
geändert, daß gejagt wurde, „bei Verbrechen, welche — un 
ter den vorliegenden befonderen Umftänden — eine höhere — 
Strafe nad) ſich ziehn können,“ alfo genau diefelbe Faſſung, 
welche dann auch dem $, VII. gegeben wurde, während man 
im $. II, auch nad) Einfhaltung der Worte „unter den vorlie- 
genden befonderen Umftänden“ im Uebrigen die urfprüngliche 
Faſſung, „in welchen — auf eine höhere — Strafe zu erfen- 
nen iſt,“ beibehielt. 

Man Hat grade hieraus, nämlich aus der Faſſung des 
$.H, ein Argument hergeleitet, daß auf das „fönnen“ im $. VII. 
und VIH. fein befondres Gewicht zu legen fei, weil ja auch die’ 
Bedingungen der befegten Gerichtsbanf diefelben fein müßten, 
wie die der Vertheidigung ex oflicio und der Acteneinfendung 
zum App.sGericht. Allein abgefehn davon , ob dies ganz richtig 
fei, worauf wir noch einmal zurüdfonmen werben, bleibt im: 
mer die Frage, ob fidh die Interpretation des Art. VII. und 
VID. — ver veränderten Faffung — nad) 8. II. — der bei: 
behaltenen, oder nicht vielmehr die des 8. II. nach $. VII. und 
VIH. richten müffe. 

Man hat ferner behaupter, daß das „Fünnen“ im. VII. 
und VII. mit den Worten „unter den vorliegenden befonderen 
Umftänden,“ wenn diefe den Sinn haben follen, der ihnen nach 
der obigen hiftorifchen Erörterung beigelegt werden müßte, im 
Widerſpruch ftehe, da nach Berüdfichtigung aller Umftände, 
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auch derer, die nur auf die Strafabmeffung Einfluß haben, im- 
mer nur eine Strafe eintreten Fönne, die nämlich, auf welche 
wirklich zu erfennen ift, daß alfo auch aus diefem Grunde 
die im $. VII. und VI. gebrauchte Redeform nicht anders 
verftanden werden fönne, als das „zu erfennen ift“ im $. II. 
Allein hierbei faßt man denn doch die Sache etwas zu abitraft 
und ideell auf. Im wirklichen Leben bleibt aud) bei Berüdfidy: 
tigung aller im fonfreten Falle vorliegenden Umftände dem riche 
terlichen arbitriam noch immer ein Spielraum. Liegt 3. B. Bes 
ſchädigung fremden Eigenthums vor, fo wird der Richter zwar 
bald mit fich einig fein, ob auf Arbeitshaus, oder auf Gefäng- 
niß zu erfennen fei. Entſcheidet er ſich für das legtere, fo wird 
er vielleicht audy darüber bald im Klaren fein, daß Gefängniß 
von einem Jahre, und felbft von einem halben Jahre zu viel, 
Gefängniß von einigen Wochen dagegen zu wenig fein würde. 
Allein ob nun auf 2 Monate, auf 3 Monate, oder auf 4 Mo- 
nate Gefängniß zu erfennen fei, dafür werden ihm auch Die 
fpeciellften vorliegenden Umftände ein befonderes Anhalten nicht 
bieten. Er wird zulegt fein richtiges Gefühl, den erworbenen 
Takt und die Analogie anderer vorgefommener Fälle zu Hülfe 
nehmen müffen, um endlich zu einer beftimmten Strafe zu ge: 
langen. Iſt er nun endlich zu diefem Ziele gelangt, fo wird er 
zwar, wenn er nur fein Urtheil, fein Gefühl und feine Er: 
fahrung berüdfichtigt, fagen können, daß die Strafe, Die er ges 
wählt hat, die einzige fei, welche hier eintreten Fönne. Allein 
er wird fich dabei immer geftehn müffen, daß ein Andrer leicht 
anders geurtheilt haben könnte; und dieſes mögliche Urtheil 
Anderer, und namentlich des Appellationsgerichtes ift e8, mo» 
rauf ihn $. VIII. durch die Worte, „welche unter den vorlies 
genden befonderen Umftänden — nad fi ziehn Fönnen,“ 
verweiſt. 

Man vergegenwaͤrtige ſich nochmals, daß $. VIII. die Com⸗ 
petenz des App.-Gerichtes und nur indirect zugleich dadurch 
die des Unterfuchungsrichters beftimmt. Wäre nun das Appel: 
lationsgericht felbft die Behörde, welche die Acten, wenn fie zum 
Sprucyreiffind, in Händen hat, fo würde die Beftimnung ohne 


Zweifel fo getroffen worden fein: das App.-Gericht hat das 
erfte Erfenntniß zu machen, wenn unter den vorliegenden befon- 
deren Umftänden auf eine höhere Strafe, ald 3 Monat Gefäng— 
niß zu erkennen iſt. Allein da die Acten fich zunächft in den 
Händen des Unterfuhungsrichters befinden, jo müßte man dies 
fen anmweifen, ſich auf den Standpunft des Appellationsgerichts 
zu ftellen, und bei fich zu arbitriren, was wohl das Appel: 
lationsgericht in dem vorliegenden Falle für angemeſſen 
halten werde. Findet er den Fall fo befchaffen, daß auch das 
Appellationsgericht auf feinen Fall mehr ald 3 Monat Gefäng: 
niß erfennen werde, — daß unter den vorliegenden befonderen 
Umftänden auf mehr ald 3 Monat Gefängniß nicht erfannt wer⸗ 
den fönne — fo darf er das Erfenntniß felbft machen. Er 
findet dann, daß in dem vorliegenden Falle nicht das App.- 
Gericht, fondern er felbft zum Verfpruch competent fei, weil 
auch nad) den vorliegenden Umftänden e8 nicht denkbar fei, daß 
das App.⸗Gericht eine höhere Strafe ald 3 Monat Gefängniß 
erfennen — weil das fragliche Verbrechen unter den vorliegenden 
Umftänden eine höhere Strafe nicht nach fid) ziehn könne. Iſt 
nun diefes fein Urtheil richtig, fo hat das App.»Gericht fein 
Erfenntniß, als ein innerhalb feiner Competenz gefälltes, zu 
refpectiren, und fann nicht etwa aus,dem Grunde, weil es ftatt 
der erfannten achttägigen eine achtwöchige Strafe für ange: 
mefiner erachten würde, den Verſpruch felbft übernehmen. Allein 
ob das obige Urtheil richtig fei, darüber gebührt dem App.: 
Gericht die entfcheidende Stimme. Denn e8 handelt ſich dabei 
um feine Competenz. Das Appellationsgeriht — hat 
zu erkennen, wenn das Verbrechen unter den vorliegenden be: 
fonderen Umftänden eine höhere Strafe ald 3 Monat Gefäng: 
niß nad) fich ziehn kann. Jede Behörde hat aber über ihre Come 
petenz felbft zu entfcheiden. Am wenigften kann das Urtheil der 
Unterbehörde hierin dem der DOberbehörde präjudiciren, blos 
darıım, weil jene zufällig in der Lage ift, ihr Urtheil zuerft 
auszufprehen. Prävention findet nur zwifchen zwei gleich com: 
petenten Behörden ftatt. Das Urtheil des Unterrichters ift zus 
nähft nur ein vorläufiged. Dem Appellationsgerichte ſteht Die 


definitive Entfcheidung zu. Das Erfenntniß des Unterrichters 
ift daher nur in fofern unumftößlich (rechtskräftig in dieſem 
Sinne), ald das Appellationsgericht in der Anfiht, daß nicht 
über 3 Monat Gefängniß zu erkennen fei, ihm beiftimmt. Es 
fann dann im gewöhnlichen Inſtanzenwege reformirt, nicht aber 
faffirt werden, denn es iſt Dann von dem competenten Richter, 
und nicht contra jus in thesi gefprochen. Iſt aber das App.⸗ 
Gericht der Anſicht, daß in dem vorliegenden Falle auf eine 
höhere Strafe, ald 3 Monat Gefängniß zu erfennen fei, fo 
ergibt fi daraus, daß der Unterrichter falfch geurtheilt hat. 
Es ift hier ein anderer Fall, ald wo ſich blos Anficht und Anficht 
gleichberechtigter Behörden entgegenftehen. Denn e8 handelt 
fih um die Kompetenz des Appellationsgerichts, und die Erwä— 
gung des Unterrichterd ging dahin, was das Appellations— 
gericht erfennen würde. Hat daher das App.»Gericht eine an- 
dere Anficht, fo hat er fih Facrtifch in feinem vorläufigen Ur: 
theile über die Anficht des Appellationsgerichtes geirtt. Sein 
Urtheil wird dann Faffirt, nicht weil es contra jus in thesi ges 
fprochen ift, fondern weil ed von einem Richter gefprochen ift, 
der ſich irrthümlich für competent hielt, und deffen Incompetenz 
fid) Durch die fpätere Entfcheidung des App.-Gerichted heraus: 
geftellt hat. *) A 





*) Mir fcheint Hieraus die Kaffation genügend gerechtfertigt. Man fann 
fich aber auch die Sache fo denfen, daß zunächſt die Refolution bes Un— 
terrichters , in der Sache felbft zu erkennen, Faffirt wird, womit dann bas 
darauf gegründete Erfenninig von felbft hinwegfällt. Man könnte übrigens 
noch weiter gehn, und fagen, die Kaſſation fei fchon dann begründet, wenn 
das App.⸗Gericht der Meinung fei, daß unter den vorliegenden befonderen 
Umftänden auf mehr als 3 Monat Gefängnig habe erfannt werben fönnen, 
gefegt auch, daß es felbft nur auf 8 Wochen Gefängniß erkennen würde. 
Allein dies würde m. E. zu weit gehn. Die Rebeform „welche nach fich ziehn 
Fönnen“ ift mit Rüdtficht auf die Lage des Unterrichters gewählt, der über 
die Anficht eines Andern zu arbitriren hat, und fich daher nur nach dem, was 
diefer für recht halten fönnte, richten fann. Das App.-Ger. aber weiß, 
was es für recht hält, es hat daher nur dann Veranlaffung zur Kaffation, 
wenn es findet, daß wirklich auf mehr als 3 Monat Gefängniß zu erfennen 
fei. Auch darf man erwarten , daß es nicht um jeder geringen Differenz wil⸗ 
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Diefe Interpretation der fraglichen Geſetzſtelle entfpricht 
vollfommen der präfumtiven und den ausgefprochnen Abfichten 
des Geſetzgebers. Der Unterfuchungsrichter behält dadurch freie 
Hand, in denjenigen Fällen felbft zu erfennen, in denen man 
ſolches für zwedmäßig erachten muß und für zwedmäßig erachtet 
hat, nämlich in geringen Fällen; er wird dagegen gehindert, 
dem Appellationsgerichte den Verſpruch zu entziehen in Fällen, 
wo man ihm denjelben, vermöge der größeren Garantien, die 
eine collegiale Behörde darbietet, gewiß nicht blos im Intereſſe 
des Angeſchuldigten, fondern auch im Intereffe der Gefellfchaft, 
zuweifen wollte, Sie entfpricht aber auch den Worten des 
Geſetzes vollfommen, indem fie jedem derfelben feine Bedeutung, 
und zwar eine der Abficht des Gefeßgebers entjprechende Bedeu⸗ 
tung beilegt, jaman kann behaupten, daß diefe Abficht, kurz und 
bündig, kaum anders ausgebrüdt werben fönnte, als durch die 
Worte „welche unter den vorliegenden befondern Umftänden — 
nach fich ziehn können.“ Sie fleht endlich mit der anderweiten 
Borfchrift in Uebereinftimmung, daß der Unterrichter, wenn er 
über die Höhe der zu erfennenden Strafe zweifelhaft ift, die Acten 
an das Appellationsgericht einfenden, und dieſes das Erfenntniß 
fprechen folle. Ste entfpricht daher allen Anforderungen, welche 
man aneinerichtige Auslegung zu machen hat. Das Appellationd- 
gericht hat zu erkennen, und fann darin nicht durch das vorläu- 
fige Urtheil des Unterfuchungsrichterd gehindert werben. 

Wie verhält es fih nun aber mit der befegten Gerichtsbank, 
und worauf beruht die abweichende Faſſung des $. II.? 

Allerdings wird in der Regel in allen Fällen, wo die Ars 
ten zum Spruch an das Appellationsgericht eingefendet werben, 


len, fondern nur dann, wenn ihm bie Strafe, die der Unterrichter gewählt 
bat, als unverhältnigmäßig erfcheint, zur Kaffation fhreiten werde, Dagegen 
würde fich nichts dagegen fagen laffen, wenn das Appellationsgericht in Fällen, 
wo e8 vor dem Berfpruch Einficht von den Acten erlangt, den Richter anwiefe, 
diefelben zum Berfpruch einzufenden, weil hier auf mehr als 3 Monat Ges 
fängniß erfannt werben fünne, und ſodann das Erfenntniß felbft machte, 
wenn auch die wirklich concludirte Strafe nur 3 Monat Gefängniß oder ein 
Mindres betrüge. 


der Unterfuchungsrichter auch für die Befegung der Gericdhts- 
banf zu forgen haben, allein ausnahmelos ift dies denn doch 
nicht der Fall. Liegt nämlich gegen den Angefchuldigten ein Ver: 
brechen vor, das nothwendig Todes» oder lebenslängliche Zucht: 
hausftrafe nach fich zieht, fo wird der Unterfuchungsrichter bei 
der Unterfuchung concurrirender geringerer Verbrechen nad) Be= 
finden die Befegung der Gerihtsbanf erfparen können, mögen 
fie auch von foldyer Befchaffenheit fein, daß an fidy eine höhere 
Strafe, ald drei Monat Gefängniß deshalb erfannt werden 
fönnte, ja felbft erfannt werden müßte. Es fommt daher bei 
der Beſetzung der Gerichtsbanf in der That darauf an, ob wirf- 
lich auf eine Höhere Strafe — zu erfennen ift, und es Fonnte 
daher wohl bedenklich erfcheinen, die bei $. VII. befchlofjene 
Aenderung auch bei $. II. eintreten zu laffen. Außerdem er: 
Härt fi) aber die Verſchiedenheit der Haftung aus der Berfchies 
denheit des Ideenganges. Im $. II. wird eine abftracte Regel 
aufgeftelt; e8 wird die Frage beantwortet, in welchen Fällen 
die Befegung der Gerichtsbanf nothwendig fe. Diefe 
Frage konnte nur nach der beftimmmten Strafe in hypothesi bes 
antwortet werden, denn auf diefe fommt es fchließlich allemal 
an. $. VI. dagegen — deffen Faſſung dann, wegen der Ber: 
wandtfchaft der Gegenftände auch auf $. VIII. übergegangen 
ift, ift in der Form einer Anweifung für den Unterſuchungs— 
richter gefaßt. Der Unterfuhungsrichter aber hat die 
Möglichkeit zu berüdfichtigen, daß das App.-Gericht anderer 
Anficht fei als er, und fo war denn hier der Ausdruck ,nach fich 
ziehn können“ am Orte. Diefelbe Möglichkeit hat nun aller: 
dings der Unterfuchungsrichter (dieBorfchrift im $. II. ift ihrer 
Faſſung nah aud an den erfennenden Richter gerichtet) auch 
bei der Befeßung der Gerichtsbanf zu berüdfichtigen,, und info= 
fern ift allerdings die Faſſung des Art. II. aus der des Akt. 
VII. und VII. zu erflären und zu ergänzen, 

Kehren wir nun endlich zu der erften der oben aufgewor: 
fenen Fragen zurüd, fo it für deren Beantwortung in dem Big: 
herigen bereits eine Grundlage gewonnen. 

Hat fid) nämlich der Unterrichter bei Beantwortung der 


Frage, ob unter den vorliegenden befonderen Umftänden eine 
Strafe von 3 Monat Gefängniß oder weniger eintreten könne, 
auf ven Standpunft des App.:Gerichtes zu ftellen, fo wird er 
bei Milderungsgründen, weldye nur ein Herabgehn unter diefe 
Strafe geftatten, ſich ſchon nad) den Worten des $. VII. 
nicht leicht zum Selbftverfprucdh für competent halten können. 


Bon den allgemeinen Milderungsgründen fommt nur ber 
der Jugend (Art. 62) hier in Betracht, da bei Art. 63 und 65 
(unfchuldig erlittene Haft und Erfag) die Strafart unverändert 
bleiben foll. Bei der Jugend aber wird der Unterrichter noch zu 
bevenfen haben, ob fich nicht das App.-Gericht zur Anwendung 
des Saßed : malitia supplet aetatem , welchen Art. 62 fanctios 
nirt, bewogen finden fönnte. Eben fo bedenklich würde e8 fein, 
wenn der Unterrichter fi) über die im Art. 85 und 116 zu Ende 
erwähnten Milderungsgründe eine Cognition anmaßen wollte. 
Ferner gehörte hierher die Beftimmung im Art, 151, wo die 
Strafe grade nur äußerften Falles bis auf 3 Monat Gefängniß 
herabgefegt werben fann. 


Es ergibt ſich auch aus der Gefchichte des $. VIII. daß es 
feineswegs die Abſicht des Gefepgebers war, dem Unterrichter 
die Berüdfihtigung folder Milderungsgründe zu geftatten. Das 
Geſetz vom 28. Jan. 1835 8, 38. 1, an deffen Stelle $. VII. 
getreten ift, beftimmte, daß das App.»Gericht zu erfennen habe, 
wegen Verbrechen, bei welchen die ordentlihe Strafe, wenn 
fie ftattfände, die Todes - Zuchthaus: oder eine die Dauer 
von 8 Wochen überfteigende Gefängnißftrafe fein würde. Hier: 
nad) war die Eognition des Unterrichterd ausgefchloffen, nicht 
nur wenn bie ordentlihe Strafe wegen mangelnder Ueberfüh— 
rung oder mangelnden Thatbeftandes nicht eintrat, fondern 
auch wenn fie dur einen Milderungsgrund ausgeichloffen 
wurde. Die Aenderung aber beabfichtigte nach den Motiven der 
. Deputation, von weldyer fie beantragt wurde, nur 


1) zu beftimmen, weldye Strafe bei den im C.⸗G.⸗B. adop: 


tirten relativen Strafdrohungen ald die ordentliche zu betrach- 
ten fei, 


2) das Marimum der Eompetenz des Uuterfuchungsrichters 
in Gonformität mit $. L IL. und VII. zu erhöhen, 

3) der Arbeitshausftrafe dabei zu gebenfen ; 
in allen übrigen Beziehungen ift Die Competenz des Unterrich- 
ters diefelbe geblieben. 

Anders aber verhält es fich bei folhen Milderungsgründen, 
wegen deren eine Herabfegung der Strafe präceptiv angeordnet 
ift, wie in Art, 136 (Art. 134 fommt nach den mitteld Verord⸗ 
nung vom 21. Mai 1838 ©.: u. B.:Bl. ©. 381 befannt ge- 
machten Berichtigung hier nicht in Betracht) und Art. 222 (Art. 
213 kommt nicht in Betracht, weil fchon Art. 212 das Mari« 
mum von 3 Monat nicht überfteigt). Hier hat ſich die Strafe 
in thesi geändert, und die Bälle find daher ganz denen analog 
zu behandeln, wo gleich von vorn herein ein Minimum von ges 
tingerem Betrage, ald 3 Monat Gefängniß angedroht ift. Ganz 
unbedenklich wird der Unterfuchungsrichter den im Art. 188 
aufgeführten Milderungsgrund beim leihtfinnigen Eibe 
berüdjichtigen können, da er ſchon ohne denfelben in geringeren 
Fällen nad) Art. 187 zum Selbſtverſpruch competent fein würde, 
das Borhandenfein des fraglichen Milderungsgrundes aber den 
Fall unzweifelhaft zu einem diefer geringeren macht. 


XVII. 
Zu Art. 238 des ſächſiſchen Criminalgeſetzbuchs. 


Dom 


Herrn Geh. Juftiz-Rathe ıc. Dr. Groſſ. 


In den neuen Jahrbüchern für ſächſiſches Strafrecht, Bo. VI, 
Heft 2, S. 215 ift als Präjudiz zu diefem Artikel der Fall einer 
Unterſuchung gegen mehrere Bauerburfche angeführt, welche zwei⸗ 


mal eine verfchloffene Reftauration erbrochen und beidemale ver: 
ſchiedene darin gefundene Bictualien fofort verzehrt, Das zweites 
mal auch eine Partie Cigarren mitgenommen hatten. Obgleich 
ein Antrag des Beftohlnen auf Unterfuchung nicht vorlag, hatte 
doch das Appellationsgericht zu Dresden jeden der Inculpaten 
zwar nicht wegen der ſelbſt genoſſenen Bictnalien, allein als 
Theilnehmer eines nad) Art. 230 zu beurtheilenden Diebftahls, 
infoweit die Bictualien von feinen Mitfchuldigen verzehrt wor: 
den waren, beftraft. Auf eingewendete Vertheidigung ſprach ſich 
das Dberappellationsgericht dahin aus: „das Appellationsge- 
richt habe angenommen, daß der Art. 238 fidy nur auf die zur 
Befriedigung der eignen Lüfternheit verübten Entwendungen bes 
ziehe, und dabei der Begriff der gleichen Theilnahme am Ber: 
brechen eines Andern ausgefchlofien fei. Man fönne aber die 
Beftimmungen, Art. 33, 34, hier nicht analog zur Anwendung 
bringen, und die Rüdficht, welche der Gefeßgeber genommen, 
werde dadurch, daß Mehrere gleichzeitig ihre Lüfternheit befrie- 
digen, nicht ausgefchloffen, um fo mehr im vorliegenden Falle, 
wo ein gemeinfames, den Vortheil Aller gleichmäßig berühren: 
des Intereſſe bei der Bereinigung felbft nicht vorgewaltet. Man 
habe daher nur die Entwendung der Eigarren beftrafen können, da, 
abgejehen davon, ob hier überhaupt Art. 238 anzuwenden, die« 
fer ſchon deshalb ausgefchloffen fei, weil die Cigarren nicht am 
Drte der That geraucht, fondern von den Inculpaten mit nad) 
Haufe genommen worden.” Unbedingt muß man bier der An- 
ficht des Dberappellationsgerichts beiftimmen, wenn e8 die fon» 
derbare Auffafjung des Appellationsgerihts nicht gebilligt hat, 
wonad) in einem folchen Falle der Dieb nicht wegen desjenigen, 
was er felbft geftohlen, wegen Ermangelung der hier nothwen— 
digen Rüge des Beftohlenen, fondern nur wegen feiner Gegen- 
wart bei den aus gleichem Grunde ebenfalls nicht ftrafbaren 
Entwendungen der Andern beftraft werden fol. Zweifelhafter 
möchte e8 aber fein, ob nicht auch auf die Entwendung der bei 
dem zweiten Einbruche mitgenommenen Gigarren die Vorſchrift 
des Art. 238 hätte in Anwendung gebracht werben follen. Das 
Oberappellationsgericht verwirft diefe Anwendung aus zwei 


Gründen , einmal weil überhaupt auf dDiefen Gegenftand der er- 
wähnte Artikel nicht zu beziehen, was jedoch nad) der vorange- 
gebenen Faflung der Entfcheidungsgründe nicht als ganz zwei- 
fellos bingeftellt wird, fodann weil die Eigarren nicht am Drte 
der That geraucht, fondern von den Inculpaten mit nad) Haufe 
genommen worden find. Es ift ſonach 

I 


die Frage in Erwägung zu ziehen, ob Cigarren im Sinne des 
Artifeld den darin benannten Eß- und Trinkwaaren gleichzu- 
adıten find. Run find allerdings Cigarren eben fo wenig wie 
überhaupt Tabak im eigentlichen Sinne den Eß- oder Trink: 
waaren beizuzählen, allein ald Gegenftände der Züfternheit mehr 
noch als des phyſiſchen Bedürfniſſes find fie unftreitig anzus 
fehen, und ftehen den E$- und Trinfwaaren infofern gleich, als 
fie durch den ihrer Natur nad) davon zu machenden Gebrauch 
aufgegehrt werden, und fonad) den Confumtibilien angehören. 
Es dürfte wohl angemefien fein, eine folde Entwendung nicht 
härter als die von eigentlichen Bictualien zu behandeln, und 
hierbei die Grundfäge des Art. 238 in analoge Anwendung zu 
bringen, was wohl noch unzweifelhafter dann der Fall fein 
würde, wenn der Tabak zum Kauen gebraucht wird, wie es 
häufig in Amerifa und von Matrofen zu gefchehen pflegt. 
Schwieriger noch ift die Beantwortung der Frage unter 
ll. 


nämlich, ob dem in dem Erfenntniffe des Oberappellationsge- 
richts ausgefprochenen Grundfage unbedingt beizupflichten fei, 
daß die Anwendung des Art. 238 das fofortige Verzehren der 
entwendeten Bictualien an Ort und Stelle vorausfege, und 
dur das Mitnehmen derfelben von dem Orte des Diebftahls 
ausgejchloffen werde, wie denn noch überdieß zufolge mehrerer 
Präjudicien das Oberappellationsgericht die Anwendung des 
Artifels bei allen Bictualien für unzuläffig erflärt, deren Genuß 
irgend eine Art von Zubereitung erfordert. 

Schon die fonft fo ftrenge peinliche Gerichtsordnung hält 
die Entwendung von Birtualien, insbefondre von Früchten aller 
Art für weniger ftrafbar, indem Art. 167 lautet: „Item wer bei 
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nächtlicher weil jemandt fein Frücht oder auf dem Feld fein 
nugung, wie das alles namen hat, heymlicher und geverlicher 
weiß nimpt, und die hinweg tregt oder füret, das ift auch eyn 
diebftall, und wie ander diebftall vorgemeltermaß zu ftraffen, 
deßgleichen wo eyner bei tag jemandts anberürten feinen Früch— 
ten, die er heymlich nem und hinweg trüg, groffen merdlichen 
und geverlichen ſchaden thett, ift auch wie obfteht für eyn dieb- 
ftall zu ftraffen. Wo aber jemandt bei tag effendt Frücht nem, 
unnd damit durch wegtragen derfelben nit groffen geverlichen 
ſchaden thett, der ift nach gelegenheyt der perfonen und der fach, 
bürgerlich zu ftrafen, wie an demfelben ende da der Schad ge: 
fhicht, durch gewohnneyt, oder geſetz herkommen.“ Daß bei 
diefer legtern Beftimmung auch nicht von einer durch wirklich 
dringendes Bedürfniß veranlaßten, fondern mehr aus Lüftern: 
heit verübten Entwendung die Rede ift, ergibt fi) aus dem vor: 
hergehenden Art. 166, welcher fih auf das Stehlen in rechter 
Hungersnoth bezieht, und dem Ermeffen des Richters die Straf: 
loftgfeit des Diebes nach den ermittelten Umftänden anheim: 
ftelt. Auch die fächlifche Altere Eriminalpraris befolgte rüd: 
fichtlich der Entwendung eflender Früchte nach der Bezeichnung 
der Carolina eine mildre Anficht zufolge Carpzovs Zeugniß, 
welcher Pa. IV, const. XXXVII, def. 7 fagt: nulla plectendi 
sunt poena, qui fructus modicos decerpunt, ut stalim in vinea 
vel agro, aut in ipsa via eos comedant, non vero alio lucri 
causa asportent; quodsi vero fructus ejusmodi furti et lueri 
faciendi causa secum abstulerint, quidni furti tenerentur? 
quamvis poena saltem extraordinaria pleclantur. Eine gleiche 
Berüdfichtigung hat die Entwendung von Bictualien in mehrern 
deutfchen neuern, feit dem Jahre 1830 erfchienenen Gefep: 
büchern und Entwürfen dazu gefunden. So enthält der Ent: 
wurf eines Strafgeſetzbuchs für das Königreih Bayern vom 
Jahre 1831, Art. 310 unter 7 die Beftimmung , daß Entwen: 
dungen vom Gefinde an Eß- und Trinfwaaren aus Lüfternheit 
nur auf Anzeige in Unterſuchung gezogen und, wenn Zucht: oder 
Arbeitshaus eintreten würde, mit Gefängniß nicht unter 6 Mo: 
naten, außerdem mit Gefängniß in verhältnißmäßig gemindertem 


Maaße beftraft werden follen; wonach aber dieſe gelindere Be⸗ 
urtheilung nur dem Hausgefinde zu ftatten fommt. Weniger 
beichränft find die Vorfchriften des württembergifchen 
Strafgefegbud;s vom Jahre 1839, indem nad Art. 340 Ent: 
wendungen an Betrag über 5 Gulden, (denn nur auf foldye bes 
zieht fich das Strafgefegbudy) welche an Eß⸗ oder Trinfwaaren 
zum unmittelbaren Genuß begangen werben, nur auf Klage des 
Beſchädigten unterfucht und in diefem Falle mit Gefängnig, und 
zwar, wenn fonft Zucht oder Arbeitshausftrafe eintreten würde, 
nicht unter 3 Monaten geahndet werden, fo wie nad) Art. 60 
des in demfelben Jahre erlafjenen Strafpolizeigeſetzes bei derglei⸗ 
chen Entwendungen, welche nicht mehr ald 5 Gulden an Werth 
betragen, die Unterfuchung ebenfalls nur auf Klage des Bethei- 
ligten zu eröffnen ift, und dem Richter frei geftellt ift, nur auf 
Geldbuße bis zu 10 Gulden zu erfennen. Das großherzog— 
lich heſſiſche Strafgeſetzbuch vom Fahre 1841 verordnet des⸗ 
halb im Art. 359; „Ans Hunger oder Züfternheit und innerhalb 
diefer Grenzen zum unmittelbaren Genuffe, an Eß⸗- oder Trinf: 
waaren verübte Entwendungen follen, infofern nicht die Merk— 
male eines ausgezeichneten Diebſtahls dabei eintreten, nur poli⸗ 
zeilich beftraft werden ;“ und es ift für Die Auslegung des Arti« 
feld nicht ohne Bedeutung, daß in dem zur ftändifchen Bera- 
thung vorgelegten Entwurfe gefagt war, zum eignen unmittel⸗ 
baren Genufje, auf den Antrag beider ftändifcher Kammern aber 
das Wort „eignen* in Wegfall gebracht wurde, da hieraus ges 
folgert werden muß, daß unter unmittelbarem Genuß nicht gerade 
der Genuß an Drt und Stelle, der That felbit zu verftehen ift. 
Faft die gleiche Borfchrift enthält das badische Strafgeſetzbuch, 
deffen Art.397 lautet: „Entwendungen von Eßwaaren oder Ger 
tränfen im geringen Betrage und zum unmittelbaren Ge« 
nuß, infofern fie nicht zur Elaffe der gefährlichen ($. 381) ge⸗ 
hören, und nicht unter erfchiwerenden Umftänden der im Art. 
385 unter Rr. 7 bis 17 bezeichneten Art verübt find, werben 
nicht als Diebftahl fondern als Polizeiftevel beſtraft;“ wobei 
freilich die Hinweifung auf einen geringen Betrag eine fehr 
große Relativität zuläßt. In dem im Jahre 1847 erfchienenen 
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Entwurfe eines Strafgefegbuhs für das Königreih Preußen 
ift im $. 279 in Uebereinftimmung mit.der ſchon im allgemeir 
nen Landrechte Th. Il. Tit. 20. $. 1122, 1123 enthaltenen 
Borfchrift folgende Beftimmung befindlich: „wenn bei der Ent: 
wendung oder Unterfhlagung von geringfügigen Gegenftänden, 
z. B. von Eßwaaren, Getränfen, Gartenfrüchten oder Feld» 
früchten, aus den Umftänden erhellt, daß die Handlung nicht in 
der Abficht eines unredlichen Gewinnes gefchehen ift, fo foll 
diefelbe nicht mit der Strafe des Diebftahls oder der Unterfchlas 
gung, fondern nur mit Geldbuße bis zu 50 Thalern oder mit 
Gefängniß bis zu A Wochen, ohne Berluft der Ehrenrechte, ge: 
ahndet werden. Die Beftrafung foll in diefen Fällen nur auf 
ven Antrag des Berlegten ($. 70.) erfolgen“, *) und in den bei: 
gefügten Motiven ift dazu bemerft, „es ift nicht nöthig, der Ents 
wendung und Unterfchlagung von Eßmwaaren ıc. zum Genuß 
oder Verbrauch auf der Stelle eine befondre Beftimmung zu 
widmen,“ (wie im Entwurfe vom Jahre 1843 gefchehen) „fie 
fallen eben unter das Princip des $. 279. Die hier in Rebe 
ftehenden geringfügigen Befhädigungen unterfcheiden fich von 
denen, welche in dem 89.269, 275 vorausgefeßt find (wo blos der 
geringe Werth des entwendeten oder unterfchlagenen Genen: 
ftandes berüdjichtigt ift), „dadurch, daß fie nicht einen eigentlich 
diebifchen Charakter an fi) tragen. Wenn fie demnady aud) 
nicht zu den eigentlichen Polizeivergehen gerechnet werden Fön: 
nen, fo ift doch hier die feftgefeßte geringere Strafe ohne Ver: 
luft der Ehrenrechte angemeffen.“ Die im Geſetz gebrauchten 
Worte „Abficht eines unredlichen Gewinnes“ können ſchwerlich 
einen andern Sinn haben, als, Abficht, die geftohlenen Gegen- 
ftände weiter zu verfaufen, denn im ftrengen Sinne genommen 
ift die Entwendung von efbaren Gegenftänden um die Seinis 


2) Wie der neuefte preußifche Entwurf, welcher am 2. Januar 1851 den 
ftändifchen Kammern vorgelegt worden ift, über dieſen Gegenſtand fich aus: 
fpricht, ift mir zur Zeit noch unbefannt. Er muß gegen den vom Jahre 1847 
beträchtlich abgekürzt fein, da er öffentlichen Nachrichten zufolge, mit Inbes 
griff des Poltizeiſtrafgeſetzbuchs nur 321 Paragraphen enthält, wogegen die 
Paragraphenzahl des letztern auf 478 anfteigt. 
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gen oder auch fich felbft damit zu fättigen, immer ein unrecht: 
mäßiger Gewinn, infofern der eigne Aufwand dadurch erfpart 
wird; übrigens wird unftreitig nach den Worten des Geſetzes 
und der Erläuterung der Motiven die Anwendung der mildern 
Beftimmung weder durch das Verzehren der entwendeten Früchte 
an Drt und Stelle bedingt, noch durch eine erforderliche Zube= 
reitung derfelben ausgejchlofien. Der Entwurf eines Strafge: 
fegbuch8 für die thüringifchen Staaten vom Jahre 1849, 
welcher in einigen derfelben bereits Geſetzeskraft erlangt hat, 
hat die mildere Beurtheilung rüdjichtlidy eines Diebftahls an 
Eß⸗ oder Trinfwaaren, verbunden mit deren unmittelbarem Ge- 
nuß, ausgefprochen, unter Wegfall der in den ſächſiſchen Gefeß- 
büchern befindlicdyen Worten, zu bloßer Befriedigung der Lüftern- 
heit, wozu wohl die Bemerkung von Bufch in feiner Ausgabe 
der genannten Strafgefegbücher Veranlaffung gegeben haben 
dürfte. 

Geht man nun auf die Gefchichte des Art. 238 des fächft- 
fhen Criminalgeſetzbuchs zurück, um dieſelbe nad) den von 
Wächter in der Abhandlung über die Auslegung der in den 
conftitutionellen Staaten mit Zuftimmung der Stände gegebe: 
nen Gejege (Abhandlungen aus dem Strafrechte, S. 242) auf: 
geftellten Grundfägen der Interpretation des Artikels zu be: 
nugen, fo ergibt ſich Folgendes. Der ihm correfpondirende Ars 
tifel 227 des den Ständen vorgelegten Entwurfs lautete: „Ent: 
wendungen von Eß⸗ und Trinkwaaren, welche zu bloßer Befrie- 
digung der Lüfternheit begangen worden, find auch in den Art. 
214 unter Nr. 2 und 3 gedachten Fällen“ (bei einem Betrage 
über 10 und über 50 Thaler) „nur mit Gefängniß bis zu 3 Mo: 
naten zu befttafen. Treten die im Art. 219 erwähnten Berhält: 
niſſe“ (Eröffnung mit Diebsinftrumenten oder gewaltfames Er: 
brechen) „ein, fo kann die Strafe bis zu Einem Jahre Arbeits: 
haus gefteigert werden.” In den dem Gefeßentwurfe beigegebe: 
nen Motiven ift zwar über diefe Beftimmung nichts gefagt, allein 
es iſt hierbei wohl nicht an ein Verzehren der entwendeten Vics 
tualien an Ort und Stelle des Diebftahls gedacht worden, denn 
es wird auch bei einem längere Zeit fortgefegten Diebftahle 
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fchwerlich eine Quantität felbft theurer Victualien, am Werthe 
über 50 Thaler, von Einem Diebe oder auch von mehrern fofort 
an Drt und Stelle confumirt werben fönnen. Die Deputation 
der I. Kammer ſchlug in dem hierüber erftatteten Bericht unter 
Zuftimmung der Regierungscommiffarien außer einigen andern 
hier nicht einfchlagenden Zufägen vor, nad) dem Worte „üftern- 
heit“ einzufchalten „zum unmittelbaren Genuß,“ unter Hinzufüs 
gung der Motive: „wodurch der Fall ausgefchloffen wird, wenn 
Jemand dergleichen Eßwaaren entwendet, um fie aufzubewahren 
und dann zu genießen, ein Fall, in welchem nit nur der Bes 
trag größer fein Fann, fondern aud) mehr efliffenheit vorliegt,“ 
und die I. Kammer trat diefem Gutachten einftimmig bei. In 
dem der II. Kammer vorgelegten Deputationsberidht war gegen 
die Fafjung des Artifeld erinnert, Daß bei den erwähnten Ent: 
wendungen Befriedigung der Lüfternheit nicht der einzig mög— 
liche Zwed ſei, fondern diefer auch Etillung des Hungers oder 
Durftes fein könne, weshalb folgende Faſſung vorgefchlagen 
wurde: „Entwendungen, welche an Eß- oder Trinkwaaren zum 
unmittelbaren, augenblidlichen Genuß begangen werden, find 
nur auf Klage des Beftohlnen? (was auch) die I. Kammer bean- 
tragt hatte) „nad denim vorigen Artifel enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen zu befttafen.“ Allein nachdem inmitteljt der Beſchluß der 
1. Kammer gefaßt worden war, vereinigte fich die Deputation in 
dem nachträglic) erftatteten Berichtemit der dort angegebenen Be: 
griffsbeftimmung und ließ mithin die Bezeichnung „zum augene 
blicklichen Genuß“ wiederum fallen. Bei ver Berathung über 
dieſen Artifel in der II. Kammer entipann fid) eine längere Dis» 
euffion, wobei ein Abgeorbneter gegen die Beichränfung der 
Unterfuhung auf erfolgte Anzeige geltend machte, daß die in 
Frage ftehenden Vergehungen am öfterften bei Gefindediebitäh: 
len und bei Felvdiebftählen vorfommen würden, wo eine Untere 
fuhung aud) von Amtswegen ganz am Plage zu fein fcheine, 
und ed wurden diefem Antrage wohl andre Gründe, Feineswegs 
aber der entgegengehalten, daß der Artifel auf Entwendung ro: 
her Feldfrüchte nicht anzuwenden fei. Ein andrer Abgeordneter 
ftellte ein Amendement, in welchem er auf die Bezeichnung 
Neue Jahrbücher f. fächl, Strafrecht. VI. 4. 27 
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diefer Entwendungen als folder von Ep: und Trinfvaaren, 
welche zum unmittelbaren augenblidlichen Genuß begangen wer 
den, zurüdfam, wogegen ein Mitglied der Deputation anführte, 
daß der von der Deputation befolgte Grundfag aus dem nor» 
wegifchen Gefegbuche entlehnt fei, welches die vom Wanderer 
im Augenblick des Bedürfniffes unternommene Entfremdung 
einer Feldfrucht ſtraflos erfläre, es fei derfelbe nicht nur auf die— 
ſes Geſetzbuch, fondern auf die unwandelbaren Regungen der 
Natur berechnet, wie denn auch das preußische Landrecht dieſe 
Bergehungen nicht als criminell behandle, fondern fie blos un— 
ter Bolizeiftrafe ftelle, und bei ver Abftinmung wurden die Vor: 
fhläge der Deputation angenommen, wodurch das erwähnte 
Amendement feine Erledigung fand. Nach völliger Bereinigung 
beider Kammern wurde in der ftändifchen das Criminalgefep- 
buch betreffenden Schrift der Antrag geftellt, hinter dem Worte 
Lüſternheit“ einzufchalten „zum unmittelbaren Genuſſe,“ „um den 
Fall auszufchließen, wenn Jemand zwar wirklich Eßwaaren 
ftiehlt, aber um fie aufzubewahren und dann zu genießen,“ wel 
her Zuſatz aud) von der Staatöregierung in das Geſetz aufges 
nommen wurde. In Hinficht auf diefe der Erlaffung des Ge: 
fees vorausgehenden ftändifchen Verhandlungen wird die Frage 
aufgeworfen werden koͤnnen, ob in Gemäßheit der von Wächter 
am angeführten Orte unter 2 aufgeftelten Regel die nad) den 
erwähnten Präjudicien von dem Dberappellationsgericht anges 
nommene Auslegung des Geſetzes dem von den Ständen der 
ihrerfeitö beantragten und von der Staatsregierung genehmig» 
ten Abänderung des Entwurfs beigelegten Einne angemeffen 
fei. Wie bereits bemerft, erfennt das Dberappellationsgericht 
a) ald Princip an, daß die Anwendung der mildern Straf: 
beftimmung durch das Verzehren der entwendeten Bictualien an 
Ort und Stelle bedingt, und durd jedes Mitnehmen derfelben 
vom Drte der That ausgefchlofien werde. Schon Buſch be 
merkt in feiner Ausgabe der ſächſiſchen Criminalgeſetzbücher, 
©. 278: „es ift fehr zweifelhaft, wie der Fall zu beurtheilen ift, 
wenn Jemand von allen auf einem Laden liegenden Eßwaaren, 
3. E. Würften, das Fleinfte Stüd entwendet, und dieſes gleich. 
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wohl nicht aufeffen kann. Iſt der Fall Dann wegen des Reſtes, 
den er übrig behält und aufbewahrt, auch nad) dem Art. 238 
zu beurtheilen oder nicht? Oder ift die Anwendung dieſes Ar- 
tifeld ſchon um deswillen ausgeichloffen, weil er augenſcheinlich 
mehr nahm, als er in einem Zuge verzehren konnte?“ Auch 
Buſch Scheint hiernach wenigitens nicht das Berzehren an Drt 
und Stelle zu verlangen, fondern zu Anwendung des Artifels 
auch das Verzehren unterwegs zuzulaffen (was auch nad) dem 
in den neuen Jahrbüchern, Bd. II, ©. 361 angeführten frü- 
hern Präjudiz das Oberappellationdgericht angenommen hat) 
und nur das Aufbewahren des Reſts auszufchließen, wonach 
confequenter Weife die gewöhnliche Strafe des Diebftahls we: 
gen dieſes Ueberreſts dann nicht eintreten würde, wenn der Dieb 
denfelben nicht mit nad) Haufe genommen, fondern unterwegs 
von fid) geworfen hätte, Es ift aber wohl auch fein genügender 
Grund vorhanden, um anzunehmen, daß die Stände durd) die 
Faflung des fraglichen Artifeld das Berzehren der entiwendeten 
Bictualien an Ort und Stelle ald Bedingung der Anivens 
dung voransgefegt hätten. Dagegen ſpricht die vorangeführte 
Motive in dem Bericht der Deputation der I. Kammer, um den 
Tall auszufchließen, wenn Jemand dergleichen Eßwaaren ent: 
wendet, um fie aufzubewahren und dann zu genießen, die bei 
der Berathung in der U. Kammer ohne Widerfpruc erfolgte 
Beziehung des Artifeld auf die Entwendung von Feldfrüchten, 
wo in den wenigften Fällen an ein Berzehren an Ort und Stelle 
gedacht werden kann, und die Berwerfung des beantragten 
Amendements, „zum augenblidlichen Genuſſe.“ Auch würde 
das unbedingte Fefthalten dieſes Grundfages die Anwendung 
des Geſetzes in manchen Fällen, namentlic in Beziehung auf 
den Gefindediebftahl ausschließen, welche man bei deflen Bera- 
thung unftreitig mit vor Augen gehabt hat, 3. B. wenn ein Be—⸗ 
bienter mit feinem Dienftheren in den Keller geht, um einige 
Flaſchen Wein zu holen, und dieſe Gelegenheit benugt, eine 
Flaſche zu fich zu ſtecken, um fie fofort in feinem Zimmer auszu⸗ 
trinken, &8 dürfte die Auslegung derWorte „zum unmittelbaren 
Genuß“ darauf zu befchränfen fein, daß bei der Entwendung 
27 * 
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folcherBictualien die Abſicht weder auf deren Verfauf, noch nad) 
der Duantität derfelben auf die Aufbewahrung zum Genuß für eine 
fpätere Zeit gerichtet fein darf, fondern fie zudem fofortigen Ge- 
brauch beftimmt find. DieAuffindung der Örenze, bis zu welcher 
der Genuß als ein fofortiger anzufehen ift, wird freilich in vielen 
Fällen einige Schwierigfeit darbieten, und es wird hierüber das 
tichterliche Ermeffen eintreten müffen; allein es fcheint immer an— 
gemefjener, diefem einen etwas weiten Spielraum zu geben, ald 
durch) eine nicht im Sinne des Geſetzes liegende Auslegung eine 
Beichränfung eintreten zu laſſen, welche der Gefeßgeber nicht bes 
abjichtigt hat. 

Ebenfo ift wohl dem Sinne des Geſetzes zufolge 

b) die Richtigkeit des zweiten Princips in Zweifel zu ziehen, 
daß die Anwendung des Geſetzes in jedem Falle auszufchließen fei, 
wo die entwendeten Bictualien erft noch einer Zubereitung zum 
Genuß bedürfen. Man fönnte die Frage aufwerfen, ob bei Aner⸗ 
fennung diefes Orundfages nicht unbedingt Die Anwendung des 
Geſetzes auf die Entwendung von Cigarren und Tabaf in Weg: 
fall fomme, da e8 hier zum Genuß nothwendig ift, die Eigarren 
wenigftens in Brand zu fegen, bei dem Tabaf aber nod) andre 
Vorrichtungen hinzutreten. Abgeſehen aber auch von diefer Frage 
läßt fi im Allgemeinen gegen den bemerften Grundſatz anfüh— 
ren, daß nach dem bei der ftändifchen Berathung den Worten 
des Geſetzes beigelegten Sinn aud) eine eigentliche Zubereitung 
der entwendeten Victualien die Anwendung des Geſetzes wohl 
nicht gänzlich hat ausschließen ſollen; es ift dabei ausdrücklich 
der Entwendung von Feldfrüchten gedacht, welche doch in den 
wenigften Sällen ohne eigentliche Zubereitung genofjen werben 
fönnen, und inBeziehung auf den ebenfalls erwähnten Gefindes 
diebftahl hat man es fchwerlich unter das Geſetz fubfumi- 
ren wollen, wenn eine Dienftmagd der Dienftherrfchaft ein Loth 
gebrannten Eoffee entwendet, um fich diefes durch Mahlen und 
Kochen zu einer befondern Ergöglichfeit zugubereiten. Auch ha: 
ben die württembergifchen Gerichte zufolge des Zeugniffes von 
Hufnagel in dem Commentar zu dem württembergifchen 
Strafgefegbudy, Thl. III, S. 450 fg., obwohl im Art. 340 
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ebenfalls die Worte „zum unmittelbaren Genuß“ enthalten find, 
doc) die Anwendung des Gefepes in Fällen zugelaſſen, wo ber 
Dieb Mehl oder Feldfrüchte nach Haufe getragen und erft dort 
zubereitet und verzehrt hatte, Auch dürfte wohl das Dberappels 
lationsgericht felbft den Art. 238 anwenden, wenn die Entwen- 
dung ſolcher Victualien entdeckt würde, bevor noch die Zuberei— 
tung erfolgt wäre. Es tritt freilich auch hier die ſchon unter 
a) gemachte Bemerkung ein, daß rüdfichtlich der Vorausfegun: 
gen, unter welchen auch die Entwendung roher und erft nachher 
zubereiteter Bictualien nad) dem gedachten Artifel zu beurtheilen 
fei, demrichterlichen Etmeſſen ein großer Umfang eingeräumt wer: 
den muß. Sehr oft werben die Berhältniffe, unter welchen die 
Zubereitung erfolgt, den Diebftahl nicht als einen nad) Art. 238 
zu beurtheilenden erfcheinen laſſen, allein die aufgeftellten Be: 
denfen find auch nur infoweit gegen dad angegebene Brincip ges 
richtet, ald dadurh unbedingt und unter allen Umftän 
den die Anwendung des Geſetzes ausgeſchloſſen werden fol. 
Demungeachtet ift eine Abänderung des benannten Artifels 
zu wünfchen und bei der bevorftehenden neuen Griminalgefep: 
gebung wohl aud) zu erwarten. Auch Buſch hat am angeführ: 
ten Orte, ©.277, dagegen bemerft, daß fid) gegen das Brincip, 
von welchem er audgehe, manches erinnern laffe, indem bloße 
Lüfternheit, mit Ausnahme des Falls, wo fie als Franfhafter 
Affect erfcheint, nicht die Berüdfichtigung verdiene, wie Hunger, 
der aus Mangel entfpringt, wenn er auch nicht den im Art. 72 
allein für ftraflos erklärten höchften Nothſtand erreicht, und es 
einem Hungernden gewiß ſchwerer werde, feinen Hunger zu 
unterdrüden, ald einem Lüfternen, feine Begierden zu befämpfen, 
und der erftere daher weit beſſer thue, eine Paſtete als ein Gro— 
fchenbrod zu entwenden, Nun dürfte zwar nad) den vorangege— 
benen Erörterungen im Sinne des Artifeld auch eine Entwen: 
dung von Victualien aus wirklichem Bedürfniß, wenn aud) nicht 
unter folchen Umftänden, welche alle Strafbarfeit aufheben, die 
Anwendung des Artikels nicht ausfchließen, da unter dem Aus: 
drude „Lüfternheit“ nicht lediglich eine kindiſche Nafchhaftigkeit 
zu verftehen fein wird; allein es ift nicht zu werfennen, daß das 
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Wort „Rüfternheit“ eben fo wie die Bezeichnung „zum unmittel⸗ 
baren Genufje“ zu Zweifeln und fehr verfchiedenartigen Ausle: 
gungen VBeranlaffung geben könne. Soll in das zu erwartende 
Eriminalgefegbucd eine ähnlihe Beftimmung wieder aufgenom: 
men werben, welche jedoch in mehrern neuern deutfchen Straf: 
gefegbüchern, 3. B. in denen von Luzern, Hannover, Braun: 
ſchweig, Naffau gänzlich ermangelt, jo dürfte es wohl am zwed: 
mäßigften fein, fi mehr dem erwähnten preußifchen Gefegent- 
wurfe anzufchließen und dem bisherigen Art. 238 folgende Faf- 
fung zu geben: „Entwendungen von Bictualien zum fofortigen 
Gebraud und ohne die Abficht ſolche zu verkaufen oder zu Fünf: 
tigem Gebraudy aufzubewahren, find fedigli auf Anzeige des 
Beftohlnen und „nad Berhältniß des Werthes“ nur mit Ge- 
fängniß bis zu 8 Wochen oder Arbeitdhaus bis zu Einem Jahre 
zu beftrafen.“ 


XIX. 


Ueber Eulpa und Dolus — culpofe und dolofe 
Tödfung. 


So weit das Strafgeſetzbuch die aus Fahrläſſigkeit her 
beigeführten Rechtsverlegungen Andrer mit Strafe bedroht, kaun 
die Frage über die Konfummation des Vergehens nicht an- 
ders, als beiden doloſen Rechtsverleßungen beantwortet werben. 
Die Rechtöverlegung in ihrer objectiven Erſcheinung ift bei dem 
doloſen wie bei dem culpofen Vergehen diefelbe. Daher kann 
3. D. bei dem Verbrechen der Tödtung in Betreff der culpofen 
Tödtung fein andrer Thatbeftand in o bjectiver Hinficht auf- 
geftellt werden, als in Betreff der doloſen, und die Vorfchrift 
des Art, 120 „Thatbeftand des Verbrechens der Tödtung“ muß 
auf beide Arten diefes Verbrechens bezogen werden, Diefes er: 
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gibt ſich auch bei Betrachtung der Stellung, welche dem Art. 
120 angewiefen wird, indem derſelbe das Capitel IV. „Bon 
den Verbrechen wider das Leben“ eröffnet und hierauf erft bie 
Specialbeftimmungen über Mord, Todtſchlag, Kindesmord, 
Tödtung aus Fahrläffigkeit ic. folgen, ohne bei dieſen Specials 
beftimmungen Borfchriften über den (objectiven) Thatbeftand 
der Tödtung felbft zu ertheilen. Für diefe Anficht fpricht auch 
die Allgemeinheit der Faffung. 

Andrerfeits fann jedoch nicht geleugnet werben, daß bei der 
Frage über die Zurechnung der Fahrläffigkeit und des durch fie 
verurfachten Erfolgs das objective Moment wieder bedeutende 
Geltung fih verfhafft. Die Fahrläffigkeit fegt immer voraus, 
daß der Thäter bei der Ueberlegung, weldye die Verhältniffe des 
Bald von einem verftändigen Menfchen erforberten, fi fagen 
fonnte, daß feine Handlung von dem fpäter eingetretnen Erfolge 
begleitet fein Fonnte. Je geringer diefe Wahrfcheinlichkeit, 
defto geringer der Grad der Fahrläffigkeit. Konnte der Erfolg 
aber nur als möglich gedacht werben, wenn gleichzeitig noch 
andre, jehr entfernte und unwahrſcheinliche Möglichkeiten hinzu— 
treten würden, fo tritt die Fahrläffigfeit aus dem Kreife der 
eriminaltehtlich zu ahndenden heraus und die crimi- 
nelle Zurechnung fällt hinweg. 

Diefes objective Moment macht ſich in der gedachten Rice 
tung insbefondre auch bei der Tödtung geltend. Wenn A den 
B in der Abficht ſchlägt, daß B in Folge des Schlages fterbe, 
und B in Folge defjelben wirklich flirbt, fo Fann daraus, daß 
— nad) dem Ausſpruche der Aerzte — der Schlag an fich nicht 
tödtlich gewefen und der Tod nur erfolgt fei, weil 3. B. der B 
eine auffallend dünne Hirnfchale oder im Augenblide des Schla: 
ges eine andre Stellung eingenommen habe, fein Grund abge: 
leitet werben, um den Thatbeftand abfichtlicher Tödtung auszu— 
ſchließen. Abfiht — Handlung — Erfolg ftehen in genauer 
und unmittelbarer Wechfelwirfung, wenn gleich der Erfolg ein 
ſolcher ift, der — abfolut betradytet in feinem Verhältniffe zur 
Handlung — ein unerwarteter und nicht vorherzufehender ger 
nannt werben Fann. Bei dem Dolus kann, da der Eanfalnerus 
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zwifchen der Handlung und dem Eintritte des beabſichtig— 
ten Erfolges die Imputation des letzteren von felbft mit fich 
bringt, die abfolute Wahrfcheinlichfeit oder Unwahrfcheinlichkeit 
ebenfo wenig wie die concrete entfcheiden, fondern nur der Cau⸗ 
falnerus. 

Anders bei der fahrläffigen Tödtung. Die Entfcheidung 
darüber, ob eine Bahrläffigfeit criminalrechtlich imputabel fei, 
hängt zunächft davon ab, ob der Erfolg nad) allgemeinen Er: 
fahrungsfägen zu erwarten war. Iſt diefe Frage zu verneinern, 
fo kann aud) von einer Zurechnung nicht die Rede fein. Wenn 
A dem B eine Obhrfeige gibt, nur in der Abficht einer Züchti⸗ 
gung ꝛc., hierdurch jedoch eine Verlegung entiteht, welche den 
Tod des B zur Folge hat, fo fanı der Tod den A zur crimi— 
nalrechtlichen Schuld nicht beigemeffen werden, weilder Er= 
folg außer aller Wahrfcheinlichfeit Ing. 

Zu berüdjichtigen ift dabei noch, daß die Handfung an fid) 
infofern einen culpofen Charafter an fich tragen kann, als fie, 
nad) befannten Erfahrungen, als eine allgemein gefährliche be— 
zeichnet werden muß und ihre Vornahme befondre Vorficht ers 
fordert. Unbefugte oder voreilige Vornahme derjelben begrün— 
det fodann einen um fo ftärferen Vorwurf, als der Urheber ſich 
foldenfalls nicht einmal darauf beziehen fann, daß die Hand» 
lung an fid) eine völlig harmlofe und für ihn gewöhnliche ge: 
wejen. 

Bon diefen Gründen ift das Oberappellationsgericht bei 
der Entfcheidung mehrerer Rechtsfälle ausgegangen, von denen 
hier zwei aus der neueften Zeit mitgetheilt werden follen. 


A. 


Das Oberappellationdgericht hat bereits in einem, dem 
vorliegenden ganz ähnlichen, bei den Gerichten zu Mittelfohland 
vorgefommenen Unterfuhungsfalle durch Erfenntnig vom 22, 
März 1851 eine Freifprechung der in erfter Inſtanz wegen culs 
pofer Tödtung eines fechsjährigen Knaben durch Verabreichung 
von Branntwein mit zweimonatiger Gefängnißftrafe belegten 
Inculpaten eintreten laffen, und zwar aus dem Grunde, weil 
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der eingetretene töbtliche Erfolg ein fo außergewöhnlicher und 
feltener, durch befondere Berhältniffe bedingter, war, daß dem 
Angeſchuldigten, ſolchen nicht ald wohl möglich vorausgefehen zu 
haben, für eine ftrafbare Verfchuldung keineswegs angerechnet 
werden fonnte, num aber, wo die Möglichkeit ver VBorausficht 
des fpäter eingetretenen Erfolgs entweder überhaupt nicht, oder 
doch, nach fperiellen fubjectiven oder objectiven Bedingungen, 
im einzelnen Falle nicht vorhanden, oder, wo die Möglichkeit 
eine fo entfernte ift, daß ein ganz befonderer Grad von Ueber: 
legung, oder befondere Kenntniffe ihr Erkennen bedingen, die 
ftrafrechtliche Zurechnung der That ausgefchlofjen erfcheint. Ein 
Gleiches gilt nun, wie bereitö oben angedeutet, von dem gegen» 
wärtig vorliegenden Falle. 

Der Zimmergefele B. hat eingeftändlich drei, im achten 
Altersjahre ftehenden, Knaben „um fich mit den Jungen eine 
Freude zu machen” von dem, von ihm felbft genofjenen, aus 
27, Rum und % gewöhnlichem Schnaps zufammengefegten Ges 
tränfe zu trinken gegeben. Während diefes Getränf auf den Kna⸗ 
ben F. gar feine, auf den Knaben H. aber nur die nachtheilige 
Folge äußerte, daß derfelbe fich erbrecdhen mußte, ift Der dritte, 
Ernſt J., der ältefte ver Knaben, der, nur wenig mehr 
als F. getrunfen hatte, und der, wie nachgewiefen, durch 
feine Mutter an das Trinken von Schnaps fhon gewöhnt 
war, daran geftorben, und zwar, wie die Gerichtsärzte angeben, 
an capillarer Gehirnapoplerie. Es verfichern aber zugleich) die: 
felben Aerzte, daß die tödtliche Wirkung des Branntweins bei 
3. durch befondere Berhältniffe herbeigeführt worden; einmal 
nämlich durd) die Steigerung, welche die irritirende Kraft des 
Branntweins in Folge des Umftandes erfahren, dag P. nachher 
dem, foldyes verlangenden, 3. — der aud) des Tabakrauchens 
nicht ganz ungewohnt war, — einen glimmenden Eigarrenftum« 
pel zum Rauchen in den Mund geftedt und der Knabe ſolchen 
wirklich geraucht hatte, zum andern durch die rhachitifche Kör: 
perbeichaffenheit 3.’8, die zu Erzeugung des entzündlichen Ge: 
hirnleidens wefentlidy beitrug. Es wird aud) von den Gericht: 
Arzten für nicht unwahrfcheinlich erklärt, daß, aller diefer un: 
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günftigen Umftände ungeachtet, J. würde haben am Leben erhalten 
werben fünnen, wenn zeitig genug ärztlihe Hülfe angerufen 
worden wäre. Muß nun auch das Oberappellationdgericht der 
Anficht der vorigen Urthelöverfaffer darin beipflichten, daß B. 
im Allgemeinen nicht unbekannt fein Fönnen, daß Branntwein- 
trinken und Tabaktauchen Kindern fchäplich fei, fo gehört es 
doch) gewiß, wenn beides nicht eben im äußerften Uebermaaße 
getrieben wird, felbft bei Kindern zu den feltenften Fällen, daß 
der Tod eine Folge davon ift, und es läßt fid) daher wohl be- 
haupten, daß Inculpat einen foldyen Ausgang feiner gutge— 
meinten, aber immerhin höchſt unverftändigen Handlungsweife 
um fo weniger vermuthen fünnen, ald er von der gefährlidyen 
Steigerung der Wirfung des Branntweind dur das Rauden 
des Cigarrenftumpels, zumal bei einem des Branntweintrinfeng 
und Tabafrauchens nicht ungewohnten Knaben, und von ber 
befondern franfhaften Beichaffenheit des Körpers diefes Knaben 
durchaus Feine Kenniniß hatte. In legterer Hinfiht verweifen 
zwar die vorigen Entiheidungsgründe auf die Feftfebung im 
Art. 120 des &r.»®.:B., allein, wenn man auch deren Anwen» 
dung auf Fälle der culpofen Tödtung im Allgemeinen nicht be: 
zweifeln will, fo ift ed doch einleuchtend, daß ein Verhältniß 
biefer Art bei Beurtheilung der Frage, ob eine Berfchuldung an 
dem nachher eingetretenen Tode des Knaben überhaupt vor: 
liege, nicht unbeadhtet bleiben, und letere nicht immer nad) dem 
eingetretenen, und Darum ald möglich anzuerfennenden, Er: 
folge allein beurtheilt werden kann. Im vorliegenden Falle 
aber geitaltete fi die Sache fo, daß einem Manne von P.’s 
Stande nicht füglich der Vorwurf der Tödtung aus Unvorfid): 
tigfeit gemacht werden fonnte, wenn er fich einer möglichen 
tödtlihen Wirkung feiner Handlungsweife nicht bewußt war, 
wie er denn auch den drei Knaben nicht gerade ganz maßlos 
Branntwein verabreicht hat, was ſich Daraus ergibt, daß, als 
er naher an andere Orte ſich begeben und dort für feine Ber: 
fon wieder Schnaps getrunken hatte, er den Knaben, die ihm 
fämmtlih dahin gefolgt waren, nichts mehr davon zukommen 
ließ. Man hat ſich Hiernach veranlaßt finden müffen, Inculpa- 
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ten mit der wider ihn erfannten Strafe zu verfchonen und ihn 
geitalten Sachen nad) freizufprechen; von der Verbindlichkeit 
zur Koftenabftattung konnte er Dagegen nicht befreit werden, da 
feine Handlungsweife, wenn er auch den Zufammenhang mit 
dem eingetretenen Erfolge im Boraus zu erfennen nicht ver: 
mochte, doc) immer eine ſolche war, welche, der Sittlidyfeit zu: 
widerlaufend und von möglihen Nachtheilen andrer Art für 
jene Kinder begleitet, ald eine unrechtmäßige ſich darftellt. 


B. 


Wenn aud) das in Rede ftehende Gewehr, wie aus dem 
ſachverſtaͤndigen Gutachten hervorgeht, mit einem fogenannten 
Steinfchloffe verfehen ift, und vermöge des Mechanismus eines 
folhen Schloffes das Losgehen des Gewehre in dem vorliegen: 
den Falle allerdings nicht zu erwarten gewefen fein mag, fo fann 
dennoch der Angefchuldigte von dem Vorwurfe einer Unvorſich⸗ 
tigkeit, deren rechtöverlegende Folgen er ftrafrechtlich zu vertreten 
hat, nicht freigefprochen werden, 

Die Wahrfcheinlichkeit des Erfolgs einer Handlung gibt 
feineswegs allein den Maßftab für deren ftrafrechtliche Beurs 
theilung; häufig ift es vielmehr ſchon die Befchaffenheit der 
Handlung an fi), wodurd) der Handelnde zu befonderer Auf: 
merkfamfeit, zu Anwendung größter Vorficht fich fo dringend 
aufgefordert fühlen muß, daß ihm die Vernadhläffigung diefer 
Pflicht in dem Falle einer dadurch entftandenen Recdhtsverlegung 
als ftrafbare Verfhuldung anzurechnen ift. Handlungen diefer 
Art werden als an fidy gefährliche bezeichnet, und jemehr num 
das Bewußtfein von der Gefährlichkeit einer Handlung auf der 
Erfahrung des gemeinen Lebens beruht, um fo weniger kann 
die Strafbarfeit einer durch Unterlaſſung der nöthigen Vorſicht 
bei Bornahme einer derartigen Handlung entftandenen Rechts: 
verlegung einem gegründeten Bedenken unterliegen. Unzweifel— 
haft aber gehört zu den mit befonderer Borficht zu unternehmen: 
den Handlungen aud) die Handhabung von Schießgewehren 
und es bedarf, um bei derfelben eine folche Vorficht als drin» 
gend geboten zu bezeichnen, Feineswegs nur der Hinweifung 
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auf den gegenwärtig durch Unterlafjung diefer Borficht eingetre- 
tenen Erfolg, vielmehr find auf gleiche Weile gleich ſchwere 
Folgen fo oft herbeigeführt worden, daß das Bewußtfein von 
der Gefährlichfeit eines unvorfichtigen Gebahrens mit einem 
Schießgewehre bei jedem Vernuͤnftigen vorausgefeht wer: 
den muß. 

Wenn nun aber der Angefchuldigte, ungeachtet dieſes auch 
bei ihm vorauszufegenden Bewußtſeins, geftändlicd das in Rede 
ftehende Gewehr, ohne nähere Kenntniß von defien — fogar 
ſchadhaftem — Zuftand, infonderheit auch, ob daſſelbe geladen, 
oder nicht, nicht nur in eine Richtung gebracht, vermöge deren, 
bei defien etwaiger Entladung, der — wie er wahrgenommen 
— nur wenige Schritte von ihm entfernt ftehende Zſch. verlegt 
werden mußte, fondern auch daffelbe, wie zu Folge des ſachver— 
ftändigen Gutachtens, in Verbindung mit des Angefchuldigten 
eigner Auslaffung mit Grund anzunehmen, hierbei den Hahn 
des Gewehre berührt, fo. hat in dieſer Handlungsweife eine 
Unvorfichtigfeit, für deren Folgen Inculpat verantwortlich zu 
machen war, nicht verfannt werben können. 


413 


XX. 


Erläuternde Bemerkungen zu Art. 195 und 198 
des ſächſiſchen Criminalgeſetzbuches vom 30. März 
1838. Erörterung der Frage: „Iſt, nach ſächſi— 
ſchem Strafrecht, der animus injuriandi ein 
wejentlihes Erfordernig einer ftrafbaren Inju- 
rie, oder Eennt daſſelbe auch culpoſe Ehren- 
kränkungen?“ 


Vom 


Herrn Actuar Alb. Wengler zu Leipzig. 


„Darum iſt es nicht Anmaaßung, ſondern recht und 
gut, wenn Jeder, der ein Herz hat für ſeinen Beruf 
und eine Mare Anſchauung von demſelben, dieſe Ans 
ſchauung öffentlich mittheilt, und die Nechtögelehrten 
bürfen am wenigften darin zurüdbleiben.“ 


Savigny: vom Berufe unferer 
Zeit zur Gefeggebung. 


Sm ganzen weiten Gebiete der Strafrechtswiffenfchaft findet 
man felten wohl eine Zehre, welche von fu hoher Bedeutung und 
Wichtigfeit wäre, als das Kapitel von den Injurien oder Ehren- 
verlegungen.*) Die Wahrheit diefer Behauptung lehrt ſchon 


) Der Berfaffer wird, um dieß hier gleich zu bemerken, nur den engern 
Begriff der Injurie fefthalten, wonach unter Injurie nur die Verlegung des 
Rechts auf Ehre verftanden wird, Diefen engern Begriff halten auch fait 
fämmtliche neuen Legislationen fett, indem fie den allgemeinern Gefihtspunct, 
wonach jede dolofe Verlegung der in der Perfönlichkeit beruhenden Rechte, fo= 
fern fie nicht in ein anderes fpecielleres, fchwereres Verbrechen übergeht, ſub— 
fivtarifch als Injurie beftrait werden foll, außer Berüdfichtigung laſſen. Bol. 
Marezoll: das gem, deutfche Crim.-Recht. Leipzig 1847. Ed. II. p. A445. 
— Bekannt ift die engere und weitere Bedeutung des Werkes injuria im rö- 
mifchen Recht. pr. J. IV. 4. (de injur). fr. 1. pr. D. 47. 10. (de injur). 
Bei den Römern konnte die Injurie nicht nur gegen die ftaatsbürgerliche Per— 
fönlichfeit im Ganzen, fondern auch gegen die einzelnen mit darin enthaltenen, 
fogar davon nur mittelbar abhängigen Rechte gerichtet werden ; dahin gehört 
das Eindringen in fremde Wohnungen fr. 23. D. 43.8. fr. 21. 
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ein flüchtiger Blid in die Annalen und Gefhäftsbücher unferer 
Griminalgerichte, welche deutliches Zeugniß abzulegen vermögen 
von der großen Anzahl anhängiger Injurien- und Denuncia— 
tionsprozeffe, und es bewährt fich al& wahr, was bereits Mat: 
thäi in feinem Kommentare zu den fogenannten libris terribi- 
libus, in folgenden Worten angemerft: — — ,‚Nihilominus 
tamen hominis ingenium maxime pronum est ad inferendas 
injurias, nullaque fere dies abit, qua non aliqui injuriarum 
postulentur.‘** — Nimmt man demnächft nod) den Umftand hin: 
zu, daß, bei den bevorjtehenden Reformen des materiellen 
fowohl als auch des formellen Strafrechtes, dieſer Gegen: 
ftand, als ein ſchon an ſich wichtiger, befonders in der gegen— 
wärtigen Zeit das allgemeine Intereffe wieder erregen und be 
leben dürfte, fo wird den Verfafler gewiß fein Vorwurf treffen, 
wenn er mit feinen fchwacen Kräften zur Löſung der in der 
Ueberfchrift bezeichneten Frage mitzuwirken verfucht hat. Bevor 
er jedoch auf den eigentlichen Gegenftand diefer jegigen Abhand— 
lung zu fprechen fommt, hält der Verfafjer es nicht ir unange: 
meſſen, einige wenige einleitende Bemerkungen über den Begriff 
und das Weſen des animus injuriandi überhaupt vorangehen 
zu lafjen. *) 

Unter diefem animus injuriandi, oder, wie derfelbe 
auch an andern Stellen der römifchen Gefegesbücher heißt, ani- 
mus infamandi, convitiandi (wenn gleich der leßtere 
Ausdruck zunächft nur in Bezug auf das convicium, eine be: 
fonders ftraffällige Gattung der Injurie vorfommt), ift nun 
aber zu verftehen der Wille, die Abſicht und der Entfchluß zu 
einer rechtswidrigen, doloſen Handlung (Unterlaffung) over 
Aeußerung, deren Unrechtmäßigfeit man ſich zwar bewußt ift, 


.7. D. 47. 2. Hinderung oder Störung der Ausübung von 

rivat= oder öffentlichen Rechten fr. 25. D. 19. 1. fr. 19. 
* 7. fr. 24. D. 47. 10. Vgl. Heffter: Lehrbuch des gem. deutſch. Crim.⸗ 

echts. Halle 1833. Ed. III. 1846. $. 299. und im Archiv f. Er.=R. 
1839. IX. p. 291. Die — Bälle finden ſich ziemlich genau bei Klein— 
fhrot im alten Archive, Band I. 4. Stüd $.4. ©. 7. Abweichender Mei⸗ 
nung ift Weber: Ueber Injurien und Schmähfchriften. Schwerin und 
Roftod 1799. Ed. II. 1820, p. 43 F., indem er auch heutzutage noch thät- 
liche Störungen ber perfönlichen Freiheit und der Sicherheit des Eigenthums zu 
den Injurien rechnet ; allein ihn tadelt deshalb fchon Kleinfchrot, a.a.d. 
gewiß nicht ohne Grund. Denn offenbar find dieß in der That andere Battuns 
gen von Mifjethaten, fie feien nun Plagium, Gewaltthätigfeit, Diebftahl 


u. * m. 
*) Zu vergleichen hierüber find: Weber, a. a. O. ©. 44 fig. Klein 
' 2. o nr ec. und Hoffmann (II aus Darmftabt) im neuen Archiv. 
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die man aber troßdem und mit der beftimmten Abficht vornimmt, 
das Recht eines Andern auf Ehre und guten Namen widerrecht: 
lich zu fränfen. Der animus injuriandı ift daher, wie aus der 
angegebenen Begriffsbeftimmung zu erfehen, im Grunde weiter 
Nichts, als eine Art des dolus. Denn gerade darin zeigt fid) 
das eigentliche Weſen des Leptern, daß der Handelnde, welcher 
die Nechtswidrigfeit feiner Handlung erfannte, diefe nichts defto 
weniger und mit dem Vorſatz, ein gewiſſes, beftimmtes Ver— 
brechen zu vollbringen, vornahm; die Injurie würde ſich demzu— 
folge darftellen als ein bewußtes wiffentliches Unrecht, als eine 
Handlung, welche, wie Buchta*) fid) ausprüdt, principaliter 
geihehen ift, um dem Andern damit ein Unrecht oder einen 
„Zort” anzuthun; ed muß Etwas ‚‚injuriae faciendae causa‘‘ 
geichehen fein, und die darauf gerichtete Abficht nennt man eben 
den animus injuriandi. 

Mit diefer Anficht fimmt denn namentlich auch überein 
Mittermaier,**) welcher über den animusinjuriandi 
in folgender Weife fi) ausfpricht : 

„Die fogenannte Abficht zu beleidigen, ift eigentlich nur ber dolus, ber bei 
der Injurie (wie überhaupt bei den einzelnen Berbrechen) eine befondere 
Richtung hat und darin befteht, daß der Injuriant, während er weiß, daß 
feine Handlung oder Neußerung eine folche ift, welche die Ehre des Andern 
fränfen und ihn als verächtlich daritellen kann, diefe Handlung oder Aeuße— 
rung doch vornimmt, Dadurch fpricht er ſchon deutlich und hinreichend aus, 
daß er feine Meinung von der Derächtlichfeit des Andern an den Tag legen, 
oder in der Meinung der Mitbürger den Andern als verächtlich darftellen 
will, Es genügt danach (fährt der angezogene Schriftiteller fort) zur In— 
jurie, wenn der Injuriant zwar bei der Vornahme der Injurie einen ande— 
ren Hauptzwed, aber das Bewußtſein hatte, daß feine Handlung oder 
Aeußerung ehrenfränfend ift und diefelbe als Mittel zur Erreichung feines 
Zwedes benutzt (f. g- dolus indireclus, oder eventualis).” 


Etwas abweichender Meinung ift Windler,***) welcher 
) Puchta: Borlefungen über das heut, R.-R. Band II. $. 387. 


) Mittermaier: in Weiske's Rechtslericon; sub voce „Injurien“ 
©. 844 folg. 

*) Winckler: Anleitung zur Führnng des Injurienprozefies nach ſäch⸗ 
ſiſchem Rechte, Leipzig 1801. Winckler glaubt ein Beifpiel einer culpofen 
Injurie zu finden in einem von J. 8. Meifter in deffen „practifchen Bemer— 
kungen aus dem Civil» und Griminalrechte* referirten Rechtöfall, wonach Jes 
mand einem nadenden Frauenzimmer ein Tuch, womit diefelbe ihr Geſicht zu 
verbergen ſuchte, in Gegenwart mehrerer Anweſenden wegzog und auf dieſe 
Weiſe das Frauenzimmer der allgemeinen Anſchauung Preis gab. Allein in 
dieſem Falle kann von einer culpoſen Injurie keineswegs die Rede ſein, indem 
jene Handlung — wie bereits von Tittmann in ſeinem Handbuch der 
Strafrechtswiſſenſchaft $. 336. bemerkt worden, nur einen großen Muth— 
willen enthielt. 
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den Begriff des animusinjuriandinihtald vorgefaßte 
Abficht oder ald eigentlihen Willen und Vorſatz bes 
ſtimmt, fondern überhaupt für das Bewußtfein annimmt, mit 
weldyem wir eine Handlung begehen, eine Rede ausftoßen, oder 
Etwas verweigern, wodurd) der moralifche Werth einer Perſon 
herabgefegt wird, indem er als Grund für diefe Definition jenes 
animus anführt, daß, wenn man diefen legtern Begriff unter: 
ftelle, er unftreitig auf alle Injurien paffe, während hingegen, 
wenn man nur einzig und allein den dolus oder anımus 
praemeditatus damit verbinden wollte, dieß wohl auf die 
meiften, nicht aber auf alle Ehrenverlegungen anwendbar fein 
dürfte. 

Nicht unintereffant möchte e8 vielleicht fein, auch die Mei- 
nungen einiger älteren Schriftfteller über diefen Punct zu ver 
nehmen. So fagt fhon der Eriminalift Baalzov in feinem 
Compend. Jur. Crim. $. 372. hierüber Solgendes : 

„Animus injuriandi est volitio, qua volumus alterius existimationem 
peractionem quandam nostram laedi, de quo notandum, animum adesse 
quidem debere, ut injuria pro laesione dolosa haberi possit, ast ad 
omneminjuriam non requiri, quum eliam dantur culposae 
injuriae.‘“ 
Ein anderer, ebenfalls der Altern Zeit angehöriger Rechts: 
lehrer 
Madihn: Syst. Jur. Crim. $$. 127—329. 
legt feine dießfallfige Anficht in folgenden Bemerkungen nieder: 


„‚Factum, quod agenti moraliter imputari potest, quo existimatio bona 
alicujus violatur, dieitur injuria in genere: jam vero existimatio 
bona summi numinis, velhominis cujusdam violatur. Priori 
casuestblasphemia,”) posteriori vero iojuriainspecie: quae 
aut dolosa aut culposa esse potest.‘‘ 


Allein bald darauf fügt der eitirte Schriftfteller noch folgende 
Modification hinzu: 
„Quamvis injuria tam culpa, quam dolo committi potest, tamen 
priorisinjure eriminalinullaratiohabetur.‘‘ — 
Prüft man nun hiernächft die Anfichten anderer Lehrer des ges 
meinen deutfchen Strafrechts, fo findet man, daß bei weitem Die 
meiften Rechtslehrer eine culpofe Injurie nicht jtatuiren ; es gilt 


) Madihn bringt alfo, wie viele andere Griminaliften mit ihm, Die 
Blasphemie mit unter den Begriff der Injurie, Vgl. die neuefte Bearbeitung 
diefes Gegenftandes vom Freiheren von Breufhen im N, Archiv 1841. 
©. 292. 1842. ©. 188. — Jedenfalls bildet, nach unfern heutigen Begriffen, 
die Blasphemie ein von der Injurie wefentlich verfchiedenes Delict. 
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dieß von Weber,*) v. Duistorp,*) v. Grolmann,**) 
Dorn, ***) Stelzer, +) Meifter, ++) Matthaei, ++}) v. 


er +rrH Heffter, *H Mittermaier,*+) Ma: 

tezoll.**"+) 

Mit den Anfichten diefer Rechtslehrer ftimmt denn nun auch 
vollfommen überein das römiſche Recht, welches, troß der f. g. 
Eopification im Strafrecht auch heut zu Tage noch die Grunde 
lage bildet und defjen genaue Kenntniß für jeden Rechtsverftäns 
digen nad) wie vor unerläßlid) ift. 

Vgl. Schwarze: Das f. g. gemeine deutfche Strafrecht in feinem Vers 
hältniß zu den neueren Strafgefeßgebungen. Neue Jahrb. für fächf. Straf: 
recht Bd. II. S. 197—217. 

Marezoll: Das gem, deutfche Strafrecht ꝛc. in der Vorrede, 

Bufc: Die neuen Griminalgefegbücher des Königreichs Sachfen, Leipzig 
1848 in der Vorrede ©. XII. 


Denn die römischen Gefeßbücher verlangen mit Faren und be- 
ftinmten Worten den animus injuriandi zum Weſen und 
Begriff der Injurie, wie ſich dieß aus vielen Stellen des Cor- 
pus Juris zur Evidenz nadhweifen läßt. ****+) Diefe Rechtsan— 


) Weber: Ueber Injurien und Schmähfchriften. Roft. u, Schwerin 
1799. Ed. Il. v. 3. 1820. I. Abtheilg. ©. 16. 
j ) — Grundſätze des deutſchen peinlichen Rechts. Ed. VI. 
796. $. 306. 
+) y, Örolmann: Orundfäßeder Griminalrechtswifienfchaft. Ed. IN. 
1818. Gießen. $. 205. 
+) Dorn: Practiicher Gommentar. Band I. $. 120. ©. 346. 
MR Stelzer: Grundſätze des peinlichen Rechte. Erfurt 1790, 
‚405. 
: ++) Meister: Principia Juris Criminalis. $. 179. 
++}) Matthaei: Comment. ad libb. 47. et 48. Dig. Ed. V. Ant- 
werp. 1761. pag. 111. 
4444) 9, Feuerbach: Lehrbuch des gemeinen in Deutjchland geltenden 
peinlichen Rechtes, Ed. X. 1828. Gießen mit Zufatnoten von Mittermaier. 
"+) Heffter: Lehrbudy des gemeinen deutjchen Strafrechts. Halle 
3 


4) Mittermaier: in den Zufagnoten zu Feuerbach 1. c. und in 

Weiske's Nechtslericon a. a. O. 
+) Marezoll: Das gemeine deutfche Criminalrecht ald Grundlage der 
neuern deutfchen Strafgefeggebungen. Ed. II. 1847. Leipzig. 

Die übrigen größeren Syfteme und Lehrbücher über Griminalreht, na= 
mentlic) die von Bauer, Henfe, Roßhirt, Wächter u. Häberlin 
waren leider dem Verfaſſer eben fo wenig zugänglich, als die beiden neueften 
Monographien über diefen Gegenftand von v. Kettenaderund Schüßler. 

ve) fr.3. 8.1.2. D. 47. 10. (de injuriis) fpricht nicht blos, wie Titt= 
mann (l. c. $. 336. inden Noten) will, von der Zurechnungsfähigfeit des han— 
delnden Subjects, da die Ausdrücke seire und scientia nach einem befannten 
Sprachgebrauche für gleichbedeutend mit velle, voluntas, propositum ges 
braucht werben. fr. 1. $. 38. D, 16. 3. (depos.) u fr. Al. pr. D. 9. 2. 


Neue Jahrbücher f. füchf, Strafrecht. VI. 4. 28 
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hei der römifchen Zuriften läßt fi) aber aus criminalpoli» 
tifchen Nüdfichten gewiß rechtfertigen. Denn in der That fehlt 
eine paſſende ratio legis, um auch culpofe Injurien mit 
einer Griminalftrafe zu belegen, indem befanntlicy nur bei 
folhen Verbrechen oder Bergehen aud) eine Bedrohung der 
bloßen culpa als räthlich erfcheint, deren Gemeingefährlichkeit 
hauptfächlich in einem gewiſſen ſchlimmen Erfolge und in einem 
mit unglüdlichen Folgen verfnüpften Ausgange beruht, der eben: 
fo leicht auch durch bloße culpa herbeigeführt werden fann.*) 
Daß dieß aber nit auf die Injurie paßt, liegt gewiſſermaaßen 
fhon in dem Weſen und in der Natur diefes Delictes, denn bei 
der Injurie fommt es nicht darauf an, daß eine gewifle sun 
lung oder Aeußerung auf unfere Ehre oder unfern guten Namen 
bereits wirklich nachtheiligen Einfluß gehabt habe; fondern es 
heißt hier vielmehr: „In injuriis maleficia voluntas et proposi- 
tum delinquentis distinguit.** — Dazu fommen endlich noch 
praktiſche Rüdfichten. Schon Weber, welhen Hübner”) 
feiner Zeit gewiß nicht mit Unrecht den „Kant der Rechtsgelehr— 
ten’ nannte, hat in feiner gediegenen Monographie über „Injus 
rien und Schmähfchriften ‚“ wie der Verf. glaubt, vollkommen 
Recht, wenn er auf die Nachtheile hinweiſt, weldye aug einer 
Bedrohung und Beftrafung culpofer Injurien für den gefell: 
ſchaftlichen Verkehr nothwendiger Weife refultiren müßten. ***) 
Anlangend nun die Beitimmungen des ſächſiſchen und 
zwar zunächit des älteren ſächſiſchen Rechts, fo fchärft 


Dec. El. 85. v. 3. 1661 (C. A. ©, 332) 


(ad Leg. Aquil) fr. 21. $. 7. D. 47. 2. (de furtis) beziehen fich zwar zu⸗ 
nähft auf die Injurienflagen, zeigen aber eben dadurch deutlich , wie die Rö— 
mer ben animus injuriandi zum Weſen und Beariff der Injurie verlangen, 
du fie Die actio injuriarum, womit der Injuriirte fich eine Privatgenugthuung 
für das erlittene Unrecht verfchaffen fonnte, nur unter der Vorausſetzung ger 
währen, daß jener animus wirklich vorhanden iſt; fehlte er, fo geftatteten fie 
nicht die Injurienflage, fondern etwa nur eine aetio in factum. Vgl. aud) 
Kleinfhrot a. a. O. S. 16. C. 5. Cod. V. 39. (de injuriis) fpricht 
pe zunächſt nur vom convicium, ber — Allein die Ver⸗ 
aäumdung iſt nur eine beſonders ſtraffällige Art der Injurie, wie dieß ſchon 
der Prätor anerfannte, indem er das convicium beſonders hervorhob. 
*) Bol. Marezoll: 1. e. $. 31. Von derartigen Handlungen fpricht 

das fähf, C.⸗G.-B. in Art. 171—182. 

”) Hübner: Ueber Ehre und Chrlofigfeit, Infurien und Ehrenftrafe. 
Leipzig 1800. 

) Weber: a. a. O. S. 47 ff. Siehe dagegen Kleinſchrot 1. e. 
©. 18, welcher jedoch die von Weber angeregten Bedenken nicht gänzlich zu 
befeitigen vermocht hat, 
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die ſchon in der neuen Polizeiordnung v. 3. 1661 enthaltene 
Beftimmung über Injurien in folgender Weife wieder ein: 
„Sn Unferer Conftitution und neuen Polizeiordnung ift mit Mehrerem ver⸗ 
fehen, wie diejenigen, fo den Andern freventlih und muthwillig 
fhmähen, ernitlich zu beftrafen, welchem Allen Wir auch nochmals une 
verbrüchlich nachgelebt wiffen wollen.“ 
ALS Injuriant full alfo nur derjenige betrachtet werden, der fre= 
ventlih und muthwillig, d. 5. eben abſichtlich, animo 
injuriandi den Andern fchmähet. 

Zu erwähnen ift hierbei noch) eine Stelle des Mandate 
wider die Selbftradhe, Injurien und Duelle vom 
2. 3uni1712(C. A. 1. ©. 1785), welches in $. 7. folgen: 
des feſtſetzt: 

„Begäbe es fih, daß einer zu dem andern in’s Haus Fame und denfelben 
entweder fofort, oder auf eine, von ihm felbft, nicht aber von dem Belei— 
digten dazu gegebene Beranlafjung , vorfäglich mit ehrenrührigen Wor— 
ten und Verbalinjurien beleidigte, der foll, alles Einwendens ungeachtet, 
zur öffentlichen Enieenden Abbitte und Widerruf angehalten, und ein halb 
Jahr mit Gefängniß angefehen; wenn aber die Injurien gar zu hart, die 
Atrocität mit einjährigem Gefängniß, über die Abbitte und Widerruf, auch 
da es zu einer Bedrohung, wie vorfteht, geriethe, mit 2 Jahr Gefängniß, 
nebft fnieender Abbitte (wie ſolche in 8.8. befchrieben), beflraft werden.“ *) 

Die angegebenen Beftimmungen der Polizeiordnung und 
des Duellmandates galten bis zu dem Jahre 1838, wo fie durch 
das neue Criminalgefegbud) aufgehoben und befeitigt wurden. 
Bevor jedoch der Verfaſſer auf das jegt geltende Recht übergeht, 
gedenft er vorher noch) in Kürze eines der, dem C.G.B. vor: 
angegangenen Entwürfe, und zwar des Erhard’fchen, in wels 
chem ſich über unfern Gegenftand folgende Grundfäge finden: 


Art. 1245, 
„Eine Injurie wird begangen durch jede unerlaubte Handlung oder Unter: 
laffung, wodurch Jemand die Ehrenrechte eines Andern abfichtlich bes 


einträchtigt,“ 
Art. 1246. 
„Eine Injurie wird alfo nicht begangen: 
a) ohne wörtliche Aeußerung, Handlung oder Unterlaffung, welche vie Eh— 
renrechte eines Andern verlegt; 


*) Das Duellmandat a. a. O. erhöht alfo die eigentliche Strafe der In— 
jurie (nach d. 2. des cit. Geſetzes 2—4monatl. Gefängniß) um die Hälfte in 
dem Falle, wenn bei der Injurie zugleich der Hausfriede verlegt worden war ; 
denn derjenige, welcher den Andern in feinem Haufe auffucht, um ihn zu bes 
leidigen, muß vorher den animus injuriandi gehabt haben und verdient folg- 
lich wegen eines er Bergehens eine härtere Züchtigung, als der zu— 
fällige Berbreiher. W. F. Windler: a. a. O. ©. 13, welcher zugleich 
(S. 7) ein Decifum des Bifhofs Johann von Meißen referirt, in welchem 
biefer die Injurien zweier Bürger zu Wurzen durch einen Machtfpruch deshalb 
niederfchlug, weil fie nicht animo injuriandi gefchehen waren, 
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b) ohne die Abficht, die Ehre eines Andern zu benachtheiligen 


(animus injuriandi). 

Auf ähnliche Weife lautete der jegige Art. 198 des E.:©.= 
B. v. 30. März 1838, wie er auf dem Landtage v. 3. 1338 
(damals Art. 187) zur Spradye kam: 

(Beleidigung:) 

„Wer gegen einen Andern Handlungen oder Aeußerungen fich erlaubt, bie 
an fich oder nach der gemeinen Meinung Verachtung ausdrüden, oder Eh— 
renbezeugungen, worauf derfelbe ein Recht hat, mit Abficht einer Beleidi— 
gung unterläßt, ift ꝛc. 2. ”*) 

In Folge verfchiedener von den ftändijchen Deputationen 
ausgegangener Anträge und in Gemäßheit der ftändifchen Be- 
rathungen wurde dem angezogenen Art. 187 eine etwas abge: 
änderte Faflung gegeben, und derfelbe lautet nunmehr, als 
Art. 198 des 6.:©.:B. v. 30. März 1838 folgendermaaßen: 


„Ber gegen einen Andern Handlungen oder Neuerungen fich erlaubt, die 
an fich oder nach der gemeinen Meinung Verachtung ausdrücken, oder eine 
Ehrenfränfung enthalten, ingleichen wer abfichtlich falſche Nachrichten über 
eines Andern perfönliche Berhältniffe verbreitet,” ift fo und fo zu beftrafen. 

Die Faffung diefes Artikels ift nun freilich keineswegs fo 
ftrict und prägnant, daß fie alle und jede Kontroverfe über deſſen 
Auslegung abſchnitte; indeffen dürfte fich wohl, bei einer etwas 
näheren Betradytung der zulegt angeführten Gefeßesftelle und 
vermöge einer juriftifchen Interpretation nachweiſen laffen, daß 
der Geſetzgeber ſelbſt culpofe Injurien darin habe ausgefchloffen 
wiffen wollen. Für diefe Anficht fprechen folgende Buncte: 

1) In dem beregten Art. 198 fpricht der Gefeßgeber von 
Handlungen oder Aeußerungen, wenn auch ganz im Allge— 
meinen und ohne weiteren erläuternden Zuſatz. Nun veriteht 
man aber befanntlich unter einer HandlungNicdts Anderes, als 
das Refultat freier Willensbeftimmung, als die Kraftäußerung 
eines fittlich-vernünftigen Wefens, welches für einen gewiffen be: 
jtimmten Zwed mit Bewußtfein und Willensfreiheit thätig wird, 
d. h. eben Handelt. Eine Handlung fegt alfo immer eine auf 
einen gewifjen Zweck gerichtete Willensrichtung voraus; wo abet 
diefe ift, da ift wohl auch am Vorhandenfein einer Abficht, 
eines Borfages nicht zu zweifeln. 

2) Hiernächft dürften folgende Betrachtungen nicht ganz 
von Unwichtigfeit fein, Der erfte Abfchnitt des Art. 198 cit. 


*) Dr. Chr. 8. Erhard: Entwurf eines Gefeßbuches über Strafe 
—— für die zum Königreich Sachſen gehörigen Staaten. Leip— 
zig 
io? Man fehe die Landt.:Mittheilgg. v. I. 1335 ©. 757. 3839. 4395. 
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rechnet zu den Beleidigungen die Bornahme folder Handlungen 
(Unterlaffungen) oder Aeußerungen, welche an ſich, oder nad) 
der gemeinen Meinung Verachtung ausdrüden, oder eine Ehren: 
fränfung enthalten, und erft am Ende des mehrerwähnten Arti- 
kels wird, bei einer befonders namhaft gemachten Art und Weile 
der Beleidigung, nämlich bei dem Verbreiten falfcher Nachrich- 
ten über eines Andern perſönliche Verhältniffe, die Abficht: 
lichkeit des Handelnden mit in den Begriff der Injurie auf 
genonmen. 

Nun liegt e8 aber gewiffermaaßen ſchon in der Natur der 
Sache, daß die zuerft gedachten Handlungen oder Aeußerungen 
von Haus aus und gleich von vornherein folche find, bei wel: 
chen eben nur dolus denkbar ift. Dahin gehören 3. B. Thät- 
lichkeiten aller Art, indem, nach der Anficht der bewährteften 
Rechtslehrer, 

M. ſ. unter Andern: Weiß: Criminalgeſetzbuch für das K.:R. Sachſen 
— erläuternden Bemerkungen ꝛc. Leipzig und Dresden 1841. Bd. II. 


. 394. 
Held und Siebdrat: Criminalgeſetzbuch für das KR. Sachſen. Leip⸗ 

ig 1848. ©. 279. 
bei ihnen der anımus injuriandi fich ſchon von felbft verfteht, 
dafern ernicht durch gewiſſe befondere Berhältniffe ausgefchloffen 
wird. Ferner find unter dieſe Kategorie zu zählen gewiffe ehren: 
rührige Reden, welde ſchon ihrer äußeren Form nadı das Ges 
präge einer abfichtlihen Ehrenfränfung an fi tragen. 

Im 2. Abſchnitt des Art. 198 cit. hingegen fegt der Ge: 
feßgeber auf das Verbreiten falſcher Nachrichten über eines Anz 
dern perfönlihhe (Bamilien: und Vermögens-) VBerhältniffe nur 
dann und unter der Vorausfegung die Strafe der Beleidi- 
gung, wenn Jemand abfichtlich folche falſche Nachrichten 
verbreitet. Das Verbreiten derfelben an fih, und ohne die 
Abfichtzu beleidigen, wird alio nicht ald Beleidigung 
und Injurie angefehen und beftraft, fondern nur denjenigen 
trifft Die auf die Beleidigung gefegte Strafe, welcher dabei 
den animusinjuriandi hatte. Als Haupteriterium der Ins 
jurie ftelt fih daher wohl auch nad) des Gefeßgebers eigener 
Anficht und Rechtsanfchauung der animus injuriandi her: 
aus, und wo dieſer fehlt, kann man aud) nicht von einer In— 
jurie oder Beleidigung ſprechen. 

Diefer Punct ift aber noch zugleich in einer andern Bezie— 
hung von Wichtigkeit, infofern es ſich nämlich) um die proba- 
tio doli handelt. Bei den, Eingangs des Art. 198 erwähnten 
Handlungen oder Aeußerungen ift eben darum, weilinihrer 
Vornahme felbft ver animus injuriandi liegt, ein 
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befonderer Nachweis defielben unnöthig, während bei der, am 
Ende gedachten Art der Beleidigung um deßwillen, weil, ohne 
befondere Gründe, deranimusinjuriandi, fchon nad) all- 
gemeinen Prinzipien, ebenjo wenig präfumirt werden darf, als der 
dolus überhaupt vermuthet wird, der Injurlitte den Beweis des 
auf Seiten des Injurianten vorhanden gewefenen dolus, d. 5. 
der Abficht zu beleidigen zu übernehmen hat, Hiermit 
ftimmen denn auch fowohl die ausbrüdlichen Beftimmungen der 
Geſetze, 

M. vgl. fr. 2. fr. 21. D. XXII. 3 (de Prob, et Praes.) 
als die Anfichten der Rechtslehrer überein 

M,f. Stryd: Us. mod. Paad. Libr. 47. Tit. X. 8.6. 

Lauterbach: Colleg. thes. prob. Libr. 47. Tit. X. $. 19. 

Tittmann aa. O. 8 327. not, t ©. 211. 

Marezoll: 1.c. $. 124, ©, 432. 

Weiß: a. a. O. 

3) Zuletzt kommen noch folgende Merkmale in Betracht. 
Daß der Geſetzgeber an culpoſe Injurien nicht gedacht, erhellt 
naͤmlich vollends aus den Beſtimmungen des Art. 199, welcher 
feftfegt: „Die VBorhaltung einer beigemeffenen ftrafbaren Hand: 
lung (welches nur eine befondere Art der Injurie ift) fol ftraf: 
[08 fein, wenn derjenige, der fie gethan, entweder durch feine 
Stellung zu dem Beichuldigten dazu berechtigt war, oder nad) 
denvorliegenden Berhältniffen eine beleidigende 
Abfihtnihtangenommenmwerden fonnte, und nidt 
fhon die Form der Vorhaltung eine Ehrenverlegung für den 
Beichuldigten enthielt.“ 

Diefer Artifel beftimmt alfo, da die Vorhaltung von (cri— 
minell oder polizeilih) ftrafbaren Handlungen einerfeits gewiß 
fränfen und herabfegen muß, andererfeitS aber auch oft durch 
die Berhältniffe gerechtfertigt und von der Abficht zu beleidigen 
weit entfernt ift,*) die Umftände genauer, welche ven Richter 
bei Beurtheilung, ob ein beleidigender Worwurf oder ein zu 
techtfertigender Borhalt anzunehmen fei, beachten fol. Einmal 
fol dabeiauf die Stellung zu dem Befhuldigten Etwas 
anfommen, fodannift die Form der Vorhaltung auch hier haupt: 
fählich in Betracht zu ziehen, fo wie endlich eine Berüdfichti- 
gung der vorliegenden VBerhältniffe dem Richter anheims 
geftellt wird, fobald nad) denfelben der animus injuriandi 
nicht anzunehmen ift. Der Gefepgeber hat fi ſonach durchdrun: 
gen von einer gewiß nur fehr weifen und banfenswerthen ratio 


) Heldbund Siebdrat: S. 281. 
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legis, deutlich, dahin ausgefprocdhen, wie zum Begriff der Injurie 
allemal der animus injuriandi erfordert werde, und wie ohne 
defien Vorhandenfein die Strafe der Injurie nicht eintreten foll. 
Damit ftimmen denn auch überein die Anfichten derangefehenften 
vaterländifhen Rechts lehrer: 
v. Hartitzſch: Crim.⸗Geſ.⸗Buch für das Königreich Sachſen. Leipzig 
1841. ad Art. 198. 
M. ſ. Weiß: Commentar ıc. ©. 396, 
Held und Siebdrat: Kommentar ıc. S. 80, ad Art, 31. u. S. 274. 
ad Art. 198. *) 
wenn gleich die zulegt angezogenen Schriftfteller den Fall des 
Art. 195, von weldhem fogleic mit Mehrerm gefprodyen wer: 
den foll, ausgenommen und in demfelben eine culpofe Injurie 
ausgefprochen wiſſen wollen. 
4) Dem bisher Gefagten fteht nun Feineswegs entgegen 
der furz vorher erwähnte 
Art. 195 des Cr.⸗G.⸗B. 
in welchem ſich folgende gefegliche Beftimmungen finden : 
„Die Verbreitung eines ſolchen, der Ehre eines Andern nachtheiligen Ge— 
rüchtes, ohne RenntnißvondefjenUnwahrheit, ift mit Gefäng- 
niß bis zu 3 Wochen oder verhältnigmäßiger Geldftrafe zu ahnden. Cs iſt 
jedoch die Mittheilung eines ſolchen Gerüchte an dabei betheiligte Perſo— 
nen in deren Intereffe nicht ſtrafbar.“ 
Allein diefer Art. 195 dürfte, nad) des Vf. Anficht, die Annahme 
einer culpofen Injurie an und für fi) noch nicht rechtfertigen. 
Die vonihm feftgehaltene Anſicht ftügt fi) auf folgende Gründe. 
Bei einer doloſen widerredhtlihen Handlung fonımt e6 
fowohl nad) allgemeinen eriminalrechtlichen Prinzipien, als aud) 
infonderheit nach den ausdrüdlichen Beftimmungen unferes ſäch— 
fiihen C.“G.⸗B. keineswegs darauf an, ob der Verbredyer zu 
der Ausübung des von ihm beablichtigten Verbrechens irriger 
Weiſe oder aus Mangel an Einficht ein völlig untaugliches 
Mittel gewählt, oder das tauglid gewählte Mittel in unzu— 
teichender und unzweckmäßiger Art angewendet, oder endlid) an 
den Gegenftande, gegen welchen die rechtswidrige Handlung 
gerichtet war, eine Nechtöverlegung nicht begehen Fonnte, 
M. f. Art. 26 sub 3 und 4, 
Art. 27 des ſächſ. C.⸗G.⸗B. 
fondern die Handlung fol, ganz abgejehen von dem Erfolge 
derfelben und felbft bei deffen gänzlicher Ermangelung doch im— 
mer noch beftraft werden. Hingegen bei den aus Mangel 


*) Die übrigen Commentatoren laffen diefen Punct unerörtert. M. f. 
noch Buſch: Die Criminalgeſetzbücher ꝛc. ©, 232, welcher culpofe Injurien 
ebenfalls verwirft. 


424 


rechtöwidrigen Borfaged und aus bloßer Fahrläffigfeit 
entftandenen Rechtsverletzungen ſoll nad) 

Art. 32, 
nur dann von einer Strafe folder culpofen Handlungen die 
Rede fein, wenn das Gefeg felbft ausdrüdlich es beftimmt. 

Unter die hierher gehörigen Fälle rechnet nun aber ſchon 
v. Hartitzſch: a. a. O. ©. 69, 

folgende Verbrechen und Vergehen: 


Art. 127: Tödtung aus Fahrläffigfeit. 

Art. 130: Verheimlichung der Niederfunft, ohne die Abficht, das Kind 
zu tödten, infofern durch erftere das Ableben des Kindes ver: 
urfacht worden, 

Art. 138 fl. Berlegung der Gefundheit durch Fahrläffigfeit. 

Art. 182: Gewiſſe aus Fahrläffigfeit begangene gemeingefährliche Hand⸗ 


lungen. 
Art, 187: Leichtfinnigen Eid, — 
während dagegen 
Günther: C.«G.-Buch für das Königreich Sachfen, Art. 32 


zu den Verbrechen der legtern Art noch folgende Fälle rechnet: 


Art, 155: MWiderrechtliches Gefangenhalten eines Menfchen. 

Art. 159: ——— Tödtung oder Beſchädigung einer Genoth— 
u en, 

Art, 191: Störung gottesdienftlicher Handlungen, 

Art, 222: Den Fall der Bigamie, wo das Nbleben des Abwelenden 
aus wahrfcheinlichen Gründen vorauszufehen war, fo wie 


endlich 
Art, 323: die Verlegung pflichtmäßiger Verſchwiegenheit. 
Außer den bisher angeführten Fällen finden fi) nun noch bei 
Weiß: a. a. O. S. 162. 
Art. 39: Unterlaſſene Verhinderung eines Verbrechens. 
Art, 71: Exceß der Nothwehr. 
Art. 86: Verpflichtung zur Anzeige hochverrätherifcher Unterneh: 


mungen. 
Art, 195: Berbreitung eines ber Ehre eines Andern nachtheiligen Ges 
rüchtes, ohne Kenntniß von deffen Unwahrheit, 
Art, 256: Leichtfinniger Bankerott, 
fo wie endlich bei 
Held und Siebdrat: a. a. O. 68,79 
außer einigen von Weiß angeführten Fällen noch fpeciell 
Art, 311: Bernachläffigung der Amtspflicht, 
Art, 321: Mißbrauch des öffentlichen Vertrauens 
als hierher gehörig aufgezählt. 
Prüft man nun die einzelnen Faͤlle etwas näher, fo erweift 
fi) die von 
— g: Studien zur Vorbereitung einer gründl. Auslegg. des E,.©,:B, 


v. Hartitzfeh: a. a. O. S. 70. 
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aufgeftellte Behauptung, daß nur die zuerft angezogenen nam: 
haft gemachten, unter Art. 32 des E.-G.:B. gehörigen Fälle 
(nämlich) Art. 127. 130. 138. 182. 187.) im Gefegbuche na— 
mentlic aufgeführt feien, als vollfommen begründet, und als 
ebenfo richtig erfcheint Die von dem zulegt gedachten Rechtslehrer 
aus diefem Umftande gezogene Schlußfolgerung, daß, weil die 
Dispolition des 32. Artifeld auf das Beftimmtefte eine weitere 
Ausdehnung. der Strafe auf rein culpofe Verbrechen als unzu— 
läſſig erjcheinen laſſe, e8 bedenklich fallen müffe, annoch bei an- 
dern eine Fahrläfjigfeit enthaltenden Fällen die im Griminal« 
geſetzbuche auf das doloſe Verbrechen gefette Strafe analog an— 
zuwenden, Dieß ftimmt denn auch mit den allgemeinen über 
dolus und culpa geltenden Grundfägen überein. Denn wenn 
aud) in der früheren Zeit 

M. vgl. Carpzov: Pract. nov. qu. 142. no. 30 sq. 
manche Griminaliften von der Anficht ausgingen, daß bei allen Ver: 
brechen auch ſchon an ſich die bloße culpofe Begehung ftrafbar fei, 
hat man in der neuern und neueften Zeit das entgegengefehte 
Prinzip befolgt und demgemäß angenommen, daß, wenn ein 
culpoſes Verbrechen als ein culpofes beftraft werden fol, dieß 
allemal ein Strafgefeg vorausfege, welches auch unvorfägliche 
Rechtsverlegungen mit Strafe belegt. 

M. ſ. v. Feuerbach: Lehrbud des gemeinen in Deutfchland geltenden 

peinlichen Rechtes. Ed. X. Gießen 1828, $. 55. ©. 42. bei not. a. 
—— In den Zuſatznoten zu Feuerbach: 88. 55 — 58. 
«Az a. 

Wendet man das bisher Gefagte nun aber auf den mehr: 
fad) erwähnten Art. 195 an, fo findet man darin feineswegs 
auch auf culpofe Ehrenfränfungen mit beftimmten Worten 
eine Griminalftrafe geſetzt. Da diefes nun nicht der Fall 
ift, fo erfcheint e8, wie geſagt, Feineswegs als räthlich, eine 
eulpofe Injurie in jener Beftimmung des Art. 195 eit. zu fin- 
den und demgemäß zu beftrafen. Bei einer genaueren Prüfung 
dieſes Artifeld und bei einem Zurüdgehen auf allgemeine Prin— 
zipien hat übrigens fogar der Verfafler zu der Ueberzeugung 
gelangen zu dürfen geglaubt, daß nad) des Geſetzgebers eigener 
Anficht die im Art. 195 angegebene Art der Beleidigung, wie 
überhaupt alle Injurien, nur abjichtlich und dolos begangen 
werden fönne, 

Die beregte 195. Paragraphe des C.-G.-B. bedroht 
ihon die Verbreitung eines der Ehre des Andern nad)s 
theiligen Gerüchte mit Strafe; fie bezieht ſich zugleich nicht 
blos auf den Fall, wenn Jemand das Gerücht (welches als 
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fhon eriftent bezeichnet wird) al8 eigene Behauptung 
weiter erzählt, fondern e& iſt darin auch keineswegs der Fall 
ausgeichloffen, wo Jemand das Gerücht als Gerücht allein 
verbreitet.*) Eine ſolche Verbreitung kann nun aber entweder 
unter ſolchen Umftänden gefchehen, daß fie, nad) Art. 194 in 
die Kategorie der Verläumdung fällt, oder fie fällt unter die 
Beftimmungen von Art. 195, oder endlich fie ift ganz ftraf: 
[08, was dann der Fall fein foll, wenn die Abficht zu beleidi- 
gen dabei gar nicht anzunehmen ift. Daß Letzteres in der That 
der Fall ift, ergiebt fid) aus den am Schluffe des citirten Arti— 
kels zu lefenden Worten: 

„Es ift jedoch die Mittheilung eines folchen Gerüchtes an dabei beteiligte 

Perſonen in deren Intereffe nicht ſtraſbar.“ 
Denn mit Recht weift fhon 

Weiß: a. a. O. ©, 388 
darauf bin, daß in einem derartigen Fall, wenn die Mitthei⸗ 
lung eines der Ehre des Andern nachtheiligen, ungegründeten 
Gerüchtes gegen Berfonen geſchah, weldye hierbei betheiligt find, 
und wenn diefelbe in Beziehung auf das Interefje diefer Perſo— 
nen erfolgte, der animus injuriandi nicht angenommen 
werden fönne und die Mittheilung deshalb ftraflos fein müffe. 

Dagegen ift auf der andern Seite dem gedachten Rechts— 

lehrer wohl nicht fo unbedingt beizupflichten, wenn derfelbe die 
Behauptung aufftellt, eö beruhe hier das Vergehen mehr in 
einer bloßen VBerfhuldung, d. 5. in einem unvorfichtigen 
Benehmen, welchem die Abficht zu beleidigen vollftändig abgehe. 
Allein, nach des Verfaſſers unmaßgeblicher Anficht, wird in der: 
artigen Fällen die Handlung des Verbreitens meiſtens eine 
folhe fein, daß fie als eine grobe Fahrläfjigfeit, culpa lata 
ſich herausſtellt und als ſolche, zu Folge der allgemeinen Rechts: 
regel: „„culpalata dolo aequiparatur,‘‘ unter den Be: 
griff des rechtswidrigen Vorſatzes, des dolus mit zu ſubſumi-⸗ 
ren fein dürfte. Denn in den meiften Fällen wird es, bei der 
Verbreitung eines folchen Gerüchtes nur auf eine der einfachiten 
Operationen des menfchlichen Denfvermögens anfommen, ins 
dem 3. B. Jemand, welcher von einem Dritten C. hört, daß 
die Ehefrau des A. mit ihm, En, felbft, oder einem Andern 
außerehelichen Beifchlaf vollzogen und fich fo des Ehebruches 


*) Bal. Held und Siebdrat: a. a. O. 6.275. Weiß: S. 388 
— 391. Daß übrigens der Berbreitung eines ſolchen Gerüchte auch 
deffen Ausfprengung, Hervorrufung gleichgeachtet werden müſſe, 
bemerkt mit Recht Buſch: Griminalgefegbücher S. 229. 
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fhuldig gemacht habe und num diefe Mittheilung, ohne ſich um 
deren Wahrheit oder Unwahrheit zu befümmern, weiter verbreis 
tet, fi) gewiß mehrals einer bloßen leichten Fahrläffigfeit ſchul— 
dig macht, da ihm doch ſchon ein gewiſſes moralifches und wohl 
auch rechtliche Gemeingefühl fagen mußte, daß eine derartige 
Mittheilung eines ſolchen Gerüchtes jener Ehefrau kränkend und 
verlegend erjcheinen würde. Man kann daher wohl mit Recht, 
wie dieß auch bereits 

Buſch: a. a. O. ©. 226: 
gethan, in ſolchen Fälen die Beſtimmungen des Art. 31 unſe— 
res vaterländifchen Strafgeſetzbuches über den ſ. g. dolus in- 
determinatus zur Anwendung bringen. Dort aber heißt es 
folgendermaaßen : 

„Bei einer mit Vorſatz verübten —— Handlung iſt der eingetre⸗ 

tene Erfolg auch da als von dem Thäter beabſichtigt anzunehmen — wenn 


die Handlung von einer ſolchen Beſchaffenheit war, daß ber Thäter dem 
wirklich eingetretenen Erfolg vorausfehen mußte,“ 


Hierbei ift jedoch zugleich noch darauf hinzumweifen, wie in der= 
gleichen Bällen die Straflofigkeit oder Strafbarkeit einer ſolchen 
Handlung fehr von den jedesmal vorliegenden befonderen, con: 
ereten Umftänden abhängig zu machen und, aus diefen Rüds 
ſichten es gewiß am gerathenften fein dürfte, dem richter- 
lichen Ermeffen, welches in dergleichen Fällen die Orenzlinie 
des Erlaubten und Ilnerlaubten fehr genau in's Auge zu 
faffen hat, 

M. vol. Groß: gen Hg für das Königreih Sachfen ic. Dress 

den 1838. I. Abthlg. ad Art. 195. 196. 199. ©. 151, 

einen etwas freieren Spielraum einzuräumen und ihm lediglicy 
die Beurtdeilung der in concreto vorliegenden Umftände an: 
heimzugeben. Dieß dürfte denn nun wohl aud) der Grund 
eweſen fein, welder den fächfiichen Gefeßgeber bewogen 
Babe mödte, auf die im Art. 195 erwähnte Art der Eh— 
renfränfung nur eine, verhältnigmäßig fehr geringe Strafe, 
Zwöchentliches Gefängniß zu fegen, während hingegen diefelbe, 
nad) Art. 198 auf 3monatliches Oefängniß bei wörtlichen 
Beleidigungen, und bei fid) zu Schulden gebrachten Thaͤtlich— 
feiten fogar bis zu 2jährigem Gefängniß anfteigen foll.*) 


*) Eine ähnliche Erklärung des Art. 195 cit. gibt auch Marezoll: 
Lehrbuch. $. 124. ©. 431 in der 2, Note, indem fich diefer Rechtelehrer, 
welcher übrigens der Anficht ift, daß ein leichtfinniges Handeln, wodurch Jes 
mand, ohne es zu wollen und zu beabfichtigen,, wirklich die Ehre eines Ans 
dern gefährde (3. B. durch Verbreitung ehrenrühriger Gerüchte und That— 
ſachen, welche nicht wahr find, die aber der Verbreiter, ohne fie erſt zu prüs 
fen, für wahr hielt), Feine Injurie begründe, zur Erflärung des beregten Ars 
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Nachdem die bisherige Erörterung lediglich den Zweck 
hatte, zu zeigen, wie das jächfiihe Recht in der That aus 
Fahrläfiigkeit begangene Injurien nicht kenne, fondern als 
Haupteriterium einer ftrafbaren Ehrenkränkung allemal ven 
animus injuriandi erfordere, fo bleibt dem Berfaffer nur 
noch) die Unterfuchung der, im gemeinen deutfchen Eriminalrecht 
feineswegs unbeftrittenen Frage über den f. g. dolus indi- 
rectus in dem Nächftfolgenden übrig. 

Nach der Anficht vieler älterer fowohl, ald auch neuerer 
Rechtslehrer | 

Vgl. J. H. Boehmer: Introd. ia jus Dig. Tit. de injuriis $. 13. 

Weber: Ueber Injurien und Schmähfchriften. ©. 52. 

Marezoll: Lehrbuch. S. 430. 

Weiß: Commentar, ad Art, 198 des ſächſ. E.:G.:B. S. 398. 
reicht e8 zum Begriff einer ftrafbaren Injurie vollfommen hin, 
wenn die Abficht, dem Andern eine gewiffe Verachtung zu bes 
weifen, mit anderen unerlaubten Motiven concurrirt, oder — 
mit andern Worten —, wenn Jemand bei einer unerlaubten 
Handlung zwar einen andern Hauptzwed hatte, gleichwohlaber, 
um diefen zu erreichen, vorfäglich ein Mittel wählte, wovon 
ihm nicht unbefannt fein fonnte, daß es zur Verachtung oder 
Kränfuug der Ehre eines Andern gereiche. Es begründet jonad) 
auch eine folhe Handlungsweife eine Injurie, und zwar eine 
dolofe Beleidigung, welche von der Beichaffenheit ift, daß ver 
Urheber derjelben vorausfegen mußte, daß der Andere dadurd) 
in feiner Ehre fich verlegt jehen und gefränft fühlen werde. Dieß 
erfennt denn ſchon der vorher erwähnte Böhmer in folgenden 
Morten an: 

„Animus injuriandi adest per indirectum, quando quis illieite quid 

facit, quod ad alicujus contemtum tendit, licetinhunc finemab 


altero factum non fuerit, v. g. attendendo pudicitiam, virgi- 
nem semper sequendo contra bonos mores.*‘*) 


tifels auf allgemeine, ceriminalpolitifche Rückfichten bezieht und in ihnen den 
Grund findet, der einen Gefeßgeber veranlaffen könne, auch dergleichen leicht- 
finnige Handlungen bei Strafe zu verbieten, ohne daß an eine wirfliche In— 
jurie dabei gedacht werden fünne, — Und in der That foll auch der Gefeb- 
darauf abzweden, die Ehre der Bürger gegen falfche Beleidigungen und 
eichimpfungen , felbft gegen Klatfcherei zu fchügen , welche die Familienver— 
hältniffe und die innerften Geheimniffe des Privatlebens unbarmherzig dem 
Bublicum Preis gibt, und entweder aus böfer Abficht handelt, oder aus Muth 
willen und Plauderhaftigfeit durch Berbreitung gewiffer Thatfachen großen 
Nachtheil für den Gefchmäheten herbeiführen, die zarteften Familienbande 
und das ganze Lebensglüd einer Perſon zeritören kann. 
*) Zu vergleichen hierüber ift noch die neuefte Bearbeitung diefes Gegen— 
er von Hoffmann I. (in Darmftadt) im Neuen Archiv 1839. 


510, 
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Ganz deffelben Inhalts ift denn auch unfer neueftes vaterlän: 
difches Geſetzbuch, indem es in feinem allgemeinen Theile, 


Art, 31 


über den f. g. dolus indirectus folgendes feftfegt: 


„Bei einer mit Vorſatz verübten gefeßwidrigen Handlung ift der eingetre= 
tene Erfolg auch damals von dem Thäter beabfichtiat anzunehmen, wenn 
er diefen Erfolg nicht ausschließlich, fondern denfelben, oder eine andere 
Nechtsverlekung, die ebenfo wohl daraus entftehen Fonnte, bewirfen wollte, 
oder wenn die Handlung von einer ſolchen Befchaffenheit war, daß der 
Thäter den wirklich eingetretenen Erfolg vorausfehen mußte.” 


worüber zu vergleichen find die gediegenen Bemerkungen zu dem 
citirten Artikel bei 

Krug: Studien zur Vorbereitung einer gründlichen Auslegung des C.⸗ 

G.⸗B. ©. 95 flgve, 
Hermann: Zur Beurtheilung des Entwurfs eines Er.:©.:B. für das 
Kr. Sachſen. Leipzig 1836. S. 81 ff. 

Nach ſächſiſchem Recht wird alfo — um einige bereits von den 
Lehrern des gemeinen deutfchen Strafrechts angeführte Beifpiele 
zu erwähnen, — derjenige, weldyer ein anftändiges und unbes 
fcholtenes Srauenzimmer widerrechtlidy, wider ihren Willen be: 
taftet und füßt, ald Injuriant anzufehen und zu betrafen fein. 
Denn wenn derjelbe dabei auch zunächit und vielleicht einzig 
und allein den Zwed verfolgte, feine finnlichen Begierden an 
einer fremden Perſon, wider deren Willen, auf einerechtswidrige 
Art und Weife zu befriedigen — (was gewiß ein an fid) uner= 
laubter Erfolg ift) —, fo fonnte er doc) leicht vorausfehen, daß 
zugleich neben dem zunächft und direct beabjichtigten ftrafbaren 
Erfolge auch noch ein anderer ftrafbarer, der freilich nicht auge 
fchlieglih in feiner Abficht gelegen, nämlich die Beleidigung 
jenes Frauenzimmers eintreten konnte. Ja manche Rechtslehrer, 
wie 3.B. Weber a.a.D. ©. 93 (I. Abthig.) gehen fogar 
foweit, ein derartiges Benehmen einem anftändigen Frauen— 
zimmer gegenüber, als Realinjurie und Thätlichfeit betrachten 
zu wollen, woraus denn, dem oben ©efagten zu Folge, 
fhon von felbft refulticen würde, daß nur dolus dabei denk— 
bar wäre, weil ja eben bei foldyen Thätlichfeiten, die auf Bes 
gehung der Injurie gerichtete Abficht, Far am Tage liegt und 
die Handlung felbft den animus injuriandı ausmadıt. 
(vgl. Weber: ©. 95 in den Noten.) — Ebenfo wird ſich der: 
jenige, welcher, um einen Dritten durchzuprügeln in mein Haus 
eindringt, einer doppelten Injurie, einmal nämlich gegen mich, 
als Eigenthümer oder Beliger des Haufes, und ſodann gegen 
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den Geprügelten ſelbſt ſchuldig maden.*) Ein derartiger Fall 
kann übrigens auch bei einer an fi erlaubten, und nicht 
blos bei einer gefegwidrigen Handlung, wie Art. 31 will, 
vorfommen, 3. B. es ift gewiß etwas an ſich vollfommen Er: 
laubtes, wenn eine Partei einen Richter perhorrescirt, oder die 
vom Gegner producirten Zeugen als minder beweisfähig oder 
gänzlich untüchtig darzuftellen ſucht; wollte nun aber die Partei 
dem Richter oder den Zeugen allerhand ſchimpfliche Vorhalte 
machen, fo ift fie gewiß auch als Injuriantin zu ſtrafen; denn 
fie wendete, zur Erreichung eines an fich von den Gefegen aus: 
drücklich geftatteten Zwedes ein ſolches Mittel an, von dem fie 
leicht vorausfehen mußte, daß deffen Gebraud) eine Ehrenfrän- 
fung des Richter oder der Zeugen involviren würde. 

Da es vielleicht nicht unintereffant fein dürfte, auch einige 
andere neuere Legislationen, außer der ſächſiſchen, durchzugehen 
und deren dießfalliige Beftimmungen über unfern Gegenftand 
zu prüfen, fo will der Verf. ſchließlich auch einigen auswärtigen 
Griminalgefegbüchern wenige Zeilen widmen. 

Das Geſetzbuch für die preußifhen Staaten 

II. Band. II. Theil. 20. Titel. 10. Abfchnitt. 88. 538 — 
40) geht von ff. Grumdfägen aus: 

Art. 538. „Wer durch geringfchäßige Geberven, Worte oder Handlungen 
Semanden zu Fränfen, oder ihn widerrechtlich zu befchimpfen 
fucht, der begeht eine Injurie.” 

Art, 539. „Wer feine Abficht hat, den Andern durch Verachtung zu 
fränfen, oder ihn zu befehimpfen, der macht fi) auch feiner Ins 

jurie ſchuldig.“ 

Nrt. 540. „Dagegen iſt eine Injurie vorhanden, fobald die Abficht, die 
Ehre des Andern zu Fränfen, Kar ift, wenn gleich die Handlung 
oder Aeußerung an ſich und unter andern Umftänden betrachtet 
nicht befchimpfend wäre,” **) 

Das bairiſche Strafgefegbud v.3. 1813 beftinmt 
folgendes: 

Art, 315. „Wer die bürgerliche Ehre eines Andern durch Handlungen oder 
Unterlafjungen, durch Rede, Schrift, Zeichen oder bildliche 
Darftellungen widerrechtlich angreift” ꝛtc. ıc. 


*), Hoffmann II. a. a. O. ©. 512, 

) Mährend des Abdruckes diefer Abhandlung ift feit dem 1. Juli 1851 
befanntlih das neue preußifche Strafgefegbuch im ganzen Umfange ber 
„preußischen“ Monarchie in Wirffamfeit getreten und find dadurch insbefons 
bere bie in dem zwanzigſten Titel des zweiten Theils des allgemeinen Land⸗ 
rechts enthaltenen Strafbeftimmungen außer Kraft gefeßt worden. Culpoſe 
a hi auch das neue Geſetzbuch nicht; vgl. 88. 152 — 163, 

it, ; 
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In dem Eriminalcoder für das Großherzog: 
thum Heffen*) heißt e8 folgendermaaßen : 

„Wer, aufer dem Falle einer falfchen Anzeige oder Verläumbung, durch 
mündliche oder fchriftliche Aeußerungen,, bildliche Darftellungen, Geber: 
den, oder fonftige, jedoch mit feinem Angriffe auf die Perfou verbundene 
Handlungen, einen Andern ver Achtung feiner Mitbürger zu berauben oder 
ihn abfichtlich auf eine herabwürbigende höhnende oder Verachtung aus⸗ 
drückende Meife behandelt, over ihn verächtlicher Cigenſchaften oder Geſin— 
nungen bezüchtigt” ıc, ꝛc. 

Aehnlich find die Sapungen des Geſetzbuches für das 
Großherzogtum Baden:**) 

„Wer einem Andern wiffentlich falfch umfittliche Gigenfchaften beilegt, 
oder unfittliche Handlungen nachfagt, die denfelben in der allgemeinen Ach⸗ 
tung herabzufeßen geeignet find, oder fi) Reden oder Handlungen gegen 
Andere erlaubt, welche, nach der Volks: oder Standesmeinung Beradhtung 
enthalten, foll fo und fo beftraft werben.” 

Das würtembergifhe Strafgeſetzbuch befolgt 
folgende Grundfäge : 
Art. 266. Ehrenfränfung. 

„Ber einem Andern durch Rede, Schrift, Zeichen oder bildliche Darftellun- 
gen oder durch Thätlichfeiten Berachtung beweiſt, denfelben dem öffent- 
lichen Spotte ausfegt, oder ihn verächtlicher Cigenfchaften oder Geſinnun⸗ 
gen bezüchtigt, der macht ſich der Ehrenfränfung ſchuldig.“ 

Die Motiven diefes Geſetzbuches geben ausdrücklich zu 
erfennen, daß der animus injuriandi in den Begriff der 
Injurie nicht mit aufgenommen worden feiz um Ehrenfränfuns 

en zu conftatiren, genüge ed, wenn die Handlung mit dem 
Bewußtfein begangen fei, daß fie die Ehre eines Andern zwar 
nicht nach feiner individuellen Vorftellung , aber nad) der allge: 
meinen Vorftellungsart des Volkes oder Standes des Beleidig: 
ten, d. 5. in der öffentlichen Meinung fränfe. Der Begriff dies 
ſes Vergehens bleibe daher unverändert, wenn auch Ehrenfrän- 
fung nicht der Haupt- oder Endzweck des Handelnden, fondern 
etwa nur als Mittel zu einem andern Zwecke gewefen (dolus 
indirectus). 

Dasnorwegifhe Eriminalgefegbuch(Kap. XVII. 
8. 16.) beftimmt endlich noch Folgendes: 

„Wer Jemand beleidigt durch ungebührende Worte oder verhöhnenbe Nenfes 
rungen, durch Mienen oder Geberden, oder durch irgend eine andere Han d⸗ 
lung, welche Geringſchätzung zu erkennen gibt oder bie Ehre 
barkeit verletzt, wird mit der und der Strafe belegt.“ Ä 


7 ) Erſter Entwurf v. 3. 1837; der Eoder felbft gilt feit den 1. April 
42 


**) Erſter Entwurf nebſt Motiven v. 3. 1835. Das Geſetzbuch ſelbſt 
hat Gültigkeit erlangt durch das Einführungsdecret vom 6. März 1845. 
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XXI. 


Erörterung von Fragen aus dem Strafprorefe. 
Bon Schwarze. 


1. 


Ueber die Beftimmung der Geldbuße und ihres 
Berhältniffes zur Gefängnißſtrafe im 
Grfenntniffe. 


A. war in einer wider ihn anhängigen Unterfuchung von 
dem Unterfuchungsgerichte zu einer Geldbuße ftatt einer beftimms 
ten Gefängnißftrafe verurtheilt worden. (Art. 20 des &.:G.:B.) 
Die zweite Inftanz beftätigte das Erfenntniß, e8 wurde ihm je— 
doc im Gnadenwege die dritte Vertheidigung geftattet, über 
welche das D.-N.:©. zu entfcheiden hatte. 

Bei diefer Bertheidigung ftellte nun A. zugleich Den Antrag, 
daß der in dem Erkenntniſſe erfter Inftanz angenommene Maß: 
ftab, nad) welchem die Gefängnißftrafe in Geldbuße verwandelt 
worden, zu feinen Gunften rar werde, und fügte zur 
Unterftügung feines Antrags einige Zeugniffe bei. 

Es fann die Frage aufgeworfen werden, ob das O.-A.G. 
der Eognition über diefen Antrag ſich unterziehen Fonnte. 

Geht man davon aus, daß die Frage über den Maßſtab, 
welcher bei einer ee oder Straffhärfung in 
Rückſicht auf die urſprünglich erfannte Strafe anzuwen— 
den jei, lediglich die Strafvollftredung betrifft und daher zur 
Eompetenz des D.:A.-©. nicht geftellt werden kann, fo ſcheint 
die Kolgerung nothiwendig zu fein, daß auch die Entfchließung 
über den Antrag des A. in den oben mitgetheilten Falle nicht zu 
der Gompetenz des D.-A.:©. gehörte, 

Allein es handelte fich hier nicht um eine Strafverwande— 
lung in dem Sinne, den man mit diefer Bezeichnung zu verbin- 
den pflegt. Wir fprechen von einer Strafverwandelung, wenn 
eine bereitsSerfannte Strafenachträglich in eine andre 
Strafart verwandelt wird, In dieſem Sinne ift das Wort 
insbefondre in dem Schlußfaße des Art. 20, fo wie in den 
Art. 21. 22, des C.⸗“G.⸗B. gebraucht worden. Es wird in 
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diefen gefeglichen Beitimmungen davon gehandelt, daß für eine 
bereits „gewählte“ oder zuerfannte Strafe „auf Vorftellung des 
Verurtheilten“ oder wegen Unvermögens ded Verur— 
theilten eine andere Strafart gewählt oder die Strafe in 
förperliche Züchtigung verwandelt wird. 

Adgefehen von dem legten Falle wird ſtets eine bereits er- 
fannte und ſonach beftimmt feftftehende Strafe vorausgefegt. In 
allen Fällen wird eine andre Strafart (Gefängniß » Handars 
beit8-Strafe, körperliche Züchtigung) fubftituirt, — diefe Subftis 
tution ift die Verwandelung. 

In dem vorliegenden Falle handelte es ſich aber nicht um 
die Subftitution einer andern Strafart, fondern um das 
Geltungsverhältniß zwifchen zwei, in vem Erfennts 
niſſe ausgeſprochnen Strafen. 

Die Beſtimmung der Höhe der Geldſtrafe iſt ein Theil der 
Strafbeftimmung felbft. Erft durch diefewird das Erkennt⸗ 
niß eine sententia certa und eine fefte Strafe erlangt. Iſt das 
Erfenntniß auf Geldftrafe gerichtet, fo gehört die Frage über 
ihre Höhe zu der Erwägung über die Abmefjung der Strafe in- 
nerhalb der gefeglichen Grenzen. Diefe Erwägung ift Sache 
des Spruchrichters, nicht des vollziehenden Richters. 

Die Verſchiedenheit dieſes Falles von dem Falle, auf wel- 
chen die erfte Beftimmung im zweiten Abfchnitte des Art. 21 ſich 
bezieht, liegt ar vor, und wird durch die Schlußbeftimmung 
des angez. Art. beftätigt. 

Das O.⸗A.G. hat jedoch in der eingangsgedachten Sache 
die Entfcheidung über den geftellten Antrag als zu feiner Com: 
petenz gehörig nicht angefehen. 


2. 


Verordnung v. 31. Juli 1839 betr. 


In der Verordnung vom 31. Juli 1839, die Erledigung 
einiger Zweifel ıc. betr., ift vorgeichrieben : 

II. d. Wird eine dergleichen (Il. ec.) Ruheftörung mit den 
dabei erfolgten Beleidigungen und Thätlichkeiten zugleich oder 
allein von dem Berlegten zur Beftrafung angezeigt, fo ift die 
Denunciation ald Juftizfache zu betrachten. 

Man fann die bier gegebne Vorausſetzung, daß Beleidi: 
gungen oder Thätlichfeiten mit der Ruheftörung verbunden ge: 
wefen, nicht als eine ausschließliche anſehen. 

Neue Jahrbücher f. fächf. Strafrecht. VI. 4. 29 
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Der leitende Grundfag für die Competenz-Beſtimmung ift 
in Art. III. a. ſehr richtig aufgeftellt worden. Es heißt da— 
elbſt: 

ĩ Die Polizeibehörden haben bei Ruheſtörungen nur im Ins 

tereffe der Erhaltung der öffentlichen Ruhe und um weitere 

Berbrechen zu verhüten, nöthigen Fals ohne vorherige An- 

zeige oder Denunciation, zu a Die Eriminaljuftiz hat 

ed dagegen mit der Ahndung  geftörter Rechtöficherheit zu 
n 


thun. 

y Eben deshalb ift die Kompetenz der Polizeibehörde überall 
da ausgeſchloſſen, wo der Strafantrag eines Betheiligten vor: 
liegt (vgl. die Beftimmungen unterb. d.), und zwar felbft dann, 
wenn es fid) nur um Störung des Rechts auf häusliche Ruhe 
handelt, fonad) ein eigentliches Juſtiz-Vergehen nicht vorliegt, 
und die Strafe in Betreff ihrer Höhe die Kompetenz der Poli— 
zeibehörve nicht überfchreiten würde. 

Das Polizei-Vergehen vermag ſonach das Zuftiz: Vergehen 
nicht nad) fi) zu ziehen, fondern das Juftiz: Vergehen zieht das 
erftere nad) fich. 

In einem Falle hatte A. nächtlichen Straßenlärm verübt 
und dabei mehrfahe Bedrohungen gegenden B. ausgeftoßen, 
welcher fie zur Beitrafung anzeigte. 

Das A.“G. zu Zwidau und das O.-A.G. ftimmten da- 
tin überein, daß die Vorfhrift unter I. d. hier gleichfalls an- 
zuwenden und daher die Competenz der Juftizbehörde aud) in 
Betreff des verhangenen Straßenexceſſes begründet fei. 


3. 
Die Wirkung der Publication eines Erfennt- 
nifjes betr. 


Die Wirkung eines Erfenntniffes wird von den Rechtsleh— 
rern hauptjächlich nur infoweit befprochen, als daffelbe ein los— 
ſptechendes ift und in Frage geftellt wird, ob und inwieweit der 
Losgefprochene anderweit wegen derfelben That zur Berantwor: 
tung gezogen werden könne. 

n Bezug auf die verurtheilenden Erfenntniffe hat man 
ſich meift nur mit der Frage befchäftigt, ob der Verurtheilte die 
im Önadenmwege erfolgte, aber nicht erbetne Herabfegung oder 
bezüglich den Erlaß der Strafe ablehnen und Vollftrefung der 
erkannten Strafe verlangen koͤnne. Man hat diefe Frage ver: 
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neint, weil der Staat, nicht aber der Berurtheilte ein Recht auf 
Bollziehung der Strafe habe. *) 

Allein diefe Frage ift zwar zu verneinen, nicht aber dem da: 
für angeführten Grunde beizuftimmen. 

Das Begnadigungsredht des Regenten bildet den Schluß: 
ftein der Juftigpflege. Daffelbe fol die Strafe, wenn das Gefeg 
eine fo hohe Strafe zufügt, daß fie mit der fittlichen Verſchul— 
dung des Thäters in Widerfpruch fteht, mit der legteren in Ein- 
flang a und die Vermittelung beider in den Fällen über: 
nehmen, in welchen fie der durch das Geſetz gebundne Richter 
völlig zu verwirklichen nicht vermochte. Wird die Strafe im 
Gnadenwege herabgefegt, fo ift die herabgefegte Strafe erft als 
diejenige zu betrachten, welche der ſittlichen Verfchuldung des 
Thäterd und den Berhältniffen des Falls durchgängig entfpricht, 
und daher ald die gerechte zu betrachten, Die Gnade ſoll nicht 
Sade der Willfür, fondern der Ausfluß der Gerechtigkeit in 
der höchſten und erhabenften Bedeutung des Worte fein. Gleiche 
en treten in Betreff des Erlaffes erfannter Stra: 
en ein. 

Der Berurtheilte hat fi) dem Ausfpruche des Negenten 
ebenfo wie dem Spruche der beftellten Gerichte zu fügen. Er 
fann den erfteren ebenfowenig zurüdweifen, als er fich einer 
era von ihm felbft gewählten Strafe nicht unterwerfen 
ann. 

Jene Rechtslehrer fcheinen demnächſt auch nicht zu bezwei- 
feln, daß der Inculpat, infoweit nicht Begnadigung erfolgt, zu 
verlangen berechtigt fei, daß die in dem ihm publicirten Erkennt: 
niffe auferlegte Strafe an ihm alsbald vollzogen werde. Durd) 
die Publication wird ihm die Aburtheilung feiner Schuld durd) 
das Gericht eröffnet, und dieſe Aburtheilung ift infoweit eine 
endgiltige, daß, dafern nicht in Betreff derfelben That fpäter 
neue, einen ſchwereren rechtlichen Charafter begründende That: 
ſachen fid) ergeben und daher eine anderweite Aburtheilung der⸗ 
felben That erheifchen, eine nochmalige Aburtheilung mit dem 
Erfolge einer Straferhöhung oder Strafichärfung ausgefchlofien 
ift. Der Staat hat von feinem Rechte und feiner Pflicht gegen 
den Verbrecher Gebrauch gemacht und ihm die Buße für feine 
Schuld auferlegt. Der Berurtheilte kann verlangen, zur Löfung 
diefer Buße gelaffen zu werden, die ihm auferlegte Sühnung zu 
bewirken. Man würde außerdem felbft foweit gehen Fönnen, 


— — — — — 


Heffter, Lehrb. d. Strafrechts 8. 184. not, 7. 9. 674. Abegg, 
Crim.⸗Proceß $. 192. Müller, Lehrb. d. Crim.⸗Proceſſes $. 207. 
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daß der Staat bis zum Ablauf der Verjährungszeit mit dem 
Strafvollzuge Anftand nehmen und jedes Verlangen des Verur- 
theilten, die erfannte Strafe zu erftehen und dadurch feine Schuld 
zu tilgen, bis zu diefer Zeit zurückweiſen könnte. 

Diefe Grundfäge famen in mehreren Fällen bei dem Ober: 
Apell.-Gerichte zur Anwendung, von denen einer hier mitge: 
theilt wird: 

A. war wegen mehrfacher Diebftähle zur Unterfuchung ges 
zogen worden. Als die Akten dem A.“G. zum Verſpruche vor: 
lagen, gelangte zur Anzeige, daß A. noch andrer Diebftähle ſich 
fhuldig gemacht habe und daher anderweit zur Unterfuchung zu 
ziehen ſei. Der Fall war von der Art, daß der Betrag der ber 
reits unterfuchten Diebftähle fünftig mit dem Betrage der neuer: 
dings angezeigten Diebftähle zufammenzurechnen und eine Ge 
fammtftrafe, bezüglidy unter Abrechnung der bereits etwa ver: 
büßten Strafe, zu erfennen war. DasN.:G. hatte jedoch, weil 
bei den erftangezeigten Diebftählen noch andre Theilnehmer con= 
eurrirten und der Verſpruch der Sache in Betreff ihrer feinem 
Dedenfen unterlag, dem Spruche der Sache in Bezug auf A. 
und ſämmtliche Complicen ſich unterzogen und wegen der bereits 
unterfuchten Diebftähle gegen A. und feine Complicen auf Ars 
beitshaus:Strafe erkannt. Dabei verordnete das A.“G. an das 
Unterfuchungsgericht, daß das Erfenntniß zwar dem A. und 
feinen Complicen befannt zu machen, der Etrafvollzug in Be: 
treff des A. aber bis nad) erfolgtem Verſpruche der anderweiten 
Unterfuchung zu beanftanden fei. 

Das Unterfuchungsgericht verfügte in defien Gemäßheit 
vasNöthige, A. aber appellirte gegen die Ausfegung des Strafs 
vollzugs, verlangte vielmehr, zur Verbüßung der Strafe abge: 
führt zu werden. 

Das O.A.-G. ertheilte hierauf folgende Entſcheidung: 

Im Allgemeinen fann das Befugnig eines Inculpaten , zu 
verlangen, daß die ihm in einem Erfenntniffe auferlegte Strafe, 
dafern ihm daſſelbe publicirt worden ift, vollſtreckt werde, nicht 
bezweifelt werden, ohne daß hierbei darauf etwas anfonımt, ob 
er annoch wegen einer anderen Handlung zur Unterfuchung ges 
zogen worden ift und möglicherweife fünftig in dieſer Untere 
fuchung auf eine Strafe erfannt wird, weldye mit der früher zu: 
erkannten Strafe zu verbinden oder bezüglich der Strafart zu 
verwandeln fein würde. Der Inculpat hat durd) die Publifa: 
tion des Erfenntniffes das Befugniß erlangt, daß daffelbe auf 
fein Verlangen vollftredt werde, infoweit nit befondre 
Intereffen der Juftizpflege in einzelnen Fällen 
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eine Ausnahmevondiefer Regelbedingen, Hierher 
fann an und für ſich noch nicht der Fall gerechnet werden, wo 
fünftig wegen einer andern Unterfuchung und der etwa in ders 
felben zu erfennenden Strafe eine Aufziehung over Verwandlung 
der früher erfannten Strafe in Frage kommen fann, da eine Ab— 
und Zurechnung derfelben aud) nad) ihrer Berbüßung nicht aus: 
geſchloſſen iſt. Infoweit erfcheint daher die Berufung des In— 
eulpaten begründet. Allein andrerfeits gelangt in Betracht, 
daß, wenn mit der Vollſtreckung der Strafe eine Abführung des 
Inceulpaten in eine, nicht am Orte des Unterfuchungsgerichts 
befindliche Strafanftalt verbunden ift, die Einleitung oder Fort: 
ftellung der zweiten Unterfuhung, bei welcher die Bernehmung 
des Inculpaten erforderlich wird, wefentlich erfchwert und bes 
hindert fein würde, wenn der Inculpat auch in diefem Falle das 
obgedachte Befugniß, mit welchem ſodann das Intereſſe der 
Rechtspflege colliviren würde, beanfpruchen dürfte, Inwieweit 
diefe Erwägung im vorliegenden Falle Blag ergreifen müffe und 
dem Anverlangen des Inculpaten entgegenftehe, geht aus dem 
Berichte des Gerichts nicht hervor, und es ift überhaupt diefe 
Frage noch nicht Gegenftand der Eognition des in der ander: 
weiten Unterfuchung zuftändigen Gerichts geweſen ꝛc. 





4. 


Die Eognition des Spruchgerichts über die Er- 
heblichfeit gebraudter Beweismittel betr. 


Das Spruchgericht ift bei der Frage, wieweit der Be- 
laftungss oder der Entlaftungsbeweis erbracht fei, lediglic auf 
feine aus den Aften erlangte Weberzeugung verwiefen und an 
pofitive Beweisregeln über Zuläffigfeit oder Glaubwürdigkeit 
einzelner Beweismittel nicht gebunden. Es ift daher insbefondre 
bei der Frage, inwieweit die Ausfage eines Zeugen in Rüdficht 
auf feine perfönlidye Glaubwürdigkeit für erheblich zu betrachten 
fei, das Spruchgericht in feiner Erwägung der einfchlagenden 
Verhältniffe durch beftimmte Vorſchriften des Gefeges nicht be: 
fchränft. Der Beweis ift, feinem ganzen Umfange nad), ver 
freien Beurtheilung des Spruchgerichts anheimgeftellt worden 
und daffelbe hat über das Refultat des Beweifes ebenfowohl 
als über die Relevanz einzelner Beweismittel frei zu entjcheiden. 
Eben deshalb kann die höhere Inftanz den Spruchgerichte in 
diejen Beziehungen feine Borfchrift ertheilen und die freie Er: 
wägung deffelben nicht durch Entjcheidungen über die Relevanz 
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von Beweismitteln, insbefondre die Glaubwürdigkeit eines Zeu⸗ 

en, beichränfen, wogegen andrerfeits die höhere Inftanz, wenn 
fe in Folge einer gegen das Erfenntniß erfter Inftanz einge- 
wendeten Appellation oder anderweit geführten Vertheidigung 
als Sprucdhgericht zur Eognition berufen wird, gleichfalls in 
der Beurtheilung des Beweifes und feiner einzelnen Theile und 
Beweismittel unbefchränft und insbefondre durch die Rechtsans 
fihten der erften Inftanz, foweit fie von dem Appellanten ange: 
griffen worden find, nicht gebunden ift. 

Hieraus folgt, daß das Spruchgericht erfter Inftanz, bei 
der Abfafjung des Erfenntniffes, unbefchränft zu erwägen hat, 
inwieweit e8 3. B. die vorherige Vereidung eines bereits ab« 
gehörten Zeugen annod) für erforderlich hält, ehe es feinen Aus» 
ſpruch ertheilt. Es gehört diefe Frage zur Beurtheilung des 
Beweismateriald, und das Spruchgericht verlangt die Beeidi- 
gung, weil es fie zur Vervollftändigung diefes Materials für 
nöthig hält und fein Erfenntniß auf Die vereidigte Ausfage 
des Zeugen, welcher es ohne eidliche Beftärfung weniger Glau— 
ben beimißt, mit zu ftügen beabfidhtigt. Die höhere Inftanz 
fann fich hier feine Cognition bereitd anmaßen und in die Er: 
wägung des Spruchgerichts eingreifen. 

Dergleichen interlocutorifhe Entfheidungen Fönnen daher 
einem Redytsmittel nicht unterworfen werben. 

Ein andrer Fall ift e8, wenn diefes Interlocut mit der 
Hauptentfheidung verbunden und legtre gleichzeitig von der Boll: 
ziehung des erfteren abhängig gemacht, 3. B. erfannt worden 
ift: „Würde der Zeuge A. 4 Ausſage annoch eidlich beftär- 
ken, ſo iſt der Angeſchuldigte B. für überführt zu erachten und 
mit — Strafe zu belegen.“ Iſt ſolchenfalls von dem Bezüchtig: 
ten gegen das Erfenntniß remebirt und in deffen Folge von dem 
Gerichte Die Vereidung des Zeugen ausgefegt worden, fo hat das 
Dbergericht gleichzeitig zu erwägen, inwieweit die Vereidigung 
des Zeugen den vorhandenen Verdacht bis zurleberführung des 
Bezüchtigten zu verftärfen im Stande fein werde, und vernei» 
nenden Falls die angeordnete Vereidigung aufzuheben, audy den 
Bezüchtigten Ioszufprechen.*) Hier ift das O.G. als Spruch— 
gericht zur Gognition über das Erfenntniß des Gerichts 


*) Würbe andrerfeits das O.⸗A.⸗G. der Meinung fein, daß der Bezüchtigte, 
auch ohne daß es einer Bereidung der Zeugenausfage bedürfe, zu verurtheilen 
und daher von der Vereidung abzufehen gewefen fei, fo würde Es dennoch die 
diesfallfige Anordnung in Ye j bringen und eine unbebingte Ber: 
urtheilung auszufprechen nicht befugt fein, da hierin eine reformatio in durius 
liegen würde, 
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erfter Inſtanz berufen und die Entfcheidung, ob ber Zenge zu 
vereidigen fei, noch eine offene. 

Keineswegs folgt jedoch hieraus die Verpflichtung des 
Spruchgerichts erfter Sadanı, in folhen Fällen das Interlocut 
mit der Endentfcheidung zu verbinden, zumal eine ſolche Verbin: 
dung nur ausnahmsweife gefhehen foll und meift eine bedenk— 
liche Maßregel ift, wenn man erwägt, daß der Zeuge leicht feine 
Ausfage ändern kann, ehe er zu ihrer eidlichen Beftätigung vor« 
fhreitet und hierdurch die ganze (eventuelle) Baſis des Erkennt— 
nifjes aufgehoben wird. 

In der Unterfuchung gegen die verehel. Pf. hatte das 
A.G., an weldyes die Akten zum Verfpruch eingefendet worden 
waren, bie vorherige Bereidigung einer bereitd abgehörten Zen: 
gin angeordnet. In der diesfallfigen Verordnung war gleidyzeis 
tig die Pf. auf einen geftellten Antrag abfällig beſchieden wor— 
den und erlangte daher bei der Publikation derfelben auch von 
dem Interlocute Kenntniß. Sie appellitte gegen daflelbe, weil 
die Zeugin eine fehr unglaubwürdige Berfon und ihre Ausfage 
fid) —*. widerſprechend ſei. 

Das O.⸗A.-G. verwarf die Berufung als unzuläſſig 
und zwar aus Gründen, die mit der obigen Ausführung über: 
einftinmen. 


5. 


Den Schlußſatz des Art. 53 betr. 


Mehrere zuſammentreffende zeitliche Freiheitöftrafen ver: 
ſchiedner Art follen nach dem im Art. 53 angegebnen Maßftabe 
verwandelt, dabei aber die in die höhere Strafart zu verwans 
deinden geringeren Strafen nur nach monatlichen Sriften berech— 
net und etwa verbleibende fürzere Zeitfriften in Wegfall gebracht 
werben. Ä 

In einem Falle diefer Art müffen die in Wegfall gebrach— 
ten fürzeren Zeiträume als unter der erfannten Strafe mit bes 
griffen und mit der Berbüßung der legteren als mitverbüßt ans 
gejehen werben. 

Das Erfenntniß des Spruchgerihts gewährt dem Verur⸗ 
theilten ein vollgiltiges Anrecht darauf, daß man die Verbüßung 
diefer Straftheile nicht ald aufgefchoben betrachte, vielmehr 
in der Verbüßung der erfannten Strafe die — ihrer 
mitgefunden werde. Es liegt nicht ſowohl ein Etlaß der Strafe, 
als eine zu Gunſten des Inculpaten eingeführte Fiction des Ge⸗ 
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ſetzes vor, nad) welcher diefe Strafiheile mit der erfannten Strafe 
zufammenfallen. 

Diefe Erwägung ift von Wichtigkeit in dem Falle, wenn 
nad Berbüßung einer Strafe, unter welcher eine geringere mit» 
verbüßt wird, der Inculpat wegen ſolcher Verbrechen zur Unter: 
fuhung gezogen wird, bei denen eine Zuſammenrechnung mit 
den früher beftraften Verbrechen und daher auch eine Wieder: 
aufnahme der erfannt gewefenen und verbüßten Strafe nöthig 
wird, um — unter Abzug der legteren — die Gefammtftrafe 
für diefe fämmtlichen Verbrechen zu beftimmen. 

Hierbeifann man nun die „mitverbüßten” Straftheile nicht 
wieder mit in Aufrehnung als unverbüßt bringen und daher 
auch fie nicht dazu benugen, um mit ihnen eine folche Strafe zu 
erlangen, welche fodann in eine höhere Strafart aufgezogen 
werden kann. 

So hat das D.:A.:©. früher mehrmals entfchieden. 


6. 


Ueber den zu Einleitung einer Unterfuhung 
nöthigen Verdacht gegen den Bezüdtigten. 


A. brachte gegen den Förfter S. an: 

Er (A.) fei mit feinem Bruder B. in den Wald gegangen, 
um Holz zu ftehlen, und auf dem Rüdwege von dem Förfter 
betroffen worden, welcher ganz unnöthiger Weife fein Gewehr 
in der Richtung auf fie — und dadurch den B. fo et= 
fchredt habe, daß diefer erkrankt und geftorben fei. 

Schon bei der Diebftahle-Unterfuhung gegen A. und den 
damals noch lebenden B. hatte fich herausgeftellt, daß B. über 
den Schuß nicht in diefer Maße erfchroden fei, indem B. ein 
Jahr nad dem Vorfalle feine Strafe verbüßt hatte und erft 
fpäter Fran geworben und geftorben war. 

Ebenfo ftellte ſich bereits. bei diefer Unterfuchung heraus, 
daß der Hörfter zur Abfeuerung feines Gewehrs unter den vor: 
gelegnen Umftänden an fi) wohl befugt gewefen. 

Die fämmtlichen Inftanzen ftimmten darin überein, daß es 
an ausreichendem Grunde zu einem unterfuchungsmäßigen Ber: 
fahren gegen S. ermangle, und wiefen den hierauf gerichteten 
Antrag des A. zurüd. Derſelbe behauptete, daß den ©. eine 
ftrafbare Abficht bei jenem Schuffe geleitet habe, ſonach, ſelbſt 
wenn die Krankheit und der Tod des B. mit dem Schufle nicht 
in Verbindung ftehe, dem S. mindeftend der Verſuch einer 
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| Körperverlegung zur Laft falle. Das O.-A.-G. be- 
merfte: 

„Die Handlung des Föriterd ©. ift jedenfalls eine folche, 
welche, an ſich betrachtet, nicht den Charakter einer firafbaren 
trägt. Sie fönnte nur durch die bösliche Abficht, mit weldyer 
fie unternommen worden ift, den ftrafbaren Charakter erlangen. 
In Fällen diefer Art, wo mithin die Handlung an ſich 

nicht zu den ftrafbaren geredjnet werden fann, muß aber, um 

eine eriminalrechtliche Unterfuchung gegen den Urheber derſelben 
einleiten zu können, bereits einiger Anhalt für die Bermuthung, 
daß der Thäter die — in einer ftrafbaren Abſicht vorge: 
nommen habe, vorhanden in: Die bloße Behauptung des 
Denuncianten oder die bloße Möglichkeit, daß eine ftrafbare Ab— 
ficht den Thäter geleitet habe, ift nicht ausreichend. 

An ſolchem Anhalte fehlt e8 nun in den Akten völlig ıc. 

Eben deshalb war auch das Verfahren des Juſtizamts zu 
billigen, daß ed von unterfuchungsmäßigem Verfahren gegen 
den Förfter S. abgefehen hat und es fonnte daher weder bie 
Befragung der Bl. — erwähnten Berfonen nod) eine Gegenüber: 
ftellung derfelben mit dem Förfter ©. verfügt werden.“ 


XXI 


Mittheilungen aus der Gef: eggebung und Spruch) 
praris anderer Laͤnder. 


6. 


K. Bayer. Gefeh, die Abänderung einiger Beftim- 
mungen des Straf:®.:B. betr., v. 29. Aug. 1848. 


Art. 3. Wenn das Bewußtfein der Strafbarfeit der Hand- 
lung in dem Berbrecher zur Zeit der begangenen That zwar nicht 
gänzlich aufgehoben, aber doch durch große Geiftesbefchränftheit, 
durch Altersſchwaͤche, durch Gemüthsfrankheit, durch unverfchuls 
dete Trunfenheit oder durch eine andere derartige Verwirrung 
der Sinne oder des Berftandes in fo hohen Grade getrübt war, 
daß bei der Entfcheidung der Thatfrage die Zurechnungsfähig: 
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feit als gemindert erflärt wird, fo find die Gerichte ermächtigt, 
auf eine geringere, als die gefegliche Strafe zu erfennen. 

Art. 4 Wenn in dem Falle des Artikels 151. Theill. des 
Strafgefegbuches der Getödtete felbft durch unerlaubte Beleidi- 
gung oder Beſchimpfung den Todtfchläger zum Zorne gereizt 
hat, fol die Strafe (Artikel 151) auf acht» bis zwölfjähriges 
Zuchthaus gemildert werden. 

Art. 5. Wer ohne die Abficht zu tödten, jedoch mit vorbe- 
dachtem Entjchluffe einem Andern eine förperliche Mißhandlung 
zufügt, welche defien Tod verurfadht, fol, wenn der Tod als 
wahrjcheinlich vorausgefehen werden fonnte, mit adht= bis zwolf⸗ 
jährigem Zuchthaufe, außerdem aber mit vier- bis achtjährigem 
Arbeitshaufe beftraft werben. 

Iſt aber die Mißhandlung ohne Meberlegung und Vorbe— 
dacht in aufwallender Hitze des Zorns gefchehen, fo follen die 
Strafen nur in dem niedrigften Grade ihrer Dauer angewendet 
und nach Umftänden bis zur Hälfte des nievrigften Grades ge: 
mindert werben. 

Art. 6. Eine Mutter, welche in der Abficht, ihr neugebor- 
nes unehelidyes Kind zu tödten, fich einer lebensgefährlichen 
Handlung oder Unterlaffung an demfelben ſchuldig macht, ſoll, 
wenn die lebendige Geburt oder die Lebensfähigkeit des Kindes 
nicht nachgewiefen ift, mit vier: bis achtjährigem Arbeitshaufe 
beftraft werben. 


7. 


Aus der Bayerifhen Spruchpraxis. 


Die Beftimmung des Art. 5 des vorftehenden Geſetzes foll 
die Gontroverfen über die nicht beabfichtigte Tödtung in Folge 
einer dolofen Körperverlegung befeitigen. 

Das O.-A.G. zu Münden fprady ſich hierüber in einem 
Galle folgendermaßen aus: 

Diefe Grundfäge, auf den Abf. 2 des angeführten Art. 5 
angewendet, ergeben hiernach, daß in ihm nicht eine außer: 
ordentliche Strafe eines andern Verbrechens feitgefeßt, fondern, 
dag im Art. 5 überhaupt ein neues — dem früheren Strafge: 
fege fremdes Verbrechen und im Abf. 2 ein felbftftändiger eig— 
ner Grad deſſelben aufgeftelt ward. Denn daß diefer Artikel 
überhaupt nicht eine außerordentliche Strafe des Todtſchlags in 
zwei Abftufungen feftfege,, ift von felbft Har, da Todtſchlag zu 
feinem Begriffe abjolut ven Vorſatz der Tödtung vorausſetzt, der 
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Art. 5 zu feinem Begriffe aber eben fo abfolut den Mangel eines 
foldyen Vorſatzes fordert. In diefem Artikel erfcheint daher ein 
neues Verbrechen, nämlich jenes ver Körperverlegung 
mit erfolgter, nicht beabfichtigter Tödtung aufge 
ftellt. Aus dem gleichen Grunde muß aber auch angenommen 
werden, daß in ihm zwei felbftftändige Grade des erwähnten 
Verbrechens feftgefegt wurden, da in ihm gleichfalls zwei ſich 
direct widerfprehende Vorausfegungen für Die 
angedrohten zwei verfchiedenen Strafen feftgeftellt 
wurden. Bei der angebrohten Zuchthaugsftrafe ift ausbrüdlich 
vorausgeſetzt, daß der eingetretene Tod als wahrſcheinlich habe 
vorausgefehen werden können, während bei der angedrohten Ar- 
beitöhaudftrafe gerade die gegentheilige Vorausſetzung ange: 
nommen wird. In einer, ohne die Abficht, zu tödten, jedoch mit 
vorbedachtem Entfchluffe einem andern zugefügten Mißhandlung, 
welche ven nicht als wahrſcheinlich vorauszufehenden Tod des 
Mißhandelten veranlaßte, muß daher der felbftitändige niedere 
Grad des Berbrechens der Körperverlegung mit erfolgter Tödtung 
efunden, und in Folge hiervon die hierfür angedrohte Arbeits— 
Bausfrafe als die ordentliche Strafe erfannt werden. Dieß ift 
aud) ausdrücklich in ven Motiven zu diefem Art.5, gegen welche 
hier von feiner Seite irgend ein Anftand erhoben ward, ausge: 
fprochen, indem e8 heißt: 
„zu diefem Zwede ward der Art. entworfen, weldyer die Kör- 
perverlegung mit erfolgter Tödtung als ein befonderes Ber: 
brechen bezeichnet, und die Strafbarfeit mit Rüdficht darauf, 
ob der Tod als wahrfcheinlich vorausgefehen werden Fonnte, 
im 2 Grade theilt.“ 
Ausfhußverhandl. der Reichsräthe. Beil. Bd. I. ©. 17. 


8. 


K. Bayer. Geſetz v. 24. December 1849, den Schuß 
der Telegraphenanftalten betr. 


Art. 1. Wer die Benügung einer vom Staate oder von 
Privaten mit Genehmigung des Staates errichteten Telegraphen- 
anftalt unmittelbar oder mittelbar, insbefondere durd) Wegnahme 
oder Beichädigung der Drahtleitung oder anderer Zubehörungen 
des Zelegraphen, durch Verbindung fremdartiger Gegenftände 
mit der Drahtleitung oder durch Fälfchung der durch den Tele 
graphen gegebenen Zeichen ftört oder unmöglich macht, wird 
nad) folgenden Beftimmungen beftraft. 
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Art. 2. Geſchah die That (Art. 1) in eigennüßiger oder 
betrügerifcher Abficht oder zur Vereitelung obrigkeitlicher Anord⸗ 
nungen, fo wird der Thäter in den Landestheilen dieſſeits des 
Rheins mit 2—Bjährigem Arbeitshaus, in der Pfalz mit 2- bis 
Sjähriger Einfperrung (Reclufion) beftraft. 

Art. 3. Die Strafe befteht in Gefängnig von 6 Monaten 
bis zu zwei Jahren, wenn die That (Art. 1) zwar mit rechts⸗ 
widrigem Vorfage, aber ohne die im Art. 2 bezeichnete Abficht 
verübt wurde. 

Wenn jedoch in Folge einer ſolchen That ein Menſch ge- 
tödtet oder verlegt, oder wenn fremdes Eigenthum zerftört oder 
befchädigt wurde, fo kann auf Arbeitshaus, beziehungsweife 
Einfperrung, von 2 bis 8 Jahren erfannt werden. 

Art. 4. War die Abficht, in welcher die Verhinderung oder 
Störung der Thätigfeit der Telegraphenanftalt bewirkt wurde, 
auf ein befonderes im Strafgefegbuche vorgefehenes Verbrechen 
oder Bergehen gerichtet, fo fonmen die Beftimmungen über Zu: 
fammenfluß von Verbrechen und Bergehen (Art. 108— 110. 
Th. I. des Strafgefegbuches vom Jahre 1813, Art. 365 des 
pfäßzifchen Geſetzbuches über das Strafverfahren) in Anwendung. 

Art. 5. Eine Beſchädigung der Telegraphenanftalt, welche 
der Benügung der legteren feinen Nachtheil bringen fonnte, ift 
mit zuge bis zu 6 Monaten zu beftrafen. 

Art. 6. Wenn die Befhädigung der Telegraphenanftalt 
oder die Störung ihrer Thätigfeit fahrläfftgerweife verurſacht 
wird, fo tritt eine Gefängnißftrafe von drei Tagen bis zu ſechs 
Monaten ein, 

Wird in Folge folder Fahrläffigkeit ein Menſch getödtet 
oder verlegt, oder fremdes Eigenthum zerftört oder beſchädigt, 
fo fann auf Gefängniß bis zu zwei Jahren erfannt werden. 

Art. 7. Wird ein Bedienfteter der Telegraphenanftalt nad) 
gegenwärtigem Geſetze zu einer Gefängnißftrafe verurtheilt, fo 
ift zu gleicher Zeit auf Dienftesentlaffung zu erfennen. Auch 
kann derfelbe für unfähig zur Wiederverwendung im Telegraphen: 
dienfte erflärt werben. 

Art. 8. Hat der Thäter nad) begangener That (Art. 2 bis 
4 und 6) veranlaßt, daß dem Nachtheile, welcher hätte entftehen 
fönnen, vorgebeugt wurde, fo bleibt die Anwendbarkeit des gegen: 
wärtigen Geſetzes ausgefchloffen, und eine Beftrafung findet nur 
in fo weit ftatt, als ein anderes Strafgefeß übertreten wurde. 
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K. Bayer. Geſetz, d. Beftrafung der Jagdfrevel 
betr. v. 25. Juli 1850. 


Art. 1. Des Fagdfreveld macht ſich fchuldig, wer in einem 
fremden Jagdbezirfe ohne Einwilligung des Berechtigten ent: 
weder 

1) die Jagd ausübt; oder 

2) in anderer Weife ein zu der Gattung ded Wildes gehörens 
des Thier, welches noch nicht auf fennbare Art in Befig 

enommen ift, ſich zueignet oder außer dem Falle der per: 

Pöntichen Nothwehr tödtet oder verlegt; oder 

3) zum Bangen des Wildes Schlingen ftellt, Fallen aufrich- 
tet oder ähnliche Vorkehrungen trifft; oder 

4) die Nefter der Auer-, Birf:, Haſel⸗ over Feldhühner, der 
MWildenten, Bafanen oder des in den Möfern brütenden 
Federwildes aushebt oder zerftört. 

Die Tödtung oder Verlegung eines Raubthieres in einem 
Haufe, Hofraum, oder Hausgarten wird nicht als Jagdfrevel 
betrachtet. 

Art. 2. Des im Art. 1 Ziff. 1 erwähnten "Jagdfrevels 
macht ſich gleichfalls ſchuldig: 

1) wer einen fremden Jagdbezirk außer der Landftraße oder 
einem gewöhnlichen Verbindungswege mit einem Schieß- 
gewehre oder einem andern zum Toͤdten oder Einfangen 
des Wildes geeigneten Werkzeuge betritt, infoferne nicht 
beftimmte Gründe für die Annahme vorliegen, daß er kei— 
nen Jagdfrevel beabfichtiget habe; 

2) wer ein von ihm angejchoffenes Wild ohne Einwilligung 
des Berechtigten in einen fremden Jagdbezirk verfolgt. 

Art. 3. Der Fagdfrevel wird als PBolizeiübertretung beftraft: 

1) mit Gefängniß bis zu der Dauer von acht Tagen oder 
mit einer Geldbuße bis zu dem Betrage von fünfundzwans 
zig Gulden, wenn die Verlegung des Jagdrechtes ohne 
Scießgewehr gefchieht ; 

2) mit Gefängniß von acht bis vierzehn Tagen oder mit einer 
Geldbuße von fünfundzwanzig bis fünfzig Gulden, wenn 
die Verlegung des Fagdrechtes mit einem Schießgewehre 
begangen wird. 

Art. 4. Der Jagdfrevel wird ald Vergehen beftraft: 

1) mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu drei Monaten, 
a) wenn die Verlegung des Jagdredhtes in einem Wild: 

parfe oder auf einem der in Art, 2 Ziff. Lund 2 des 


Geſetzes über die Ausübung der Jagd vom 30. März 
1850 bezeichneten Grundftüde; oder 

b) mit einer Windbüchfe, mit einem mit Schießbaummolle 
geladenen Gewehre oder mit einem Schießgewehre be— 
gangen wird, welches fo eingerichtet ift, daß es auf 
außergewöhnliche Art zerlegt und verborgen getragen, 
oder nicht auf den erften Anblid als Schießgemwehr ers 
fannt werden kann; oder 

ec) wenn der Jagdfrevler, welcher von einem Gendarmen 
oder einer anderen obrigfeitlichen Berfon, von dem Jagd⸗ 
berechtigten, oder von einer für den Jagdſchutz ange: 
ftellten oder verpflichteten PBerfon in dem fremden Jagd» 
bezirfe betreten und zur Uebergabe des Schießgewehres 
aufgefordert wird, diefelbe verweigert; oder 

d) wenn der Jagdfrevel in Gefellfchaft von zwei oder mehs 
teren mit Schießgewehren verfehenen PBerfonen verübt 


wird ; 

2) mit Gefängniß von ſechs Wochen bis zu einem Jahre, 

a) wenn der Jagdfrevel von einer zum Wildfchießen ver: 

einigten Bande verübt wird; ober 

b) wider den Jagdfrevler bereits zweimal auf dem Grunde 

des gegenwärtigen Gefeßes irgend eine Strafe verhängt 
worden iſt; oder 

c) der Jagdfrevler fich vermummt oder auf andere Weife 

unfenntlicy zu machen gefucht hat. 

Art. 5. Hat der Jagdfrevler gegen irgend eine Perfon, 
von weldyer er in dem fremden Jagdbezirfe betreten wurde, ge: 
fährliche Drohungen oder Gewalt gebraucht, fo ift derfelbe mit 
— Strafen zu belegen: 

) mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten 
(als Bergehensftrafe),, wenn er einer ſolchen Berfon eine 
weder ald Verbrechen noch ald Vergehen ftrafbare Förper: 
liche Mißhandlung zugefügt hat; 

2) mit Gefängniß von vier Wochen bis zu einem Jahre (als 
Bergebensitrafe), wenn er eine foldhe Perſon auf Leib 
oder Leben bedroht hat; 

3) mit Strafarbeitshaus von zwei bis vier Jahren, wenn er 
auf diefelbe gefchoffen hat, felbft wenn dieß Feine Wer: 
wundung zur Folge gehabt haben follte. 

Diefe Strafen fommen jedoch nur dann in Anwendung, 
wenn nicht in Gemäßheit der Beftimmungen des Strafgefeß- 
buches eine höhere Strafe verwirkt ift. 

Art. 6. In Anfehung der als Verbrechen oder Vergehen 
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ftrafbaren Jagdfrevel richtet fich die Beftrafung des Verfuches, 
der Hilfeleiftung und der Begünftigung nad) den einfchlägigen 
Beftimmungen des Strafgefegbuches. 

Bei den ald Polizeiübertretungen ftrafbaren Jagdfreveln 
find die Hilfeleiftung und die Begünftigung mit einer Gefäng- 
nißftrafe bis zu der Dauer von acht Tagen oder mit einer Geld» 
* bis zum Betrage von fünfundzwanzig Gulden zu be— 

rafen. 

Art. 7. In allen Fällen ift neben der geſetzlichen Strafe 
und der Verbindlichkeit zum Schadenerfage die Konfisfation des 
Scießgewehres und anderer zum Tödten oder Einfangen des 
Wildes geeigneten Werkzeuge auszufprechen. 

Wenn das Schießgewehr nicht herbeizufchaffen ift, fo wird 
ber Jagdfrevler außer der Hauptitrafe in eine Geldbuße von 
fünf bis fünfundzwanzig Gulden verurtheilt, welche unter den 
im Strafgefegbuche für die Umwandlung der Geld» in Gefäng:- 
nißftrafe aufgeftellten Borausfegungen in Die entfprechende Srei« 
heitöftrafe zu verwandeln ift, 

Art. 3. Hat Jemand in einer und derfelben Handlung 
Uebertretungen des gegenwärtigen Geſetzes und des Geſetzes 
über Ausübung der Jagd vom 30. März 1850 begangen, fo 
find die für jede einzelne Mebertretung verwirkten Strafen, info: 
weit fie ihrer Natur nach nebeneinander beftehen fönnen, gleidy: 
zeitig gegen denfelben auszufprecdhen. 

Art. 9. Bei den ald Verbrechen oder ald Vergehen ftraf- 
baren Jagdfreveln fommen hinfichtlich der Unterfudhung und Ab- 
urtheilung die Vorfchriften der allgemeinen Strafprogeßorbnung 
zur Anwendung. 

Bei den ald Polizeiübertretungen bezeichneten Jagdfreveln 
erfolgt die Unterfuchung und Aburtheilung nad) den für die Bes 
handlung von Bolizeiftraffachen beftehenden Vorfchriften durch 
die Civilgerichte erfter Inftanz, in deren Bezirk die Nebertretung 
begangen wurde. Gegen die Ausfprüche derfelben ift eine Be: 
rufung an das nächſt höhere Gericht innerhalb vierzehn Tage 
vom Tage der Eröffnung des Urtheiles an gerechnet, zuläflig. 

Auch dieVerhaftung der auf frifcher That betroffenen Jagd» 
frevler und das Verhalten gegen diefelben richtet ſich nur nad) 
den allgemeinen Borfchriften über das Verhalten gegen Geſetzes— 
übertreter, welche auf frifcher That betroffen werben. 
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Zur Statiftif der Strafrehtspflegeim K. Bayern. 


Vergleicht man die Refultate unferer nun ſchon im dritten 
Jahre beftehenden öffentlihen Strafrechtspflege mit den Ergeb: 
niffen, welche in der öfterreichifchen Strafrechtspraris, feit auch 
dort in der zweiten Hälfte des vorigen Jahres die Gerichtsthü— 
ten geöffnet wurden, zu Tage gefommen find, fo zeigt ſich ein 
höchſt auffallender Unterfchied in dem Strafmaaße, weldyes hier 
und dort angewendet wird. Schreiber diefer Zeilen hat die im 
erften Quartale der diesjährigen öfterreichifchen Gerichtszeitung 
aus allen zum deutfchen Bunde gehörigen Beftandtheilen des 
Kaiferreichs mitgetheilten Straffahen mit den in unferer Straf: 
gefeganwendung üblichen Strafgumeffungen zufammengehalten 
und das Facit der Berechnung war: in Defterreich wird im 
Durchſchnitt nicht einmal die Hälfte der in Bayern üblichen 
Strafgrößen zuerfannt. Verglichen mit der öfterreichifchen er: 
fcheint die bayerifche Strafpraris als eine übermäßig harte. *) 
Ein Zufammentreffen der Refultate findet nur Statt bei Berur: 
theilungen wegen Mordes (hier und dort in der Regel Todes: 
ftrafe) und bei einem Theile der Fälle wegen Verbrechens der 
Körperverlegung mit tödtlicher Folge; bei allen übrigen Kate 
en : Mordverſuch, Kindsmord, Todtfchlag, Körperverlegung, 

othzucht, Brandlegung, Raub, Diebftahl, Betrug, insbefon- 
dere Fälfchung öffentlicher Greditpapiere, Widerfegung u. f. w. 
ftellt fich das bezeichnete Mißverhältnig dar. Nach der in eini« 
gen Fällen erfannten Todesitrafe war das höchſte Strafmaaß, 
auf welches in den a. a. D. aus neun Kronländern mitgetheil: 
ten Schwurgerichtsfällen erfannt wurde, fchwerer Kerfer von 
12 Jahren ; nämlich wegen Raubes foldhen Grades, welcher in 
Bayern Zuchthaus auf unbeftimmte Zeit nad) fich gezogen hätte; 
während mehrere Fälle, in welchen nad) unferem Gefege auf 
Kettenftrafe erfannt worden wäre, nur zu Erfenntniffen auf 
fhweren Kerker von 8 Jahren und darunter führten. Nur fünf: 
mal wurde auf ſchweren Kerker über 8 Jahre, nur fiebenmal 
auf achtjährigen erfannt. 

Die auffallende Differenz erklärt fi aus dem Unftande, 
daß die öfterreichifche Geſetzgebung (ſchon die vormärzliche) einen 


*) Auch die Bergleichung mit den Beftrafungen in den andern beutfchen 
Staaten läßt die bayerifche Strafpraris im Durchfchnitt als die härtere er: 
ſcheinen. Anders verhält es fich z. B. mit der Beftrafung des vierten Dieb: 
ftahls (auch des einfachen von unbedeutendem Betrage) nad) preuß. Recht 
(lebenslängliches Zuchthaus). 
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in der Doftrin längft anerkannten Fehler der bayerifchen vermie- 
den hat, nämlich die allzuenge Begränzung des richterlichen Er— 
meſſens. Die Befugniß, wegen vorhandener Milderungsums 
ftände (ohne Bejchränfung auf einen oder andern) auch abfolute 
Strafenbeftimmungen in der Anwendung zu ermäßigen und bei 
relativen unter das Minimum der gedrohten Strafe herabzugehen, 
auch die Strafart in eine milvere zu verwandeln, war in Deiters 
reich fchon längft vor den Märztagen in gewiffen Abftufungen 
ein Attribut des Richteramtes, fo daß diefen die Beurthei- 
lung jedes Falles nad) feinen individuellen Merkmalen gebüh— 
tendermaßen eingeräumt und die Wirffamfeit des Begnadigungs- 
rechtes nicht durch Alltäglichkeit profanirt, fondern der richtigen 
Auffaffung entiprechend, in Wahrheit als eine außerordentliche, 
feltene geftellt war. Bei Einführung des mündlichen Verfah— 
tens fah man wohl ein, daß ed nun nod) weniger als früher 
zuläffig fei, dem auf die Vorunterfuchungsaften, die Färglichen 
Aufzeichnungen des Brotofolles der öffentlichen Sigung und den 
Bericht des Staatsanwalts befchränften Juſtizminiſterium refp. 
dem Kabinet die Aufgabe einer täglich eingreifenden Reviſions— 
inftanz zu fegen,, und fo die definitive Negulirung des Straf: 
maaßed in einem großen Theile der abgeurtheil: 
ten Fälle einer Art mangelhaft informirter Kabinetsjuftiz an- 
heimzuftellen. Da fi zumal die Ausftattung des Richteramtes 
mit der oben bezeichneten Strafermäßigungsbefugniß ſchon durch 
die früheren Erfahrungen als unbedenklich und zweckmäßig bes 
währt hatte, fo wurde im $. 346 der Strafprogeßordnung vom 
17. Januar 1850 beftimmt: Dem Schwurgerichtshofe*) wird 
das Recht eingeräumt, „.... . in allen Fällen, wo nad) dem 
Gefege die Strafe zwifchen zehn und zwanzig Jahren oder auf 
Lebenszeit auszumefjen ift, diefelbe wegen vorhandener Mil: 
derungsumftände zwar nicht in der Art, aber in der Dauer her: 
abzufegen, jedoch auch im dieſer nicht unter drei Jahre. In 
Fällen, für welche die Strafe im Geſetze zwifchen fünf und zehn 
Fahren beftimmt ift, darf der Gerichtöhof diefelbe wegen mil— 
dernder Umftände fowohl in eine gelindere Art verändern ale 
auch in der Dauer, jedoch nie unter Ein Jahr herabfegen. 
Abkürzung der Freiheitsftrafen in Verbindung mit thatfräf: 
tiger Betreibung. ded Beflerungszwedes ift ein Poſtulat der 
Wiſſenſchaft und Humanität. Den öſterreichiſchen Strafrichtern 
ift von einer weifen Gefeggebung vergönnt, durch gerechte Be- 


*) Die Kompetenzgränzgen der öfterreichifchen Schwurgerichtshöfe find 
viel weiter geſteckt, als zur Zeit die der bayerischen dieffeits des Rheines. 
Neue Jahrbücher f. fächf. Strafrecht. VI. 4. 30 
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rückſichtigung vorhandener Milderungsgründe zugleih im Sinne 
diefes Poftulats zu walten. Aber nicht blog die öfterreichifchen 
Gerichtshöfe, auch die dortigen Staatsanwälte bethätigen auf 
rühmliche Weife, daß fie von dem Geifte der pofitiv gewordenen 
Rechtsfortbildung erfüllt find. Es ift eine häufige Erfcheinung, 
daß die Staatsanwälte nach ausgefprocdhenem Schulvig die ob- 
waltenden Milderungsgründe mit Wärme hervorheben, und 
ihren Strafantrag unter Berüdfichtigung des $. 346 in folcher 
Weife ermäßigen, welche dem Vertheidiger nur die Erklärung 
feiner Zuftimmung übrig läßt. 

Die umgeftaltete öfterreihifhe Strafrechtspflege fcheint 
no) in einer andern Beziehung einer Nachbarin den Borfprung 
abgewonnen zu haben, nämlidy in dem Fürzeren Zeitverlaufe 
zwifchen dem Beginne der Unterfuhung und ver öffentlichen 
Verhandlung. 


XXI. | 
Betrug — Faͤlſchung — Beichädigung aus 
; Bosheit? de 


Ein intereffanter Rechtofall. 


I. 


(Erkenntniß des K. A.“G. zu Dresden.) 


Am 27. December 1850 hatte in P. die Verfteigerung von 
Militairpferden begonnen und es follte damit am darauf folgen: 
den Tage fortgefahren werden. Da fand man am Abende des 
27 ten, daß indie Huͤfe von vier Pferden, einem Schimmel, einem 
Rappen und zwei Füchlen, Nägel eingefchlagen waren. Die Nä- 
gel faßen mit abgebrochenen Köpfen in dem weichen Theile des 
Hufes zwifchen dem Strahle und dem Hufeifen. 

Der Verdacht, diefe That verübt zu haben, Ienfte fich fo: 
fort auf den Biehhändler und Gafthofspachter aus T., V. E., 
und es hat ſich auch derjelbe dazu unumwunden befannt. 
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£ Als Beweggründe feiner Handlungsweife giebt er Folgen: 
ed an: 

„H. ausTeplig habe den Schimmel durchaus erftehen wollen. 

Er, E., habe ihn auch haben wollen, weil er zu einem an 

deren Schimmel, den er ſchon erftanden gehabt, gepaßt. Er, 

E., habe gewollt, daß der H. ihn nicht friegen gefollt, er, 

E., aber würde bis 50 Thlr. — darauf geboten haben. 

Den Rappen und die zwei Füchſe habe er vernagelt, weil 
er gedacht, er würde fie dann billiger kriegen; fie würden 
nicht jo hoch Hinaufgetrieben werden.“ 

Bei einer fpäteren VBernehmung läßt er ſich noch weitläuf- 
tiger über die Motiven feiner That aus, indem er hier Nach» 
ſtehendes, zum Theil im Widerfprucye mit den eben gedachten 
Geftändniffen zu vernehmen giebt: 

„Sr bleibe dabei ftehen, daß er den Schimmel aus Bosheit 

und Race gegen den Juden H. verlegt babe, denn er ſowohl 

als H. hätten die Ablicht gehabt, den Schimmel zu erftehen 
und darüber mit einander gefprodhen. H. habe aber entgeg- 
net, er werde ihn nicht weglaffen, er möge foften, was er 
wolle. Und nun habe er den Schimmel vernagelt, damit er 
lahm gehen ſolle. Demmungeadhtet habe er felbit die Abjicht, 
auf den Schimmel mit au bieten, und ihn zu faufen, nicht 
aufgegeben. Nicht, daß er ſelbſt ven Schimmel hätte billiger 
eritehen wollen, habe er denfelben vernagelt, fondern, daß der 

H. davon abgehen folle, ihn zu erftehen. 

Er babe nicht geglaubt, daß der Schimmel ſchon am 
andern Tage lahm gehen werde; er würde ihn nicht weg— 
gelafien und dann die Nägel fogleich wieder herausgenommen 

aben.“ 

u Auf den ihm gemachten Einhalt, daß hieraus die Bosheit 
gegen H. um fo deutlicher hervorgehe, als ſolchenfalls diefer 
den Schaden erft nad) dem Anfaufe entvedt haben würde, — 
bemerft E.: 

„er würde ihn — den Schimmel — nicht weggelaffen haben. 

Auch die drei anderen Pferde habe er erftehen wollen.“ 

Er verneint nun aber hier die Frage, ob er durd) die Be: 
fhädigung dieſer drei Pferde die Abficht gehabt, fie lahm und 
deshalb bei der Auction billiger zu machen? und behauptet, 

„er würde fie auch erftanden und gut bezahlt haben. 

Er wiſſe felbft nicht, was er gedacht — fährt erfort —, 
er fei nicht recht bei Sinnen gewefen. Er habe fich über die 
Juden geärgert, von denen er Einen bei der Auction hinaufs 
getrieben gehabt, weshalb fie ihm Nachmittags Vorwürfe 
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gemacht. Dazu fei gefommen, daß er ein paar Seidel Wein 
getrunfen gehabt; furz er habe nicht gewußt, was er gethan. 
Wenn er fi) ärgere, wife er nicht, was er thue.“ 

Man hat num zuvörderſt in Hinblid auf die abgelegten 
Geſtändniſſe, deren theilweifer Widerruf unmotivirt geblieben 
und daher feine Beachtung verdient, darüber nicht zweifelhaft 
fein können, daß eine doppelte Triebfever jene That veranlaßt 
hat. Theil die Bosheit, theild die Gewinnſucht haben 
E. dazu getrieben. Wäre ihm fein Plan geglüdt und wären 
ihm in Folge defien die Pferde für eine billigere Summe zuge: 
fchlagen worden, ald er jonft dafür hätte bezahlen müſſen, fo 
würde offenbar ein vollendeter Betrug feinerfeitd vorliegen. 
Allein eine andere Frage ift die, ob in dem, was E. gethan, 
fchon ein Verſuch des Betrugs zu erbliden, oder ob nicht 
vielmehr hier nur eine Borbereitungshandlung anzuneh- 
men fei. Man hat fich für die legtere Annahme entfchieden und 
ſich hierzu durch die über das Verbrechen der Fälſchung gel: 
tenden Beftimmungen bewegen laflen. Das Griminalgefegbud) 
beftraft das Verbrechen der Fälſchung an fih, wenngleich mit 
der verfälfchten Urfunde ein Betrug ausgeführt werden 
fol, noch nicht als verfuchten Betrug durch Fälfchung. Dies 
folgt aus der Höhe der im Artifel 247 und in dem eriten Ab— 
fchnitte des Artifeld 249 dafür angedrohten Strafen. Diefe er 
reicht nicht die der im Art. 26 angedrohten Verfuchs:- Strafen, 
bleibt vielmehr hinter den zwei Dritttheilen der ‚ordentlichen 
Strafen (Art. 248 und zweiter Abfchnitt des Art. 249) bei 
Weiten zurüd. Es verhält fi) fonady die bloße. Fälfchung zu 
dem vollendeten Betruge durch Fälſchung nicht wie eine Ver: 
fuhshandlung dazu. Sie fteht unter diefer und gilt daher im 
Eriminalgefegbuche nur ald eine — jedody an fich felbft ftraf- 
bare (Art. 29 am Ende) — Vorbereitungshandlung. | 

(vgl. Krugs Studien zum Crim.-Geſ.-Buche. 2. Abth. 
©. 143 und 144.) 

E. hat durd) feine Manipulation die Pferde lahm gemacht, 
um den Werth derjelben zu vermindern. . Seine Handlungs: 
weife ift gleidy der desjenigen, welcher aus gewinnfüchtiger Ab: 
fiht den Werth von Urkunden durch Heraus-Radiren von Zah: 
len oder fonft verringert. Der Unterjchied befteht nur darin, 
daß hier Urfunden, und dort Pferde, fo zu fagen, gefälfcht wor: 
den. Wird nun die Fälſchung von Urkunden an und für fi 
dem dadurch beabfidhtigten Betruge gegenüber blos als eine, 
diefen Betrug vorbereitende Thätigkeit angefehen, fo fann auch 
das Gebahren, deſſen ih E. ſchuldig gemacht, nicht für etwas 
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Mehreres gelten. Es muß fogar, infofern e8 einen Betrug vors 
bereitet hat, nach Art. 29 unbeftraft bleiben, indem lediglich 
bei Fälfhungen von Urfunden die Fälfhung an fi — d. 5. 
die in betrüglicher Abficht mit einem Gegenftande vorgenommene 
Veränderung deffelben, — nad Artikel 247 und dem erften 
Abfchnitte des Art. 249 beftraft werden foll. 

Dahingegen führt das andere Motiv, aus dem jene Hand— 
lung E.'s hervorgegangen ift, das Motiv der Bosheit näm: 
lich, zu einer Beftrafung fothaner Handlung. Sie fällt in Folge 
dieſes Motive unter die Vorfchriften des Art. 288. Denn zum 
Begriffe des in befagtem Artifel aufgeftellten Verbrechens ges 
nügt das Borhandenfein eines der beiden darin namhaft ges 
machten Beweggründe, und es wird hierzu nicht erfordert, daß 
die Bosheit oder der Muthwille gerade gegen den Cigenthümer 
gerichtet gewefen ift. Wenn fid) num einerfeitS zwar aus der 
That felbjt ein nicht geringer Grad von Bosheit Fundgegeben, 
andererfeit8 jedoch, abgejehen davon, daß E. die von ihm be- 
fhäpdigten Pferde gegen deren Taxwerth in unverfehrtem Zu: 
ftande, übernommen, jede erhebliche Beſchädigung der Thiere, 
durch die fofortige Entdedung der That, vermieden worden ift, 
fo mußte ed mit Rüdjicht hierauf angemeffen erfcheinen, die 
Strafe auf drei Monate Gefängniß feflzufeßen. 

Der Koftenpunft bedarf Feiner befondern Rechtfertigung. 


II. 
(Erfenntniß des 8. D,:N.:®.) 


Daffelbe fiel confirmatorifch aus, jedoch trat e8 den Grün 
den der vorigen Inftanz nicht bei: 

Nach fperieller Angabe der einzelnen Geftändniffe V. E.'s 
in den vorigen Entfcheidungsgründen hat man in erfter Inftanz 
angenommen, theild Bosheit theild Gewinnfucht habe den In: 
culpaten veranlaßt, am Abende des 27. December 1850 in die 
Hüfe von vier Pferden, einem Schimmel, einem Rappen und 
zwei Füchſen, Nägel einzufchlagen. Für die Annahme, daß 
Bos heit mit die Triebfeder der Handlung des Inculpaten ge: 
wefen fei, fprechen nun allerdings die Ausfagen deffelben, in— 
dem er felbft angiebt, daß er den Schimmel aus Bosheit und 
Rache gegen den Juden H. verlegt habe. Allein als Grund feiner 
Bosheit und Rache giebt E. gleidyzeitig an, daß H. den Schim— 
mel gleichfalls habe erftehen wollen, und ihm gefagt habe, er 
werde den Schimmel nicht weglaffen, er möge Foften, was er 
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wolle. Er, der Inculpat, babe nun demumgeadhtet die Abſicht 
nicht aufgegeben, in der Auction auf den Schimmel mit zu bie— 
ten, und ihn zu faufen, auch nicht denfelben billiger erſtehen 
wollen, wohl aber denfelben vernagelt, damit H. davon ab— 
gehen follte, ihn zu erftehen. 

Aus diefen Angaben ergiebt fih, daß E. durd) das Ver: 
nageln dieſes Schimmeld H. hat in die Meinung verjegen 
wollen, derfelbe fei minder preismwürdig , und legteren hierdurch 
hat bewegen wollen, nicht auf den Schimmel zu bieten, damit 
er, E., denselben für ſich erkaufen könne, Bosheit oder Rache 
gegen die Perſon H.'s ift daher nicht die Triebfeder der Hand⸗ 
lung E.'s gewefen, fondern der Wunſch, einen Concurrenten 
bei der Berauctionirung des Schimmels zu entfernen, und bier- 
durch den leichteren und wohlfeileren Erfauf jenes Schimmeld 
zu ermöglichen. Worausfichtlic würde Inculpat diefelbe Ma— 
nipulation vorgenommen haben, wenn ihm befannt gewefen 
wäre, daß nicht H., fondern eine andere ihm völlig fremde Ber: 
fon den Schimmel für den höchſten Preis zu faufen beabſichtige. 
Man erfieht hieraus, daß die Angabe E.'s, Bosheit und Rache 
gegen H. hätten ihn bewogen, den Schimmel zu verlegen, nur 
auf einem falſchen Begriffe in Bezug auf die Worte „Bosheit 
und Rachfucht” beruht. 

Hiernächſt kann auch auf die Ausfage E.'s, er habe nicht 
geglaubt, daß der Schimmel ſchon am andern Tage lahm gehen 
werde, ein rechtliche Gewicht nicht gelegt werden. Es liegt in 
der Natur der Sache, und fonnte aud) E., als einem Pferde: 
händler, durchaus nicht unbefannt fein, daß ein Pferd, dem in 
den weichen Theil des Hufs zwifchen dem Strahle und dem 
Eifen, ein Nagel eingefchlagen wird, lahm gehen muß. Hierzu 
fommt, daß wenn der Schimmel am andern Tage nicht lahm 
gegangen wäre, H. fo wie Andere nicht gehindert worden wä- 
ven, auf denfelben zu bieten, und mithin E. feine Abſicht, dieß 
zu verhindern, und den Schimmel für fich zu kaufen, auch nicht 
erreicht haben würde. 

Hauptſächlich iſt aber auch noch zu berüdfichtigen, daß €. 
nicht blos jenen Schimmel, fondern auch noch drei andere Pferde 
vernagelt hat. In ig auf diefe legteren drei Pferde hat In— 
culpat nicht einmal zu behaupten vermocht, daß ihn bei dem 
Bernageln derfelben Bosheit oder Rachſucht gegen irgend eine 
andere Perfon geleitet habe, vielmehr hat er zugegeben, daß er 
geglaubt habe, „er würde diefe drei Pferde billiger Friegen, fie 
würden nicht fo body hinaufgetrieben werden.” Es liegt aber 
in den Alten Fein genügender Grund vor, woraus man folgern 
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fönnte, daß E,'n beim Bernageln des Schimmels ein anderes 
Motiv beftimmt habe, als bei dem diefer drei Pferde, Wie fehr 
übrigens Inculpat bemüht gewefen ift, die Beweggründe feiner 
That zu verfteden, und zu befchönigen, geht aus dem von ihm 
bei feiner Befragung beobachteten Benehmen hervor, Er läßt 
fich hier ganz ſchwankend aus, will felbft nicht wiffen, was er 
gedacht und gethan hat, und fpielt darauf an, daß er trunfen 
gewefen fei. Man verfucht hieraus, daß E. die wahre Trieb» 
fever feiner Handlung, die Gewinnfucht, recht gut gefannt, 
aber ſolche um deswillen au verleugnen gefucht hat, weil er der 
Meinung gewefen ift, daß er, wenn er ſolche einräume, härter 
beftraft werden werde. 

Der in erfter Inftanz befolgten Anficht, Daß nicht nur Ge- 
winnfucht, fondern gleichzeitig auch Bosheit die Triebfeder der 
Handlung Inculpatens gewefen fei, hat man daher aus vor« 
ftehenden Gründen nicht beitreten können. 

Das Vergehen des Inculpaten war daher auch nicht nach 
den in Art. 288 des Griminalgefegbuchs enthaltenen Beftim- 
mungen zu beurtheilen, und zu bejtrafen. 

In erfter Inftanz hat man, was die gewinnfücdhtige Abficht 
des Inculpaten anlangt, aus den entwidelten Gründen ange: 
nommen, daß fein verfuchter Betrug hier vorliege, fondern 
daß das Beginnen des Inculpaten nur als eine vorberei- 
tende, mit einer Strafe nicht bedrohte Handlung anzufehen fei. 
Allein es fragt ſich: ob jene Anficht der erften Inftanz gegründet 
jei, oder ob nicht vielmehr wirklich ein verfudhter Betrug 
hier vorliege? 

Im Allgemeinen ift ed allerdings in vielen Fällen jehr 
ſchwierig, die Grenze zwifchen einem vorbereiteten, und fchon be- 
gonnenen Verbrechen zu finden. Beide Begriffe laufen öfters fo 
in einander, daß der Unterfchied zwiſchen beiden jchwer zu er— 
fennen ift. Hauptfäclich ift hierbei ind Auge zu faſſen: ob vom 
Inculpaten ſchon folche Handlungen vorgenommen worden find, 
die unmittelbar zur Ausführung des Verbrechens gehören, 
wenn fie auch nicht für fich allein ſchon ausreichend find, das 
Verbrechen felbft zu ermöglichen, fondern noch andere Handlune 
gen hinzukommen müffen. 

In diefen Fällen ift das Verbrechen fchon begonnen, und 
es liegt mithin ein Verſuch vor. Liegen dagegen nur ſolche 
Handlungen vor, wodurd der Verbrecher fi nur die Mittel 
verfchafft hat, jpäter ein Verbrechen ausführen zu können, fo ift 
das Verbrechen noch nicht begonnen, fondern nur vorbereitet 
worden. Letzteres ift bei Fälſchung von Urkunden aller: 
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dings der Fall, indem hier erft das Mittel durch die Fälſchung 
vorbereitet wird, um fpäter durch Benutzung diefer Urkunden 
fih einen Bortheil, oder einer dritten Perſon einen Nachtheil 
zu verfehaffen. Die bloße und alleinige Kälfhung von Urkun— 
den würde daher allerdings, wenn nicht die in Art. 247 und 
249 des &.:&.+B. enthaltenen Strafvorfchriften vorhanden 
wären, nad) Art. 29 des E.:©.:B. als vorbereitende Handlun: 
gen feiner Strafe unterliegen. 

Wird aber die gefälfchte Urfunde bei irgend einer Hand: 
lung benugt, die mit der unmittelbaren Ausführung des Ver: 
brechens felbft zufammenhängt, fo liegt dann ein verfuchter 
ausgezeichneter Betrug vor. In diefem Falle ift das durch Fäls 
fhung vorbereitete Verbrehen nunmehro auch thatjächlid bes 
gonnen worden. 

Die thatfächliche Benugung einer gefälfchten Urkunde kann 
nun von dem Fälfcher theils Direct theils indirect bewirft wer« 
den. Direct wird er diefelbe 3. B. benugen, wenn er diefelbe, 
infofern fie fi in feinem Befige befindet, producirt, um ſich 
hierdurch einen Vortheil zu verſchaffen, oder einen Andern in 
Nachtheil zu bringen. 

Indirect würde der Fälfcher die von ihm gefälfchte Urkunde 
gebrauchen, wenner diefelbe auf irgend eine Weife in die Hände 
einer dritten Perſon bringt oder in deren Händen läßt, und dabei 
beftimmt weiß, oder doch mit Grund vermuthen fann, daß diefe 
Perfon die Urkunde zu einer gewiffen Zeit produeiren, und ihm 
hierdurch ein Vortheil erwachfen oder einem Anderen ein Nad)- 
theil entftehen werde. 

Hier liegt das Beginnen des Verbrechens in dem Gebraudhe, 
den er mit der gefälfchten Urkunde, dem Mittel zum Betruge, 
fhon gemacht hat, in der Heberlaffung derfelben an einen Drit: 
ten, in der beftimmten Vorausſicht, einen Nugen dadurdy zu er- 
langen, : oder eine dritte Perfon in Schaden zu bringen. Es 
liegt mithin bier nicht der bloße Fall der in Art. 247 und im 
erften Abfchnitt des 249. Art. des E.-G.:B, erwähnten Fäl- 
fhung vor, fondern der verfuchte Betrug, die Benußung der ge: 
fälfchten Urfunde. 

MWollte und fönnte man nun auch der in erfter Inſtanz mit 
Scharfſinn entwidelten Anficht beitreten, daß E. durch Vernage: 
lung der fraglichen Pferde fich eines ähnlichen Vergehens fchuldig 
gemacht habe, als derjenige, der in gewinnfüchtiger Abficht Ur: 
funden fälfcht, fo würde dennocd unter den hier vorliegenden 
Umftänden immer nod) feine bloße Fälfchung, fondern ein ver: 
ſuchter Betrug vorliegen. 
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Die Abſicht des Inculpaten war beim Vernageln der Pferde 
eine doppelte, erſtens durch die hervorgerufene Lähme der ‘Pferde, 
die bei der Auction am darauf folgenden Tage ald Käufer er: 
fheinenden Perſonen zu bewegen, entweder gar nicht, oder doch 
mindeftens weniger auf die Pferde zu bieten, und zweitens, diefe 
Pferde für fih um einen geringern Kaufpreis zu erftehen. 

In erfterer Beziehung liegt in dem Beginnen des Incul—⸗ 
paten die Abficht, Die anwefenden Käufer rüdjichtlich des Wer: 
thes der Pferde in einen Irrthum zu verfegen, damit fie von dem 
jeden bei der Auction Anwefenden zuftehenden Kaufrechte feinen, 
oder doch mindeſtens einen minder umfänglichen Gebraud) ma= 
chen follten, wodurch diefen jedenfalls ein, wenn aud) nicht be— 
ftimmt fhäßbarer, Nachtheil zugefügt würde. Bei der Vernage— 
lung der Pferde, und bei der hierdurch jedenfalls bewirften 
Preisverminderung derfelben wußte er, daß diefelben den Tag 
darauf zum Verkaufe produeirt, und an den Meiftbietenden ver: 
äußert werden follten, und würden. 

Er hatte mithin aud) alles dasjenige gethan, was von fei- 
ner Seite zur Ausführung des Betrugs den Erftehungsluftigen 
gegenüber erforderlich war. Blieb ihm aber in diefer Beziehung 
etwas Weiteres zu thun gar nicht mehr übrig, fo fann auch 
von einer bloßen vorbereitenden Handlung nicht mehr die Rede 
fein. Nur der Umftand hat die Ausführung des Betrugs ver: 
hindert, daß das betrügerifche Beginnen Inculpatens nody recht: 
zeitig entdedt worden ift. Den Erftehungsluftigen gegenüber, 
mit denen E. in durchaus feinen Vertragsverhältniffen ftand, 
oder in folche zu kommen beabfichtigte, lag auch fein nach Art. 
246 des C.G.⸗B. zu beurtheilender Betrug vor. 

Es war mithin auch in der zuerft angegebenen Beziehung 
der verfuchte Betrug auch ohne Antrag fehon richter- 
lichen Amts halber zur Unterfuchung zu ziehen und zu beftrafen. 

Inſoweit biernäcdhft zweitens das betrügerifche Beginnen 
des Inculpaten darauf zugleich mit gerichtet ift, ſich durch wohl« 
feileren Erfauf der Pferde einen Vortheil zu verfchaffen,, und 
hierdurch mittelbar den Staatefiscus in Nachtheil zu bringen, 
fo ift audy hier der Umftand nicht außer Betracht zu lafien, daß 
die vom Inculpaten verlegten Pferde ſich im Beſitz des letztern 
befanden, im Befig deſſelben verblieben, und Inculpat mit 
Grund erwarten fonnte und mußte, daß diefe jedenfalls von ihm 
durch betrügerifhe Handlungen im Werthe verringerten ‘Pferde 
fofort den Tag darauf in der Auction den Kaufluftigen zum Er: 
ftehen produeirt werden würden. Es hat mithin Inculpat nicht 
nur die Pferde verlegt, fondern auch zugleich den legtern ihm 
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befannt gewejenen Umitand zu ſeinem Vortheile benugt, Wenn 
man daher auch die Verlegung der Pferde mit einer Fälſchung 
von Urkunden vergleichen wollte, fo würde hier nicht bloß leß- 
tere vorliegen, fondern zugleich die Benugung eines Umjtandes, 
der nod) außerhalb der Fälſchung liegt, und der unmittelbar mit 
der Ausführung des Verbrechens in Verbindung fteht. Er bes 
abfichtigte nämlidy und Fonnte auch mit Grund erwarten, daß 
die von ihm verlegten (gefälichten) Pferde zum Berfaufe würden 
produeirt werden. Wäre dies geichehen, fo würde jedenfalls 
das Vergehen des Betrugs begonnen haben, und Inculpat hatte 
feinerjeitö Alles gethan, was in diefer Beziehung hierzu erfor— 
derlich war. Daß dies nicht gefchehen, Liegt außerhalb des Wir- 
fungsfreifes des Inculpaten, und hat feinen Grund ebenfalls 
nur darin, daß die Verlegung der Pferde noch rechtzeitig entdeckt 
worden ift. Es liegt mithin auch bier nicht blog eine vorberei— 
tende Handlung, fondern ein wirklicher verbrecherifcher Verfuch 
vor. Man fann dagegen mit Grund nicht einwenden, daß der 
Inculpat, um den von ihm felbft beabjichtigten Erfolg zu er: 
reihen, noch bei der Auction auf die Pferde habe bieten müffen, 
und daß der Betrug erjt dann als völlig confummirt anzufehen 
geweſen wäre, wenn er auch folche wirklich erftanden hätte. Zur 
Ausführung des Verbrechens gehörten nämlich nicht blos die 
legtern Handlungen des Jnculpaten, ſondern auch, daß er die 
fiherzu erwartende Production der von ihm verlegten Pferde 
zum Verkaufe an den Meiftbietenden benußte. 

Allein es erjcheint überhaupt bedenklich, die hier in Frage 
begriffene Verlegung von ‘Pferden mit der Fälſchung von Urkun— 
den zu vergleichen. Urfunvden haben an fih, und infofern fie 
nicht auf jeden Inhaber lauten, feinen wirklichen Werth. Sie 
jind in der Regel nur Beweismittel, wodurd) ein rechtlicher 
Anſpruch dargethan werden fol. Durch Fälſchung einer Ur— 
funde wird daher der Anſpruch felbit, die Höhe und die fonftige 
Beichaffenheit deffelben, nicht geändert, fondern nur die Be: 
weismittel für oder gegen denjelben follen durch die Fälſchung 
entweder ganz oder theilweife befeitigt werden. Der Betrug felbit 
beginnt erft dann, wenn von der gefäljchten Urkunde auf irgend 
eine Weile Gebraud) gemacht wird, damit die bei Fälſchung der 
Urkunde vorhanden geweſene rechtswidrige Abjicht erreicht werde. 
Erjt durch den Gebrauch des gefälfchten Beweismittel foll ein 
Irrthum, oder eine faſche Meinung hervorgerufen werden. 

Etwas ganz Anderes ift es, wenn ſchon ein an ſich werth— 
voller und eine Schägung zulafiender Gegenftand durch Die 
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Handlung einer dritten Perfon entweder für immer oder auf 
eine * Zeit im Werth verringert wird. 

Hier iſt nicht das bloße Beweismittel, ſondern das im 
Eigenthume eines Andern befindliche Object felbft in Frage. 

Wird ein ſchätzbares in dem Beſitz des Eigenthümers be= 
findliches Dbject in der Abſicht von einem Dritten befchädigt, 
um foldyes ſpäter wohlfeiler acquiriren zu fönnen, fo liegt in 
dieſer Handlung ſchon der Verſuch, den Beſitzer dieſes Gegen: 
ſtandes in den irrigen Glauben zu verſetzen, derſelbe habe we— 
niger Werth, als in der Wirklichkeit der Fall iſt. Bei dem Be- 
figer eines abfichtli), wenn auch mur vorübergehend gelähmten 
Pferdes joll die Meinung hervorgerufen werden, es habe einen 
geringen Werth, und er könne ſolches wohlfeiler verfaufen. In 
der That ſelbſt liegt mithin gleichzeitig die falfche thatſächliche 
Borfpiegelung. Dies ift bei der gefälfchten Urfunde nicht der 
Fall, indem hier falfche Vorfpiegelung, und zur Hervorrufung 
des Irrthums noch die Production oder die fonftige Benugung 
der Urkunde erforderlich ift. Es ift ſonach hier außer der Fäls 
fung nod) eine dritte Handlung des Inculpaten, oder eine Bes 
nußung einer fonft zur Ausführung feiner Abficht ſchon vorhan- 
denen Thatſache erforderlich. 

MWendet man diefe Anficht auf den vorliegenden Kal an, 
fo hat Inculpat den von ihm beabjihtigten Betrug auch fchon 
dadurd) begonnen, daß er die in dem Bejtg der mit dem Berfaufe 
derfelben vom Staatsfiscus beauftragten Perfonen befindlichen 
Pferde verlegte, und ihren Werth, wenn aud) nurvorübergehend, 
verminderte. Schon hierdurch fonnten legtere Perſonen über 
den wahren Werth diefer Pferde getäufcht werden, und es follte 
auch in Bezug auf diejenigen Perfonen, die den andern Tag 
diefe Pferde erftehen wollten, ein Irrthum über deren Werth 
hervorgerufen werden. 

Wie num hier nad dem vorftehend Angeführten ein vers 
fuchter Betrug zur Beftrafung vorliegt; fo läßt foldyer auch 
dem Staatsfiscus gegenüber, eben fo, wie ſchon oben 
erwähnt, den Erftehungsluftigen gegenüber, eine beftimmte 
Schägung nihtzu. Man weiß, da die fraglichen vier verleg: 
ten Pferde gar nicht zur Auction gefommen find, und überhaupt 
rüdjichtlich derfelben ein Verfauf an den Meiftbietenden gar 
nicht ftattgefunden hat, nicht, wie viel für die ‘Pferde im frühes 
ren Zuftande oder im fpäteren bejchädigten in der Auction ers 
langt worden fein würde. 

Nur einigen Anhalt gewährt rüdfichtlic der durch die Be- 
ſchädigung hervorgerufenenBreisminderung derjenige Aufwand, 


460 


der durch deren Wiederherftellung und durch die Verpflegung der 
Pferde während der Kurzeit entftanden ift. 

Allein einen ganz fiheren Maapftab giebt dies nicht an die 
Hand, wohl aber war bei Abmeffung der Strafe hierauf in 
etwas mit Rüdjiht zu nehmen. 

Unter den hier vorliegenden Umftänden würde das König: 
liche Oberappellationsgericht nad) den in Art. 225, 26 und 42 
des Criminalgeſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften, hätte es in 
erfter Inftanz zu erfennen gehabt, nad) feiner Anfiht auch wegen 
des eine beftimmte Schägung nicht zulaffenden betrügerijchen 
Beginnend des Inculpaten auf eine härtere Strafe, ald geſche— 
hen, auf eine längere Arbeitshausftrafe erfannt haben. Es er: 
ſchien daher unbedenklich, die erfannte Strafe, wenn auch aus 
andern Gründen, zu beitätigen. Hierbei erwähnt mannurnod, 
daß, wenn man das Beginnen E.'s dem Staatsfiscus gegen: 
über als verfuchten Betrug in Bertragsverhältniffen anfehen 
wollte, aud) der deshalb nöthine Antrag geftellt worden ift. 

Endlich Fönnte noch die Meinung aufgeitellt werden , daß, 
weil in den Entfcheidungsgründen erfter Inftanz die Anficht ent— 
widelt worden ift, es lägen in Bezug auf die betrügerifche Ab: 
ficht des Inculpaten nur vorbereitende Handlungen vor, in die 
fer Beziehung fchon zu Gunften des Inculpaten entſchieden wor: 
den fei, und daher das Königliche Oberappellationsgericht in 
zweiter Inftanz den Inculpaten nunmehro; nicht mehr wegen 
verfuchten Betrugs in Strafe nehmen fönne. Allein dagegen ift 
zu erwähnen, daß E. wegen feines betrügerifchen Beginnend im 
Erfenntniffe nicht ausprüdlich freigeiprochen worden ift, und 
daher eine förmliche Enticheidung zu feinen Gunften in vdiefer 
Beziehung nicht ftattgefunden hat. In den Entfcheidungsgrün- 
den ift nur die Rechtsanſicht der erften Inftanz entwidelt 
worden, deren Richtigfeit zu prüfen, derzweiten Inftanz freifteht. 
Nur darf, wenn auch die zweite Inftanz dieſe Rechtsanſicht nicht 
theilt, nicht härter erfannt, wohl aber die erfannte Strafe durd) 
andere Gründe, felbft wenn fie der Anficht der Verfaſſer des 
erften Erfenntniffes geradezu entgegenftünden, gerechtfertiget 
werden. Rüdjichtlid der Strafe, worauf es hier allein an: 
fommt, ift aber das vorftehende Erfenntniß nicht härter, als 
das in voriger Inftanz geſprochene. 

Was den Koftenpunft anlangt, fo bedarf nad) Lage der 
Sache das Erfenntniß Feiner befondern Rechtfertigung. 


Wrajudizien. 


13, 
Ueber ven Begriff des Landfriedensbrude. 
(Erfenntniß des K. O.⸗A.-Gerichts.) 


Zum Wefen des Landfriedensbruches, wie daffelbe im 118, Art. des Er.- 
G.-Bs. aufgefaßt worden ift, gehört nächſt der Abficht der Ausübung wider: 
rechtlicher Gewalt an Perfonen oder Sachen die Zufammenrottung einer 
Mehrheit von PBerfonen zur Erreichung diefer Abſicht, und Deffentlichkeit bei 
Berübung der Gewalt. 

Soviel die Tendenz des Verbrechens, die Verübung wiberrechtlicher Ges 
walt anlangt, fo ift diefelbe feine dem Verbrechen des Landfriedensbruchs aus 
fchließend angehörige, es liegt vielmehr im Landfriedensbruche jederzeit eine 
fhon an fich ftrafbare Hundlung, wenn diefelbe auch nach Befinden, an und 
für fich betrachtet, nur auf der Stufe des Verſuchs ftehen geblieben fein follte, 
und jedes durch Gewalt an PBerfonen oder Sachen verübte Verbrechen von 
der thätlichen Beleidigung bis zum Mord, von der muthwilligen Beſchädi— 
gung fremden Eigenthums bis zur Brandftiftung, von widerrechtlicher Bes 
nugung fremden Eigenthums bis zum Raube fann unter der Form des Land— 
friedensbruche auftreten, oder, was das Nämliche hier bedeutet, in iveelle Con— 
currenz mit demfelben treten, und daher nach Befinden, wie auch im 118, Art. 
unter 2 ausdrüdlich ausgefprochen worden, den wichtigern ftrafrechtlichen 
Geſichtspunkt varbieten. 

Das Mittel zur Ausführung der beabfichtigten Gewalt, das dem Lande 
friedensbruche zwar nicht ausschließlich , aber doch nothwendig angehört, iſt 
die Zufammenrottung einer Mehrzahl von Verbrechern, Die Brzeichnung als 
Zufammenrottung giebt zu erfennen, daß das zum Begriffe des Vers 
brechens erforderliche gemeinfchaftlihe Handeln nicht auf ausdrücklich 
ausgefprochenem inverftändniffe der Theilnehmer beruhen muß, fondern daß 
das thatfächliche Zufammenwirfen einer Mehrheit zu gleichem verbrecherifchen 
Zweck genügt. Sfeichheit des Zwecks ift aber nicht blos dann vorhanden, 
wenn die Theilnehmer am Verbrechen diefelbe jpecielle rechtswidrige Ges 
waltthatbeabfichtigen, fondern vermöge der Eigenschaft des Landfriedensbruchs, 
als Form faft jeder widerrechtlichen Gewalt auftreten zu fünnen, genügt zur 
Annahme des gleichen Zweds fchon die gleichartige Richtung der verbrecheris 
[hen Thätigfeit gegen das nämliche Rechtsſubject, oder gegen benfelben 
Gompler von Redtsfubjecten. 
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Das letzte und harafteriftifche Merfmal des Landfriedensbruchs ift das 
Deffentliche der Zufammenrottung und bezichentlich der Gewaltthat. 
Ueber den eigentlihen Sinn diefes Erforderniffes beftehn verfchiedne 
Meinungen. 
Die ältere, vormals vom DOberappellationsgerichte befolgte Anficht 
vgl. Jahrbücher für fähfiiches Strafreht ©. 129, 
Weiß zu Art. 118. 2. Ausg. ©. 397 fl. 
nach welcher die widerrechtliche Gewalt eine unmittelbare Beziehung auf 
Öffentliche Verhältnifie haben foll, geht von der geſchichtlichen Bedeutung des 
Landfriedensbruchs aus, entfpricht jedoch den Bedurfniflen des heutigen Straf: 
rechts infofern nicht, als die öffentlichen Verhältniffe, welche für Deutfchland 
Strafbeftimmungen über Landfrievensbruch nöthin machten, 
val. Wilda, in Weiske's Rechtslerifon Th. 6. S. 248 f. 
längft nicht mehr vorhanden find, ja faum noch Analogien in den gegenwärs 
tigen öffentlichen Verhältniffen finden, und als die meiften Verbrechen, welche 
das Verbrechen des Landfriedensbruchs bei diefer engern Auffaffung des Bes 
griffs enthalten würde, durch andre Strafbeitimmungen härter getroffen wers 
den würden, als durch die im 118. Art. enthaltenen. 
Endlich aber wird auch durch den Bang der Landtagsverhandlungen über 
den 118. Nrtifel 
vgl. neue Jahrbücher für ſächſ. Strafrecht Th. 5. S. 111f. 
eine fo befchränfte Auslegung des Begriffs „öffentlich“ nicht gerecht: 
ertigt. 
ebenſowenig aber iſt dem Begriffe der Oeffentlichkeit diejenige Ausdeh— 
nungzu geben, welche verfelbe an der nur angezogenen Stelle der neuen Jahr: 
bücher erfahren hat. Wenn auch, wie bereits gedacht, beim Verbrechen des 
Landfriedensbruchs als Orundlage des gemeinfamen Handelns eine Zufammen- 
rottung genügt, welche vorgängige Berabredung über den Zweck der gemeins 
ſchaftlichen verbrecherifchen Thätigfeit nicht vorausfegt, fo wird doch durch 
eine folche Verabredung der Begriff der Zufammenrottung in dem Sinne, 
wie der 118. Artikel ihn anwendet, nicht ansgefhloffen. Hierdurch ift fchen 
die Möglichkeit gegeben, daß eine Zufammenrottung auf andere Weife entz 
ſtehe, als öffentlich, und die Annahme, daß die Deffentlichfeit ein nothwen— 
diges Attribut der — A iſt deohalb unrichtig, abgeſehen da— 
von, daß es der Erwaͤhnung des Oeffentlichen im 118. Art. nicht bedurft 
haben würde, wenn im Begriff der Zufammenrottung ſchon von felbft die 
Eigenfchaft der Deffentlichkeit enthulten wäre. Sollte aber durch das „öffent: 
lich“ nur der Begenfab zum Heimlichen ausgedrüdt worden fein, fo würde 
nothwendig die Frage aufgeworfen werden müffen, weshalb ein in biefem 
allegmeinen Sinne öffentlich begangenes Verbrechen um fo viel firafbarer, 
als ein im Geheimen verübtes, betrachtet worden fei, daß es feinetiwegen 
befondere Strafbeflimmungen beburft hätte, während die nämlichen Handluns 
gen, heimlich vollbracht, mit andern, zum Theil ungleich gelindern Strafen 
bedroht blieben ; denn weder in den Grundſätzen des philofophifchen Strafs 
rechts, und der Moral, noch in den Rüdfichten der Gefepgebungspolitif 
find Gründe aufjufinden, aus denen fich die verhältnigmäßig größere Straf: 
barfeit der nicht heimlich ausgeführten Verbrechen ableiten ließe. 
Richtiger, als beide bisher gedachten Auffaſſungen, erfcheint diejenige 
Anficht, welche das Oberappellationsgericht in der neueren Zeit befolgt hat, 
vgl. Held und Siebdrat Kommentar S. 174 
welche das Deffentliche beim Randfriedensbruche vornämlich darin findet, 
daß die Zufammenrottung zum Zwede der widerrechtlichen Gewalt erfolgt, 
obwohl das Binfchreiten der obrigfeitlichen Gewalt zur Erhaltung der öffent: 
lihen Rechtsſicherheit als bevorftehend gedacht wird, alfo, ähnlich der Grund: 
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idee bei dem Randfriedensbruche ber älteften Zeit, den Charakter des Land: 
friedensbruchs in dem Trog-Bieten gegen die öffentliche Macht findet, durch 
welches der Rechtezuftand im Allgemeinen in Frage geftellt wird. Es ftehen 
die bereits gedachten ftändifchen Verhandlungen der Richtigfeit diefer Anficht 
nicht entgegen, und für diefelbe fpricht auch ſchon der Inhalt des Artifels in- 
fofern, als derfelbe bei den ftrafbarften Stadien ans der gegenfeitigen Stellung 
der Verbrecher und der Obrigfeit die Kriterien der verſchiednen Strafbarkeit 
entnimmt, zunächft aus der Paralyfirung der obrigfeitlichen Thätigfeit durch 
den moralifchen Effect der Zufammenrottung , dann aus der wirklichen Ges 
waltthätigfeit gegen die Obrigfeit. 

Namentlich aber beftätigt die legte Beftimmung des Artifels, die fich nur 
dadurch rechtfertigt, daß die im Verlaufe des Landfrievensbruhs gegen bie 
Obrigkeit ausgeübte Gewalt als eventuell beabfihtigt betrachtet, mithin der 
Landfriedensbruch in diefem legten Stadium zum Verbrechen des Aufruhrs 
in das Berhältniß des dolus eventualis gebracht wird, die Annahme, daß 
den Theilnehmern an der Zufammenrottung das bevorftehende Ginfchreiten 
der Obrigkeit als wahrfcheinlich vorfchweben mußte, wenn ihr Verbrechen als 
das des Landfriedensbruchs bezeichnet werben fell. 

Da, wie bereits erwähnt worden, die vereinigte verbrecherifche Thätig- 
feit beim Landfriedensbruche feine ausdrückliche Verabredung erfordert, ſon— 
dern ald Zufammenrottung nur in dem gemeinfamen verbrecherifchen 
Handeln nach derfelben Willensrichtung befteht,, fo find bei jedem fpeciell in 
Brage ftehenden Falle als gleiche Theilnehmer alle diejenigen zu betrachten, 
welche innerhalb der räumlichen und zeitlichen Grenzen die von der verfammels 
ten Maffe verübten verbrecheriichen Angriffe in einer der Tendenz des Ge— 
fammtverbrechens entfprechenden Weiſe wider rechtliche Gewalt verübt haben, 
und über ihre Strafbarfeit entfcheidet — unter Berüdfichtigung der in den 
Artikeln 44 und Yemen. 42 enthaltenen allgemeinern Borfehriften — die 
Strafbarfeit des Verbrechens in feiner Totalität, 

Bei Anwendung der Strafe des Landfriedensbruchs bedarf dies Feines 
befondern Beweifes, denn die Art, 118 feſtgeſetzten Strafen können eben nur 
den einzelnen Theilnehmern des durch Gemeinfchaftlichfeit der verbrecheris 
bare Thätigfeit allein möglich gemachten Bruches des Landfriedens aufers 

egt werben, 

e Allein auch in Bezug auf die unter der Form des Landfriedensbruchs — 
oder in ideeller Concurrenz mit demfelben — verübten Berbrechen ift die Nothz 
wendigfeit diefer Art der Strafbemeffung theild in der Beſtimmung des 
33. Art. anerfannt, theils berubt fie in der Natur der Sache. Die beiden 
hauptfächlichften Gründe für Strafjumeflung find der Umfang des rechte: 
widrigen Willens, und der Umfang der Rechtsverlegung. Gntiprechen fich 
nun auch diefe beiden Factoren des Verbrechens nicht jederzeit in der Meife, 
daß der Umfang der am entfchiedenften erfennbaren Rechtöverlegung nothe 
wendig auch den Beweis für den Umfang des verbrecherifchen Willens in fich 
enthält, da der Erfolg der Handlung fowohl die Abficht übertreffen, als auch 
hinter derfelben zurückbleiben kann, a muß doch da, wo der @rfolg der rechts: 
wibrigen Thätigfeit mit Wahrfcheinlichfeit vorausgefehen werben fonnte, ges 
fchlofjen werden, daß er vorausgefeßt worden fei, und alfo auch im Sinne 
deſſen gelegen habe, welcher die Thätigfeit entwidelt hat. 

Jeder, der an einem Verbrechen Theil nimmt, bei welchem es auf ein 
größeres Gefammtrefultat abgefehn, das alfo zum Beifpiel auf Zerftörung 
eines Gigenthumscompleres gerichtet ift, und ſich diefer feiner Richtung nach 
deutlich zu erfennen giebt, muß wiflen, daß die Wirkung feiner Thätigfeit nur 
ein Theil des erzielten Geſammtreſultates ift, er muß aber eben fo wiflen, 
daß dies Geſammtreſultat nur durch verbrecherifche Gingelthätigfeiten erreicht 
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werben fann, und er fann daher fein Verbrechen auch nicht als ifolirt Das 
ftehende Rechtöverlegung betrachten, fondern nur als Theil des Geſammtver⸗ 
brechens, defjen Begehung mithin auch als in feiner Abficht liegend gedacht 
werben muß. 

In der durch die Natur des Verbrechens des Landfriedensbruchs beding- 
ten Nothwendigfeit, den Gompler der einzelnen verbrecherifchen Handlungen 
als ein einziges Ganzes anzufehn, liegt zugleich der Grund dafür, daß für 
alle einzelnen Theilnehmer ohne Rückſicht aufihre individuelle Thätigfeit gleich 
zeitig die verfchiedenen im 118. Artikel befonders hervorgehobenen Stadien 
der Strafbarkeit eintreten, fo daß derjenige, der an dem Landfriedensbruche 
Theil nimmt, während oder nach bereits verübter Gewalt an Perſonen oder 
Sachen nad der Beftimmung Art. 118 unter 2 zu beurtheilen ift, ohne Rück— 
fiht darauf, ob er felbit eine Gewalthandlung verübt hat, oder nicht; daß 
derjenige, welcher während oder nach geleittetem Widerftande gegen die ein= 
fchreitende Obrigfeit der Zufammenrottung ſich angeſchloſſen, nach der Schluß= 
beftimmung des Artifels als Aufrührer beftraft werden muß, auch wenn er 
felbit jeder Thätigfeit fich enthalten hätte, welche der Wirkſamkeit des obrigs 
feitlichen Einfchreitens ein Hemmniß in den Weg zulegen beftimmt geweſen wäre, 

Vorauszuſehen ift jedoch hierbei, daß der zu Strafende vom Gintritt des 
firafbarern Stadiums Kenntniß gehabt habe, weil ohne eine folche Kenntniß 
weder die Anwefenheit des nach der Berichiedenheit des Studiums des Der: 
brechens verfchiedenen Grades der verbrecherifchen Abficht vorausgefegt wer: 
den fünnte, noch ein Einverfländnig mit der Handlungsweife der übrigen Ber: 
brecher, ohne welches die Anwefenheit beim Verbrechen allein die im Schluß: 
faße des 33, Art, befonders hervorgehobene Art der gleichen Teilnahme nicht 
begründen würde, 





14, 


Sf die Entwendung von wilden Kaninden ein 
Wilddiebſtahl? 


(Erkenntniß des O.⸗A.⸗Gerichts). 


Man hat demnach die Frage zu beantworten gehabt, ob wilde Kaninchen 
zu —— Thieren gerechnet werden müſſen, zu deren Einfangung oder 
Fällung allein der Jagdberechtigte befugt iſt. 

In der ſächſ. Geſetzgebung iſt eine allgemeine Beſtimmung darüber, was 
unter Wild zu verſtehen ſei, nirgends gegeben, und daher in den meiſten ſtrei— 
tigen Fällen das Mandat vom 8. Novbr. 1717 „worinnen enthalten, was 
vor Wiltpret eigentlich zur Hohen-Mittel- und Nieder-Jagd gerechnet wird“ 
zur Richtichnur genommen worden. 

Allein in diefem Mandat gefchieht der Kaninchen keine Erwähnung, und 
ebenfowenig bezeichnet ein fpäteres in die Jagdgeſetzgebung einfchlagendes 
Geſetz die Kaninhen als Wildpret. Es läßt fich fogar aus den unterm 
25. Juli 1782 an das Kammer:Eollegium zu Merfeburg ergangenen, in die 
Sammlung der fächf. Geſetze Cod. Aug. II. Fortfeg. Theil II. ©. 305 aufs 
genommenen Referipte „die Verminderung der wilden Enten, und die Bertil: 
gung der wilden Kaninchen betr.“ die Folgerung ableiten, daß die Kaninchen 
zu den jagbbaren Thieren nicht gezählt worden ſeien, weil darin den Forſtbe— 
dienten außer einem Schufgelde für jedes Kaninchen auch defien Balg zuges 
fichert wird, ohne daß dabei zugleich der Ginlieferung des Fleifches an die 
Wildpret:Kammer Erwähnung gefchieht, die in dem nämlichen Mandate hin= 
fihtlich der wilden Enten ausprüdlich anbefohlen wird, 
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Allein, was das zuerft gedachte Mandat —— ſo iſt nicht nur von 
demſelben im Allgemeinen abzuſehn, wo es ſich um Beantwortung der Frage 
handelt, ob ein Thier Gegenſtand des Jagdregals ſei, oder nicht, ſondern 
auch für die Hier vorliegende Frage kann daſſelbe aus beſondern Gründen feis 
nen Anhalt bieten. 

In der erften Beziehung ift zu bemerken, daß das Mandat, wie feine 
Meberfchrift zeigt, nicht den Zweck verfolgt, ein Berzeichniß aller jagdbaren 
Thiere zu liefern, fondern nur den, die Örenzen der ee ‚ mitteln und nies 
dern Jagd gegen einander feitzuftellen. Es bedurfte dabei alfo allerdings der 
genauen Bezeichnung derjenigen Gattungen des Wildes, welche ausfchlieglich 
von den zu einer der höhern Jagdgattungen berechtigten Berfonen erlegt wer— 
den durften, nicht aber zugleich der fpeciellen Gegenftände der Niederjagd, 
weil die zu deren Ausübung berechtigten Perſonen ohne Zweifel zu Fällung 
jeden wilden Thieres berechtiget waren, welches nicht durch die Beitimmungen 
über hohe und mittle Jagd ausgenommen war, entweder vermöge ihrer Ber 
rechtigung zur Niederjagd, oder in Folge des von ihnen mit allen übrigen 
Staatsbürgern getheilten Rechtes, wilde Thiere, welche von dem Jagdregal 
nicht betroffen find, zu erlegen, oder zu fangen. Hiernächit hat der Begriff 
des Wildes in verfchiedenen Zeiten, vornämlich mit Rückſicht auf die durch die 
fortfchreitende Eultivirung des Grundes und Bodens und vorzugsweife durch 
die Vervollkommnung der Schußwaffen bedingten Beränderungen der Arten 
der Jagd und des Fanges mannigfache Abänderungen zu erleiden gehabt, wie 
es denn vornämlich durch den Wegfall der in frühern Zeiten der Gmanirung 
des Mandats von 1717 üblichen Balfenbeize fich erklären läßt, daß unter den 
im Mandate erwähnten Thieren mehrere Arten fich befinden, die in der neuern 
Zeit als Gegenftände der Jagd nicht beanfprucht werden, 

In der andern Beziehung aber ift zu gedenfen, daß wie aus dem in den 
Jahren 1719 bis 1724, alfo fait gleichzeitig mit dem Mandate von 1717 er— 
fhienenen „vollfommenen teutſchen Jäger” von Hemming’s im zweiten Theile 
Cap. 28. 8. i. S. 115 fich ergiebt, wilde Kaninchen zwar wohl in Eng— 
land, Frankreich und den Niederlanden, nicht aber auch in Deutfchland zu 
jener Zeit anzutreffen waren, daher aber im Jahre 1717 in das Verzeichniß 
ver jagdbaren Thiere ebenfowenig aufgenommen werden fonnten, als das erft 
im Mandate vom 21. Juli 1733 (C. A. I. ©. 1490) erwähnteAuerwild, oder 
ein anderes ausländifches Thier. 

Man hat deshalb, wo es ſich um Beantwortung der Frage handelt, ob 
eine gewifle Thiergattung als Wild anzufehen fei, das Wort Wild, Wildpret, 
in dem Sinne aufzufaffen, welchen der gewöhnliche Sprachgebrauch damit 
verbindet und mithin alle diejenigen im Zuftande der natürlichen Freiheit leben= 
den Thiere, welche nur des Nugens willen, den fie durch ihr Fleiſch, oder ihre 
äußere Bedeckung gewähren, auf jagdgerechte Weife erlegt,, oder gefangen zu 
werden pflegen, dem Begriffe des Wildes unterzuftellen. Daß unter diefe 
Thiergattungen auch die wilden Kaninchen gehören, läßt ſich nicht bezweis 
feln und findet fic) unter Andern in dem durch das Mandat vom 23. März 
1822 veröffentlichten Orenzaccistarif (Geſ.“S. 1822, ©. 259) anerkannt, 
in welchem unter dem Heinen Wildpret auch „Kaninchen“ genannt find, 


15. 
Art, 106, 113, 


Inc, war bei einem Baue als Tagelöhner von der ftädtifchen Baudepus 
tation zu — angeftellt und befchäftigt, fpäter aber aus diefer Arbeit ent— 


Neue Jahrbücher f. ſächſ. Strafrecht. VI. A. 31 
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laffen worden. Aus Rache wegen diefer Entlaffung verging ſich Inc. an einem 
Mitglieve der Baudeputation. Das A.-G. zu Dresden wandte Art. 106 an, 
das O.⸗A.-G. reformirte und ftrafte wegen Realinjurie. DasD.:N.:®. 
fügte feiner Entfcheidung folgende Gründe bei: Wenn man die Strafbeflim: 
mung des 113. Artikels mit denen des 106ten vergleicht, fo ergiebt ſich, daß 
diejenigen Handlungen der Gewalt, welche gegen eine Obrigfeit gerichtet, 
durch die Verübung von einer zufammengerotteten Mehrzahl von Berfonen 
den Begriff des Aufruhrs bilden, für den Ball ihrer Begehung von einzelnen 
Perfonen gegen öffentliche Behörden durch die Strafbeſtimmung des 106. Art. 
haben getroffen werden follen, 
vergl. Krug Studien Th. II. Abh. XVI. 

und die Weglaffung der Rache unter den im Art. 106 ſpeciell aufgeführten 
Motiven kann daher nur als anfällig betrachtet werden, und nicht als Hinder⸗ 
niß für Anwendung der Beilimmung des Artifels erfcheinen in den Fällen, in 
welchen ſich ergiebt, daß die Gewalt gegen die Obrigfeit nicht fowohl auf Er: 
reichung einer amtlichen Verfügung, oder der Unterlafjung einer amtlichen 
Thätigfeit gerichtet gewefen ift, als vielmehr auf Aeußerung einer feindlichen 
Gefinnung im Allgemeinen, oder auf Befriedigung der Nachfucht bezüglich 
einer fpeciellen Thätigfeit. Das Oberappellationsgericht würde daher in dem 
Unfande allein, daß Inculpat die im vorigen Grfenntniffe dem 106. Art. 
untergeftellten Handlungen, ohne die Abficht, einen Zwang der im Artifel an= 
gedeuteten Art auszuüben, unternommen bat, feinen ausreichenden Grund 
gefunden haben, die Richtigkeit der in voriger Inftanz bewirkten Subfumtion 
in Zweifel zu ziehen. 

Wohl aber fand man einen ſolchen Grund in der Stellung, welche der 
ftädtifchen Baudeputation gegenüber der Angefchuldigte einnahm, 

Zwar iſt an fich nicht zu bezweifeln, daß eine auf den Grund der Stähtes 
ordnung vom 2, Febr. 1832 $. 213 ff. organifirte Deputation als eine öffent- 
liche Behörde betrachtet werben dürfe, wohl aber wird e# jederzeit, um Art. 
106 zur Anwendung bringen zu fünnen, fchon mit Rüdfidyt auf die zwifchen 
diefem, und dem 113, Art. ftattfindende Analogie, erforderlich fcheinen , daß 
zwifchen der Berfon, welche der Art, 106 bezeichneten Thätigkeit gegen die 
Behörde fi fehuldig macht, und der angegriffenen Behörde das Verhältniß 
einer Unterordnung wenigitens infoweit ftattfinde, dafi die Behörde im Bezug 
auf die ihr gegenüber gedachte Berfon Befchlüffe faſſen fünne, die auf dieſe 
legtere ohne ihre ſpecielle Einwilligung bindenden Einfluß äußern. Ein fols 
ches Verhaͤltniß beftand aber nicht zwifchen der Baubeputation und Iucul: 
puten, vielmehr war die von beiden Theilen gegen einander angenommene 
Stellung nur die zweier Gontrahenten, infofern Sat, von der Deputas 
tion als Tagelöhner in Dienft genommen, nur zu Ausführung contract 
mäßig übernommener Arbeiten verbunden, zur Löfung des contractlichen 
er aber im gleicher Weife, wie die Baudeputation felbft, bes 
ugt war, 

i Noch unzweifelhafter aber tritt die Unanwendbarfeit des 106, Art. von 
dem Moment an hervor, wo die Baudeputation durch die ausgefprochene Ents 
laffung Inceulpatens jelbft der ihr contractlich im gewiffen Umfange zuſtehen— 
den Verfügung über Inculpats Thätigfeit entfagt hatte, und aljo innerhalb 
ihres Mirfungsfreifes Anordnungen, welche für Inculpaten maßgebend gewefen 
wären, zu geben außer Stand war, 

Nun fallen aber die von Inculpat — wie mit den Gründen der vorigen 
Enticheidung unbedenflih angenommen werden fann, — theils verfuchten, 
theils vollbrachten thutlächlichen Angriffe gegen den Baudeputirten ſämmtlich 
in den Zeitpunkt nach Inc.'s ausgefprochener Entlaffung,, demzufolge aber, 
da für die Unterftellung unter einen beftimmten Abſchnitt des 132. Art, verb. 
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mit Art, 26 die nöthigen Unterlagen nicht zu befchaffen gewefen,, unter ben 
Begriff thätlicher Beleidigungen, deren Strafbarfeit im vorliegenden Falle 
theils wegen der Art der Ausführung, und mit Hinfiht auf Ine.'s Perſön— 
lichfeit, theils in Anbetracht der Stellung des Beleidigten, als Mitgliedg einer 
ftädtifchen Deputation, erheblich genug erfchien, um die Auferlegung viers 
monatiger Gefängnißftrafe zu rechtfertigen, 


16, 
Ueber das Verbrechen ver Kindesabtreibung. 
(Erfenntniß des O.-A.⸗G.) 


+. „denn wenn auch das römiſche Recht den Embryo nicht als ein felbftftän- 

diges Wefen, fondern als einen Theil dev Mutter anfieht, 
cir.: 1.1. $.1. D. de inspie. ventre. 1. 9. 8. 1. D. ad leg. Faleid. 

1. 2. D. de mortuo infer, : 
die Abtreibung der Leibesfrucht daher nur dann bei den Römern einer, und 
zwar außerordentlichen, Strafe unterlag, wenn und infofern fie das Mittel 
zur Begehung eines andern Verbrechens war 

1.8. D. ad leg. Cornel, de sicariis. 

1. 4. D. de extraord. eriminibus. 

l. 39. D. de poenis. 
fo ift doch ſchon das canonifhe Reit weiter gegangen und hat die Abtreibung 
als eine Art der Tödtung betrachtet. Allerdings hat dafjelbe hierbei zwifchen 
einer bereits befeelten und einer noch unbefeelten Leibesfrucht unterfchieden, 
eine Unterfcheidung, die nun auch von den Slofjatoren des römifchen Rechts 
angenommen und dahin näher beftimmt wurde, daß die Befeelung der Frucht 
nicht vor dem vierziaften Tage nach der Empfängniß erfolge. Diefe Anficht 
liegt ebenfalls dem 133. Artikel d. peinl. Ger.-Ordn. zum Orunde, nach wels 
chem die dolofe Abtreibung eines „lebendigen“ Kindes an einem Manne mit 
dem Schwert, an einem Weibe, fei ed die Mutter felbft, oder eine Dritte, mit 
der Strafe des Ertränfens, die Abtreibung eines „noch nicht lebendigen” Kin— 
des hingegen mit einer arbiträren Strafe belegt werben foll. 

Die Praris, welche das Irrthümliche der Unterfcheidung zwifchen einer 
befeelten oder noch nicht befrelten Frucht gar bald erfannte, feste an die 
Stelle derfelben eine andere, nämlich die, ob das Kind durch Bewegungen im 
Mutterleibe bereits Zeichen des Lebens gegeben habe, oder nicht, mithin, da 
die Bewegungen des Kindes in ber Negel erit um die Mitte der Schwangerz 
ſchaft fuhlbar werden, ob die Abtreibung in der eriten, oder zweiten Hälfte der 
Schwangerfchaft gefchehen it. Auf die erſte Vorausſetzung ward die im Gefeß 
beftimmte Todesſtrafe, auf diezweite die arbiträre Strare bezogen, |. auch Manz 
dat vom 14. Oetbr. 1744 (C.A.C.1. 8,339 fg.). Die neueren Strafgefeg- 
gebungen ftimmen zwar darin überein, daß fie nicht Die Todesitrafe, fondern 
nur eine längere, oder fürzere Freiheitsftrafe für jede Abtreibung beftimmen, 
weichen aber darin von einander ab, daß einige auf die Zeit der Abtreibung 
Nücficht nehmen und je nachdem fie in der eriten oder zweiten Hälfte der 
Schwangerfchaft, oder vor oder nach dem fiebenten Monate verfelben gefches 
hen, eine längere oder fürzere Dauer der Freiheitsitrafe feitfegen, andere hin— 
gegen, wie das Griminalgefegbudy für das Königreich Sachſen Art. 128, das 
Strafmaaß nicht von dieſem Unterfihieve abhängig machen. In Beziehung 
auf die leßteren ſtrafgeſetzlichen Beitimmungen kann wohl die Frage aufges 
worfen werden : ob nicht wirklich bei der Zumeffung der Strafe der Umſtand 
in Betrachtung gezogen zu werden verdiene, daß die Abtreibung bald in einer 
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mehr, bald in einer minder vorgerücten Periode der Schwangerfchaft gefches 
ben? Diefe Frage ift mit Necht bejaht worden, weil, folange feine unver: 
fennbare Spuren des Lebens der Frucht fi äußern, es immer noch zweifels 
haft it, ob auch ohne äußere Einwirkungen fie nicht vor ihrer vollftändigen 
Ausbildung werde aus dem Schooße der Mutter ausgeftoßen werben, hier 
alfo nicht derſelbe Grad der Stärfe des widerrechtlichen Willens vorausge- 
feßt werden fann, wie in dem Falle, wo ein beinahe völlig ausgetragenes 
Kind im Mutterleibe netödtet worden iſt. 

f. mE Ernft Weiß, erläuternde Bemerk. zu dem Er.:G,:B, Bd. 2. 


* ’ 


17. 


Art. 209. 210, Zweifampf. 
(Grfenntniß des D.:A.:G.) 


Nach der Faſſung des zweiten Satzes in Art. 210 der &r.=&.:B, könnte 
es nun allerdings das Anfeben gewinnen, als ob hier diejenigen Requifiten 
vorhanden wären , die bei Zuerfennung der dafelbit feftgefegten Strafe erforz 
derlich find, Allein bei Auslegung viefes Artikels ift der ganze Inhalt deffels 
ben nebft der Ueberfchrift ins Auge zu faffen, und derfelbe mit dem vorher— 
gehenden Artifel in Verbindung zu bringen. 

Der 209. Artifel des Cr.“G.«B. handelt von denjenigen Perfonen, die 
entweder Jemanden zum Zweifampfe herausfordern, oder die eine fchon ergans 
gene Herausforderung annehmen. Diefer Artifel bezieht fich mithin auf die 
bei dem beabfichtigten Duell felbft betheiligten Perſonen. 

Dagegen giebt die Heberfchrift und der ganze Inhalt des 210. Artikels 
des &r.:G,:B. an die Hand, daß hier nur von ſolchen Berfonen die Rede ift, 
die bei dem Zweifampfe felbft nicht unmittelbar betheiligt find. Der erfte 
Sat in diefem Artifel bezieht ſich auf Solche, die dritte Perfonen zum Zwei— 
fampfe, oder zur Fortfegung eines fchon begonnenen verleiten. Der zweite 
Sap dagegen auf Diejenigen, die einem Betheiligten Verachtung bezeis 
gen, wegen Ablehnung oder Beilegung eines Zweifampfes, oder wegen Unter: 
lafjung oder Anzeige einer Herausforderung. Aus dem im zweiten Sape ges 
brauchten Worte „Betheiligten,” in Verbindung mit der Ueberfchrift, und 
zufammengehalten mit dem Inhalte des 209, Artifels ergiebt fih, daß die 
Strafvorfchriften in Art, 210 des Er.:®.:B. fich auf diejenigen Perſonen 
nicht anwenden laſſen, die felbit bei der Herausforderung oder beim Zwei— 
fampfe betheiligt und entweder als Beleidiger oder als Beleidigter auftreten 
er die entweder ſelbſt Herausgefordert, oder eine Herausforderung abgelehnt 

aben. 

’ Zeigt der Herausforderer wegen Ablehnung des Zweifampfes dem Her: 
ansgeforderten Berachtung, fo fann dieß aus doppelten Gründen geichehen. 
Entweder will er durch die Verachtung und Beleidigung, die er dem Heraus 
geforderten bezeigt, legteren noch beftimmen, die fehon ergangene Heraus 
forderung nachträglich anzunehmen, oder er beabfichtigt nur, Letzteren zu bes 
leivigen. Im erfleren Falle würde es eine Kortfegung des in Art. 209 er= 
wähnten Vergehens und hierauf bei der Strafabmefjung Rüdficht zu nehmen 
fein. Im legteren Falle fällt es lediglich in die Kategorie der perfönlichen 
Beleidigungen, die nur auf Antrag des Betheiligten zu unterfuchen find. 
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18. 


Die Fälſchung fegt nicht unbedingt eine gewinnfüchtige 
Abfihtvoraus, 


Wenn ſchon die beiden Arten Fälfchungen, auf welche die Artifel 247 
und 249 des C.⸗G.⸗B. ſich beziehen, in der Regel als Fälle eines ausgezeich- 
neten Betrugs zu betrachten find, weil ihnen meiſtens, wie andern Gigen- 
thumsvergehen, eine gewinnfücdhtige Abficht zu Grunde liegt, fo würde es doch 
weder den Worten, noch dem Sinne der angezogenen Öefege entiprechen, wenn 
man diefe Geſetze nur da für anwendbar erachten wollte, wo durch die Fäl- 
ſchung ein nad) Art, 245 des &.:©.:B. zu beurtheilender Betrug hat ausge= 
führt werden follen; denn nach den für beide Verbrechen aufgeftellten gefeß- 
lihen Merkmalen unterfcheidet ſich die Fälfchung in mehr als einer Hinficht 
von dem Betruge. 

Sobald die Abficht des Urfundenfälfchers nicht darauf gerichtet gewefen 
ift, einen Anderen in Schaden zu bringen — wo der ausgezeichnete Betrug — 
die Fälfhung — dem einfachen Betruge gleichfteht — fondern darauf, ſich 
oder andern einen Vortheil zu verfchaffen, fo ift wenigftens dann, wenn eine 
dem Art. 247 unterzuftellende Fälſchung vorliegt, nicht gerade erforderlich, 
daß der Thäter, wie Art. 245 vorausfept, einen unerlaubten Bortheil 
im Auge gebabt habe, fondern es ift auch, wenn der Zwed ein erlaubter ges 
wefen, das Geſetz anzuwenden, weil fchon das gebrauchte Mittel an fich ſtraf⸗ 
bar ift, fobald damit ein Vortheil hat erreicht werden follen, 

ſ. Landtagsverh. 2. Abth. Bd. I. ©. 387 u, Mitth. S. 910, 

Aus diefem Grunde, nämlich , weil dergleichen Bälfchungen Feineswegs 
nothwendig einen widerrechtlichen Bortheil und eine Bereicherung zum Zwecke 
haben müſſen, ift die Wahl der Gefängnißftrafe hier nicht auf acht Wochen, 
wie bei andern in gewinnfüchtiger Abficht verübten Betrügereien befchränft, 
fondern bis zu ſechs Monaten nachgelaffen. 

Ebenfo wenig hat durch die in Art. 249 des 6.:6.:B. gebrauchten 
Worte „in rechtswidriger Abficht” eine gewinnſüchtige Abſicht bezeichnet wer⸗ 
den ſollen. Die Abſicht, dem Andern einen Nachtheil zuzuziehen, iſt gleichfalls 
hierher zu rechnen, wenn ſchon der Verbrecher für ſeine Perſon davon keinen 
pecuniären Vortheil hatte, 

ſ. Landtagsverh. Beil, zur 3. Abth. Samml. 1. Samml. 136. 

Dieß iſt ſchon bei dem einfachen Betruge der Fall, bei welchem ebenſowohl 
Beſchädigung fremden Eigenthums, oder irgend ein anderer Nachtheil, wel— 
cher dem Andern zugefügt werben foll, als die Erlangung eines widerrecht- 
lichen Gewinnes beabfichtigt werden fann. Aus diefem Grunde wurde auch 
der im Entwurfe im zweiten Abſchn. des Art, gebrauchte Ausdrud : „der bes 
abfichtigte Bortheil” dahin abgeändert : „der beabfichtigte Erfolg,“ derfelbe 
beitebe in einem unerlaubten Vortbeile des Betrügers over blos in einer Be— 
nachtheiligung des Getäufchten. Ob aber, wenn mit der Faͤlſchung von Pris 
vaturfunden ein Betrug im Sinne Art. 245 des C.-G.-B. nicht verbunden 
war, eine folhe Fälſchung an fih fchon, wie, wegen des einfchlagenden 
Öffentlichen Intereffes bei der Fälſchung einer öffentlichen Urkunde der Fall 
ift, ſtrafbar fei, das ift allerdings eine Frage, deren Beantwortung zunächft 
— abhängt, wie man die Worte des Geſetzes: „in rechtswidriger Abſicht“ 
erklärt. 
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19, 


Ueber den Fall, wenn in erfter Inſtanz unzuläffiger Weife 
auf eine das gefeglide Strafminimum nit erreichende 
Strafe erfannt worden if, 


Nach Art. 183 des E.:G.:B. ift eine Arbeitshansftrafe von ſechs Monaten 
die geringfte auf welche, wegen vollbrachten Meineides, erfanut werden Fann, 
insofern nicht etwa, was hier nicht der Fall ift, die Beftimmungen anderer Ar— 
tifel 3. B. des Art. 62 oder des Art.188 d. Gr.®,:B. zugleich miteinjchlagen, 
In dem Bl. — gefprochenen Urthel ift aber auf eine Arbeitshausftrafe von nur 
drei Monaten erfannt worden, Das Urthel war alfo wieder aufzuheben. Nach 
der dem Oberappellationsgericht Seiten des Appellationsgerichts zu — auf 
Mittheilung der Sache, gefchehenen Gröffnung, beruht die Strafe der drei 
Monate Arbeitshaus lediglih auf einem Schreibefehlerz dies ändert 
aber in obigen Sägen nichts und nur bezüglich der Form der Aufhebung des 
früheren Grfenntnifjes hätte in Frage fommen fünnen, ob leßtere etwa Seiten 
des gedachten Appellationsgerichts jelbft, mittels einer Gorrectur, zu ers 
folgen habe, Wenn jedoch durch einen Schreibefehler nicht eine bleße Uns 
richtigfeit, fondern eine Nichtigkeit verhangen worden, fo ftellt fich 
der eingefchlagene Meg der Gaffation um fo mehr als der richtigere dar, als 
er für verhangene Nichtigfeiten der normale und außerdem zu befürchten ift, 
daß die Sache, ganz ohne Noth, in den Bereich der befannten Streitfrage, ob 
und inwiefern die durch Schreibfehler in einem Griminalurthel vorfommenden 
Strafbeftimmungen in Rechtskraft übergehen, 

vgl. Mittermaiers Abhandl. im neuen Archiv des Crim.-Rechts. 
Bd. IX. ©. 258 fg. 
gebracht werde, obgleich diefe Frage auf einen Fall der vorliegenden Art, wo 
die ausgeſprochene Strafe nicht eine an fich ebenfalls zuläffiae, und nur 
der Abſicht der Urthelsverfaffer nich t entiprechende, fondern eine nichtige, 
aufwelcde fchlechterdings nichterfannt werden Fonnte, war, im runde 
feineswegs Anwendung leidet, 


20. 


Leidet die Vorſchrift des Art. 95 auf d. Verleitung zur Des 
fertion nihtfähf,. Soldaten Anwendung? 


Im Allgemeinen ift in Bezug Hierauf zu bemerken, daß an ſich Handlun— 
gen wodurch die öffentlichen Rechte eines fremden Staates verlegt werden, 
nur dann beftraft werden fünnen, wenn fie gefeglich mit einer Strafe bedrohet 
find, Durch die Defertion, durch die Verleitung hierzu, fo wie durch deren 
Begünftigung werden num aber nur die öffentlichen Nechte desjenigen Staas 
tes verlegt, in deſſen Militairdienften der Deferteur fich befunden hat, Es if 
daher zu umterfuchen : ob eine derartige Handlung in Bezug auf eine zu dem 
fähfiichen Militair nicht gehörige Perfon in den vaterländifchen Gefegen mit 
Strafe bedroht fei. 

Das Hauptverbrechen der Defertion ift, als Militairverbrechen lediglich 
in dem zweiten Theile im zweiten Capitel des Militairftrafgef..Buchs vom 3. 
1838 verhandelt, Es find hier die Strafen vorgefchrieben werden, die den 
Dejerteur in den verfchiedenen Fällen, fo wie den Berleiter oder Begünftiger 
dieſes Berbrechens , infofern legtere zu den Militairperfonen gehören, treffen 
follen. Der Artikel 95 des C.⸗«G.B. handelt ebenfalls von der Berleitung 
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zur Defertion und von der Begünftigung derfelben, Es liegt auf der Hand, 
daß die zulegt angezogenen gefeglichen Beftimmungen nur auf folche Berfonen 
angewendet werden fünnen, die den Militairperfonen nicht beizuzählen find, 
indem le&tere nach den angezogenen Borfhriften des Militairſtrafgeſetzbuchs 
zu beftrafen find. 

Der Begriff des Borbringens der Defertion und was darunter zu vers 
ftehen fei, mitbin das Hauptverbrechen felbft ift in dem G.-G.:B, nicht weis 
ter erwähnt. Bon einer ftrafbaren Verleitung oder Begünftigung fann num 
aber nur dann die Nede fein, wenn diejenigen Handlungen, zu denen hat ver: 
leitet werden ſollen, oder verleitet worden ift, oder die begünftiget worden 
find, mit Strafe gefeglich bedrohet find. Iſt die Haupthandlung nicht ftrafz 
bar, fo fann auch die Berleitung hierzu, oder die Begünftigung derfelben, 
nicht beftraft werden, Dies Fonnte auch nicht geſchehen, weil die Defertion 
als Militairverbrechen lediglich in das Militairftrafgefeßbuch aufzunehmen 
war. Dagegen waren wiederum die in Art. 95 enthaltenen Strafbeitimmuns 
gen in das C.-«G.-B. aufzunehmen, weil außerdem die Verleitung zur Deſer— 
tion oder die Begünftigung derfelben von Seiten einer Givilperfon völlig 
firaflos gewefen fein würde, indem die VBorfchriften des Milit.-Str.:G.:B. 
auf Givilverfonen nicht angewendet werben können. 

Wendet man diefe allgemeinen Säge auf die Beftimmungen des 95. Art. 
d. C.⸗G.⸗B. an, fo fünnen die in diefem Artifel enthaltenen Strafvorſchrif— 
ten nur dann gegen Givilperfonen angewendet werden, wenn eine Defertion 
vorliegt, die nach den vaterländifchen Sefegen mit Strafe bedrohet it, Dom 
Hauptverbrechen der Defertion handelt, wie ſchon erwähnt, lediglich das Mi— 
litairſtrafgeſetzbuch, und es fragt ſich, was nach diefem Gefege hierunter zu 
veritehen fen 

Nach den im erften Theile Gapitel 1. des Militairftrafgefr&b. enthaltes 
nen Borfchriften leidet daſſelbe nur auf ſächſiſche Militairperfonen, oder die 
denfelben nach $. 3. gleich zu achtenden Givilperfonen Anwendung. Hieraus 
fowie aus der in $. 2, enthaltenen Definition rücfichtlich des Thatbeftandes 
der Defertion folgt, daß diefes Verbrechen nur von einer fächf. Militairpers 
fon dadurch verübt werden kann, daß fie fich abfichtlich dem ſächſ. Militairs 
dienfte entzieht. Es können mithin die im Militairſtrafgeſetzbuche rückſicht— 
li der Defertion enthaltenen Strafbeitimmungen auf alle diejenigen nicht 
angewendet werden, die den ſächſ. Militairperfonen nicht beiguzählen find. 

Diefe fünnen fein Militairverbrechen begehen , und fünnen daher auch 
nicht nach dem Militairftrafgefegbuche mit Strafe belegt werden. Nach den 
vaterländifchen Gefegen fonnten daher diejenigen neun Hufaren, die aus den 
faiferl. fönigl. öfterreichiichen Militairdienften befertirt und nach Freiberg 
gefommen waren, wegen eines Militairverbrechens eben fowenig in eine 
Griminalitrafe verurtheilt werden, als diefes der Fall gewefen fein würde, 
wenn ein fächllicher, in fremden Militairdieniten ftehender Staatsangehöriger 
defertirt und fih nach Sachſen begeben hätte, Aus dem oben angeführten 
allgemeinen eriminalrechtlichen Grunde folgt daher auch, daß Inculpat, der 
die Defertion jener neun öfterreihifchen Hufaren begünftiget Hat, eben fo 
wenig in Strafe genommen werden kann. 

Hiernächſt ſpricht ferner für die Anficht, daß Art. 95. des Er.⸗«G.«B. 
nur auf Defertion in Bezug auf das ſächſ. Militair anzuwenden ſei, auch der 
Umftand, daß diefer Artikel im erften Gapitel unter denjenigen ſich aufgeführt 
befindet, die ſich nach der Ueberſchrift in Art. 89 auf ftaatsgefährliche Hands 
lungen beziehen. 

Als eine ſtaatsgefährliche Handlung fann man aber nur diejenige ans 
fehen, wodurch der ſächſiſche Staat geführdet wird, Dies geht insbefondere 
auch aus den dem Art. 95 vorhergehenden Artifeln, ſowie aus Art, 96 hewvor. 
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Für eine ftaatsgefährliche Handlung in diefem Sinne fann man es nım 
ohne Hinzutritt ganz befonderer Umftände nicht halten, wenn eine im Dienfte 
eines fremden Staates ftehende Militairperfon zur Defertion verleitet, oder 
eine derartige fehon begangene Defertion begünftiget wird. 

Niemand würde es für flaatsgefährlich halten, wenn ein in fremden 
Kriegsdienften ftehender fächf. Staatsangehöriger defertirt und— fich zurüd in 
feine Heimath begiebt. Hier liegt fein Grund vor, mit ber Unterfuchung 
wider ihn zu verfahren, und ihn wegen einer flaatsgefährlihen Handlung in 
Strafe zu nehmen, Hat aber der Staat fein Intereffe, gegen feinen eignen 
Etaatsangehörigen wegen einer derartigen Handlung mit der Unterſuchung 
zu verfahren, fo liegt noch weit weniger Grund rücfichtlich eines Ausländers 

ierzu vor. 

9 Ir fragt ſich nun aber, ob nicht vielleicht Staatsverträge vorliegen, 
wornach die fächf. Regierung verpflichtet it, die Verleitung zur Defertion, 
n * Begünſtigung derſelben rückſichtlich öſterreichiſcher Militairperſonen 
u beſtrafen. 

Für Bejahung dieſer Frage könnte das Mandat wegen Publication der 
allgemeinen Gartellconvention der deutfchen Bundesftaaten vom 19. März 
1831 angezogen werben, Diefes beftimmt im Art, 12: Wer fich der wiffents 
liben Berhehlung eines Deferteurs, oder Militairpflichtigen eines andern 
Bundesftaates, oder der Beförderung der Flucht deffelben fchuldig macht, 
wird nach den Landesgefeben des Hehlers fo beftraft, als wenn die deſerti— 
renden, oder austretenden Individuen dem Staate felbit angehörten , in wels 
chem der Hehler wohnt. Diefer Artikel weicht von den allgemeinen criminals 
rechtlichen &rundfägen, wornach eine derartige, gegen bie Rechte eines 
fremden Staates unternommene Handlung an fi) nicht firafbar fein würbe, 
ab und fegt feit, daß und nach welchen gefeglichen Borfchriften die Begünſti— 
nung «ines fremden, jedoch zu einem Bundesftaate gehörigen, Deferteurs 
beftraft werden foll, 

Es enthält fonach diefer Artifel eine neue, früher noch nicht vorhanden 
gewefene criminalrechtliche Strafbeflimmung, die, da die gedachte Gartells 
convention in der Oefepfammlung befannt gemadyt worden ift, auch von ben 
rechtiprechenden Behörden zu befolgen fein würde, 

Die Berorbnung jedoch, die Publication des Griminalgefeßbuche be— 
treffend vom 30, März 1838 hat nad) den unter I. enthaltenen Borfchriiten 
alle bis dahin beftandenen gefeglichen Beftimmungen über Beitrafung von 
Derbrechen und Vergehen ausdrücklich aufgehoben, infoweit folche nicht unter 
ll. hiervon ausgenommen worden find. 

Unter I]. der gedachten Publicationsverordnung ift aber die Gartellcons 
vention, infoweit ſolche eriminalvechtliche Strafbeftimmungen enthält, für 
aufgehoben zu betrachten, Es fehlt mithin im Königreiche Sachfen an einer 
ftrafrechtlihen Befimmung, wonach die Verleitung eines Deferteurs aus 
fremden Kriegsdienften, oder der Begünfliger einer derartigen Defertion bes 
firaft werden fünnte, Iſt dies aber der Fall, fo hat auch Inculpat fich einer 
firafrechtlich zu ahmdenden Handlung durch Begünitigung der Defertion jener 
neun öfterreichiichen Hufaren nicht fchuldig gemacht. Es war daher wider 
ernannten Inc. eriminalrechtlich etwas nicht zu erfennen und dem gemäß das 
Erfenntniß erfler Inftanz abzuändern, Gine nothwendige Folge hiervon war 
ed, daß Inc. and mit Abforderung von Unfoften zu verfchonen, und folche 
als eine Laft der Gerichtsbarkeit Gerichtswegen zu übertragen waren. 
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21. 


Der Gebrauch einer verfälfchten Urfunde, wenn der beabfichtigte Erfolg 
nicht erreicht worden ift, ift in dem Art. 247 f. Art. 249 nicht befonders 
hervorgehoben worden. Die Fälle in Art. 247. 249, Abſatz 1. begreifen an 
fih nur Vorbereitungshandlungen, welche mit befonderer Strafe bebroht 
worden find, während die Fälle in den Art. 248. Art. 249. Abſatz 2 das 
vollendete Berbrechen begreifen. Der Eingangs gedachte Fall ift daher als 
Berfuch diefes Verbrechens zu betrachten und die Strafe nad) der Strafe des 
leßteren, unter Berückſichtigung des Art, 26, mithin nach Art. 248. 26. und 
nach Art. 249. Abfag 2, Art. 26 zu beſtimmen. So hat das O.A.-G. im 
Gebr, 1851 entfchieden, 


22; 
Außergerichtlicher Erſatz. 


Geſtändniß aus eignem freien Antriebe (Art. 65) iſt vom O.-A.⸗G. 
nicht angenommen worden, als der Dieb von feinem Bater über den Dieb: 
ftahl befragt und von diefem bedroht worden war, ihn beim Läugnen 
der Polizeibehörde zu übergeben. Denn wenn auch in einem 
früheren Falle das Geſtändniß des Inculpaten auf gütliches Zureden feiner 
Mutter als ein Geftändniß diefer Art angefehen worden war, fo trug man 
Bedenken, in dem Falle, wenn Drohungen den Berbrecher zum Geftändniffe 
beftimmten , die ohnedem nicht analog auszudehnende Borfchrift des Art, 65 
des Cr.⸗G.⸗B. anzuwenden. 


— —— — — 


23. 
Funddiebſtahl. 


In einem Gaſthauſe hatte ein Gaſt ſich auf das Apartement begeben, 
hatte daſelbſt feine Geldfage hingelegt und war von dort weggegangen, ins 
dem er die Geldkatze mitzunehmen vergeflen. Ein Dritter war hierauf an 
denfelben Ort gegangen, hatte dafelbft die Geldfage gefunden und fie mit: 
genommen. Man nahm einen Diebftahl an, und wies die Behauptung 
des Defenfors, daß ein Bunddiebftahl vorliege, zurüd. 








24. 
Funddiebſtahl. Irrthum. 


N. hatte einen Geldbeutel gefunden und geglaubt, daß er dem B. ges 

Öre, Er unterfchlug denfelben. Später ergab fi, daß der Beutel nicht dem 
., fondern dem C. gehöre. Das Gericht erfter Inftanz wandte ben erften 
Abfchnitt des Art. 241 an. Auch Fann nicht verfannt werden, daß nicht nur 
in fubjectiver Beziehung der gedachte Irrthum keinen Einfluß Auffern fonnte, 
fondern auch in objectiver Beziehung immer diefelbe Verlegung blieb, gleich— 
viel wer der Berlegte war, während der Art. 27 eigentlich nur die Bälle bes 
trifft, in denen die Möglichfeit der gewollten Verlegung objective und abfolut 
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ausgefchloffen ift und nur der verbrecherifche Wille noch in Frage fommen 
kann, — Zwed und Mittel in fubjectiver, aber nicht in objectiver Einheit 
ſtehen. — Mit Bezug auf Art. 1 nahm jedoch das O.-A.-G. den erften 
Abſchnitt des Art. 241 in Verb, mit Art, 27 an. 


25. 


Depositumirregulare — Beruntrauung. 
(Erfenntniß des O.⸗A.⸗G.) 


Inculpat hat zugeftanden, von derjenigen Summe an 112 Thlr., welche 
Friedrich R. ihm zum Aufheben übergeben hat, den Betrag von 88 Tha— 
lern in feinen Nuten verwendet zu haben. Die vorige Inftanz hat auf Grund 
diefes Geftändniffes eine Veruntrauung angenommen, ohne auf die, jet von 
dem Defenfor aufgeworfene Frage, inwieweit die Grundfäße von dem irres 
gulären Depofitum im vorliegenden Falle die Annahme einer Beruntrauung 
ausjchließen, weiter einzugehen. 

Diefe Frage ift jedoch zu verneinen gewefen. 

Allerdings geht bei dem deposito irregulari durch die Verwendung des 
Geldes Seiten des Depofitars , foweit ſolche erfolgt if, das Geſchäft — 
wenigftens in einigen Bezichungen — in ein Darlehn über, und es fann ſo— 
dann die Verwendung nicht ohne Weitres als Veruntrauung bezeichnet wer— 
den. Allein, wenngleich es den Anfchein gewinnt, ale ob das Geld unver— 
fiegelt und unverfchlofien dem Inculpaten übergeben worden, mithin diefes 
Erforderniß der erwähnten Art des depositi hier vorhanden fei, fo fehlt es 
doch im Uebrigen an den gefeßlichen Grforderniffen eines foldyen depositi. 
Durch die bloße Uebergabe des unverſchloßnen Geldes wird das Depositum 
nicht jogleich in ein Darlehn verwandelt, fondern es muß wenigftens neben 
der mindeftens wahrfcheinlichen Zuftimmung des Deponenten zu dem Ges 
brauche des Geldes Seiten des Depofitars nicht nur die Verwendung durch 
ben letztern, fondern auch die wohlbegründete Abficht defielben Hinzutreten, 
F der contractlich beſtimmten Zeit der Rückgabe oder in Ermangelung ſolcher 

eſtimmung zu jeder Zeit auf Verlangen des Deponenten dem Letzkeren die 
verwendete Summe wieder zu erftatten, 
Dal. Bangerow, Leitf. f. Pand. Borlef. 8. 630. Anm. IT. 

Inculpat hat nun, wie er nicht abredig gewefen ift, gar nicht geglaubt, 
dag R. mit einer Verwendung des Geldes Ih feinen (Inculpatens) Nutzen im 
Voraus einverflanden gewefen fei, vielmehr anfänglich behanvtet, daß er R. um 
die Verwendung des Geldes zu feinem Nugen gebeten und dieſer ihm foldye 
— habe, ſpäter jedoch zugeſtanden, daß R. ihm das Geld nicht gelie— 

en habe. 
Sonach kann Inculpat bei der Verwendung des Geldes gar nicht von 
der Anficht ausgegangen ſein, daß R., als er ihm das Geld zur Aufbewah— 
rung übergeben, sa ftillfchweigend ihm auch den Gebrauch deffelben 
geftattet habe, und es fehlte mithin auf Seite Inculpatens die erforderliche 
MWillensrihtung, durch welche der Gebrauch des Geldes ein geſetzlich er— 
laubter geworben fein würde. 

Hierzu fommt, daß Inculpat zur Dedung dringender Forderungen das 
anvertraute Geld verwendet hat und er nad) Inhalt der Aeten nicht im Stande 
gewefen ift, feinem Gläubiger fofortigen Erſatz zu leiten. Daß er durch 
einen unvorhergefehenen Zufall an der Erſatzleiſting gehindert worden fei 
und zur Zeit der Berwendung die wohlbegründete Ueberzeugung gehabt habe, 
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R.'n zu jeder Zeit die verwendete Summe wieder erftatten zu Fönnen, das hat 
Sneulpat weder behauptet, noch könnte es nach Inhalt der Acten als wahre 
fcheinlich angefehen werben. 

Nun würde zwar derjenige, welcher ein Darlehn aufnimmt, obfchon er 
überzeugt ift, daß er zur beftimmten Zeit die Summe nicht reſtituiren fönne, 
nicht ohne MWeitres und namentlich dann, wenn er den Andern über feine 
TE ERFROSNGNE nicht getäufcht hat, mit einer Strafe belegt werben 

Önnen. 
Allein diefer Fall, auf welchen fih auch 

Heyne, ind. N, Jahrb. f, ſaͤchſ. Strafrecht Bd. II. ©. 158. 
bezieht, paßt hierher deshalb nicht, weil bei dem Darlehen das Eigenthum 
der geliehenen Summe fofort auf den Darlehnsempfänger übergeht, während 
bei dem irregulären Depofitum das Eigenthum erft durch den Gebrauch auf 
den Depofitar übertragen wird. 

Dal. Thibaut, Band, Spyit. $. 551, Aufl. VII. 

Gbenfowenig fann auch in dem zweiten, wider Inculpaten zur Anzeige 
gebrachten Falle von einem fogen. irregulären Depoſitum die Rede fein. Wie 
hier fchon der eingeräumte Umſtand, daß das Geld in einem zugefchnürten 
und verfiegelten Baquete fich befunden, und diefes erft fpäter geöffnet worden 
ift, der Annahme eines folchen Depositi entgegentritt, jo bat Inculpat felbft 
fih bier auf eine fpätere usdrückliche Erlaubniß des Deponenten M. 
berufen und daber auch hier nicht gealaubt,, daß der Deponent ihm eine Ver— 
wendung des Geldes zu feinen Gunſten ſchon durch die Depofition geftatten 
wollen. Vielmehr fommt es hier nur darauf an, ob dem Anführen des Ins 
eulpaten, daß ihm M, ſpäterhin das Geld darlehnsweife überlafien habe, 
Glauben beizumeffen ift oder nicht, 


26. 


Parthiererei. — Beſitz der entwendeten Sade. 
(Erfenutnig des O.⸗A.⸗G.) 


Die Annahme einer bloßen Parthiererei, welche der Vertheidiger als 
diejenige bezeichnet, zu welcher felbft bei der ungünftigften Beurtheilung der 
Unterfuchungsergebniffe zu gelangen, würde um fo weniger gerechtfertigt er= 
foheinen, als der Befig einer geftohlnen Sache anerfanntermaßen fo lange 
ein fehr nahes Anzeichen dafür, daß der dermalige Beſitzer fie felbft ent= 
wendet habe, bildet, als derfelbe nicht nachzuweiſen vermag, auf welche 
andere Weife er die Sache erworben habe, 

Stübel, üb. d, Thatbeftand der Verbrechen. 8. 248. ©, 307 fl. 
Müller, Lehrb. d. Crim.⸗Proceſſes. $. 127. S. 270 fl. 


— — — — 


27. 
Art. 226. 
(Erkenntniß des O.⸗A.⸗G.) 


Der Einwand des Vertheidigers, daß Kartoffeln, welche in Feimen 
untergebracht werden, als Gegenſtände, welche der öffentlichen Sicherheit 
anvertraut werden müffen, nicht angefehen werden fönnten, ift nicht er— 
heblich, da die betreffenden Worte des Art, 226 auf eine unbedingte Noth— 
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wenbigfeit nicht zu befchränfen find, fondern bei ihrer Anwendung auf das 
allgemeine Bebürfniß zur Erleichterung eines Geſchäfts oder Gewerbsbe— 
triebs, und auf eine dadurch entflaudene allgemeine Sitte und Gewohnheit 
zu fehen if, 
vgl. Held und Siebdrat, Commentar. S. 309. 

im vorliegenden Falle aber anzunehmen ift, daß die Unterbringung der Kar: 
toffeln in Beimen durch den Mangel andrer zur Berwahrung der Kartoffeln 
geeigneter Behältniffe geboten war. 


28. 
Art. 96. 


Ein Dienſtmädchen hatte aus Muthwillen ihrer Herrfchaft erzählt, dag 
fie häufig Anfechtungen innerhalb des Haufes und Gehöftes zu erleiden 
babe, indem fie 3. B. bei Berrichtung ihrer Dienftgefchäfte im Dunfeln von 
unbefannter Hand mit großen Steinen geworfen, auch das Fenfter der Wohn: 
ftube von außen her, und zwar ebenfalls von unbefannter Hand, durch einen 
Steinwurf zerbrochen worden fei. Die erfte Inſtanz hatte Art. 96. angewen- 
det, das D.:N.:G. ſprach das Mädchen geftalten Sachen nad los. Der 
Art. 96 fei nicht anwendbar, weil durch denfelben, wie theils aus feiner 
Ginreihung unter das 1. Gapitel des 2. Theiles des Cr.⸗G.«B., theils aus 
den Worten des Artifels felbft hervorgeht, nur die abfichtliche Verbreitung 
derartiger falfcher Nachrichten betroffen werben follen, welche entweder dem 
Staate in feinee Gefammtheit nachtheilig oder doch geeignet find, eine 
—— der öffentlichen Sicherheit fürchten zu laſſen. Eine der— 
artige Wirkung zu äuſſern, waren nun aber die lügenhaften Erzählungen der 
5. über die Gefahren, denen angeblich theils nur fie, theils das EGigenthum 
ihrer Dienfiherrfchait, und zwar lediglich innerhalb der gefchloffenen Grund: 
ftüderäume der Lepteren ausgefegt gewefen , nach der Anficht gegenwärtiger 
SInftanz fo wenig geeignet, daß man die F. in diefer Beziehung geftalten 
Sachen nad) loszufprechen hatte, 


29, 
(Das Geſetz v. 4. December 1837. $. 2.) 


Einige Perfonen hatten ein Lotterie-Unternehmen eingerichtet, auf wel: 
ches das Geſetz v. 4. Dechr. 1837 Anwendung litt. Sie hatten jedoch die be— 
ftimmte Ziehung noch nicht vorgenommen und überhaupt zur Zeit noch nichts 
weiter in der Sache gethan, als einige Looſe ausgegeben und dafür die Eins 
lagegelver erhoben. Da es fich hier nicht um eine bereits beftehende, fondern 
exit einzurichtende Lotterie handelte und die Unternehmer derfelben nur bis zur 
Ausgabe der Looſe vorgefchritten waren, fo fah das O.-A.-G. in diefen 
Handlungen nur einen Berfuch des in dem Geſetze verpönten Bergehens, 
Insbeſondre fann das Wort „Unternehmung“ in $. 2 des Geſetzes nicht in 
dem ftreng criminal, Sinne als gleichbedeutend mit „Verſuch“ verftanden 
werden, fondern ift in bem Sinne des gemeinen Lebens zu erklären. 


—_. 
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30. 
Art, 282. Fiſchdiebſtahl. 


A. entfernt einen an einem Schügen angebrachten Stein, um dadurch 
den Ablauf des Waſſers aus dem durch den Schügen gefchlefinen Abzugs— 
canale eines Teiches zu bewirken , und entwendet die mit dem Waſſer heraus 
fhwimmenden Fifche, indem er ſich auſſerhalb des Teiches aufftellt und jene 
Fiſche an fich nimmt. Beide Inſtanzen fahen den Diebitahl als ausgezeichnet 
an, da es gleichgültig fei, ob Inculpat die Fifche unmittelbar aus dem Teiche 
ſelbſt oder erit, nachdem fie aus demfelben herausgefchwommen find, entwen= 
bet habe und feine Handlung, durch welche diefes Herausichwimmen veran— 
laßt worden, unter den Begriff der „Ablaffung” um fo mehr falle, als auch 
hier der Berfchluß des Teiches entfernt worden. — 


31. 
Art. 230. 


Ein Dieb hatte das Vorlegefchloß an einer Kammer dadurch geöffnet, 
daß er daran mit Gewalt gezogen und gewuchtet, bis es aufgegangen. Eine 
Berlegung des Schloffes hatte nicht fattgefunden. Da weder eine Berlegung 
ber Subjtanz des verſchloſſenen Gegenftands oder Verfchlußmittels, noch eine 
Aufhebung des mechaniſchen Zufammenhangs vefjelben vorlag, jo fah das 
O.⸗A.⸗G. den Diebftahl nur als einen einfachen an (Febr. 1851). 


32; 
Außergerihtliher Erſatz. 
(Erfenntniß des O.⸗A.⸗G.) 


Bei dem Betruge fann von einem, die Strafe ausfchliegenden, auffer= 
gerichtlichen Erfage nicht die Rede fein, weil, wenn auch die Entichädigung 
des Verletzten vor dem Ginfchreiten der Behörde erfolgt ift, docdy aus dem 
Anführen der Inculpatin ſich ergiebt, daß fie nicht aus eigenem freien Ans 
triebe die widerrechtlich erlangten Sachen dem Betrogenen zurüdgegeben, 
fondern nur deshalb dies in dem vorliegenten einzelnen Falle gethan hat, 
weil fie nicht anders fich zu helfen wußte. 

Nun ift zwar richtig, daß wenn bei der Frage: 

ob der erfte Abfchnitt des Art. 65 anzuwenden fei, oder nicht? 

darüber, aus welchen Motiven der Erfag geleiitet fei, ob aus wahrer Reue, 
oder mehr aus Beforgniß der Entdeckung, Zweifel fidy ergeben, die eigent= 
liche Bewandtniß des vor dem Einfchreiten der Behörde erfolgten Grjaßes 
nicht weiter in Frage geftellt werden darf, fondern in diefem Falle zu He 
des Angefchuldigten der Beſtimmung des Geſetzes, ohne nach den Motiven 
weiter zu forfchen, nachgegangen werden muß ; allein diefe Regel leidet da 
feine Anwendung, wo der Mangel des Erforderniſſes, des aus eigenem 
freien Antriebe geleifleten Erfages, mit voller Sicherheit aus den Acten fich 
ergiebt weil nach den Worten und dem Sinne des Gefeßes nur einer, ſo— 
weit es fich von gänzlicher Straflefigfeit handelt, wirklich thätigen Reue eine 
ſolche Wirkung zugefchrieben werden kann. 
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33. 
Art, 131. 
(Bol. oben Präjudiz 9 S. 349.) 


Sn der oben ©. 349 unter 9 referirten Unterfuchhung wurde ber Heb—⸗ 
amme ©. annoch im Wege der Gnade die dritte Vertheidigung geftattet, 
Das Plenum des O-. A.-Gerichts entfchied, daß Art. 131 nicht anzuwenden 
Ic und ſprach die Inculpatin, geftalten Sachen nach, frei, aus folgenden 

rünben : 

So wie es ſchon als einigermaßen zweifelhaft in voriger Inftanz betrachtet 
wurde, ob auf der Angefchuldigten Handlungsweife die nur angezogene Vor— 
fchrift des Crim.-Geſ.-Buchs anzuwenden fei, fo ift, bei nechmaliger Erwä— 
gung der Sache, in der vollen Berfammlung des Oberappellationsgerichts, 
die Anficht gewonnen worden, daß jene Strafbeflimmung auf einen Fall der 
hier vorliegenden Art nicht Anwendung leide. Zwar ift es allerdings, nach 
$. 5 der allgemeinen Hebammen-Ordnung v. I. 1818, den Hebammen zur 
Pflicht gemacht, zu allen Stunden des Tages und der Nachtzeit bereit zu fein, 
um den Schwangern, Kreifenden, Wöchnerinnen und neugebornen Kindern, 
die ihrer Dienfte bedürfen, ohne Zeitverluft zu Hülfe zu eilen, und es fann, 
nach dem Inhalte der vorliegenden Unterfuchungsacten, gar nicht geleugnet 
werden, daß die Hebamme ©. diefe Pflicht der ihre Hülfe anrufenden Dienft- 
magd SH. gegenüber gröblich verlegt umd überhaupt auf eine Art und Weife 

egen die Sch. fich benommen hat, welche allem menf&hlichen &efühle wider: 
reitet. Daraus folgt indeffen, — indem weder der Sch. noch dem von ihr 
gebornen Kinde ein Nachtheil Dadurch zugefügt wurde — zunächſt nur, daß 
die ©, einer Verlegung ihrer Pflichten als Hebamme ſich fchuldig gemacht 
hat, wegen deren fie denn auch von der Medicinals Poligeibehörbe mit einem 
Berweife belegt worden ift; zu weit würde man dagegen gehen, wollte man 
aus dem Auffihhaben diefer Pflichten Seiten der S, auf das Vorhandenfein 
desjenigen Berhältnifies der legtern zu der ihre Hülfe als Hebamme anrufen= 
den Dienftmagd Sch, einen Schluß machen, welches in dem Art. 131 des 
&r,:&ef,.B. mit vem Worte „Obhut“ bezeichnet wird. Der Begriff der 
Obhut“ fegt nach dieſem Artikel immer die Verbindlichkeit zur Verpflegung 
voraus, 

vergl, Landtags: Mittheilungen v. I. 1837 ©. 525. 
„Weiß, das Cr.-Geſ.⸗Buch, Ausg. 2, Lief. 2. ©. 423. 

Diefe Berbindlichfeit fehlte aber bei der ©. im vorliegenden Falle durch— 
aus. Sie war durch feine andere als eine dringende moralifche Pflicht 
gehalten, die Sch. bei fich in ihrer Wohnung aufzunehmen, und dafelbit ihre 
Niederfunft abwarten zu laffenz derfelben die Hülfe ihrer Kunft angedeihen 
zu laffen, daher zunächſt fi) zu ihr auf die Straße zu begeben und fie ent— 
weder, zu Vermittelung eines Unterfommens, zum Vorſtande der Ortsbe— 
hörde, oder fofort nach einem Gafihofe zu begleiten, dahin erſtreckte fich, nach 
den oben angeführten Worten der Hebammenordnung, ihre Verbindlichkeit 
allerdings, allein Hierin ift noch feine eigne Verbindlichfeit zur Berz 
pflegung zu befinden. Die ©, hatte der Sch., wie der Arzt dem ihn darum anges 
henden Kranken, die Hülfe der Kunſt zu gewähren ; fo wenig man aber von einem 
Arzte, der diefem Gebote der Pflicht nicht folgt, behaupten wird, er habe eine 
in feiner Obhut befindliche Perſon hilflos verlaffen, fo wenig fann man 
auch fagen, daß die Sch., durch Anrufung der Dienfte der Inculpatin in des 
ven Obhut, im Sinne des Art. 131 des Crim.⸗Geſ. Buchs gelangt fei. 

Anders geflaltete fih die Sache noch immer in dem, in den 

Sahrbüchern für ſächſ. Strafrecht Bo. 1. Hft. 2. ©. 236 ff. 
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und bei 

Groff, Bemerkungen zum Er.-Geſ.-Buche S. 30 ff. 
gedachten Falle, da die Verordnung vom 16. Mai 1832 den Gemeinden bie 
Unterbringung und Verpflegung armer und erfranfter Perſonen aufer— 
legt, eine felche Berfon daher von dem Augenblicke an, wo fie die Hülfe des 
Vorſtands der Gemeinde im Gemeindebezirfe in diefer Hinficht in Anſpruch 
nahm, allerdings in deffen und der Gemeinde Obhut eintritt. 


34. 
Ungleide Theilnahme, 
(Erfenntnif des O.⸗A.⸗G.) 


Eine ungleiche Theilnahme ift nur dann vorhanden, wenn Jemand die 
Berwirklichung eines Berbrechens mit beförden half, wohl gar eine Hilfe 
leiftete, ohne welche den andern Theilnehmern die Bollbringung der That uns 
möglich gewefen wäre, allein die Realifirung des Verbrecheus nicht aus der— 
felben Abſicht wollte, wie die anderen Theilnehmer, oder die That mit 
befördern half, ohne die Zwecke zu fennen, welde die Haupturheber 
des Verbrechens verfolgten, 


Literariſche Notizen. 

Die Entfheidungsgründe des K. Sächſ. Ober: App, = 
Gerichts in der Unterfuhung gegen D, 2. Heubner find von 
Dr. Schaffrath} in einer befondern Schrift (Leipzig, Reclam) einer „ Kritik” 
unterworfen worden, welche diefen Entfcheidungsgründen fowohl in Bezu 
auf die allgemein gejchichtlichen,, ihnen unterliegenden Thatfachen als ne 
in Bezug auf die ftaatsrechtlichen und eriminaliftifchen Ausführungen ent— 
gegentritt und fie zu widerlegen unternimmt. 

Nicht minder macht die Nedaction die Lefer auf die „Quellenfamms 
lung zum deutfchen öffentlihen Rechte feit 1848. Heraus— 
gegeben von Paul Roth, a. v. Brof. in Marburg und Hein 
rih Merd, Stadt-G.-Ace. in München, Erfter Band, Erlangen, 
J. 3. Palm und Gruft Enfe. 1851 aufmerfjam. Die ftaatsrechtlichen Fra— 
gen über die Verfaffung 2, Deutfchlands haben im Jahre 1348 und fpäter 
eine felche Bedeutung erlangt, daß eine nähere Kenntnig aller, hierher eins 
fchlagenden Aftenftüce zur Beurtheilung jener Fragen dringend nöthig ift, 
Die alteren Urkunden find von Klüber befanntlich gefammelt, während die 
neueren in Brochüren und Zeitfchriften überall zerfireut find. Die vorliegende 
Sammlung enthält in hronolog. Ordnung auner dem Entwurfe der Bundess 
verfaflung vom Frh. v. Stein und den Denffchriften Radowigs über die vom 
deutschen Bunde zu ergreifenden Mafregeln (20. Novbr, 1847) und über die 
Bildung eines oberiten Bundesgerichts (v. 20. Novbr, 1847) die wichtigiten 
Aftenftüde über die Derfaffungsangelegenheit Deutfchlande. Im erflen 
Bande find I55 Aktenſtücke aus der Zeit bis zum Eintritte der proviforiichen 
Gentralgewalt im Jahre 1848 abgedrudt. Unter den eriteren befinden jich 
auch einige Grlafje ꝛc. einzelner deutfcher Regierungen und die Verhandlungen 
des Bundestags vom Marz bis 12. Juni 1848 werden hier zuerjt in authen— 
tifcher Form und vollftändiger Zufammenftellung dem Publicum mitgetheilt, 
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— Die Wichtigfeit und Verbienftlichfeit des Unternehmens bedarf Feiner bes 
fondern Darlequng. 

Der um die Ausbildung des Rechts in feinem Baterlande Hochverbiente 
Dr. v. Arnold, K. Bayer. Staats- und Reichsrath, Präſident des proteſt. 
Oberconſiſtorii zu München, hat in einer Brochüre „über Befchränfung 
der Deflorations- und Alimentationd- bannber Injurien= 
flagen. Erlangen 1851. 3.9. Palm und Enke“ fich lebhaft gegen bie 
jegige Geſetzgebung in Bezug auf diefe Klagrechte ausgefprochen, Er findet 
in der unbeichränften Zulafjung der Deflorations: und Alimentationsflagen 
nur einen Örund zur Vermehrung der Sittenlofigfeit — wobei er ſich auf die 
Erfahrungen andrer Länder mitbezieht — und räth, die Klagen nur aus— 
nahmsweife (3. B. bei Eheverfprechen, Nothzucht, gerichtl. Anerkennung der 
Baterfchaft 2c.) zuzulaſſen. Die von dem Verf. in Bezug auf die Injuriens 
Hagen (namentlid) wegen der Privatgeldbuße, Abbitte 2c.) hervorgehobenen 
Uebelftände find durch die K. Sächſ. Geſetzgebung längft abgeftellt worden, 

Bon demfelben Verfaffer und in demſ. Verlage ift ferner eine intereffante 
Brochüre „die hriftl, Eidesformel“ erfchienen. Nach dem bayer, 
Strafproceßgefege lautet die Formel: „Ich fhwöre, fo wahr mir Gott 
helfe.” Ein Unterfchied zwifchen Chriften und Nichtchriften ift nicht gemacht. 
Der Eid wird mit emporgehobener Rechte geleiltet. Der Verf. zeigt, 
daß der chriftliche Eid nur in der Anrufung Gottes beſtehe und die Zufüge 
„ſein Evangelium“, fowie das Emporftrecfen der Hand oder Finger unweſent— 
liche Zuthaten find. Gr erflärt fich daher auch mit obiger Vorſchrift einver- 
ftanden. 

Bereits S. 351 diefes Jahrg. ift auf die trefflihen „Sitzungs be— 
rihte der bayerifhen Strafgerichte “ verwiefen worden. Gegens 
wärtig find das erfte und zweite Heft des dritten Bandes erfchienen. Auch 
diefe Hefte enthalten eine große Zahl intereffanter Entfcheidungen des Caſſa— 
tionshofs zu München und intereffanter Verhandlungen vor den Strafge— 
richten. Die Darftellung zeichnet fich durchgängig durch Klarheit und Ver— 
ftänvlichfeit aus und die Wahl felbft iſt eine gelungene zu nennen. Uebrigens 
ift bereits in diefen Heften bei jedem Grfenntniffe auf die einfchlägigen Artifel 
der übrigen neueren deutfchen Strafprogeßgefeße, fofern diefelben durch das 
Erfenntniß eine Erläuterung erhalten, verwiefen worden, wodurch die Brauchs 
barfeit diefer Sammlung aufferhalb Bayerns nur noch erhöht wird, 


Meber die befannte, nach dem Auburnfchen Syiteme eingerichtete „B ö— 
nitentiar-Anftalt St. Jacob bei St, Gallen“ ift ein intereffan= 
ter Bericht des dafigen Directors W. F. Moofer erfchienen (bei Scheitlein 
und Zollifofer in St. Gallen), in welchem unter Beifügung von acht lithogr. 
Tafeln, fehr genaue Mittheilungen über die innere Einrichtung der Anftalt, 
die beftehenden Geſetze und Disciplinar-Regulative für diefelbe, und die ers 
langten Grgebniffe ver Einrichtung, jowie über den damit in Verbindung 
ftehenden „Schugauffichts:Berein für entlaffene Sträflinge” gegeben werden. 
Insbefondere ift auf die glänzenden Refultate in gewerblicher Beziehung 
aufmerkffam zu machen. Der Verf. ift jedoch mit dem Syſteme der Anftalt 
nicht zufrieden, und empfiehlt ein combinirtes Syitem, indem er das Auburns 
ſche Syitem für die langzeitigen, das pennfylvanifche für die Furzzeitigen 
Breiheitsftrafen angewendet und daneben für unverbefferliche Sträflinge und 
Dagabunden eine Gorrections: Anftalt eingerichtet wiffen will, Der Berf. 
fucht feine Anficht näher zu begründen und feine Ausführung, obſchon man 
fhwerlich mit ihr durchgängig ſich einverftanden erflären kann, verdient eben= 
fo wie der Bericht über die Bönitent. = Anftalt St. Jacob die befondre Des 
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achtung aller derer, welche für die Neform unſrer Breiheitsfirafen fich in: 
tereffiren. 


Die S. 352 angekündigte Erwiderung auf die Schrift des Geh, J.:R, 
Dr. Groſſ über die Reform des Strafverfahrens in Sachſen 
fonnte von dem Dr. Schwarze wegen überhäufter Amtsarbeiten bis jeßt nicht 
geliefert werben. 


Zur Thüringifhen Rechtskunde. 


Alle Freunde einer lebendigen, theoretifchen wie praftifchen Fortbildung 
unferer Nechtsinftitutionen werden in dem von Reinhold Schmid, Grofher: 
zogl. Sächſ. Kreisgerichtsaffeffor in Weimar herausgegebenen, von der Hoff: 
mannfchen Hofbuchhandlung verlegten „Wochenblatt für Straf: 
rvechtspflege in Thüringen“ den Beginn eines längft mit Verlangen 
erwarteten Unternehmens mit Freuden und theilncehmend begrüßen. „Soll ein 
Recht, fagt der Herausgeber im Vorwort zur erftien Nummer, nicht vers 
fumpfen, foll ſich eine gefunde Praris bilden, foll die Rechtspflege nicht weit 
hinter den Anforderungen ber Zeit, der Partifularftaat nicht hinter feiner 
Aufgabe und hinter anderen Staaten zurücfbleiben, fo bedarf die Gefeßgebung 
der Pflege der — fie bedarf des regſten Austaufches der Anſichten 
der einheimiſchen Praktiker, fie bedarf des ſteten Augenmerks auf ven Rechts— 
zuſtand und die Einrichtungen anderer Staaten und ſie bedarf eines wiſſen— 
ſchaftlichen Organs als eines Marktes, auf welchem der geiſtige Verkehr 
nach allen dieſen Richtungen hin ſich bewegt. 

Einen ſolchen Markt, ſoviel dies nach den geringen Mitteln, welche ihm 
zur Zeit noch zu Gebote ſtehen, möglich iſt, zu eröffnen, iſt der Zweck des 
„Wochenblatts für Strafrechtspflege in Thüringen“. Es ſoll dieſes Organ 
auf der einen Seite durch wiffenfchaftlichde Behandlung und Ausbildung des 
pofitiven Rechtes dem legislativen Gang der Regierungen nachfolgen, auf 
der anderen Seite durch Bloslegung der Mängel und Lücken, welche bei einer 

anz neuen Gefeggebung nicht fehlen und zumeift erft bei der Anwendung fich 
— en, der gefeßgeberifchen Thätigfeit der Regierungen vorarbeiten 
und gewiffermaßen vorangehen. Den Praftifer foll es durch Doftrin, den 
Theoretifer durch die Praris unterflügen und fo der Gefahr, daß bei der Neu— 
heit jo vieler Inftitutionen die Praxis oberflächlich und unficher werde, bie 
Wiffenfchaft aber ſich vom Leben entferne, entgegenarbeiten. 

Nach dem Plane des Blattes, welches vorläufig und bis es wöchentlich 
erfcheinen fann, nur alle vierzehn Tage herausfommt, wird dasjelbe liefern 
1) wiffenfchaftliche Abhandlungen aus dem Gebiete des einheimifchen Straf: 
rechtes und Strafprogegrechtes, fowie Auffäge allgemeinen firafrechtlichen 
Inhalts; 2) Eifenntniffe und Präjudicien der Gerichtshöfe in Thüringen, 
namentlich alfo des Oberappellationsgerichtes, der Apvellationsgerichte, ber 
Schwurgerichte und der Kreisgerichte derjenigen Staaten, in welchen die 
Thüringiſche Strafgefeßgebung Geltung hat, Berichte über intereffante Ge— 
richtsverhandlungen,, fowie Mittheilungen aus der Praris der Ginzelnges 
richte; 3) Kritifen über fühlbar gewordene Mängel und Lücken der Legisla— 
tion, Borfchläge legislativen Inhalts und dergleichen; A) die neueren Er— 
ſcheinungen auf dem Gebiete der Legislation der Thüringifchen Staaten, 
fowie Recenfionen und Berichte über befonders bemerfenswerthe Titerarifche 
Produfte; 5) ftatiftifche Nachrichten; 6) Perfonalnachrichten, 

Obgleich nach dem urfprünglichen Plan das Wochenblatt auch auf die 
Eivilrechtspflege ausgedehnt werden follte, fo hat der Herausgeber damit 
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doch noch Anftand nehmen zu müſſen geglaubt, da in. ven vereinigten Weimar: 
Schwarzburgifchen Ländern die Umgeftalfing der, Civilproceßgeſetzgebung in 
Ausſicht fteht und die Publikation einer neuen Civilproceß ordnung oder wenig⸗ 
ftens die Veröffentlichung der Negierungsentwärfe und Vorlagen als paſſen⸗ 
der Zeitabfchnitt für jene Ausdehnung abzuwarten fein bürfte. 


Drudfehler. 


Seite 376 Zeile 3 lies maximo ſtatt minimo. 
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„erkenne ft. erfennen, 

„Nothbehelf ft. Nothbefehl. 

‚, melius ft. malius, 

„der ft, ben. 

„, minimum ft, maximum. 

y, dem fl. denn. 

„derſelben ft. denſelben. 

zu Anfange iſt das Wort „ſchon“ zu ſtreichen. 
v. u. l. der ſt. den. 

„mußte ſt. müßte. 

„ konnte ft. Fönnte, 
v. u. I, gewonnen fl, genommen. 

„gehoͤrt ft. gehörte. 
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Regiſter 


über 


die „Criminaliſtiſchen Jahrbücher für das Königreich 

Sachfen‘‘, die, Jahrbücher für ſächſiſches Strafrecht‘* 

und die „Ueuen Jahrbücher für ſächſiſches Strafrecht‘‘, 
Band I— VI. 


SE Die für den Buchtitel gebrauchten Abkürzungen bebürfen feiner Er—⸗ 
Färung. Wo fein Buchtitel angegeben ift, find die Neuen Jahrbücher ges 
meint. Die römifchen Zahlen bedeuten den Band, die deutfchen die Sei— 
tenzahl,. Nur bei dem erften Bande der „Neuen Jahrbücher” hat hiers 
von eine Ausnahme gemacht werben müffen, weil dort mit jedem der ein= 
zeln ausgegebenen Hefte die Seitenzahlen erneuert worben find. Daher 
beveutet für diefen Band die erfte deutſche Zahl das Heft, die zweite aber 
die jevesmalige Seite. 





Keipzig, 
Arnoldiise Buhhanplung. 
1851. 


Digitized by | 


I. 
Alphabetifches Sachregiiter. 
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A. 


Abſtehen, freiwilliges, vom Verſuche eines Verbrechens, N. Jahrb. IIT. 93 f. 
Abtreibung der Frucht, Crim. Jahrb. 11. 320. N. Jahrb. VI. 467. 
Aeten, deren Einrichtung, Crim. Jahrb. 1. 205. 

Heteneinficht, Recht derfelben, N. Sahrb. IIT. 115 f. IV. 216 f. Actens 
vorlegung an den Defenfor, N. Jahrb. V. 194 f. 

Adhäſionsproceß, Jahrb. 354. 

Aerzte, Verpflichtung derſelben, dem zuſtändigen Strafger. Auskunft über 
aͤrztliche Wahrnehmungen zu ertheilen, N, Jahrb. IV. 217. ſ. noch 
Sachverſtändige. 

Altenburg, Mittheilung aus der Spruchpraxis des Herzogthums Altenburg, 
N, Jahrb. III. 32 f. 

Altenburgifches Criminalgeſetzbuch, deffen Abweichungen von dem weis 
marifchen Strafgefegbuche, N. Jahrb. I. 2. 67. 

Amtsgewalt, Mißbrauch derfelben, f. Mißbrauch. 

Amtsverbrechen, über die Natur derfelben, N. Jahrb. IV. 425 f. 

Anflageprineip, über die Stellung der Anflage und das Verhältniß des 
Inquifitionsprineips zu dem Accuſationsprincipe im Strafverfahren, N. 
Jahrb. VI. 158. 

Antrag auf Unterfuchung. Rücknahme deffelben, N. Jahrb. IV. 213. 
Bedingte Rüdfnahme defielben, deren Wirfung, N. Jahrb. IV. 459. 
Wer ift bei bevormundeten Perfonen zur Stellung und Rüdnahme 
des Antrags berechtigt? N. Jahrb. VI. 236 f. 

Anzeige, wo fie nöthig, N, Jahrb. II. 357, 

Appellation der Erben, f. Erben. 

Arreft während der Unterfuhung, Crim. Jahrb. I. 313. 

Affifenfigung, Protocoll über diefelbe, N. Jahrb. II. 366 f. 

Atheift. Kann der eines Meineivs Angefchuldigte mit Erfolg fich darauf 
berufen, daß er ein Aiheift fei? N. Jahrb. IV. 33 f. 

Auflauf und Tumult (K. Preuß. G.), N. Jahrb. V. 239, ſ. noch Tumult. 


* 


4 


Aufruhr. Aufruhracte: Formel derfelben, N. Jahrb. V. 239, Erſatzpflicht 
in Betreff des bei Aufruhr verurfachten Schadens, VI. 330 f. 333. 334, 

Ausheben der Thüre (Art. 230), Jahrb, 391. 

Ausland, Gefepgebung, N. Jahrb. II. 242. 357. 463. f. Art, Geſetz— 
gebung. 

Ausdlandifche Verbrechen, Crim. Jahrb. I. 259, Anwendung der inlänbi- 
fihen Geſetze auf diefelben, N, Jahrb. V. 240 f. 

Ausſage, das Vergehen der wahrheitswibrigen Ausfage (Art. 325), N. 
Jahrb. III. 129 f. 

Ausfegung hilfloſer Berfonen, Jahrb. 236. — Gehört hierher die Nicht: 
aufnahme einer Schwangeren Seiten der dazu aufgeforberten Hebamme ? 
N. Jahrb. VI. 349. 478. 


B. 


Bedrohung, das Verbrechen der, N. Jahrb. III. 369 f. Bedrohung des 
Jagdber. (Art. 276), IV. 495. DB. bei Widerfegung gegen bie öffentl. 
Autor, fann auch nach Art. 170 beftraft werben. V. 416 f. 

Befreiung von Gefangenen, Art. 109, N. Jahrb. IV. 415 f. 

Begnadigung, über den Einfluß derfelben auf die fogenannte Privatgenugs 
thuung in Injurienfachen, N. Jahrb. III, 55 f. 

Begünftigung der Verbrechen, inshefondere nach Art. 239, N. Jahrb. 
IV. 138 f. 

Beihilfe zu einem vermeintlichen Berbrechen, N. Jahrb. IH. 112. B. bei 
den durch die perfönlichen Berhältniffe des Berlegten zu dem Verbrecher 
ausgezeichneten Verbrechen, N, Jahrb. 1. 1. 128. IH. 465. 

Beleidigung, in Concurrenz mit Widerjeglichkeit, N. Jahrb. II. 357. Pri: 
vatgenugthuung, — über den Einfluß der Begnadigung auf diefelbe, 
N. Jahrb, II. 55 f. IR der auimus injuriandi ein wefentliches Er— 
forberniß, oder fennt das ſächſ. Recht auch culpofe Injurien? N. Jahrb. 
V1.413, 

Benugung, widerrechtliche, Jahrb. 396. 

Berichte in Eriminalfachen, Crim. Jahrb. II. 205. 

Beſchädigung fremden Eigenthums aus Bosheit, N. Jahrb. VI. 450. 

Beitehung, Konfummation der paffiven, N. Jahrb. II. 365. 

Beitraft, Bedeutung des Worts, Crim, Jahrb. 1. 210. 368. N, Jahrb. 1. 
1. 123. 

Betrug, Erforberniffe zum Begriff deſſ, N. Jahrb. I. 2. 135. Unterfchieb 
von der Selbfihülfe, N. Jahrb. I. 3.40. Wann ift die Berfchweigung. der 
Mahrheit firafbar? N. Jahrb. II. 1.1V. 219: V. 252. B. beim Betteln, 
N. Jahrb. 11.248. B. in VBertragsverhältniffen, ausländ. 
Recht, N. Jahrb. II. 463. Iſt der unbefugte Nach druck des vecht: 
mäßigen Berlegers, welcher in ber Ueberfchreitung der vertragsmäßigen 


Anzahl der Exemplare liegt, ein Betrug? N. Jahrb, IV. 117 f. Bes 
geht der angebliche Schuldner durch Fortfchaffung und Verheimlichung 
feiner Habe einen B.? III. 476. Banquerott — Betrug. Iſt letz⸗ 
terer jedes Mal in den Fällen vorhanden, in welchen von dem verlegten 
Gläubiger ein Gefchäft feines Schuldners mitder Paull, Klage angefochten 
werden fann? N. Jahrb. IV. 201. Ueber den Einfluß von Bindications: 
anfprüchen auf d. Unterf. wegen Banquerotts, IV. 373. Ueber 
den Thatbeftand des Verbrechens des betrügerifchen Banquerotts, 
N. Jahrb. V. 479. vgl, noch N. Jahrb. 1. 2. 136. IV. 201 f. 373. 
Ueber das Forum beim Banquerott, N. Jahrb. II. 145. Blei: 
he Theilnahme bei dem Betruge, VI. 95. Werthsermitte— 
lung bei betrügerifchem Grevitnehmen, IV. 369. Kellerwecfel, 
V. 178,473, Theſes des O.-A.Gerichts über den Betrug, 
V. 125. Ueber den Begriff der Wahrheitsunterdrückung, V. 
252. Ueber den Begriff That ſache, V. 480. Betrug — Fälſchung 
— Beſchädigung aus Bosheit. Rechtsfall, VI. 450. Iſt es Betrug, 
wenn Jemand wiſſentlich ein bereits mit einem Gewinn herausgefom- 
mened Lotterieloos von dem damit unbekannten Collecteur kauft? 
N, Jahrb, VI. 27 f. Ueber Betrug in und außer Bertragsverhältnifien, 
N. Jahrb. VI. 30 f. 

Betteln, N. Jahrb. II. 248. ſ. Betrug. 

Beweis, in Eivilfachen, deſſen Einfluß auf ven Beweis in Griminalfachen, 
N. Jahrb. I. 3. 99. 

Beweisthenrie im Eriminalproceffe, Crim. Jahrb. 3. 50. 119. N. Jahrb. 
1.1.55. 1.3, 1. Beweis duch Mitfchuldige, Baier, Recht, 
N. Jahrb. II. 467. Beweis durch Perfonen, die bei dem Gegenftand 
der Ausfage nicht unbeiheiligt erfcheinen, insbefondere von dem Zeug- 
nifje über eigne Handlungen und von dem Zeugniffe der Mitfchuldigen, 
N. Jahrb. II. 177 f. Ueber die Verbindung der einzelnen Indicien zum 
Schuldbeweiſe, N. Jahrb. V. 475. 

Beweismittel. Ueber die Cognition des Spruchrichters in Betreff der Er: 
heblichfeit der Beweismittel, N. Jahrb. VI. 437, 

Bigamie, Verjährung derſ., N. Jahrb. III. 120, Rechts⸗Irrthum über das 
Beſtehen der andern Ehe, VI. 55. 

Bloͤdſinn (Verftandesfchwäche), N. Jahrb. IIL. 155. 

Brandftiftung, Crim. Jahrb, I. 85. 153, Jahrb. 145.5 das Verbrechen 
der wiederholten, N, Jahrb. III. 249 f.; an der eignen und an der frem- 
den Sache, VI. 348, 

Bruchfal, das Männerzuchth. daſ., N. Jahrb. III. 244 f. 

Burihenfchaft, die Erfenntniffe gegen mehrere Mitglieder derf., Crim. 
Jahrb. IL. 123 f. 


E. 


Charakteriftifen über verurtheilte Verbrecher (Hannöv. G.), N. Jahrb. 
IV. 213, 

Civilanſprüche, wie weit ihnen durch Criminalurtheile präjubicirt wird, 
Oeſterreich. Recht, N, Jahrb. II. 250. 

Commiſſionsgeſchäft, in f. Beziehung zur Veruntrauung, N, Jahrb. 
ll. 165. 

Eompetenz (j. übr. Gerihtsftand, Entſcheidung, Gerichtsbanf, Gelbftrafe) 
der Juftizbehörden in Forftpolizeifachen, N. Jahrb. I. 3. 52. 

Eoneurrenz der Verbrechen, N, Jahıb. I. 1, 122, 123, I. 3. 103, von 
Forſt- und andern Diebftählen, N. Jahrb. II. 350. von befiraften und 
unbeftraften Verbrechen, N. Jahrb. II. 384. 

Coneurs, bevorftehender, was darunter zu verfiehen, N. Jahrb. I. 2. 
136, 138. 

Eonventionalitrafe — Wuher, N. Jahrb. V. 120 f. 

Eriminalgefegbuh, Materialien zu defien Beurtheilung im Allgemeinen, 
Jahrb. 1. im Herzogthume Sachjen- Altenburg, N. Jahrb. I. 2. 66. 
im Herzogthum Sachſen-Meiningen, N. Jahrb. IT. 1 f. 

Eriminaljurisprudenz, die vergleichende; deren Werth in Betreff der 
neuen Gefeßgebungen, N, Jahrb, Ill. 214 f. 

Eulpa und Dolus, — culpofe und dolofe Tödtung, N. Jahrb. VI. 406 f. 
— Unterfchied von dolus iadirectus, N. Jahrb. VI. 58 f, — Gibt es 
eulpofe Injurien? — N. Jahrb, VI. 413. ſ. no Fahrläſſigkeit. 


D. 


Denkſchrift über das Syſtem des Straf-Geſetz-Entwurfs, N. Jahrb. 
VIE. 

Denunciant, Berurtheilung deffelben in die KRoften des Unterfuchungss 
Procefjes, N, Jahrb. Il. 413 f. IV. 459, Bengengebühren deſſ., 
N. Jahrb. V. 306 f. 

Denuneiationspflicht, Auslegung des Art. 39, N. Jahrb. VI. 350. 

Denunciationsproceß, Crim. Jahrb. IH. 115. N, Jahrb. II. 253. 

Depositum, in f, Beziehung zur Beruntrauung, NR, Jahrb. II. 155. VI. 474. 

Defertion. Art. 95 leidet auf die Verleitung zur Defertion nichtfächf. 
Soldaten nicht Anwendung? N. Jahrb. VI. 470, 

Diebitahl, einer Givilperfon an Kameraden, Jahrb. 388, D. von Gegen- 
fländen aus Gebäuden, welde dem Gottespienfte gewidmet find, 
ebendaf, Erört. des obj, Thatbeft. 369. Unterſchied von der Selbfts 
hülfe, R, Jahrb. I. 3. 34. V. 488. Einfluß des Werthsbetrags auf die 
Sirafe, N. Jahrb. II. 141. V. 259. D. von Pfandfcheinen, N. Jahrb. 
1. 317. Rüdfall beim Barthierer, ebend. 367. Bictualiend,, f. diefen. 
Widerfegung des auf der Ihat betroffnen Diebes, N. Jahrb. III. 224 f. 
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D. an Gegenftänden, die der öffentlichen Sicherheit anvertraut find, IM. 
115. VI. 475. Unterfchteb vom Raube, II. 351 f. im Complotte, III. 468, 
Berwendung der entwendeten Sache in den Nugen des Beftohlenen, IV. 
208, 480, Irrthum des Diebes über den Werth der Sache, IV. 
496. Ausantwortung der geftohlenen Sache an den Damnificaten, V. 
189, Diebftahl an von der Fluth fortgetriebenen Holjftüden, V. 244 f. 
Ueber die Thätigfeit des Richters nach erhaltener Kunde von einem bes 
gangenen D,, N. Jahrb. V. 308 f. Ueber Auslegung des Art. 223 
in Bezug auf die daſelbſt aufgeftellte Straffcala, N. Jahrb, VI. 150. 
Fiſchdiebſtahl, VI. 477. Beſitz der entwendeten Sache, Iudieium für 
den Diebftahl, VI. 475: vgl. noch Bictualiend., Berwandtend,, Marftd,, 
Wildd. 

Ausgezeichneter Diebſtahl: Präjudicien, Jahrb. 389. Sätze 
des O.⸗A.⸗G., N. Jahrb. IV. 494. Neber Diebsinſtrument (der eigne 
Finger), N. Jahrb. III. 234 f. 

Erbrechen, Jahrb. 390 f. N, Jahrb. II. 118. 466, 475. IV. 224 f. 
367. Gerdrücken von Fenfterfcheiben — Irrthum über den Berfchluß), 
V. 240. 268 f. 483. (Zugeſchnürter Packkorb), VI. 349. (Bugebunds 
ner Korb), VI. 477. (Aufwuchten einer Thüre). 

Balfhe Schlüffel, N. Jahrb. III. 466 f. 

Diebsinfirumente, Jahrb. 389. 390. N. Jahrb. II. 234. 466. 

Ginfteigen, Jahrb. 392. N. Jahrb. II. 254, III 468. V. 262 f. 
(Einfriechen, V. 267.) 

Nähtliher Diebſtahl, N, Jahrb. IV. 208 f. f. noch Nachtzeit. 

Bewaffneterd,, N. Jahrb. II. 311. II. 351. IV. 209. 

Dienftverbrechen, f. Amtsverbrechen. 

Dienftvernahläffigung von Eifenbahnwärtern, N, Jahrb. I. 3. 107. 

Dolus (dir. u. indir.), Unterfchied von der culpa, N, Jahrb, VI. 58 f. 
Dolus indetermia. bei Körperverlegungen, N, Jahrb, VI. 343. 442. 
Dolofe und culpofe Tödtung, N. Jahrb. VI. 406 f. 

Domestici als Zeugen, N, Jahrb. III. 126. 


G. 


Ehebruch. Großh. Meklenb. Geſetz, N. Jahrb. IV. 477. 

Ehrenfolgen von Strafen, N. Jahrb. V. 233 f. 

Ehrenrechte bei gewiffen Formeln der Freiſprechung, N. Jahrb. II. 48. 

Eigentbum , literarifches, über die Anwendbarkeit des Geſetzes vom 22, 
Bebr, 1844 auf Berlegungen der eingegangenen Contractsverbindlich- 
feiten rüdfichtlich der Zahl der abzuorudenden Exemplare einer Schrift 
oder eines Kunſtwerks, N, Jahrb. IV. 1 f. Iſt der unbefugte Nachdruck 
des rechtmäßigen Berlegers, welcher in der Leberfchreitung der vertragss 
mäßigen Anzahl der Exemplare liegt, ein Betrug? N. Jahrb. IV. 117. 
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Eigentbumsverbrechen, älteres Recht, rim. Jahrb. I. 37. 356. Groͤrte⸗ 
rung bes objectiven Thatbeftandes, Jahrb. 309. Zuſammenrechnung 
früher beftrafter mit fpäter entdeckten E., N. Jahrb. VI. 340, 348, 

Einfhleihen, Iahrb. 121.393, ausländ, Praxis, N. Jahrb. II. 242, 363. 

Einfteigen, Jahrb. 392. N. Jahrb. II. 254, III. 468. V. 262 f. 

Eifenbabnen. Die deutſchen Gefeggebungen zum Schuge der Gifenbahnen. 
MN. Jahrb. IV. 362 f. 469 f. | 

Eifenbabnwärter als öffentliche Beamte im Sinne des Art, 311, N. 
Jahrb. 1. 3. 107. 

Entlaffung eines Eivilftantsbieners, Crim. Jahrb. I. 15. 

Entfheidung, eigene, der Unterfuchungsrichter, Jahrb. 379. 

Epilepfte, Zurechnungsfähigkeit, N. Jahrb. V. 493, 

Erben eines Berurtheilten. AppellationssRecht derfelben, N. Jahrb. IV. 
218 f. vgl. noch N. Jahrb. II. 253, 

Erbrehung des Verfchluffes, Jahrb. 390 f., N. Jahrb. IH. 118. 466. 
475, R. Jahrb. IV. 224 f. 367, V. 240. 483. VI. 349, 

Erpreflung, deren Unterfchieb von der Nöthigung, Jahrb. 223, N. Jahrb. 
11. 112 f. von der Selbfthülfe, N. Jahrb. I. 3, 39, Erlauterung der 
Artikel 166. 167, N. Jahrb. IH. 392 f. 

Erfag, N. Jahrb. II. 257. V. 371. Außerger. Erfag (Baier) N. Jahrb. 
IV. 206 f., über und unter der Hälfte IV. 226. Iſt derfelbe unbebingt 
in zweiter Inftanz zu beachten? VI. 350 f. Weber die Motive des Er—⸗ 
faßes ; fommen fie bei dem außerg. E. in Betracht? VI. 473. 477. 


F. 


Fahrläſſigkeit, N. Jahrb. III. 112. Unterſchied derſelben vom dolus dir. 
und indir. VI. 58 f, Bewußte und unbewußte Culpa, VI. 59. Cul⸗ 
pofe Tödtung oder verfuchter Mord? Gin Rechtsfall, VI. 217. f. noch 
Gulpa. 

Falſche Denunciation, N, Jahrb. II. 16. 208. 

Fälſchung öffentlicher Urkunden, N. Jahrb. II. 419. III. 113 f. von Waas 
renftempeln, N, Jahrb III. 379. 383 f., die Faͤlſchung fegt nicht unbe⸗ 
bingt eine gewinnfüchtige Abficht voraus VI. 469, Gebrauch einer ver- 
fälfhten Urfunbe, VI. 473. 

Fiſchdiebſtahl, N. Jahrb. VI. 477. 

Floſiholzdeuben, N. Jahrb. I. 3. 63. : 

Forftpolizeifachen, Eompetenz der Juftigbehörben in denfelben, N. Jahrb. 
I. 3. 82. 

Forftpolizetvergehen, N. Jahrb. I. 3. 72, III. 358 f. 

Forftftrafgefeg, Auslegung deffelben und Anwendung auf befondere Fälle, 


N, Jahrb. I. 3. 59. 1. 4, 94. 8.2, R. Jahrb. III. 120 f. $. 21. III. 
358 f. Großh. Bab. Forfiftafgefeg, N, Jahrb. IV. 473. 

Fortgefegted Verbrechen, N. Jahrb. I. 1, 122. 123. 

Freifprechung, deren Formen, Crim. Jahrb. I. 29. 111. Einfluß auf 
Ehrenrechte, N. Jahrb. II. 48. 

Funddiebſtahl, N. Jahrb. II. 1. IV. 461. V. 486 f. Forum beim Fund» 
diebftahl, N. Jahrb. I. 2. 64, IV. A61 f. Ueber den Irrthum in der 
Perſon des Berlierenden. Art. 241, N. Jahrb. VI. 473, 


©. 


Gefangne. Beſuch berfelben durch Geiftliche, N. Jahrb. III. 463 f. 

Gefängnißſtrafe. Schärfung derfelden durch ntziehung der warmen 
Koft. Großh. Oldenb, G., N. Jahrb. IV. 477 f. 

Geldftrafe, Jahrb. 207. Gompetenz der Unterſuchungsrichter dabei, N. 
Jahrb. I. 3. 91. Ueber die Beflimmung der Geldbuße und ihres Vers 
hältniffes zur Gefängnißftrafe im Grfenntniffe, N. Jahrb. VI. 432, 

Gemeinden. Die Verpflichtung derſelben zum Erfage des durch Aufruhr 
verurfachten Schadens, Auswärt. Geſetzg., N. Jahrb. VI. 330 f. 
333. 334, 

Gemeines teutfhed Strafrecht, in feinem Verhältniſſe zu den neuen 
Strafgefepgbühern, N. Jahrb. III. 197 f. j 

Gemeinfchaftlichkeit, f. Bereinigung. 

Gerichtsärztliche Gutachten, in wie weit fie der richterlichen Beurtheilung 
zu unterftellen, Jahrb. 106. 112, NR, Jahrb. II. 256. 361. 

Gerichtsbank, Nothwend. ihrer Befegung, Jahrb. 379, N. Jahrb. II. 61. 

Gerihtöftand in Unterfuhungsfachen, Crim. Jahrb. 11. 87, N. Jahrb. I. 
2. 40, 1. 2. 139. wird in Defterreich durch Erlaſſung von Stedbriefen 
begründet, N. Jahrb. II. 250. Gerichtsftand bei der Concurrenz von 
Borftverbrehen, N. Jahrb. II. 252. Sondershauf, Geſetz, N, Jahrb, 
111. 468 f. Ueber das forum connexitatis und die betreffenden Vor— 
fchriften des ©, von Schwarzb.-Sondersh,, N, Jahıb, IV. A2f, 

Geſetzgebung des Auslandes, Mittheilungen aus derfelben, N, Jahrb, II. 
242. 357. 463. I. 32 f. 111 f., II, 144. 354 f. 463 f. IV. 206 f. 
288 f. 355 f. 362 f. V. 233 f. 454. VI. 327. 441. 

Geſtändniß eines Verbrechens, deſſen Exiſtenz der Richter für unwahrfcheins 
lich hält, fann dennoch vorausfeßungsweife ein Straferfenntniß begrüns 
den, N. Jahrb. II. 420. Geſtändniß vor incompetenter Behörde, 
N. Jahrb. I. 358. Widerruf, N. Jahrb. IV. 243. 254. 274 f. Außer: 
gerichtl., defien Beweisfraft. V. 480. Die Bedeutung des Geftändniffes 
in ben verfchiedenen Formen des ftrafrechtlichen Verfahrens, verglichen 
mit der des Geftänpniffes im bürgerlichen Proc. VI. 97. 


% 
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Gewalt, beim Raube, Jahrb. 65, NR. Jahrb, I. 4. 108, bei ver Nöthi- 
gung, Jahrb. 225, bei der Erbrechung, Jahrb, 390, bei ber Wis 
derſetzung, Jahrb. 122, N. Jahrb. 4. 1. 126. II, 474, beim Lands 
friedensbrude, Jahrb. 129, N, Jahrb. I. 3. 104. 

Gewerbmäßigkeit, Jahrb. 393, bei Bereinigung von zwei Perſonen zu 
Betreibung des Diebflahls, N. Jahrb. I. 3, 107. V. 371, Anrechnung 
ber Beträge, N. Jahrb. II. 55, Begriff, N. Jahrb. II, 253, Unzuch t 
als Gewerbe, N. Jahrb. II. 416. 

Giftmord, Crim. Jahrb. I. 168, Jahrb. 94, N. Jahrb, I. 1. 80. 


H. 


Haft, unverſchuldete, ſ. Strafmilderung. 

Handarbeitsſtrafe, beſonders in Forſtſtrafſachen, N. Jahrb. J. 3. 60. 

Handgelöbnißbruch, ob die Abſicht erforderlich, ſich der Unterſuchung zu 
entziehen, N. Jahrb. I. 2. 140, allgemeinere praktiſche Bemerkungen, 
N, Jahrb. II. 346, IV. 227. 

Hausfuhung. Geſetzgeb. auswärt. Staaten, N. Jahrb. VI. 328 f. 337, 

Heubner, Die gegen Heubner wegen Hochverraths gefprochnen Erkennt: 
niffe, N. Jahrb. VI. 265 f. 

Hexenproceß. Mittheilung eines ſächſ. Herenproceffes aus dem fiebzehnten 
Sahrhundert, N, Iahrb. IV. 15 f. 

Hochverrath. Auslegung des Art, 81, N. Jahrb. VI. 297. 

Holzdiebftahl, Wivderfeglichfeit dabei, N. Jahrb. I. 1. 126. Goncurrenz 
mit anderen Diebflählen, N. Jahrb. II. 350. Werthsermittelung eben⸗ 
dafelbft 353, f. noch Art, Werth. 


I 


Jagdfrevel. Königl. Bayer, Geſetz, die Beſtrafung der Jagdfrevel bes 
treffend, N. Jahrb. VI. 445, 

Jagdgerechtigkeit. Beeinträchtigung fremder Jagdgerechtigfeit, N. Iahrb. 
IV. 419 f., Tödten der auf dem Jagdrevier betroffenen Hunde, N. 
Jahrb. IV. 223. Bedrohung des Jagbberechtigten IV. 496. Ueber 
die Grenzen der erlaubten Abwehr des Wildes von den Fluren. 
V. 243, 

Andicienbeweis, Grim. Jahrb, I. 55. Jahrb. 23. Werth deffelben, N. 
Jahrb. I. 2, 140.1. 3.1. Rechtsfälle N, Jahrb. 1.1.3. 1.4. 
1. 11. 196. Defterreich. Patent vom 6. Juli 1833, N. Jahrb. II. 480, 

Inhaber der entwendeten Sache, ob er oder der Gigenthümer derfelben als 
Beſtohlner anzufehen, N. Jahrb. II. 478, 
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Irrthum. Rechtsirrthum. Schüpt vorherige Befragung eines Rechtöge- 
lehrten? N. Jaheb, I. 478 f. Irrthum bei Injurten in Bezug auf 
die Perfon des Beleidigten. IV. 211, Irrthum des Diebes über den 
Werth der Sache IV. 496, Weber factifchen und Rechts-Irrthum. 
Die Berufung auf letztern als Strafausfchließungsgrund ift nicht unbes 
dingt unzuläfftg. VI. 47, Vgl. noch VI. 308. 

Juſtizbehörden, deren Competenz in Forftpoligeifachen, N, Jahrb. I. 3. 52. 


K. 


Kellerwechfel. IR die Verfertigung und Ausgebung eines Kellerwechfels 
eriminalrechtlich firafbar? N. Jahrb. V. 178 f. 473. 

Kindesabtreibung. Crim. Jahrb, II. 320, N. Jahrb. VI. 467. 

Kindesmord, Thatbeitand, Crim. Jahrb. I. 98, N. Jahrb. II. 430 f. 
Zöbtung des im Ehebruche erzeugten Kindes, N. Jahrb. III. 111. 

Kichendiebftahl, die Unterfuchung deſſelben ift lets vor dem for. del. 
commissi zu führen, N. Jahrb. I. 2, 5l, nah Baier. Rechte, N. 
Jahrb. Il. 249, 

Körperverlegung, Iahrb. 265. 268. Dolofe, in Conc. mit aus dol. 
event. verjuchter Tödtung, N. Jahrb, VI. 61. 442, Weber den dolus 
indeterm. bei d. Verbr. der Körperverlegung, N. Jahrb. VI. 343. 

Koftenreititution bei zweifelhafter Competenz, N. Jahrb. 1. 2. 52 f. 


8, 


Landfriedensbruch, Begriff, Jahrb. 128, N. Jahrb. IV. 368. V. 141 f. 
Beifpiel, N. Jahrb. I. 3. 104. N. 3. VI. 461. (Erf, d. O.⸗A.⸗G.) 

Reumundserforfhungen, N. Jahrb. III. 354. 

Liquidiren der Vertheidigungskoſten, N, Jahrb. II. 470. 

Kiterarifche Notizen, N. Jahrb. IV. 236. 496. VI. 351. 479. 

Lotterie, ausländifche, Grklärung von $. 2 des Gefehes vom 4. December 
1837, RN. Jahrb, VI. 476. 

Lugauer Einbruch, N. Jahrb. II. 257 f. 

Rügen vor Gericht. Deren Beſtrafung, insbef. nad Württemb. Polizei— 
StrafsGefepb., N. Jahrb. II. 143 f. 

Zuftfeuche, die Anſteckung Anderer mit der Luftfeuche kann nach Befinden 
als Körperverlegung beſtraft werden, N. Jahrb, I. 418. 


M. 


Majeſtätsbeleidigung, N. Jahrb. VI. 341. 
Marktdiebftahl, Begriff, Jahrb. 393, N. Jahrb. V. 371. 481. 
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Meineid, Crim. Jahrb. I. 220. 290. Die Unterfuchung wegen jalfcher 
Gidesleiftung ift lets von demjenigen Gericht zu führen, vor welchem 
der Eid abgeleiftet worden it, N. Jahrb. I. 2. Ad. Berſuch des 
Meineivs, N. Jahrb. I. 3, 105. Rechtsfall, N. Jahrb, I. 4. 1, 
Meineid zugleich als Mißbrauch der Religion , N. Jahrb, II. 40, 342. 
MWürderungseid als Meineid, N. Jahrb. I. 373. Meineid 
von Gidpesunmündigen, N, Jahrb. 11.397. Kann ber eines Mein- 
eids Angefchuldigte fi darauf berufen, daß er ein Aiheift fei? 
N, Jahrb. IV. 33 f. Widerruf des Meineids II. 119 „wiffentlich* 
359 f. Thatbeftand 356 fe Großh. Oldenb. Geſetz IV. 474 f. 
Meineid und leichtfinniger Eid VI. 58. Der Zweifel erfegt den dolus. 
VI. 64. Beitrag 3. L. v, Meineive, insbefonbere über Mentalrefer- 
vation VI. 209, 

Meiningen. Cinführung des Königl, Sächſ. Crim.-Geſetzb. daſelbſt. N. 
Jahrb. IN. 1 f. 

Mißbrauch der Religion, N. Jahrb. II. 40. 342, Mißbrauch zur Unzucht, 
N. Jahrb. II. 229. Der Amtsgewalt, N. Jahrb. I. 1. 42. IV, 425, 
V. 305. 

Mitfchuldige, deren Zeugniß, N. Jahrb. I. 2. 140. III. 177 f., durch Ges 
ftändniß der eignen Schuld oder durch unmittelbare Bezüchtigung II. 
184 f. 188 f. Auswärtige Gefege, III. 191 f. 

Mord, Crim. Jahrb. II. 223. 259. Verſuch, N. Jahıb, I. 4. 107. Raub 
mord f. diefen. Der Mörder Sebaftian, ein Rechtsfall, N. Jahrb. V. 
272 f. Die Unterfuchung gegen P. wegen verfuchter Ermordung feiner 
Ehefrau V. 377. 

Mündlichkeit und Deffentlichfeit, N. Jahrb. I. 1. 74.1.3. 1. Abriß des 
Verfahrens, N. Jahrb. V. 481. 

Münzfuß, Jahrb. 388. 


MR 


Nachdruck, vgl. den Art. Betrug. — Ueber bie ftrafrechtliche Seite des 
Urheberrechts, N. Jahrb. V. 97 f. 199 f. 

Nachtzeit, Begriff, Jahrb. 121, 393. ausländifche Praris, N. Jahrb. TI. 
242. 363, IV. 208 f. 

Nöthigung, deren Unterfchted von der Erpreffung, Jahrb. 223, 

Nothzucht, für deren Unterfuchung ift der Gerichtsftand des Wohnortes 
oder der Ergreifung als competent anzufehen, N. Jahrb. I. 2. 139. 
(vergl. jedvoh Verordnung vom 24, October 1844. Geſetz⸗ und 
Derorbnungs-Blatt für 1844. ©. 288.) An Kindern unter zwölf Jah⸗ 
ven, Jahrb, I. 243. 246. V. 490 f., f. noch Unzucht mit Kindern. 
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D. 


Deffentlichteit und Mimplichkeit, N. Jahrb. I. 1. 74. 1. 3, 1. Ueber die 
Gerichtsöffentlichkeit, NR. Jahrb. III. 337 f. 446 f. IV. 55 f. Ueber 
den Einfluß derfelben auf die Moralität. IV. 168 f. Das öffentliche 
Schlußverfahren in Württemberg, N. Jahrb. III. 242 f. IV. 229, 
Ueber das öffentlich-mündliche Strafverfahren in Preußen und Baden. 
IV. 288. Abriß des öffentlih-mündlichen Strafverfahrens IV. 481 f. 
Ueber die Einführung des mündlichen Strafverfahrens , insbefondere die 
Einrichtung der zweiten Inſtanz und die Motivirung d. Erf. in Betreff 
der Thatfrage V. 1 f. 

Obrigkeit. Als ſolche ift der Patrimonial-Gerichts-⸗Herr anzufehen, N. 
Jahrb. V. 304 f. 


P. 


Parthiererei, N. Jahrb. I. 2. 133. IV. 138. V. 371, Rückfall, N. Jahrb. 
U. 367, bei dem Funddiebſtahle, N. Jahrb. IV. 461 f. Weber das 
Verhältniß des Art. 239 zu Art, 38, N. Jahrb. IV. 138. V. 249 f. 
Ueber die Abmefjung der Strafe des P. nach der Strafe des Diebes. V. 
471. VI. 351. Befig ber entwendeten Sache ift indicium für den Dieb- 
ftahl felbft. VI. 475. 

Pennfylvan., das Strafſyſtem, N. Jahrb. III. 244 f. 

Pfandſcheine, deren Entwendung, N. Jahrb. II. 317. 

Pfandung, Jahrb. 346. 

Polizei und Polizeiftrafrecht, N. Jahrb. V. 430 f. 

Polizeibehörden, von denen ein Verbrecher zur Haft — und ſodann 
an das competente Unterſuchungsgericht abgegeben worden iſt, haben 
feinen Anſpruch auf Koſtenerſtattung, N. Jahrb. I. 2. 55. Deren Thä- 
tigfeit nach eingeleiteter gerichtlicher Unterfuhung, N. Jahrb. IV. 
244. 255. 272. 

Praxis des Auslands, N. Jahrb. II. 242. 357. 463. III. 110, 351. IV. 
206. 370 (Unterfuchung vor einem franzöfifchen Gerichtshofe). 

Preſſe. Sind die nach der Verordnung, die Angelegenheiten der Preſſe bes 
treffend, vom 5. Febr. 1844 auszufprechenden Strafen gegen bie Firma 
der zuwiderhandelnden Druderei ꝛc. oder gegen deren Inhaber als 
Individualſtrafen zu erkennen? N. Jahrb. II. 162 f. Vgl. noch 
Nachdruck. 

Privatgenugthuung bei Injurienſachen. Ueber den Einfluß der Begnadi— 
gung auf diefelbe, N. Jahrb, III. 55 f. 

Proxeneticum, unter welcher Borausfegung geht deſſen Ausbedingung in 
eine wucherliche Handlung über? N. Jahrb. I. 1. 133. 
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Publication des Exkenntniffes. In Folge derſelben fann der Verurtheilte 
bie Strafvollfivedung verlangen, N, Jahrb. VI. 434: 


N. 


Raub, Jahrb. 51. 217, N. Jahrb. I. 4. 84. I. 4. 108, Unterfchieb von 
Diebftahl, N. Jahrb. III. 351. 

Raubmord, N. Jahrb. I. 1. 3. 1. A. 27, Rechtsfall IV. 237 f. 

Naufbandel, Berfahren gegen alle Theilnehmer ex officio , wenn Tödtung 
ober ſchwere Körperverlegung vorgefommen, N. Jahrb. II. 467. 

Rede des O.A.-G.-Präſidenten bei der Ginführung des Prinzen Alert in 
die Sigung des O.⸗A.⸗G., N. Jahrb. IV. 497. 

Repertorien in Griminalacten, Crim. Jahrb. II. 215. 

Nüdfall, Jahrb, 126. 196., insbefondere veffen Verjährung, N. Jahrb. IT. 
80, Rüdfall beim Diebftahle, N. Jahrb. II. 100. 360. 367, 359, Er⸗ 
läuterung des Art. 59, 277. 278. 279, 280, 282, N. Jahrb. II. 
219 f., Fiſch-⸗ und Wilddiebftähle ſtehen in Betreff ver Rückfälligkeit ans 
deren Diebftählen gleich, III. 224. DBervierfachung der Strafe, N. Jahrb. 
11.100, 359. III. 126 f. V. 257, Rüdfall beim Diebftahl IV. 222. 

Hüdverwandeln, f. Bervierfachen. 

Rückwirkende Kraft der Strafgefege, N. Jahrb. I. 1. 31, 





©. 


Sachverſtändige, deren Verhältniß zum Richter, Jahrb. I. 112, NR. 
Jahrb. 11. 256. 371. II, 443 f. V. 292 f. (insbefondere über die 
Brage, inwieweit der Richter an das ärztliche Gutachten über die Zu— 
technungsfähigfeit des Inc. gebunden fei?). Ueber ärztliche Gutachten 
in Unterfuchungsfachen und über die fünftige Stellung der Gerichtsaͤrzte 
dem Gerichte gegenüber, VI. 195. 

Sacrilegium, älteres Recht, Crim. Jahrb. I. 307. 

Schmerzengeld, N. Jahrb. 11. 115. 171. preuß. Recht, N. Jahrb. I. 363, 

Schreibefehler im Erkenntniſſe, R. Jahrb. VI. 470, 

Schwarzb. Sondersh. Geſetzgebung daſelbſt, N. Jahrb. III. 468, V. 
456 f. Abänderungen des Königl. Sächf. Crim.-Geſetzb. — daſelbſt. 

Schwächung, deren Strafe nach dem altenburgiſchen Crim.⸗Geſetzbuche, 
N. Jahrb. I. 2. 93, 

Schwurgerichte, Crim. Jahrb. I. 1. 52, Jahrb. 24, N. Jahrb. I. 1. 78, 
1. 3. 3. 11. 142, V. 481. f. Oeffentlichkeit und Münblichfeit. 

Selbſthülfe, N. Jahrb. I. 2. 100. 1. 3, 31. Unterſchied von Diebftahl, 
N. Jahrb. 1. 3. 34. V. 488, 
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Spruchpraxis des Herzogtums Altenburg. Mittheilung aus derfelben, N 
Jahrb. IN. 32 f. 

Staatsarzneikunde, N. Jahrb. II. 483, 

Staatöbürgerrecht. Verluſt deffelben als Folge entehrender Strafen, N. 
Jahrb. V. 233 f. 

Staatsgefährliche Verbindungen, Crim. Jahrb. 11. 123, Jahrb. 273. 

Statiftifche Motizen, N. Jahrb. I. A. 117. III. 247, über die Gefchäfte 
der höheren Juftizbehörden in Sachfen, N. Jahrb. IV. 232 f. Ueber 
die Crim. Juftigpflege in der baier. Rheinpfalz, N. Jahrb. V. 254, in 
Württemberg 255, in Baiern VI. 448, 

Steuern. Ueber Auslegimg ber 88. 77—79 des Geſetzes vom 27. Dechr. 
1833 , das Verfahren gegen Uebertreter der gefeplichen Borfchriften in 
S. der indirecten Abgaben betreffend, N. Jahrb. V. 476 f. 

Störung des Hausfriedens, Jahrb. 129, N. Jahrb. II. 246. 469, 

Strafen, Straf- und Befferungsanftalten. Gedanfen über Strafen, N. 
Jahrb. V. 327 f. Meber das pennfylvanifche Syſtem, N, Jahrb. III. 
244 fr Lebenslängliche Zuchthausftrafe III. 365. Weber Todes: und 
lebenslängliche Zuchthausitrafe V. 401. 

m. wegen unverfehuldeter Haft, N. Jahrb. II. 410. V. 





— Erörterung von Fragen aus demſelben, N. Jahrb. VI. 432. 

Strafproceßordnung für die thüringifchen Staaten, Kritifche Bemerkun- 
gen zu derfelben, N. Jahrb. VI. 310 f. 353 f. 

Straffharfung. Kann die Schärfung der Gefängniß- und Arbeitshaus: 
firafe durch hartes Lager und falte Koft die im Erkenntniß ausgefprochene 
Strafdaner verlängern? N. Jahrb. VI. 67. 

Strafverbüßung in Terminen, N. Jahrb. IV. 337. 

Syſtem des Strafgeſetz- Entwurfs. Denkfchrift über daſſelbe, N. Jahrb. 
vI.1f. 


T. 


Telegraphenanſtalten. Baier. Geſetzgebung zum Schutze derſelben, N. 
Jahrb. VI. 443, 

Thatbeftand, bei Eigenthumsverbrechen, Jahrb. 369. beim Kindesmorb, 
Erim, Jahrb. I. 98. N, Jahrb. III. 430 f. 

Theilnabme, gleiche, Begriff derf., N. Jahrb. V. 482. 

Theilnahme, ungleiche, f. ungleiche Theilnehmer. 

Todesftrafe, Gutachten über deren Vollſtreckung in befonderen Fällen, 
Crim. Jahrb. I. 75. U. 257. Betrachtungen über dief., N. Jahrb. 
V. f. 

Todtſchlag, Verſtändniß der Geſetzesworte: auf der Stelle, Jahrb. 
263, Verſuchter Todtſchlag, Rechtsfall, N, Jahrb. V. 78. 


16 


Zödtung, culpofe, Grim. Jahrb. I. 283. T. auf Berlangen, Rechtofall, 
N. Jahrb. II. 426. Eulpofe Tödtung oder verfuchter Mord? VI. 217. 
Ueber den Baufalnerus zwijchen dem Tode des Verletzten und der Ber: 
legung, R. Iahrb. VI. 252. Eulpofe Tödtung, — über die Natur 
der culpa, N. Jahrb. VI, 406. Ueber die unbeabfichtigte Tödtung bei 
beabfichtigter ſchwerer Körperverlegung, K. Bayer. Geſ., N. Jahrb. 
VI. 442, 

Zrödelvertrag, ſ. Eommiffionsgefchäft. 

Trunkenheit, deren Ginflug auf die Zurechnungsiähigfeit, N. Jahrb. II. 
244. VI. 442. Trunfenheit und Schlafzuftand, N. Jahrb. II. 149. 

Zumult. Erſatz des dadurch entftandenen Schadens. Wer iſt dazu ver 
pflichtet? Auswärtige Geſetzg., N. Jahrb. VI. 330 f. 333. 334. 


ut. 


Heberverbienft der Sträflinge, Aust. Recht, N. Jahrb. IV. 478. 

Meberzeugung, richterliche, die Grundlage jedes Strafuriheils, Crim. 
Sahrb. I. 28. 51. deren Zuverläffigfeit, Jahrb. 17. N. Jahrb. I. 1. 
59. 1.3. 2. 

Ungleiche Theilnehmer, über deren Beſtrafung, wenn der Hauptthäter mit 
dem Verletzten in einem ber in Art. 237 bezeichneten verwandtichafts 
lichen Berhältnifie ſteht, N. Jahrb.1.1.128, III. 465. Begriff VI. 479. 

Unterfchlagung, ſ. Beruntramung. 

Unterfuchung, Einleitung verfelben, — über den hierzu nöthigen Verdacht 
gegen den Bezüchtigten, N. Jahrb. VI. 440. 

Unterfuhungsarreft, f. Arreſt. 

Unterfuhungskoften, N. Jahrb. I. 361. f. übr. Koftenreftitution, Des 
nunciant, Antrag. Unterfuhungsfoften, in wiefern fie den Erben 
eines Iuculpaten zuzuerfennen find, N. Jahrb. II. 253. IV. 218 f. 

Unterfuhungsrichter, Competenz deffelben zur Aburtheilung der geringeren 
BDergehen, nach Maßgabe des $. VIII. des Gefeges vom 30. März 
1838, N. Jahrb. VI. 375 f. 

Unterfuhungsverfahren, defien Schluß, Erim. Jahrb. I. 202. II. 92. 
defien Zwed, N, Jahrb. I. 3. 5. 

Unzucht mit Kindern unter 12 Jahren, Jahrb. 90. 92. 246. Mit Frauens- 
perfonen über 12 und unter 14 Jahren, N. Jahrb. I. 1. 125. Miße 
brauch zur Unzucht, N. Jahrb. II. 229. Gewalt, — Nothzucht, 
N, Jahrb. V. 490. 

Unzucht, wivernatürliche, N. Jahrb. III. 123. V. 485. 

Urheberrecht. Ueber die firafrechtliche Seite der Berlegungen des Urheber- 
rechts, N. Jahrb. IV. 97 f. 199 f. 
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Urkundenfälfhung, N. Jahrb. III. 113 f. Ueber Begriff und Thatbeftand 
der Urfundenfälfhung, insbefondere den dabei vorhandenen Betrug, in 
der Richtung gegen Verwandte, N. Jahrb, VI. 344. 


V. 


Verbreitung beunruhigender Nachrichten, N. Jahrb. VI. 476. 

Verbüßungsprineip, ob es in der neuen Geſetzgebung noch vorhanden ſei? 
N, Jahrb. II. 382. 

Vereinigung Mehrerer zu einem Verbrechen, N. Jahrb. III. 363. V. 269. 

Verhaftung, Gefeggebungen auswärtiger Staaten, N. Jahrb. VI. 327 f. 
336. 


Verjährung. Wenn auf deren Grund eine Losfprechung erfolgt ift, kann 
der Angefchuldigte nach baierifchem Rechte die Fortftellung der Uns 
terfuchung verlangen, um feine Unfchuld zu beweifen, N. Jahrb, II. 
249. Berj. des Nüdfalls, N. Jahrb. II. 80. 360. Berjährung über: 
haupt, ebend. — Iſt die Verj. beim Verſuche der im Art. 80 bezeich- 
neten Berbrechen ausgefchloffen? N. Jahrb. II. 405. Berj. der Bir 
gamie, N, Jahrb, III. 120, 

Verläumdung, N. Jahrb. II. 208, IN. 122 f. 

Berleitung. Verſuch verfelben, N. Jahrb. II. 28. 321. unbefcholtener Per⸗ 
fonen zu fleifchlichen Vergehungen mit Andern, ebend. 354, zu einem 
Berbrechen, N. Jahrb. III. 361. 

Berpfandung fremder Sachen, Jahrb. 396. 

Verſchwörung, Jahrb. 273. 303. 

Verſtandesſchwäche, ſ. Zurechnungsfähigfeit. 

Verſtümmelung, Jahrb. 117; 

Verſuch. Iſt bei deſſen Beflrafung der Richter an die Strafart gebunden, 
mit welcher das vollendete Verbrechen bedroht ift? Jahrb. 116. 230. 
Rechtsfall, N. Jahrb. I. 4: 107. V. der Verleitung, N. Jahrb. 11. 
28. Theilnahme Mehrerer, N. Jahrb, II. 321. Berfuch der im Art. - 
80 bezeichneten Verbrechen, N. Jahrb. II. 405. Berfuchter Mord, V. 
377. Berfuchter Todtſchlag, N. Jahrb. V. 78. Vom freiwilligen Abs 
ftehen vom Verſuche, befonders zur Erflärung des 28. und 65, Art., 
N. Jahrb. II. 90 f. Ueber den Verfuch bei dem unbeft. Vorſatze, IV. 
382. 

Vertheidigung, Crim. Jahrb. II. 104, Jahrb. 49. deren Nothwendigfeit, 
Jahrb. 379. N. Jahrb. II. 61. 251. Verpflichtung zu ihrer Mebers 
nahme nach bayerifch, Rechte, N, Jahrb. II. 110 f. In wieweit ift der 
Def. verpflichtet, ihm befannt gewordene Verbrechen feines Clienten an: 
zuzeigen, N. Jahrb. III. 355 f. Ueber das Necht der Sachwalter bes 
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züglich der Vertheivigungsfoften, V. 167 f. Ueber die Ausdehnung der 
Rechte des Bertheidigers, V. 251, 

Vertheidigungsfoften müjfen bei Verluft zu den Acten liquidirt werben, 
wennfchen eine befondere Bekanntmachung der Acteninrotulation zum 
Veripruche oder zur Berichtserflattung nicht flattgefunden hat, N. 
Sahrb. TI. 470. 

Bertheidigungsfchrift für die des Lugauer Einbruchs Befchuldigten, N. 
Sahrb. IH. 257 f. 

Veruntrauung, wiefern fie ſich von widerrechtl. Benutzung unterfcheidet, 
Jahrb. 396. von Pfandgegenftänden, 307. Unterfchied von der Selbſt— 
hülfe, N. Sahrb. I. 3. 39. bei Gommiffionsgefchäften, Fall einer Los— 
ſprechung, N, Jahrb. 1. 4, 114. Depositum irregulare, N, Jahrb. 
11. 155. VI. 474. Thatbeftand derf., IV. 214, Gleiche Theilnahme an 
ver D., N. Jahrb. VI. 05. 

Bervierfahen der Strafe bei wieberholtem Rüdfalle in das Verbrechen 
des Diebftahls, N. Jahrb. II. 100.°359. 111. 126 f. V. 257. 

Berwandtendiebjtähle. Antrag auf Beftrafung und deſſen Rücknahme, 
baierifches Recht, N. Jahrb. II. 359, Keitif des Art. 237, N. Jahrb. 
11. 387. Rechtefall, IV. 451. 

Berwandtichaft, des einen Theilnehmers am Verbrechen mit dem Berlegten, 
fommt fie auch dem andern Theilnehmer zu Statten? N, Jahrb. 1. t, 
128. II. 465, f. übrigens Berwandtendiebftähle. 


Verwundung, lebensgefährliche, deren Begriff, Jahrb. 117. 

Vietualiendiebſtahl, N. Jahrb. IN. 361. 465. Durch die Betheiligung 
Miehrerer bei einem B. wird die mildere Belt. des Aıt, 238 nicht aus— 
geſchloſſen, N. Jahrb. VI. 215. 394. If das Verzebren an Ort und 
Stelle Bedingung der Anwendung des Art. 238? ebend, 

Bormundfchaft. Wer iſt bei bevormundeten Perfonen zur Stellung 
und Rüdnahme von Strafanträgen befugt? N. Jahrb. VI. 
236 f. 





W. 


Waarenſtempel. Nachmachen derſ., N. Jahrb. III. 379. Ausländ. Ges 
ſetzgebungen, HI. 390 f. 

Wahrheitswidrige Ausſage, wann fie von Amtswegen zur Unterſuchung 
zu ziehen, N, Jahrb. 11. 252. Thatbefland d. V. derſ., N, Jahrb. III. 
129 f. 

Wahricheinlichkeitsrechnung im Griminalproceffe, N. Jahrb. II. 442. 
I. 74 f. 

Wechſel, Kellerwechfel, — Falfche Wechfel, N. Jahrb. V. 178 f. 473. ° 

Wehrgeld, f. Schmerzensgeld, 
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MWeimarifches Strafgeſetzbuch, defien Abweichungen von dem altenburz 
gifchen Criminalgeſetzbuche, N. Jahrb. 1. 2. 67. 

Werth, gemeiner, was darunter zu verftehen, Jahrb. 387. Werthsbe: 
trag, deſſen Einfluß bei Abmefjung der Diebſtahlsſtrafen, N, Jahrb. 
II. 141. V. 259, Grmittelung deffelben, V. 371. bei Forſtverbrechen, 
N. Jahrb. II. 353; bei betrügerifchem Eredituehmen, IV. 369. Irrthum 
des Diebes über denſ., IV. 496. 

Widerruf des Meineids, N. Jahrb. III. 119. 

Widerfeßung, Jahrb. 122. BVerleitung dazu, 271. nad) $. 7. des Vorft- 
ſtrafgeſetzes, N. Jahrb. I. 1. 126. 11. 137, in Concurrenz mit Beleis 
digung, N. Jahrb. I. 357, bei einem Forftpolizei-Bergehen, N. Jahrb. 
II. 358 f, Strafen geringerer Widerſetzl., V. 236 f. bei Wilddieb— 
ftählen (Art. 276. Art 233.), V. 343 f. Die Strafe der Bedrohung, 
wenn fie höher ift, als die Strafe der Widerfegung, nach Art, 105. 106, 
ift zuläfftg, V. 416 f. Wiverfegung nad) Art, 106 (Mitgl. Hädt. Baus 
deputation), VI. 465, 

Widerfprühe, anfcheinende, in Griminalentfcheidungen, Crim. Jahrb. 
I. 27. 

Wiederaufnahme der Unterfuhung wegen neuentdeckter Verbrechen des 
verurtheilten Inculpaten, N. Jahrb. II. 464. bei verloren gegangenen 
Acten, V. 198 f. 

MWilddiebitahl, württemberg. Praris, N. Jahrb. II. 362, f. noch Art, 
Jagdgerechtigkeit. Die Entwendung von wilden Kaninchen ifl 
Wilddiebſtahl, Erfenntniß des O.⸗A.⸗Gerichts, N, Iahrb, VI. 464. 

Wohngebäude, Jahrb. 272. 393. 

Wucher, N. Jahrb. IV. 412 f. V. 120 f. (Gonv,=Strafe), 356 f. (Dar⸗ 
lehn in Gifenbahnactien.) 

Würderungseid, gegen beffere Ueberzeugung geſchworen, würde in Sach— 
fen als Meineid zu beſtrafen fein, obwohl auswärtige Gefeßgebungen 
hier die Unterfuchung nicht ftatifinden laffen, N. Jahrb. II. 373. 

Württemberg, Richterperfonale daf., N. Jahrb, 11. 360. Literatur 
ebend, 362. 


3. 


Zeugen: Domestiei, N. Jahrb. III. 126. Zeugeneid in gerichtlichen 
Straffahen, N. Jahrb. IV. 478 f. Zeugengebühren an Damni- 
ficaten, V. 306 f. Taubflumme Zeugen, V. 474 

Zuchthausſtrafe, lebenslängliche, N. Jahrb. II. 365. V. 401. 

Züchtigung , körperliche, N, Jahrb. IV. 222 f. 

Zurehnungsfähigkeit, Medicinalgutachten, Crim. Jahrb. I. 331. insbef. 
bei Berftandesfchwäche, II. 1. verfchieden von Zurech nung, Il. 255. 
Einfluß der Trunfenheit auf die 3., N, Jahrb, II. 244. Gutachten 
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über den Einfluß der Trumfenheit, Vi. 84 f. bei Epilepfie, V. 493. 
Rechtsfall, N. Jahrb. III. 32 f. Ueber Art. 64, N, Jahrb. IH. 
145 f. 

Zufammenrehnung und Beftrafung früher verübter, aber erft nach bereits 
erfolgter Beftrafung anderer Eigenthumsverbrechen befannt gewordener 
Eigenthumsverbrechen, N, Jahrb. VI. 340. 348. 

Bufammentreffen mehrerer Freiheitsftrafen, Beleuchtung einiger bei Art. 
53 und Art. 49 entflehenden Fragen, N. Jahrb. II. 379. VI. 439, 
Zweitampf. Art. 210 leivet auf den nicht Anwendung, der felbft den An⸗ 
deren zum Duell ausgeforbert und ihm wegen Ablehnung des Duell 
Verachtung bezeigt, N. Jahrb. VI. 468. Bellrafung des Zw. (Heſſ. 

Geſetz), N. Jahrb. IV. 220. 


Präajudicien, 
nach den Artikeln des Erim.= Gef. Buchs ꝛc. geordnet. 


Art. 88) - .. Jahrb. 11.0. J. 1. 4 107 
- 30 2222.83 1 324. 
- U 2.222.205 v1. 20. 
- . . . . . NM. J. 1. 324. 1. 361. 
. . . N. J. VI. 350. 
N, 3.1. 1. 122. 
NR. 311. 12% 
. Sahıb. 387. 388. 
. N. 3. IV. 227. 
N. 3. 1. 357, II. 224. 
N. J. V. 371, 
.N. 3. II. 480. IV. 226. VI. 473. 477. 
N, 3. II. 477. 
. R. 3. VI. 2397. 
. RN. 3. VI. 470, 
. N. 3. VI. 476. 
222 RE VI M. 
18) . . . N. 31.2. 103. V. 416. 
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N, 3. VI. 465. 
Jahrb. 271. 
N. 3, IV. Alb. 


Jahrb. 128, N. J. I. 3. 104, IV. 368. V. 


Il, Vi. 461. 
N, 5. 11. 469. 
Jahrb. 263, 

N. 53. VI. 466, 
N. 5. VI. 349, 
Sahrb, 265. 268. 


. N. I. V. 490. 


(223) 


166 (167) 


(174) 
2). 


(Eebreihen) 


(Einfteigen) 
Maͤchtlich) 


234 
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StrafsGefeßes) 


N. J. J. 1. 125. 


Sahrb, 82. 117. 


N, J. I 4. 108. 

N. J. IN. 405. 

N. 3. V. 416. 

N. J. VI. 348. 

Jahrb. 272. 

N, 3. I. 363. 

N. 5.1. 3. 105 
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